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Terrorismus und Innere Sicherheit. 
Eine Untersuchung der politischen Reaktionen in Deutschland auf die  
Anschläge des 11. September 2001. 
 
1. Einleitung 
1.1 Thema der Arbeit 
 
Zwei „Wahrheiten“ prägen die Berichterstattung und öffentlichen Debatten um Innere 
Sicherheit und Terrorismus: Zum einen ist es mittlerweile stehende Wendung geworden, 
dass die Ereignisse des 11. September 2001 alles verändert haben; zum anderen, dass es 
zum Thema Terrorismus eigentlich nichts Neues mehr zu sagen gäbe, da letztlich alles 
schon gesagt sei. Derartige Behauptungen mögen vielleicht in öffentlichen Debatten 
befriedigen und längere Diskussionen vermeiden. Aus Sicht des Politikwissenschaftlers 
reichen solche pauschalen Aussagen jedoch nicht aus – zumal die wissenschaftliche 
Beschäftigung mit dem Phänomen Terrorismus in den letzten Jahren immer wieder neue 
Erkenntnisse hervorgebracht hat und zugleich mit pauschalisierenden Aussagen noch nichts 
über das wie und warum der Veränderungen auf dem Gebiet der Inneren Sicherheit gesagt 
ist.  
Darüber hinaus gibt es in jüngster Zeit eine Vielzahl von spannenden Publikationen zum 
Thema Terrorismus;1 diese offenbaren aber auch gewisse Forschungslücken: So haben 
viele Arbeiten von Terrorismusforschern „nur“ das Phänomen selbst im Blick – die staatliche 
Reaktion auf die Herausforderung wird dagegen nur selten und dann zumeist stichpunktartig 
untersucht. Zugleich ist bei den wenigen Arbeiten, die sich explizit mit dem Bereich der 
Inneren Sicherheit beschäftigen, Terrorismus (wenn überhaupt) nur ein Randphänomen. Die 
vorliegende Arbeit will deshalb beide Bereiche zusammenführen und sowohl Innere 
Sicherheit als auch Terrorismus gemeinsam diskutieren. 
 
Dabei ordnet sich die vorgelegte Arbeit als eine explorative Studie auf dem Feld der Inneren 
Sicherheit ein. Angelehnt an politikfeldanalytische Ansätze2 versucht sie, die Akteure und 
Institutionen im Bereich der Inneren Sicherheit darzustellen und darüber hinaus zu erklären, 
welche Faktoren für Veränderungen und Entwicklungen in der Bundesrepublik insbesondere 
vor dem Hintergrund der Ereignisse des 11. September 2001 verantwortlich sind. Leitend für 
diese Analyse ist es, auf Basis einer Beschreibung der Akteure und der Gesetzeslage die Art 
und Richtung der Veränderungen zu untersuchen.  
Hierzu ist es nötig, sowohl das Gewaltphänomen des Terrorismus zu verstehen, als auch 
sich der staatlichen Gegenreaktionen auf dieses Phänomen zu nähern. Im Rahmen der 
vorliegenden Untersuchung wird darüber hinaus auf Basis rechtstheoretischer Überlegungen 
die Frage diskutiert, wo die politischen und grundrechtlichen Probleme liegen, die im Bereich 
der Inneren Sicherheit von Bedeutung sind. Diese Frage überlagert sich teilweise mit der 
Suche nach möglichen politologischen Erklärungen für das Entstehen (und Verabschieden) 
von einigen zumindest auf den ersten Blick irrationalen und wenig zielführenden Gesetzen 
im Politikfeld Innere Sicherheit.  
Ebenfalls inspiriert von rechtspolitischen und -theoretischen Vorarbeiten wird in der 
vorliegenden Arbeit Problemen nachgegangen, die im Verhältnis von Bürger und staatlichen 
Institutionen im Bereich der Inneren Sicherheit liegen. Schließlich soll auch auf die 
                                                 
1
 Auf den Stand der Literatur wird weiter unten ausführlicher eingegangen. 
2
 Zum Überblick: Vgl. Blum, Sonja/ Schubert, Klaus (2009): Politikfeldanalyse. Insb. S.52ff. 
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institutionellen Akteure im Bereich der Inneren Sicherheit eingegangen und deren Bedeutung 
für das Feld dargestellt werden. Neben der reinen Beschreibung gilt es, Veränderungen 
aufzuzeigen und diese im letzten Schritt zu deuten und zu erklären. Am Anfang soll jedoch – 
wie schon geschrieben – auf die beiden Leitbegriffe dieser Arbeit eingegangen werden, um 
so für die folgenden Überlegungen eine begriffliche Grundlage zu entwickeln. 
 
Zunächst jedoch noch einmal zurück zu den angedeuteten Problemen der zum 
Themengebiet „Terrorismus und Innere Sicherheit“ vorhandenen Literatur. Hier lässt sich 
recht schnell konstatieren, dass die Zahl der Arbeiten, welche Terrorismus und Innere 
Sicherheit systematisch zusammen denken, überraschend gering ist. Zwar ist der 
Forschungsstand zu Terrorismus als Gewaltphänomen, als psychologisch zu erklärendes 
Problem3 und auch im Bereich der sozialwissenschaftlichen Analyse (insbesondere der 
Soziologie4) durchaus beeindruckend. Ebenso gibt es zu Fragen der Grundrechte (bzw. 
Grundrechtsverletzungen) durch die in der Folge des 11. September zahlreich erlassenen 
Gesetze und Maßnahmen eine beeindruckend umfangreiche rechtswissenschaftliche 
Literatur,5 welche nicht zuletzt gefördert wurde durch die jüngsten, nicht immer vollständig 
konsistenten Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) im Bereich der 
Inneren Sicherheit.  
Aber (primär) politologisch inspirierte Analysen, die der Frage nachgehen, inwieweit 
Terrorismus als Gewaltphänomen auf die Akteure und Institutionen im Politikfeld Innere 
Sicherheit Einfluss nimmt (so evident die Frage zunächst erscheinen mag) und welchen 
Einfluss auch andere Faktoren auf die Veränderungen der so genannten 
Sicherheitsarchitektur in den letzten zehn Jahren hatten, sind eher selten.6 Eine der wenigen 
Ausnahmen bilden die Publikationen von Hans-Jürgen Lange,7 wobei dessen Arbeiten häufig 
nur bestimmte Probleme im Bereich der Akteure der Inneren Sicherheit herausgreifen. Wenn 
sich Politologen mit Fragen staatlicher Sicherheit sowie den korrespondierenden Akteuren 
und Institutionen beschäftigen, dann eher aus der Perspektive der Äußeren Sicherheit 
(zumeist unter dem Stichwort der Außen- und Sicherheitspolitik8) oder mit Blick auf das Feld 
der Verteidigungspolitik. Analysen zur Inneren Sicherheit scheint die Politikwissenschaft9 
                                                 
3
 Wobei hier viele Arbeiten eher unterkomplexe und monokausale Erklärungen anbieten. Vgl. zur Kritik den 
Abschnitt 2.2.5 (Formen des Terrorismus) in dieser Arbeit. 
4
 Hier haben für den deutschsprachigen Raum vor allem die beiden Soziologen Friedhelm Neidhardt und 
Peter Waldmann hervorragende Analysen vorgelegt.  
5
 Blaschke et al. (2005), Brugger (2004), Graulich/ Simon (2007), Huster/ Rudolph (2008), Lepsius (2004) 
und Pitschas/ Stolzlechner (Hrsg.) (2004).  
6
 Die Recherche des Verfassers ergab lediglich eine politikwissenschaftliche Magisterarbeit, welche 2004 
an der Universität Münster eingereicht und zwei Jahre später veröffentlicht wurde. Vgl.: Meyer (2006). 
Wenn das thematische Feld etwas weiter gefasst wird, so können noch die politikvergleichende Dissertation 
von Stephan Büsching (2010) und die juristische Dissertation von Stefan Middel (2007) hinzugezählt 
werden. Eine weitere Ausnahme ist Pietschmann (2010); allerdings analysiert dieser Aufsatz vor allem 
Fragen der Privatsphäre und des Datenschutzes. Daneben existiert noch ein etwas unstrukturierter 
rechtswissenschaftlicher Sammelband: Vgl.: Hummer (2005). Weitere Arbeiten, die Innere Sicherheit und 
Terrorismus gemeinsam in den politikwissenschaftlichen Blick nehmen, haben sich nicht finden lassen. 
7
 Instruktiv insbesondere: Lange et al. (2009). 
8
 Zum Überblick: Böckenförde/ Gareis (2009). 
9
 Riescher (2010) S.11: „Für die Politikwissenschaft stand bislang ein ganz anderes Thema im Mittelpunkt 
ihres Forschungsinteresses: Freiheit, Freiheit vom Staat, vor staatlichen Eingriffen in die Privatsphäre des 
Lebens und des Wirtschaftens, die Freiheit der Bürger ihre Meinung zu äußern, sich zu versammeln und 
sich politisch zu betätigen. […] Mit Sicherheit hat sich die politische Theorie lange nicht mehr beschäftigt.“ 
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dagegen häufig den Rechtswissenschaften zu überlassen.10 Zugleich sind 
Politikwissenschaftler rar, die sich mit dem Phänomen des Terrorismus selbst beschäftigen.11 
Beim Blick auf die wenige vorhandene politologische Literatur lässt sich zusammenfassend 
feststellen, dass einerseits Arbeiten selten sind, die die Themenkomplexe Innere Sicherheit 
und Terrorismus zu verknüpfen versuchen. Andererseits wird auch das Thema Innere 
Sicherheit selbst von Politologen bis dato vernachlässigt, was dazu führt, dass es 
beispielsweise nur wenige originär politikwissenschaftliche Arbeiten zur Funktion und Rolle 
von Polizei oder Nachrichtendiensten im deutschen Institutionengefüge gibt.12 Ebenso fehlen 
politologische Arbeiten zu Funktion und Rolle der Innenministerien, den 
Polizeigewerkschaften13 oder anderen möglichen Akteuren im Politikfeld, obwohl 
vergleichbare Analysen beispielsweise zu Gewerkschaften oder Ministerien für andere 
Politikfelder zahlreich vorhanden sind.14 
 
Zwangsläufig lässt dies die Frage aufkommen, weshalb angesichts der medialen Präsenz 
des Themas Terrorismus und der nicht minder breit diskutierten Gegenreaktionen des 
Staates im Bereich der Inneren Sicherheit nur wenige Arbeiten diese Themen zusammen 
behandeln. Die recht übersichtliche Literaturlage überrascht auch deshalb, weil durch die 
Untersuchungen von Kaufmann überzeugend herausgearbeitet wurde,15 welche enorme 
Bedeutung (Innere) Sicherheit für demokratische Politik hat und welchen Einfluss 
Entscheidungen im Bereich der Sicherheitspolitik für die Legitimation von demokratischer 
Politik haben. Erklären lässt sich diese Lücke – wenn überhaupt – zunächst nur durch die 
Komplexität und Breite des Feldes, die entsprechende Studien zwangsläufig sehr 
umfangreich und aufwendig werden lässt. Aber auch die starke juristische Prägung 
zahlreicher Fragen zur Inneren Sicherheit könnte ein möglicher Grund für die geringe Zahl 
politologischer Arbeiten sein. Letztlich erscheinen diese Erklärungen aber unbefriedigend, 
was wiederum für eine intensivere Beschäftigung mit den beiden Themen spricht. 
 
1.2 Aufbau der Arbeit 
 
Im Bewusstsein, dass eine vollständige Bearbeitung des Politikfeldes Innere Sicherheit nicht 
in angemessenem Umfang geleistet werden kann, muss sich die Arbeit zwangsläufig auf 
ausgewählte Aspekte konzentrieren. So will die vorliegende Arbeit vor allem die 
Entwicklungen und Veränderungen im Bereich der Inneren Sicherheit Deutschlands in den 
Blick nehmen, welche in den letzten Jahren vor dem Hintergrund der Auseinandersetzung 
mit der terroristischen Bedrohung Relevanz entwickelt haben. Die Auswahl der behandelten 
Probleme erfolgt danach, inwieweit sie in öffentlichen Debatten überhaupt eine Rolle gespielt 
haben und wie hoch die Auswirkungen von politischen Entscheidungen beispielsweise auf 
die Grundrechte der Bürger oder auf die Sicherheitsarchitektur waren (und sind). 
                                                 
10
 Voigt (2006) S.66: „Dieses Übergewicht der juristischen Diskussion hat seine Ursache in der deutschen 
Wissenschaftstradition, die in diesen Fragen eine deutliche Präferenz für die Jurisprudenz aufweist. Staat 
und Verfassung gelten traditionell als Hausgut der Staatsrechtslehrer […].“ 
11
 Ausnahme sind beispielsweise die Arbeiten von Bock (2009) und Richardson (2007). 
12
 Ausnahmen sind hier die schon erwähnten Arbeiten von Hans-Jürgen Lange. 
13
 Wobei gerade die Polizeigewerkschaften ein spannendes Feld zur Erklärung von Politikinhalten im 
Bereich der Inneren Sicherheit wären: Vgl. Lange (2008a) S.210f. 
14
 Einen Überblick für das Feld Umweltpolitik gibt: Blum/ Schubert (2009) S.91ff; für das Beispiel 
Gesundheitspolitik: Blum/ Schubert (2009) S.134ff. 
15
 Kaufmann (1973) sowie aktualisiert und präzisiert: Kaufmann (2003). 
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Schlüsselereignis für diese Entwicklung sind zweifellos die Anschläge des 11. September 
2001, welche hier jedoch nicht analysiert werden. Da ihnen aber unterstellt werden kann, ein 
Katalysator für zahlreiche rechtliche, institutionelle und organisatorische Veränderungen im 
Bereich der Inneren Sicherheit gewesen zu sein,16 stellen sie den Ausgangspunkt für die 
Suche nach Entwicklungen und Veränderungen im Bereich der Inneren Sicherheit dar. 
Historische Ausführungen (beispielsweise zu den 1970er Jahren und der 
Auseinandersetzung der Bundesrepublik mit dem sozialrevolutionären Terrorismus der RAF) 
werden dagegen nur selten genutzt, da hierzu schon Arbeiten vorliegen17 und das zu 
bearbeitende Thema dadurch einen noch größeren Umfang erreicht hätte. Auch werden 
psychologische Studien oder biografische Analysen18 nur äußerst sparsam zur Anwendung 
kommen, da zu diesen Themen ebenfalls eine Vielzahl von Arbeiten existiert. Stattdessen 
wird sich auf das Politikfeld Innere Sicherheit und die dort zu erklärenden Entwicklungen 
konzentriert; hierzu wird ergänzend auf ausgewählte rechtswissenschaftliche, soziologische 
und politikwissenschaftliche Vorarbeiten zurückgegriffen. 
 
Inhaltlich gliedert sich die Arbeit in fünf große Kapitel (neben dieser Einleitung), in denen 
Stück für Stück die grundlegenden Fragen und Probleme entwickelt und untersucht werden. 
Hierzu werden in einem ersten Schritt zunächst zwei wichtige begriffliche Grundlagen 
geklärt. Für eine Arbeit zum Thema Innere Sicherheit und Terrorismus erscheint es 
unumgänglich, sich der Frage zu widmen, was unter dem ebenso vagen wie umkämpften 
Begriff der (Inneren) Sicherheit verstanden werden kann. Ziel ist es, Sicherheit als Begriff 
zumindest soweit einzugrenzen, dass er für diese Arbeit gewinnbringend genutzt werden 
kann. Dazu wird einerseits auf die theoretischen Grundlagen des Begriffes hingewiesen und 
andererseits die Bedeutung von Sicherheit für das politische System dargestellt. Auch soll in 
aller Kürze auf die Geschichte des Begriffes und dessen Verhältnis zum (modernen) Staat 
eingegangen werden. Daran schließt sich die mindestens ebenso schwierige Darstellung des 
in öffentlichen Diskussionen zuweilen stark aufgeladenen und umstrittenen Begriffs 
Terrorismus an. Auch wenn Terrorismus in politischen Auseinandersetzungen zuweilen als 
eine Art „Totschlagargument“ für die Legitimation von gesetzlichen Maßnahmen genutzt 
wird, befreit das nicht von der Notwendigkeit, den Begriff für diese Arbeit analytisch 
einzugrenzen. Ziel ist es dabei, Terrorismus mit den Mitteln der Sozialwissenschaft so zu 
fassen,19 dass er in verständlicher und handhabbarer Form bei der Analyse des Politikfeldes 
Innere Sicherheit genutzt werden kann. Zugleich wird auch hier wieder nach dem 
(begrifflichen) Verhältnis zum Staat gefragt; diesmal im Hinblick auf die Herausforderung 
durch den Terrorismus. 
 
Nachdem die Kernbegriffe Innere Sicherheit und Terrorismus im für die Arbeit notwendigen 
Rahmen diskutiert und eingeordnet wurden, wird der Fokus auf die Darstellung der Akteure 
des Politikfelds Innere Sicherheit gelenkt. Hierzu wird unter anderem auf Innenministerien, 
Polizeien, Nachrichtendienste und weitere institutionelle Akteure einzugehen sein. Zugleich 
soll auch der Frage nachgegangen werden, ob es sich beim Bundesverfassungsgericht 
                                                 
16
 Busch (2003) S.323: „Sicher kann man jedoch sagen, dass die Ereignisse des 11.September 2001 im 
Bereich der Innen- und Rechtspolitik dazu geführt haben, dem rot-grünen Leitmotiv der extensiven Politik 
eine restriktive Note hinzuzufügen.“ 
17
 Einen guten Einstieg bietet beispielsweise: Kraushaar (2006). 
18
 Einen hervorragenden Überblick bietet: Straßner (2004). 
19
 In Anbetracht von je nach Studie circa 130 Terrorismusdefinitionen, die auf dem „Markt“ sind, stellt allein 
dies kein leichtes Unterfangen dar. Vgl. hierzu auch Schmid (1983) und Schmid/ Jongman (1987). 
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(BVerfG) um einen Akteur im Politikfeld Innere Sicherheit handelt (wie zuweilen in kritischer 
Absicht bemerkt wird) oder ob es nicht doch „nur“ eine Institution der Inneren Sicherheit ist.20  
Auf Basis dieser Vorarbeiten wird anschließend auf die den Umbau der „Architektur“ im 
Politikfeld Innere Sicherheit begleitenden Maßnahmen eingegangen. Hierzu werden die 
rechtlichen Institutionen21 in den Blick genommen, welche in den letzten Jahren 
Veränderungen erfahren haben. Unter solchen Institution werden dabei für die vorliegende 
Untersuchung vor allem Gesetze und Rechtsnormen verstanden, welche die Arbeit der 
Ermittlungsbehörden im Bereich der Inneren Sicherheit prägen.  
 
Im ersten Schritt dieser Untersuchung soll auf diejenigen rechtlichen Institutionen22 
eingegangen werden, die vor allem der Kompetenzerweiterung der staatlichen Behörden 
dienen und primär restriktive Ziele verfolgen. Als konkretes Beispiel hierfür soll der 
mittlerweile für verfassungswidrig erklärte Paragraph 14 (3) des Luftsicherheitsgesetzes 
dienen. Als eher abstrakte Institution wird nachfolgend auf das Konzept des Feindstrafrechts 
(dessen Spuren sich zunehmend auch in der Rechtsetzungs- und Rechtsanwendungspraxis 
finden lassen) eingegangen. Zugleich dient die Darstellung dieser beiden Punkte auch der 
Diskussion, inwieweit der zuweilen zu findende Vorwurf der immer noch vorhandenen 
„geistigen“ Präsenz Carl Schmitts in der deutschen Rechtspolitik zutreffend ist.23 Damit 
verbunden wird hier auf einige begriffliche Grundlagen einzugehen sein, welche aktuell in 
öffentlichen Debatten im Bereich der Inneren Sicherheit von Bedeutung sind. 
 
Im zweiten Teil der Analyse wird auf eher präventive Rechtsnormen im Kontext der 
Terrorismusbekämpfung eingegangen. Hierzu werden zunächst die rechtlichen Grundlagen 
der Videoüberwachung, aber auch die damit verbundenen gesellschaftlichen Folgen 
diskutiert. Etwas kürzer werden anschließend die Regelungen des so genannten 
Gemeinsame-Dateien-Gesetzes und deren gesellschaftliche Auswirkungen dargestellt. Die 
zahlreichen Gesetze und Maßnahmen im Bereich der Kommunikationsüberwachung (Online 
Durchsuchung, Online-Überwachung, etc.) werden einzeln vorgestellt, die damit 
verbundenen Probleme und Grenzen der Überwachung werden jedoch gemeinsam 
verhandelt. Hierbei wird auch auf die einschlägigen Urteile des BVerfG eingegangen, die 
Teile der zuvor geschaffenen gesetzlichen Möglichkeiten zur Kommunikationsüberwachung 
wieder eingeschränkt haben. Zugleich wird in diesem Abschnitt kritisch auf das Verhältnis 
von staatlicher und privater Überwachung eingegangen. Dabei gilt es vor allem zu fragen, 
inwieweit die öffentliche Diskussion mit hochgradig aufgeladenen Kampfbegriffen wie 
                                                 
20
 Vgl. Blum/ Schubert (2009) S.52ff; hier insbesondere S: 54: „Wie eng oder weit der Akteursbegriff gefasst 
werden sollte, muss sich letztlich immer an der Frage entscheiden: »Wer ist tatsächlich an den politischen 
Prozessen beteiligt und hat Einfluss?« Die Antwort auf diese Frage wird von Politikfeld zu Politikfeld 
unterschiedlich ausfallen.“ 
21
 Zum Institutionenbegriff: van Waarden (2009) S.277: „Eine andere idealtypische Institution ist das 
Rechtssystem. Es gehört zu jenen sozialen Regeln, die formalisiert und kodifiziert wurden. […] Seine 
Anwendung erfolgt durch spezialisierte Funktionäre – Rechtsanwälte und Richter – die darüber 
entscheiden, welche Regeln für welchen spezifischen Fall anzuwenden sind.“ 
22
 Vgl. Scharpf (2006) S.77: „Wir ziehen es vor, […] das Konzept der Institution auf Regelsysteme zu 
beschränken, die einer Gruppe von Akteuren offen stehende Handlungsverläufe strukturieren. Diese 
Definition soll jedoch nicht nur formale Regeln umfassen, die durch das Rechtssystem oder den 
Staatsapparat sanktioniert sind, sondern auch soziale Normen, die von den Akteuren im Allgemeinen 
beachtet werden und der Verletzung durch Reputationsverlust, soziale Missbilligung, Entzug der 
Kooperation und Belohnung oder sogar durch soziale Ächtung sanktioniert wird.“  
23
 Baum (2008) S.187. 
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„Überwachungsstaat“ oder „Stasi 2.0“ im Bereich der Inneren Sicherheit nicht einen 
verzerrten Blick auf die Wirklichkeit gibt und so Grundrechtsverletzungen von Privaten aus 
dem Fokus geraten. Damit verbunden werden soll in aller Kürze eine Diskussion der 
Reichweite der Drittwirkung von Grundrechten, welche sich zwar u.a. durch die 
Rechtsprechung des BVerfG24 schon in eine prinzipiell erfreuliche Richtung entwickelt, aber 
zumeist einem eher „altliberalen“ Verständnis25 folgt und damit gerade im Verhältnis von 
Privaten untereinander Fragen aufwirft.  
 
Nach Vorstellung der umfangreichen gesetzlichen Maßnahmen soll in einem weiteren Kapitel 
auf die politikanalytische Ebene gewechselt werden und nach Gründen und Erklärungen für 
die zuweilen enorm restriktiven Gesetzesvorhaben der letzten Bundesregierungen gesucht 
werden. Diese Analyse erfolgt in zwei Schritten: Zuerst wird sowohl die inhaltlich eher 
konservativ ausgerichtete Politik der Inneren Sicherheit der rot-grünen Bundesregierung 
(1998 – 2005) diskutiert, als auch auf generelle Tendenzen im Politikfeld Innere Sicherheit 
eingegangen. Die dabei gefundenen Erklärungen sollen aufzeigen, warum Innere Sicherheit 
letztlich ein eher konservativ geprägtes Politikfeld ist. Anschließend wird – unter 
Bezugnahme auf die Darstellung der Akteure – erklärend auf die Veränderungen im Bereich 
der institutionellen Akteure der Inneren Sicherheit eingegangen. Hier stehen sowohl die zu 
beobachtenden Zentralisierungsbestrebungen als auch die zunehmende Privatisierung von 
Sicherheitsdienstleistungen zur Erklärung an. Am Ende der Arbeit soll in einem kurzen Fazit 
Bilanz gezogen werden und die wesentlichen Ergebnisse und Argumente der Untersuchung 
zusammengefasst werden. 
 
1.3 Vorgehen und Methoden 
 
Eine mögliche Erklärung für die äußerst geringe Anzahl vorhandener Arbeiten zum Politikfeld 
Innere Sicherheit könnte in den Problemen des Zugriffs auf das Forschungsfeld liegen. 
Soweit sich die vorhandene Literatur überblicken lässt, gibt es im Bereich der Inneren 
Sicherheit keine Standard-Analyse bzw. Standard-Methode. Tatsächlich muss man wohl 
davon ausgehen, dass es für das Politikfeld Innere Sicherheit keine elaborierten 
Überlegungen zum angemessenen methodischen Vorgehen und für mögliche 
Analyseansätze gibt, welche die Akteure, Institutionen und Politiken im Bereich der Inneren 
Sicherheit zum Gegenstand haben.26 Zwar gib es bei Lange (2008a) erste Überlegungen zur 
Anwendung politikfeldanalytischer Methoden auf das Thema Innere Sicherheit, diese 
machen aber nur grundsätzliche Vorschläge und sind eher als Einstieg in das Feld zu 
verstehen.27 Es bietet sich von daher an, diese Überlegungen durch einen Blick über die 
Grenzen der eigenen Disziplin zu ergänzen und beispielsweise aus dem Bereich der 
                                                 
24
 Wegweisend: BVerfGE 7, 198 (Lüth): „Die Grundrechte sind in erster Linie Abwehrrechte des Bürgers 
gegen den Staat; in den Grundrechtsbestimmungen des Grundgesetzes verkörpert sich aber auch eine 
objektive Wertordnung, die als verfassungsrechtliche Grundentscheidung für alle Bereiche des Rechts gilt.“ 
25
 van Ooyen/ Möllers (2006c) S.367 sprechen von liberal-etatistischer Sichtweise. 
26
 So gibt es von Siedschlag (2006) einen Sammelband zu den „Methoden der sicherheitspolitischen 
Analyse“, die vorgestellten Ansätze sind jedoch eher im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitischen 
Methoden verortet und können im weitesten Sinne zur Internationalen Politikanalyse gezählt werden. Das 
Politikfeld Innere Sicherheit wird hingegen nicht bearbeitet. Darüber hinaus sind bei Lange (2008a) erste 
Überlegungen zu finden, auch für das Thema Innere Sicherheit politikfeldanalytische Methoden 
anzuwenden, diese machen aber nur grundsätzliche Vorschläge und sind eher als Einstieg in das Feld zu 
verstehen. 
27
 Lange (2008a) spricht vor allem von der heuristische Netzwerkanalyse auf Basis von Experteninterviews.  
 - 7 - 
Rechtswissenschaften auf hermeneutische Verfahren und rechtsdogmatische Überlegungen 
zurückgreifen. Nachteil ist, dass diese sich vor allem auf konkrete Gesetzestexte beziehen – 
was jedoch nicht bedeuten muss, dass Politologen diese nicht auch untersuchen könnten.28  
Wenn man davon ausgeht, dass auch für Politologen Analysen von Gesetzen hinsichtlich 
beabsichtigter und tatsächlicher Wirkung, konkretem Inhalt, Zustandekommen und 
Umsetzung durchaus gewinnbringend sein können, um Aspekte des Politikfeldes Innere 
Sicherheit zu erfassen,29 muss man sich zugleich darüber bewusst sein, dass so angelegte 
Analysen recht schnell an ihre Grenzen stoßen, da sie die „Wirklichkeit“ von Politik nur 
bedingt erfassen können.30 Zudem gehören derartige Analysen nicht unbedingt zu den 
etablierten Methoden der Politikwissenschaft (was nicht heißt, dass sie nicht nützlich für die 
politikwissenschaftliche Analyse sein könnten).  
Aus der Soziologie wiederum könnten organisationssoziologische Überlegungen für die 
Analyse der Arbeit von Innenministerien einen hilfreichen Beitrag liefern, ebenso wie 
spieltheoretische Arbeiten einen Beitrag zur Erklärung von Aushandlungsprozessen leisten 
können, um das Entstehen von Regelungen und Gesetzen im Politikfeld Innere Sicherheit zu 
erklären.31 Trotz dessen, dass damit genügend Gründe vorgebracht wurden, warum 
juristische oder soziologische Methoden problematisch in der Anwendung sein könnten, 
werden diese Ansätze (dort wo es sinnvoll erscheint) in der vorliegenden Arbeit verwendet. 
So wird in den Abschnitten zu den Institutionen und Gesetzen der Inneren Sicherheit auf die 
juristische Hermeneutik zurückgegriffen, um auch die juristischen Probleme ausgewählter 
Gesetze im Bereich der Inneren Sicherheit zu erfassen und darzustellen. Die 
rechtstheoretischen Untersuchungen sollen sowohl auf den Text der Norm eingehen, als 
auch die praktischen Auswirkungen der einzelnen Normen herausarbeiten. 
 
Neben diesem rechtstheoretischem Zugriff wird für die vorliegende Arbeit (vor allem zur 
Erklärung von Politiken) auf Ansätze der Politikfeldanalyse32 zurückgegriffen. Dies erfolgt vor 
dem Hintergrund, dass einerseits der tatsächliche Zusammenhang von Terrorismus und 
                                                 
28
 Seibel (2003) S.221: „Verfassungsfragen gelten in Deutschland allerdings als Juristenfragen, in der 
Politikwissenschaft wird dies in Form partieller Selbstentmündigung weitgehend hingenommen.“ 
29
 Haltern (2006) S.50: „Der tiefere Unterschied zwischen Politik- und Rechtswissenschaft liegt damit in der 
unterschiedlichen Beantwortung einer in der Tradition der Aufklärung immer wieder gestellten Frage, 
nämlich derjenigen nach der Verortung von Vernunft. Politikwissenschaftler verorten Vernunft in ihrer 
eigenen Wissenschaft […] Vernunft ist das, was die Wissenschaft der Politik an das Politische heranträgt. 
[…] Die Rechtswissenschaft hingegen kann nicht akzeptieren, dass Vernunft außerhalb des politischen 
angesiedelt ist und sein soll. […] Die Verfassung repräsentiert das Vernünftige im Politischen und im Staat.“ 
30
 Der Verfasser möchte sich jedoch explizit nicht den Überlegungen von Julius Hermann von Kirchmann 
anschließen, der schon 1848 von der „…Werthlosigkeit der Jurisprudenz als Wissenschaft“ sprach. 
31
 Dass damit allerdings aber nicht viel gewonnen ist, wird anhand einer Anekdote gezeigt werden, welche 
dem Verfasser aus zuverlässiger Quelle für Novellierung des BKA-Gesetzes 2009 übermittelt wurde. Soviel 
sei an dieser Stelle verraten: Die Aushandlungen zwischen SPD und CDU Vertretern sowie zwischen 
Innen- und Justizministerium zogen sich über mehrere Stunden (unterbrochen immer wieder von internen 
Beratungen) hin. Nach langen Verhandlungsrunden war endlich ein Kompromiss gefunden, der jedoch 
weder für die Beteiligten, noch für Außenstehende vollständig rational erklärbar war; insbesondere das 
Zustandekommen der großen Anzahl von Absätzen im § 20 (a bis x) ließ sich im Nachhinein auch von 
Beteiligten nicht vollständig rekonstruieren. Vgl. auch Abschnitt 3.3 dieser Arbeit. 
32
 Zur Einführung: Blum/ Schubert (2009); mit stärker forschungsstrategischen Ansätzen: Schubert/ 
Bandelow (2009). Vgl. auch die zusammenfassenden Überlegungen von Benz (2008) S.215 (unter Verweis 
auf Schmidt (1995)): „Es geht hier um die »wissenschaftliche Untersuchung von Politikinhalten, 
insbesondere des Tuns und Lassens von Regierungen und anderen Institutionen mit Kompetenz zur 
gesellschaftlich verbindlichen Regelung […], ihrer Entstehungsgesichte, ihrer Bestimmungsfaktoren wie 
ihrer Konsequenzen«.“  
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Innerer Sicherheit aufgezeigt werden soll (so evident er erscheinen mag) und andererseits 
die Inhalte der in den letzten Jahren in Reaktion auf die Herausforderung des Terrorismus 
beschlossenen Maßnahmen nicht immer intuitiv sinnvoll und dem Problem Terrorismus 
angemessen erscheinen. Die Politik der Inneren Sicherheit scheint also erklärungsbedürftig 
– und hierfür wiederum eignen sich die Instrumente der Politikfeldanalyse sehr gut.33 
Gleichwohl ist eine Analyse des Politikfelds Innere Sicherheit nicht frei von Problemen: So ist 
die Anzahl möglicher Akteure34 schwer zu überblicken35 und reicht vom Bürger, der allein 
oder in Interessengruppen engagiert ist, über die Polizeien und die Polizeigewerkschaften 
bis hin zu den Innenministerkonferenzen und den Ministerialbeamten in den 
Innenministerien: jeder dieser Akteure kann Einfluss auf die Inhalte des Politikfeld Innere 
Sicherheit haben.36 Aber auch Richter und Gerichte, private Sicherheitsdienstleister oder die 
Bundeswehr sind Akteure, welche das Gewebe des Politikfeldes konstituieren können. Bei 
der Mehrzahl dieser Akteure sind jedoch aufgrund von Sicherheitsbedenken und genereller 
„Arbeitskultur“, die auf Verschwiegenheit setzt, nur begrenzt interne Informationen zu 
erwarten, was die Analyse zusätzlich verkompliziert.  
Für die Analyse des Politikfeldes Innere Sicherheit wird in den erklärenden Abschnitten der 
Arbeit auf unterschiedliche politikfeldanalytische Ansätze zurückgegriffen,37 um nicht allein 
durch die Auswahl der Analyseart zu einem unvollständigen Ergebnis zu gelangen. Genutzt 
werden vor allem der Multiple-Streams-Ansatz,38 der akteurszentrierte Institutionalismus39 
sowie der Machtressourcenansatz. Für die Verwendung des aus dem garbage-can-model 
abgeleiteten40 Multiple-Streams-Ansatz spricht, dass er vor allem auch Irrationalitäten und 
„Umwege“ des Politikbetriebs in die Erklärung von Politikinhalten einbindet. Grundlegend 
geht dieser Ansatz davon aus, das es während der Formulierung von Politikinhalten drei 
sogenannte Politikströme gibt: den Problemstrom, den Options- oder Policystrom und den 
Politicsstrom.41 Wichtig dabei ist: 
 
„Alle drei Ströme fließen relativ unabhängig nebeneinander […] Zwar gibt es 
gegenseitige Beeinflussungen, aber zentral für die Theorie ist, dass es zunächst 
keinen systematischen Zusammenhang gibt.“42 
                                                 
33
 Schubert/ Bandelow (2009) S.3: „Eine erste kurze Definition dieser Teildisziplin lautet: Politikfeldanalyse 
befasst sich mit den konkreten Inhalten, Determinanten und Wirkungen politischen Handelns.“ 
34
 Für die Überlegungen zu Akteuren eines Politikfeldes: Benz (2008) S.170ff. 
35
 Was aber das Problem der meisten Politikfeldanalysen ist! 
36
 Bei Lange (2008a) finden sich ähnliche Überlegungen zu den Akteuren des Politikfeldes Innere 
Sicherheit. 
37
 Ausführliche Erläuterungen zu den einzelnen Ansätzen finden sich auch in den entsprechenden Kapiteln 
dieser Arbeit. 
38
 Instruktiv: Rüb (2009) S.348ff. 
39
 Vgl. Scharpf (2000/2006). 
40
 Vgl. Rüb (2009) S.350.  
41
 Vgl. Rüb (2009) S.353ff. Zusammenfassend kann man sagen, dass im Problemstrom die alltägliche 
Probleme von Politik enthalten sind: „All die Sachverhalte, die eine verbindliche Entscheidung durch Politik 
anstreben, tauchen im Problemstrom auf.“ (ebd. S.353) Im Policystrom enthalten sind die verschiedensten 
Ideen (und die dahinter stehenden) Akteure zur Bewältigung von Problemen enthalten: „Manche Ideen 
tauchen auf und verschwinden wieder, andere halten sich länger, ohne dass sie je relevant werden; und 
andere wiederum schaffen den Sprung auf die politische Agenda.“ (ebd. S.355) Der Politicsstrom ist der 
analytisch breiteste und umfasst das politische Klima, Stimmungen, Regierungsakteure und deren Einfluss 
auf die Gestaltung von Politik: „Sobald politische oder interessierte Akteure eine Bewegung in eine 
bestimmte Richtung wahrnehmen, tauchen sie in der politischen Arena auf und, versuchen Einfluss zu 
nehmen […]“ (ebd. S.357). 
42
 Vgl. Rüb (2009) S.357. 
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Kommt es nun zu einem „externen“ Ereignis,43 in dem (im weitesten Sinne) politische 
Entscheidungen gefragt sind, hängt der Inhalt und das Ergebnis dieser Entscheidungen 
unter anderem von der Akteurskonstellation (und deren parteipolitischen 
Zusammensetzung), dem beteiligten institutionellen Umfeld, aber auch schlicht von 
Zufälligkeiten ab. Spannend am Multiple-Streams-Ansatz ist die Tatsache, das er den 
politischen Akteuren und deren Entscheidungen zwar prinzipiell Rationalität44 unterstellt, 
zugleich aber die Möglichkeit offen hält, das nicht nur für auftauchende (politische) Probleme 
Lösungen gesucht werden, sondern das auch umgekehrt Lösungen schon in den 
Schubladen (beispielsweise von Ministerien oder Parteizentralen) stecken und nur auf das 
Auftauchen „passender“ Probleme im Problemstrom warten.45 
 
Auch wenn der Multiple-Streams-Ansatz für einige in dieser Arbeit behandelte Probleme ein 
hohes Erklärungspotenzial besitzt, bieten sich noch andere Überlegungen zur Erklärung von 
Politiken im Feld der Inneren Sicherheit an. In dieser Arbeit soll neben dem Multiple-
Streams-Ansatz vor allem auf den akteurszentrierten Institutionalismus46 sowie den 
Machtressourcenansatz zurückgegriffen werden. Diese Erklärungsansätze arbeiten vor allem 
mit den Präferenzen und Optionen der an politischen Entscheidungen beteiligten Akteure47 
sowie deren Potenzial zu Gestaltung von Politik. Hierbei wird vor allem untersucht, welche 
Optionen für politische Entscheidungen bestanden haben und welche dieser Optionen durch 
die an den Entscheidungen beteiligten Akteurskonstellationen realistisch genutzt werden 
konnten. Sinngemäß lässt sich so bei Kenntnis aller Beteiligten (sowie deren 
Handlungsmöglichkeiten und deren Präferenzen) das Zustandekommen von politischen 
Entscheidungen rekonstruieren.48 
Neben diesen Ansätzen wird auch in aller Kürze die Parteiendifferenztheorie49 auf ihre 
Anwendungsmöglichkeit für Erklärungen im Bereich der Inneren Sicherheit geprüft. Politik 
wird in repräsentativen Demokratien von Parteien gestaltet; die Parteiendifferenztheorie geht 
deswegen zunächst plausibel davon aus, dass unterschiedlich zusammengesetzte 
Regierungen (bzw. Koalitionen) auch unterschiedliche Politikinhalte zur Folge haben. Für 
den Bereich der Inneren Sicherheit sind jedoch nur begrenzte Unterschiede zu erwarten, 
denn Sicherheit ist letztlich ein parteienübergreifender Begriff: 
 
                                                 
43
 Welches im Kontext dieser Arbeit vor allem der 11. September 2001 ist. Aber auch die Festnahme der so 
genannten „Sauerland-Terroristen“ oder auch der Anschläge in London und Madrid sind für die hier 
behandelten Themen solche „focusing events“. Vgl. hierzu auch: Rüb (2009) S.354. 
44
 Im Sinne von angemessener Mittelwahl zur Erreichung definierter Ziele. 
45
 Vgl. hierzu auch Lepsius (2006). 
46
 Immer noch grundlegend: Scharpf (2000/2006). Aktuell auch: Schneider (2009) S.191ff. 
47
 Schneider (2009) S.192f stellt die Bandbreite der relevanten Akteure kurz und prägnant dar. 
48
 Schneider (2009) S.198f. 
49
 Zum Überblick: Schmidt (2010) S.358ff. 
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Abb. 1: Wahlplakate von CDU (oben) und SPD (unten) fotografiert 1965 in Bonn50 
 
Verschwiegen werden soll nicht, dass ein solcher „Multi-Methodenansatz“ vor allem 
hinsichtlich der Vergleichbarkeit und Verwendbarkeit der jeweils gewonnenen Aussagen 
nicht frei von Problemen ist.51 So besteht die Gefahr, dass die gewonnenen Erkenntnisse auf 
völlig verschiedenen Ebenen liegen und bestenfalls nur scheinbar eine Vergleichbarkeit 
besitzen. Andererseits stellt sich die Frage nach möglichen Alternativen, um die Breite des 
Politikfeldes Innere Sicherheit zu erfassen, zu analysieren und das Funktionieren zu 
verstehen. Nach Kenntnis des Verfassers existieren derartige Methoden – wie schon 
beschrieben – nicht. Insoweit ist das dadurch vorhandene Privileg des Betretens von 
wissenschaftlichem Neuland in gewisser Weise auch mit dem Risiko verbunden, das 
Neuland nur unzureichend zu erfassen. Aber auch wenn dies mit einem Risiko verbunden 
ist, so verspricht es neben dem Spaß an der Wissenschaft auch neue Erkenntnisse und die 
Entdeckung unbekannter Sachverhalte. 
 
                                                 
50
 Entnommen aus: Mergel (2010). An beiden Plakaten sieht man auch, dass in den 1960er Jahren 
Sicherheit (noch) nicht differenziert zwischen Innerer und Äußerer Sicherheit betrachtet wird. Vgl. hierzu 
auch die Ausführungen im Kapitel zum Sicherheitsbegriff. 
51
 Rüb (2009) weist in seiner Darstellung des Multiple-Streams-Ansatzes jedoch darauf hin, dass es 
prinzipiell sogar wünschenswert sein könnte, verschiedene politikfeldanalytische Ansätze zu kombinieren 
(S.371): „Denkbar ist auch eine Strategie, die Analyse einer Policy-Entscheidung mit mehreren Ansätzen 
parallel zu betreiben.“ 
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2.  Begriffliche Grundlagen 
 
Da sowohl (Innere) Sicherheit, vor allem aber auch Terrorismus oszillierende Begriffe sind, 
die je nach Kontext der Diskussion und der Intention der diese Begriffe Nutzenden mit recht 
unterschiedlichen Bedeutungen aufgeladen sind, soll im folgenden Kapitel eine kurze 
Darstellung beider Begriffe erfolgen. Dies geschieht unter einer einschränkenden Bedingung: 
Bei der vorliegenden Arbeit handelt es sich nicht um eine Untersuchung, die sich selbst im 
Bereich der (politischen) Philosophie verortet. Deshalb wird hier nur ein Überblick über die 
beiden Begriffe gegeben, die als wesentlich für diese Arbeit erscheinen. Trotzdem soll 
natürlich auf ideengeschichtliche Grundlagen eingegangen werden, so dass beim Leser ein 
Grundverständnis der Begriffe und die Intention ihrer Verwendung in der vorliegenden Arbeit 
existiert. 
 
2.1  Sicherheit 
2.1.1 Begriffliche Unterscheidungen von Sicherheit 
 
Das Nachdenken über den Begriff Sicherheit ist mittlerweile nicht nur zu einem der 
wichtigsten Topoi sozialwissenschaftlicher Literatur geworden, sondern Sicherheit scheint 
eines der konstitutiven Merkmale moderner Gesellschaften geworden zu sein.52 Vor allem 
die riesige Anzahl von Publikationen, aber auch die Breite der Diskussionen in den 
verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen, in Politik und von Seiten der interessierten 
Öffentlichkeit machen es schwierig, das Feld der Definitionen und Definitionsversuche, was 
Sicherheit eigentlich ist, zu überschauen.53 Da diese Arbeit jedoch keine philosophische 
Definition oder Herleitung des Begriffs Sicherheit zum Ziel hat, soll sich hier zunächst nur an 
den Begriff angenähert werden, um eine Arbeitsgrundlage für die Überlegungen zur Inneren 
Sicherheit zu gewinnen. Eine umfassende Definition oder Klärung des Begriffs, welche 
sämtliche Vorarbeiten aufnimmt und den Begriff in all seinen Dimensionen und 
Konnotationen klärt, würde wohl mindestens den Umfang einer eigenständigen Publikation 
erfordern und wird deshalb hier unterbleiben. 
Trotz der Vielzahl von Veröffentlichungen zum Thema Sicherheit, ist der überwiegenden 
Mehrzahl dieser Untersuchungen ein grundsätzlicher Ausgangspunkt gemein: Sicherheit 
wird häufig entweder als ein Zustand, ein Moment, eine Phase oder ein Gefühl bezeichnet, 
welches sich durch die Abwesenheit von Gefahr(en) oder Risiken auszeichnet.54 Hierbei ist 
es zunächst unerheblich, ob diese Risiken oder Gefahren aus objektiver Perspektive nicht 
existent sind oder als solche nur nicht wahrgenommen werden. Wichtig ist allein, dass der 
Zustand oder der Moment der Sicherheit ohne diese Bedrohungen existiert. Vorteil dieser 
eher empirisch orientierten Definition ex negativo ist, dass sie gut beschreibt, was auch die 
meisten Menschen55 intuitiv unter Sicherheit verstehen würden. Allerdings benötigt diese 
Definition immer einen Antagonisten (im konkreten Fall die Abwesenheit von Gefahr oder 
                                                 
52
 Anter (2007) S.115 spricht gar von Sicherheit als „… Zauberwort unserer Zeit …“. 
53
 Glaeßner (2001) S.338 ergänzt diesen Befund um die Beobachtung, dass die sozialwissenschaftliche 
Sicherheitsforschung in Deutschland erst Anfang der 1970er Jahre einsetze und erst in den 1990er Jahren 
einen regelrechten Aufschwung erlebte. Anter (2007) S.116 assistiert diesem Befund, indem er meint, das 
Sicherheit „…heute populärer als je zuvor…“ ist. 
54
 Ein Überblick von Definitionen findet sich beispielsweise bei Schewe (2009) S.85f. 
55
 Wobei hier nicht der Vermutung nachgegangen werden kann, dass in anderen Kulturkreisen Sicherheit 
durchaus andere Bedeutungen annehmen könnte. Sicherheitshalber wird deshalb die Einschränkung 
vorgenommen, dass diese Aussage sich auf Bürger in Mittel- und Westeuropa bezieht. 
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Risiko), um den gesamten Inhalt der Definition zu verstehen, was ihr zugleich etwas die 
wissenschaftliche Eleganz nimmt. Besser wäre eigentlich eine subsumierende oder positive 
Definition – welche aber (soweit ersichtlich), für den Begriff der Sicherheit nicht existiert. 
Deshalb soll diese „unelegante“ Minimaldefinition trotz ihrer Probleme zunächst der 
Ausgangspunkt für weitere Überlegungen zum Begriff sein.  
Der Begriff der Sicherheit im Sinne des Wortes56 geht dabei zurück auf das lateinisch-
griechische se cura, welches die Abwesenheit von Sorge(n) meint.57 Zugleich geht der 
Begriff auf die römische Göttin Securitas zurück, welche die „personifizierte“ Sicherheit 
verkörpert. In sprachlicher Hinsicht problematisch am deutschen Sicherheitsbegriff ist, dass 
er im Gegensatz beispielsweise zur englischen Sprache (security, safety, certainty) oder zur 
französischen Sprache (sécurité, sûreté, certain) mehrere Sicherheitsverständnisse in einem 
Wort vereint. Die in der deutschen Sprache enthalten Facetten des einen Begriffes werden 
zumeist nach drei oder vier verschiedenen Bedeutungen unterschieden.58 Demnach ist 
Sicherheit zum einen Gewissheit, zum zweiten Verlässlichkeit, zum dritten der Schutz vor 
Schäden und schließlich zuweilen viertens die (oben schon angedeutete) Abwesenheit von 
Sorgen. Erst in der Gesamtschau dieser Facetten wird deutlich, welche breite Bedeutung der 
Begriff der Sicherheit annehmen kann. 
Interessant ist vor diesem Hintergrund ein Vergleich der Verwendung dieser begrifflichen 
Ausprägungen von Sicherheit in der Literatur in den letzten 400 Jahren. Nutzt man hierzu als 
Basis die bei Google Books59 eingescannten Bücher, so ergibt sich für die Begriffe 




Abb.2: Verteilung der Bedeutungen von Sicherheit in Google Books.  
                                                 
56
 Zum Überblick über den etymologisch Ursprung auch: Anter (2007) S.115f, zur Verwendung des 
Begriffes in der politischen Philosophie: Merz (2010) S.28ff. 
57
 Was in den existierenden „uneleganten“ Definitionen von Sicherheit aufgenommen wird.  
58
 Diese Facetten finden sich (z.T. mit Nuancen) u.a. bei Glaeßner (2001) S.339, Glaeßner (2003) S.18ff, 
Kaufmann (1973) S.147f, Schewe (2009) S.85. 
59
 Die eingefügte Grafik basiert auf der unter der Adresse http://www.culturomics.org/ zu findende Maske, 
welche den von Google Books eingescannten Bestand auf Basis einer Textanalyse durchsucht. Die 
Suchmaske sowie die dahinter steckende Datenbank wurde von Google gemeinsam mit Mitarbeitern der 
Universität Harvard entwickelt. Für die deutsche Sprache sind bislang (Stand: Februar 2011) 37 Milliarden 
Wörter aus eingescannten Texten die Grundlage. 
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Abseits dieser philologischen Probleme (die hier nicht weiter diskutiert werden können) wird 
in der Mehrzahl der Publikationen immer auch darauf verwiesen, dass es sich bei Sicherheit 
um ein mehrdimensionales Gut handelt.60 Neben der physischen Sicherheit als letztlich 
konstitutiver Form der Sicherheit für menschliche Gesellschaften wird Sicherheit vor allem 
als ökonomische, soziale, politische oder ökologische Sicherheit dargestellt. Seltener finden 
sich dann auch die Dimensionen der Betriebs-, der Erwartungs-61 und 
Orientierungssicherheit62 sowie der Rechtssicherheit.63 Neben dieser vertikalen 
Ausdifferenzierung des Begriffes kann der Begriff noch in horizontaler Richtung 
unterschieden werden. Hier existieren beispielsweise Positionen,64 welche nach Kollektiv- 
und Individualsicherheit oder nach Innerer und Äußerer65 Sicherheit (dies zumeist unter 
Bezug auf Staatlichkeit) unterscheiden.  
 
Gemeinsam ist all diesen Unterscheidungen, dass letztlich nie genau gesagt werden kann, 
inwieweit Sicherheit eher ein subjektives Empfinden oder eine objektive Tatsache ist.66 So ist 
selbst bei technisch genau bekannten Abläufen, welche tausendfach erfolgreich erprobt 
wurden, immer noch eine gewisse Unsicherheit über mögliche Fehlfunktionen vorhanden – 
welche zuweilen unter dem Begriff des Restrisiko diskutiert wird. Die Wahrnehmung dieser 
Unsicherheit hängt jedoch stark vom Betroffenen ab: Wahrscheinlichkeiten, die eine gewisse 
Größe über- oder unterschreiten, sind für die meisten Menschen kognitiv nicht mehr zu 
erfassen. Das dies so ist, sichert letztlich auch das Funktionieren unserer Gesellschaft ab: 
Würde man sich tatsächlich permanent über die Unsicherheiten des menschlichen 
(Zusammen-)Lebens Gedanken machen, könnte man weder in Interaktion mit anderen 
Menschen treten, noch überhaupt sinnvoll für die Zukunft planen. Vielmehr wäre man 
einerseits mit der Berechnung von Unsicherheit beschäftigt.67 Und andererseits würde die 
Vielzahl der Gefahren und Unwägbarkeiten das Handeln von Menschen massiv 
einschränken. 
So setzt beispielsweise Erwartungssicherheit eine gewisse Prognosefähigkeit und 
Planungssicherheit voraus68 – da beides aber letztlich auf Wissen über die Zukunft beruht, 
kann es hier keine absolute Sicherheit,69 wohl aber eine relative Sicherheit geben. In weit 
                                                 
60
 Statt vieler: Glaeßner (2003) S.28ff. 
61
 Für Anter (2007) S.104f ist Erwartungssicherheit elementarer Teil von Ordnungssicherheit. 
62
 Waldmann (2009) S.17. 
63
 Speziell zum Verhältnis von Recht und Sicherheit: Denninger (2008) S.86f. 
64
 Zusammenfassend beispielsweise Erbel (2002) S.16. 
65
 Unter dem Stichwort Sicherheitspolitik werden in Öffentlichkeit und Wissenschaft häufig Debatten geführt, 
welche sich auf militärische Verteidigung und kriegerische Auseinandersetzungen konzentrieren. Sicherheit 
wird hier – ganz dem (neo-) realistischen Paradigma folgend – vor allem durch Abschreckung, militärische 
Stärke und im Falle der atomaren Auseinandersetzung durch Zweitschlagskapazitäten erreicht. 
Beispielhaft: Hafner (2005), Hauswedel (2006) oder der gut konzipierte Sammelband Böckenförde/ Gareis 
(2009). 
66
 Gusy, Christoph (2009) S.322f: „»Sicherheit« kann nicht allein objektiv verstanden werden. Sie kann – 
und wird zunehmend auch – subjektiv begriffen. In diesem Sinne ist Sicherheit zugleich gefühlte Sicherheit, 
aus der Sicht des Einzelnen tritt das subjektive Sicherheitsgefühl nicht selten an die Stelle der objektiven 
(oder jedenfalls objektivierbaren) Sicherheitslage.“ 
67
 Was im Übrigen auch darauf hinweist, dass der Anwendung von Rational-Choice-Ansätzen (bzw. deren 
spieltheoretischer Ausprägung) zur Erklärung menschlichen Handelns gewisse Grenzen in der kognitiven 
Kapazität des Menschen gesetzt sind. 
68
 Zur Komponente Zeit beim Thema Sicherheit: Schewe (2009) S.86: „… die Kategorie Sicherheit verweist 
stets auf die die Kategorie der Zeit. Sicherheit […] bezieht sich stets auf etwas Zukünftiges.“ 
69
 Luhmann (1991) S.28 weist darauf hin, dass es absolute Sicherheit nicht geben könne. 
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stärkerem Maße sind dann Zukunftserwartungen von subjektiven Beurteilungen und 
Vorstellungen der Zukunft abhängig – was dazu führt, dass der Grad der Zukunftssicherheit 
immer auch vom individuellen Befinden und individuellen Vorstellungen abhängt. Gerade in 
dieser subjektiven Bedeutung zeigt sich eine weitere Facette von Sicherheit, auf die vor 
allem Luhmann70 aufmerksam gemacht hat: (System-) Vertrauen. Nur wenn man der 
Kompetenz anderer Menschen (oder sich selbst) vertraut,71 vermeintliche oder tatsächliche 
Probleme zu lösen, kann so etwas wie Sicherheit entstehen.  
Ein weiterer Aspekt des Begriffs Sicherheit, der von Soziologen (und zum Teil auch von 
Juristen72) viel stärker als von Politologen in den Blick genommen wird,73 ist die Diskussion 
über Sicherheit als Wertbegriff.74 Dies stellt jedoch vor allem für die Politikwissenschaft eine 
nicht unwichtige Dimension von Sicherheit dar, wenn man annimmt, dass Politik (immer 
auch) das konstruktive Streiten über Werte und Wertvorstellungen ist, welche Grundlage für 
die Gestaltung der Gesellschaft sein sollen.75 Wenn die Politikwissenschaft Sicherheit als 
Wertbegriff wahrnimmt, dann erfolgt dies in der Regel implizit bei der Diskussion über die 
Abwägung von Sicherheit und Freiheit.76 Gerade in Zeiten der vermeintlichen oder 
tatsächlichen Bedrohung durch Terrorismus oder schwere Kriminalität werden jedoch beide 
Verfassungsgüter in der politischen Diskussion verwendet77 und gerade hier wäre es eine 
Aufgabe der Politikwissenschaft, auf dahinter stehende Werte zu verweisen und für Klärung 
dieser zu sorgen. Exemplarisch wird das an einem in politischen Auseinandersetzungen 
häufig genutztem Humboldt-Zitat78, welches zur Stärkung der Position genutzt wird, dass 
Sicherheit die Bedingung der Freiheit wäre79: 
 
„Ohne Sicherheit vermag der Mensch weder seine Kräfte auszubilden noch die 
Früchte derselben zu genießen; denn ohne Sicherheit ist keine Freiheit.“ 80 
 
                                                 
70
 Vgl. Luhmann (1989) S.78f. 
71
 Vgl. zu Vertrauen und Sicherheit auch Anter (2007) S.105. 
72
 Dies dann zumeist aus eher verfassungsrechtlicher Sicht. Vgl. Benz (2008) S.136. 
73
 Seibel (2003) S.221. 
74
 Oder wie Kaufmann (1973) S.10, 28f es ausdrückt: Sicherheit als Wertidee. 
75
 Damit ist weniger ein Zusammenprall der Werte (oder Kulturen) im Sinne Huntingtons gemeint, sondern 
eher ein diskursiver Streit um politische Vorstellungen von einer Gesellschaft. Vgl. Habermas: 1998, S.309f. 
76
 So beispielsweise auch der Überblick bei: Pietschmann (2010) S.129f. Im Gegensatz dazu Anter (2007) 
S.111, der den Begriff der (aufeinander bezogenen) Wertidee bei Sicherheit und Ordnung verortet und 
dann statt Sicherheit und Freiheit eher Ordnung und Freiheit (S.113) als das grundlegendere 
Spannungsverhältnis deutet.  
77
 Rönsch (2010) S.80f argumentiert unter Bezug auf Michael Ignatieff, dass gerade in Zeiten der 
Bedrohung weder Freiheit noch Sicherheit als Werte absolut durchsetzbar sind. Vielmehr plädiert sie für 
einen pragmatischen Mittelweg, der von Fall zu Fall neu entscheidet und sich im Zweifel für das „kleinere 
Übel“ entscheidet. 
78
 Vor allem Otto Schily nutzte diese in den ersten Monaten nach dem 11. September 2001 gerne. Vgl. 
auch Müller et al. (2009) S.39: „Hier fällt auf, dass sich SPD und CDU seit 2001 auf eine beinahe identische 
Grundkonzeption des Verhältnisses von Freiheit und Sicherheit zu bewegt haben, nach der Sicherheit die 
Voraussetzung von Freiheit ist.“ Vgl. auch Koalitionsvertrag von CDU und SPD von 2005; S.117: „Freiheit 
ist ohne Sicherheit nicht denkbar. Beide Werte müssen immer wieder neu – je nach den sich ändernden 
äußeren Bedingungen – ins Gleichgewicht zueinander gebracht werden.“ 
(http://www.cdu.de/doc/pdf/05_11_11_Koalitionsvertrag.pdf) 
79
 Diese Position ist die wohl älteste zum Verhältnis Sicherheit und Freiheit und geht auf Thomas Hobbes 
zurück. Ausführlich vertreten im Kontext der Terrorismusbekämpfung beispielsweise bei Urban (2006) 
S.92ff. 
80
 Humboldt (1986) S.42. 
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Vergessen wird häufig beim Zitieren dieses Satzes, dass Humboldt zuvor die individuelle 
Freiheit deutlich stärker betonte:  
„Allein, freilich ist Freiheit die notwendige Bedingung, ohne welche selbst das 
seelenvollste Geschäft keine heilsamen Wirkungen dieser Art hervorzubringen 
vermag. Was nicht von dem Menschen selbst gewählt, worin er auch nur 
eingeschränkt und geleitet wird, das geht nicht in sein Wesen über, das bleibt ihm 
ewig fremd, das verrichtet er nicht eigentlich mit menschlicher Kraft, sondern mit 
mechanischer Fertigkeit.“ 81 
 
Unabhängig von diesen Interpretationsproblemen existiert neben dem schon erwähnten 
Verständnis zum Verhältnis Sicherheit und Freiheit (Sicherheit als Voraussetzung von 
Freiheit82) auch die verwandte Position, dass Sicherheit und Freiheit eigentlich nur zwei 
Seiten einer Medaille wären.83 Sicherheit, so die Überlegung ist demnach genauso wie 
Freiheit nur eine Beschreibung menschlichen (Zusammen-)Lebens und beide Begriffe 
könnten inhaltlich nicht getrennt werden.84 Inhaltlich etwas anders gelagert argumentieren 
Positionen, welche das Verhältnis von Sicherheit und Freiheit als ein Quasi-Null-Summen-
Spiel85 oder als Werte eines Kontinuums86 betrachten. Hier würde jede verstärkte 
Gewichtung eines der beiden Werte sofort einen Einfluss auf den anderen zur Folge haben – 
was nicht in jeder Situation plausibel erscheint. Gemeinsam ist allen genannten Positionen, 
dass zum einen hinter jeder dieser Argumentation bestimmte Wertvorstellungen stehen und 
dass letztlich politische Entscheidungen für die konkrete Ausgestaltung verantwortlich sind. 
Explizit werden diese Wertvorstellungen in politischen Auseinandersetzungen allerdings 
selten formuliert. 
Eine mögliche Aufgabe der Politikwissenschaft87 wäre es nun eigentlich (unter 
Berücksichtigung von Fragen der Bedeutung von Sicherheit und verfassungsrechtlicher 
Überlegungen zum Verhältnis von Sicherheit und Freiheit) zu erklären, welche Werte 
Grundlage politischer Abwägungen sind und wie diese sich auf andere Politiken 
niederschlagen würden.88 So könnte beispielsweise viel dafür sprechen, Sicherheit im 
Zweifel den Vorrang vor der Freiheit zu geben – konsequent zu Ende gedacht, würde dies 
jedoch in anderen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens (beispielsweise der Ökonomie89) 
für Probleme sorgen. 
                                                 
81
 Humboldt (1986). S.22. 
82
 Ausführlicher hierzu auch: Hillgruber (2007). 
83
 Explizit: Isensee (1983) S.21: „Sicherheit und Freiheit […] hängen untrennbar zusammen. sie sind zwei 
Seiten einer Medaille […].“ Etwas vorsichtiger: Glaeßner (2003). Insbesondere Wolfgang Schäuble nahm 
als Innenminister in seinen Reden immer wieder Bezug auf diese Formel; sein Amtsvorgänger Schily 
dagegen etwas seltener. Vgl. speziell hierzu: Vierrath (2010) S.162.  
84
 Vgl. hierzu auch: „Freiheit und Sicherheit sind zwei Seiten einer Medaille.“ Themenpapier der CDU 
Bundespartei zur Inneren Sicherheit (Stand 27.08.2009). Online unter: http://www.cdu.de/doc/pdf/090827-
politik-az-innere-sicherheit.pdf. 
85
 Beispielhaft: Lepsius (2004), insbesondere S.82ff. 
86
 So Riescher (2010) S.5 paraphrasierend. 
87
 Interessant hierzu: Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.106: „Bislang wurde die Beantwortung der 
Frage nach der Balance von Freiheit und Sicherheit stark durch die verfassungsrechtlichen Vorgaben – 
namentlich durch die Rechtsprechung des BVerfG – determiniert.“ 
88
 Müller et al. (2009) S.35 weisen jedoch auch darauf hin, dass die Diskussion des Verhältnisses von 
Sicherheit und Freiheit erst nach dem 11. September in der Politik an Bedeutung gewonnen hat. 
89
 So lebt der Kapitalismus von der Unsicherheit der Unternehmer – was freilich von diesen zumeist als 
Chancen wahrgenommen wird: In jeder Investition steckt ein Risiko, welches letztlich durch die 
unterschiedliche Höhe der Rendite ausgedrückt wird.  




2.1.2 Sicherheit als politisches Problem 
 
Was man in jedem Fall aus politologischer Sicht festhalten kann ist die Tatsache, dass 
Wertvorstellungen, inhaltliche Aufladungen und Positionen zur Sicherheit zumindest im 
europäischen Kontext immer auch in einem engen Verhältnis zum Verständnis des Staates 
stehen. Zwar kann nicht davon ausgegangen werden, dass Staatlichkeit immer zugleich 
Sicherheit erzeugt oder bedingt. Und auch nur die wenigsten würden behaupten, dass das 
Herstellen und Gewähren von Sicherheit allein die Aufgabe des Staates wäre. Klar ist 
jedoch, dass der Staat zumindest einen Teil seiner Rechtfertigung dadurch erhält, dass er für 
die Sicherheit seiner Bürger sorgt. So ist es sicher kein Zufall,90 dass Thomas Hobbes, der 
als einer der Ersten über den modernen Staat nachdenkt, Sicherheit einen sehr prominenten 
Stellenwert in seinen Überlegungen einräumt.91 Allerdings ist der dort zu findende 
Sicherheitsbegriff noch sehr einseitig auf die Unversehrtheit des Lebens und den Schutz des 
Eigentums konzentriert.  
Wie schon in der oben dargestellten Literaturauswertung zu erkennen, hat der 
Sicherheitsbegriff seine heutige Ausdifferenzierung und inhaltliche Ausgestaltung erst 
deutlich nach Hobbes erlebt.92 Wenn man nach den Gründen der „Ausdifferenzierung“ des 
Sicherheitsbegriffes sucht, kann man sich der Vermutung nicht gänzlich erwehren, dass die 
theoretischen Begründungen für alle genannten Formen von Sicherheit immer auch eine 
Reaktion auf gesellschaftliche Entwicklungen waren.93 Während Hobbes mit dem Leviathan 
in gewisser Weise auf die Bedrohungen des Bürgerkrieges94 für Leib und Leben der Bürger 
in England reagierte und die Schaffung und Gewährleistung von Sicherheit im Inneren eines 
begrenzten Gebietes zu begründen versuchte,95 kann man die etwas später erscheinenden 
Schriften von John Locke wiederum als Reaktion auf ein sich herausbildendes Bürgertum 
deuten. Der Staat müsse – so Locke – nicht nur die physische Sicherheit der Bürger 
gewähren, sondern zugleich müsse der Bürger auch Sicherheit vor zu starken Eingriffen des 
Staates in sein Leben haben. Sicherheit erhält hier vor allem seine Bedeutung in Hinblick auf 
die Absicherung des Handels und den Schutz vor staatlichen Eingriffen in das 
Privateigentum der Bürger96 – und damit schon ähnlich den oben zitierten Überlegungen 
Humboldts, dass individuelle Freiheit die Grundlage des menschlichen Lebens sei. 
Die damit implizit angedeuteten sozialen Aspekte ökonomischer Sicherheit werden erst 
durch die industrielle Revolution des 19. Jahrhunderts und die damit einhergehende, 
massenhafte Verelendung breiter Bevölkerungsschichten zu einem gesellschaftlichen 
                                                 
90
 Ähnlich Benz (2008) S.26, der zutreffend auf den Zusammenhang von Philosophie und gesellschaftlichen 
Problemlagen hinweist. 
91
 Vierrath (2010) S.165f. 
92
 Waldmann (2009) S.17: „Denn das Sicherheitskonzept enthielt seit Beginn seiner wissenschaftlichen 
Karriere – die erst im 19., Anfang des 20. Jahrhunderts einsetzte – sowohl eine externe, »objektive« als 
auch eine interne, »subjektive« Komponente. 
93
 Schewe (2009) S.84 sieht die Ausdifferenzierung von Sicherheit vor allem in der Ausbreitung von 
technischen Möglichkeiten begründet, welche selbst neue Unsicherheiten schaffen. 
94
 Riescher (2010) S.14. „Hobbes selbst sah sich als Zwilling der Angst: »My mother gave birth to twins: 
myself and fear«.” 
95
 Glaeßner (2002) S.6f. Riescher (2010) S.14. 
96
 Benz (2008) S.27; Riescher (2010) S.16. 
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Problem – auf welches die meisten europäischen Staaten mit ersten wohlfahrtsstaatlichen 
Programmen und die politische Philosophie mit Überlegungen zur Sozialen Sicherheit 
reagieren.97 Aber erst der demokratische Wohlfahrtsstaat,98 welcher sich im beginnenden 20. 
Jahrhundert allmählich herausbildet und in Europa in den 1950er und 1960er Jahren seine 
Blüte erlebt, versucht die bis dahin „etablierten“ Dimensionen von Sicherheit zu versöhnen.99 
Das zunehmende Bewusstsein für Fragen der ökologischen Sicherheit wiederum könnte 
darin begründet liegen, dass durch den massiven Aufschwung kapitalistischer 
Produktionsweisen und dem damit vor allem in den 1960er und 1970er Jahren verbundenen 
massiven Raubbau100 an der Umwelt ebenfalls das Bewusstsein für ökologische Fragen in 
den westlichen Industriestaaten zugenommen hat.101 Auf institutioneller Ebene hat dieses 
gewandelte Bewusstsein u.a. Niederschlag im Artikel 20a des Grundgesetzes gefunden, 
welcher seit 1994 die Verantwortung für nachfolgende Generationen als ein Staatsziel für die 
Bundesrepublik Deutschland festschreibt. Innere Sicherheit schließlich (als die für diese 
Arbeit relevante Dimension von Sicherheit) ist ebenfalls ein „Produkt“ der 1960er und 1970er 
Jahre.102 So zeigen Wahlprogramme von SPD und CDU in den 1950er Jahren inhaltlich 
keinen Bezug zur Inneren Sicherheit; Sicherheitspolitik war gleichbedeutend mit 
Außenpolitik;103 erst Ende der 1960er Jahre änderte sich dies.104  
Zwar ist der innere Frieden in der politischen Theorie durchaus schon in früheren Zeiten 
angelegt. In einem modernen Verständnis (welches nicht nur physischen Schutz, sondern 
auch die umfassende rechtliche Absicherung und den Schutz vor Willkür für den Bürger 
umfasst) konnte sich das heutige Verständnis von Innerer Sicherheit erst durch den Aufstieg 
der Demokratie als vorherrschender Staatsform in Europa etablieren. Und ähnlich wie beim 
Oberbegriff der Sicherheit fällt auch hier die Definition nicht leicht. Dieser Eindruck wird 
durch den Blick ins deutsche Recht manifestiert, da auch hier der Begriff der Inneren 
Sicherheit keine positivrechtliche Klärung erfährt.105 Pragmatisch kann man jedoch davon 
ausgehen, dass querschnittsartig die staatliche Zuständigkeit von Polizei, 
Sicherheitsbehörden, Verfassungs- und Katastrophenschutz und deren institutionelle 
Rahmenbedingungen zur Aufrechterhaltung der Inneren Ordnung und zur Sicherheit der 
Bürger unter diesem Begriff subsumiert werden können.106  
Auch hier ist ein Rückgriff auf die bei Google Books eingescannten (deutschsprachigen) 
Bücher und die dabei erfasste Verteilung von Begriffen interessant. Deutlich wird bei 
                                                 
97
 Benz (2008) S.29f; Glaeßner (2002) S.5. 
98
 Im Zentrum steht dabei häufig der Begriff der Daseinsvorsorge. Vgl. hierzu: Forsthoff (1968) sowie 
Ronellenfitsch (2003). 
99
 Benz (2008) S.231f, Anter (2007) S.122f. 
100
 Der gleichwohl auch heute noch in vielen Teilen der Welt akut ist. Da seine Auswirkungen in Europa 
aber nicht mehr so deutlich zu erfahren sind, ist er den meisten Europäern entweder nicht bewusst oder 
schlicht egal. 
101
 Benz (2008) S.232; Hauswedel (2006) S.725. 
102
 Glaeßner (2001) S.353, EN2; Glaeßner (2003) S.166. 
103
 Siehe auch die Abbildung der Wahlplakate von CDU und SPD in der Einleitung dieser Arbeit. 
104
 Müller et al. (2009) S.33: „Dabei ist das Thema Innere Sicherheit bis Anfang der 1960er Jahre in den 
Wahlprogrammen ohne Bedeutung. […] Erst 1969, also zwei Dekaden nach Gründung der Bundesrepublik 
nehmen sich sowohl CDU als auch SPD die Innere Sicherheit als wahlpolitisch relevantes Thema vor […].“ 
105
 Pietschmann (2010) S:136f. 
106
 Vgl. Feltes (2009). Ausführlich Erläuterungen zum Politikfeld Innere Sicherheit in den späteren 
Abschnitten. 
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untenstehender Grafik107, dass vor allem Rechtssicherheit seit seinem „Auftauchen“ in der 
Literatur im späten 18. Jahrhundert eine fulminante Entwicklung hingelegt hat. Zugleich zeigt 
sich deutlich, dass Innere Sicherheit und Soziale Sicherheit erst in der Mitte des 20. 
Jahrhunderts in der Literatur auftauchen - und die Karriere dieser Dimensionen in der 
Literatur damit wohl auch von politischen Diskussionen um diese Begriffe bestimmt wurde. 
 
Abb.3: Dimensionen von Sicherheit bei Google Books. 
 
Letztlich verweist dies darauf, dass Sicherheit immer (auch) ein Ergebnis sozialer Prozesse 
und Konstruktionen ist,108 welches sich zwar auf objektive soziale Tatsachen bezieht, aber 
niemals losgelöst von subjektiven und gesellschaftlichen Vorstellungen oder 
Rahmenbedingungen betrachtet werden kann.109 Wesentliche Faktoren dieser 
Rahmenbedingungen stellen der Staat und seine Bürger dar. Das zeigt sich nicht nur in den 
unterschiedlichen Gewichtungen von Sicherheit und Freiheit oder der Diskussion, in welcher 
Form beide Werte verbunden sind, sondern auch darin, dass man durch empirische 
Erhebungen deutliche Korrelationen zwischen Alter, sozialer Herkunft und Geschlecht mit 
dem jeweiligen Sicherheitsempfinden herstellen kann. Dass hierbei in der Regel die 
Perzeption von Sicherheit und die tatsächliche Sicherheitslage recht weit auseinander liegen 
(und damit wiederum die subjektive Komponente von Sicherheit bestätigen), sei zunächst 
nur am Rande erwähnt. 110 
 
Dass das Streben nach Sicherheit das Leitmotiv politischen Handelns ist, kann spätestens 
mit der in den frühen 1970er Jahren von Franz Xaver Kaufmann vorgelegten 
sozialwissenschaftlichen Studie zum Thema Sicherheit als nachgewiesen gelten.111 Auch 
wenn diese Arbeit noch einige Ungenauigkeiten besitzt, die erst in späteren Jahren präzisiert 
                                                 
107
 Basierend auf den Eingaben bei http://www.culturomics.org/, welche die bei Google Books gescannten 
Bücher durchsucht. Derzeit basiert diese Datenbank auf 37 Milliarden deutschen Wörtern. 
108
 Luhmann (1991) S.28 spricht sogar von sozialer Fiktion; dieser Position muss man sich jedoch nicht 
anschließen.  
109
 Glaeßner (2002) S.3, Anter (2007) S.117, Waldmann (2009) S.17; Schewe (2009) S.80ff spricht von 
einer „Versubjektivierung“ der Sicherheit; Pietschmann (2010) S.136 weist auf den zeitlichen und 
politischen Kontext und der politischen Kultur hin. 
110
 Schewe (2009) S.106: „Grundsätzlich gilt also: Die Straftaten, vor denen sich die Bürger fürchten, sind 
nicht die Straftaten, die ihnen am meisten drohen.“ 
111
 Kaufmann (1973). 
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und aktualisiert wurden,112 so hat Kaufmann bereits hier deutlich nachgewiesen, dass es sich 
aus sozialwissenschaftlicher Sicht beim Stichwort »Sicherheit« um den wohl wichtigsten 
Begriff für das Verständnis der Handlungen von politischen Akteuren und Institutionen 
handelt. Kaufmann vermutet, dass Sicherheit so etwas wie eine anthropologische 
Grundkonstante ist113 und dass Politik in gewisser Weise einer in den „modernen“ 
Gesellschaften verbreiteten Sehnsucht nach Sicherheit nachkommen muss, um als 
erfolgreich wahrgenommen bzw. wiedergewählt zu werden. Ergänzend hierzu liegen 
Überlegungen vor, die das Streben nach Sicherheit als das (konstitutive) Merkmal moderner 
Gesellschaften betrachten114 und damit ebenfalls auf die anthropologische Komponente von 
Sicherheit hinweisen. 
Knapp zehn Jahre nach der Arbeit von Kaufmann wurde durch Josef Isensee im Rahmen 
eines Vortrages das »Grundrecht auf Sicherheit« aus dem Grundgesetz herausgearbeitet115 
– interessanterweise in einer Zeit, in der das Bundesverfassungsgericht das »Grundrecht auf 
informationelle Selbstbestimmung« schuf, welches in gewisser Weise als eine Art Antagonist 
zu Isensees Destillat verstanden werden könnte.116 Aus juristischer Perspektive erklärt das 
Grundrecht auf Sicherheit womöglich auch die Fixierung demokratischer Politik auf das 
Thema »Sicherheit«, da dieses Grundrecht auch als Schutzpflicht des Staates für den 
Bürger verstanden werden kann. Und schließlich haben Otto Schily oder Wolfgang Schäuble 
auf dieses Grundrecht in der Öffentlichkeit nicht nur einmal verwiesen und damit die 
Notwendigkeit staatlichen Handelns begründet.  
 
Auch wenn es sicher eher ein publizistischer Zufall ist: Sowohl Kaufmanns als auch Isensees 
Arbeiten gemeinsam ist, dass sie in den Jahren der sozialliberalen Koalition (1969 bis 1982) 
entstanden. Und diese Koalition stand in gewisser Weise auch dafür, dass der Topos der 
(Inneren) Sicherheit eine deutlich stärkere Rolle in den öffentlichen Debatten spielte, als dies 
in den ersten Jahren der Bundesrepublik der Fall war – weniger deshalb, weil Vertreter 
dieser Koalition das Wort Sicherheit häufiger benutzten als ihre Vorgänger, sondern wohl 
eher, weil sowohl durch gesellschaftliche Veränderungen als auch durch die 
Herausforderungen des Staates durch terroristische Bedrohungen und die Etablierung neuer 
Risikotechnologien (wie beispielsweise der Kernkraft) in der öffentlichen Wahrnehmung 
Sicherheitsstreben und Sicherheitsbewusstsein eine deutlich größere Rolle spielten.117 
Hätten sich staatliche Institutionen und politische Akteure dieser Wahrnehmung nicht 
angenommen, wäre ihnen möglicherweise Zustimmung und Vertrauen für ihre gesamte 
Politik auf lange Sicht entzogen worden.118  
 
Auch in den folgenden 1980er und 1990er Jahren verlor für einen Großteil der deutschen 
Bevölkerung der Topos Sicherheit nicht an Bedeutung.119 Zwar flackerte der Kalte Krieg in 
                                                 
112
 Kaufmann (2003). 
113
 Kaufmann (1973) S.10; ähnlich Ewald (1989) S.386; weitere Nachweise bei Anter (2007) S.118. 
114
 Ewald (1989) S.386f spricht vom Versicherungsprinzip als Ausdruck menschlichen Strebens nach 
Sicherheit. 
115
 Isensee (1983). 
116
 Inwieweit Sicherheit und Freiheit tatsächliche Antagonisten sind, wird weiter unten näher ausgeführt. 
117
 Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.102f weisen auf die Wahrnehmungsprobleme von medial 
vermittelten Ereignissen hin, bei denen objektive Lage und subjektives Empfinden zuweilen deutlich 
auseinander fallen. 
118
 Vgl. grundlegend: Kaufmann (1973). 
119
 Schewe (2009) S.109 (m.w.N.) verweist darauf, dass beispielsweise Kriminalitätsraten schon seit den 
1960er Jahren kontinuierlich zugenommen haben – das entsprechende Sicherheitsempfinden jedoch mit 
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den 1980er Jahren als Herd für Unsicherheiten in seinen letzten Zügen und die Katastrophe 
von Tschernobyl sorgte für eine gewisse Unruhe in der Bevölkerung. Letztlich führten aber 
die Abstraktheit der Risiken und Gefahren sowie wohl auch eintretende Gewöhnungseffekte 
dazu, dass diese Probleme nur bei einem Teil der Bevölkerung zu einem verstärkten 
„allgemeinen“ Unsicherheitsgefühl beitrugen.120 Dagegen kann die sich in den späten 1970er 
Jahren verändernde Berichterstattung über Gewalt in der Gesellschaft sowie über 
spektakuläre Kriminalfälle als viel stärkerer Faktor für Unsicherheitsgefühle in der 
Gesellschaft gewertet werden. Dieser Punkt zeigte sich auch (verspätet) im Osten 
Deutschlands in den ersten Nachwendejahren: Zwar haben hier Massenentlassungen und 
der fast vollständige Umbau der ökonomischen, gesellschaftlichen und staatlichen 
Institutionen ebenfalls zu einer stärkeren Verbreitung von Unsicherheitsgefühlen 
beigetragen.121 Die in der DDR bis 1990 fast vollständig fehlende Berichterstattung über 
(spektakuläre) Kriminalfälle wurde jedoch durch das bundesdeutsche Mediensystem (und 
dessen wesentlich stärkere Berichterstattung über Kriminalität) abgelöst, was wiederum vor 
allem in den ersten Nachwendejahren in diesem Teil für ein massives Auseinanderfallen von 
Sicherheitslage und gefühlter Sicherheit Deutschlands sorgte.122  
Nochmals gesteigert wurde die zum Teil wenig realitätsnahe Sicherheitswahrnehmung der 
Bevölkerung spätestens Mitte der 1990er Jahre, als die (vermeintlich) massive Bedrohung 
durch organisierte und grenzüberschreitende Kriminalität ins Blickfeld der Öffentlichkeit und 
des politischen Handelns gerieten. Akustische Wohnraumüberwachung und eine generelle 
Ausweitung der Polizeibefugnisse, die Verschärfung des Asylrechts sowie härtere 
strafrechtliche Regeln im Bereich der Organisierten Kriminalität sind denn auch Ausdruck 
dieser neuen oder zumindest als neu wahrgenommenen Bedrohungen. Durch die Anschläge 
vom 11. September 2001 veränderten sich nochmals in dramatischer Weise sowohl die 
öffentliche wie die politische Wahrnehmung des Topos Sicherheit.123  
Zugleich erkannte auch die Politikwissenschaft die Bedeutung von Innerer Sicherheit 
(wieder).124 Beispielhaft weist Gisela Riescher125 auf den Umstand hin, dass in Manfred G. 
Schmidts in mehreren Auflagen publiziertem Standardwerk „Demokratietheorien“ der Aspekt 
Sicherheit bis zum Jahr 2000 nur als ein Unterkapitel der Außenpolitik betrachtet. Ähnliches 
kann für die Mehrzahl politologischer Publikationen behauptet werden. 
                                                                                                                                                        
dieser Entwicklung anfangs überhaupt nicht korrespondierte und erst in den 1970er Jahren erodierte. 
Ungefähr seit dem Jahr 2000 sind die Kriminalitätsraten wiederum relativ konstant – während das 
Sicherheitsgefühl trotzdem immer weiter abnimmt. 
120
 Leider sind empirisch gehaltvolle Studien zum (Un-)Sicherheitsgefühl und der Sorge um Sicherheit für 
die frühen 1970 und 1980er Jahren nicht zu finden. Erst in den 1990er Jahren wird das Sicherheitsgefühl 
(zumeist unter dem Fokus der Kriminalitätsangst) in sozialwissenschaftlichen Studien untersucht. Hilfsweise 
muss man deshalb darauf zurückgreifen, sowohl die rapide steigende Lebenserwartung in den 1970er und 
1980er als Indikator für tatsächliche und die für ein westliches Industrieland relativ stabilen (und hohen) 
Geburtenraten der alten Bundesrepublik bis Mitte der 1990er Jahre als Indikator für gefühlte Sicherheit zu 
betrachten. 
121
 Der Einbruch der Geburtenrate sowie die rapide ansteigende Rate von Selbstmorden im Osten 
Deutschlands in den Nachwendejahren sind hierfür möglicherweise gute Indizien. 
122
 Schewe (2009) S.107 (m.w.N.). 
123
 Pietschmann (2010) S.136. 
124
 Selbiges gilt aber auch für die Politik: Vgl. hierzu die Untersuchung der Wahlprogramme von SPD und 
CDU zwischen 1949 und 2005 bei Müller/ Schlögel/ Sturm (2009). 
125
 Riescher (2010) S.16, FN 13. 
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Von Seiten des deutschen Gesetzgebers reagierte man auf die Anschläge in Amerika mit 
einem zuweilen etwas hektischen Aktionismus,126 was dazu führte, dass im Schatten der 
Bekämpfung des Terrorismus auch einige zuvor schon in den Schubladen der 
Innenministerien existierende Vorlagen in Gesetzesform gegossen werden konnten. Zwar 
belegt diese Reaktion eindrucksvoll, welche Bedeutung das staatliche Gewaltmonopol und 
der Topos Sicherheit für die politischen Akteure besitzt, zugleich gerieten dabei die 
verfassungsmäßigen Grundrechte und die damit verbundenen bürgerlichen Freiheiten 
zuweilen unter die Räder, da im Zweifel vor allem dem schon erwähnten »Grundrecht auf 
Sicherheit« von Seiten der politisch Verantwortlichen ein gewisser Vorrang eingeräumt 
wurde.127  
Die Reaktionen der politischen Akteure und Institutionen in Deutschland auf die durch die 
Anschläge sichtbar gewordene, neue Bedrohungslage waren zwar von dem Bestreben 
geleitet, dem Bürger eine möglichst umfassende Sicherheit vor solchen terroristischen 
Handlungen zu gewährleisten. Die Form und der Umfang des staatlichen Engagements für 
das Thema Sicherheit haben jedoch Kritik hervorgerufen, welche insbesondere die Balance 
von Sicherheit und Freiheit als gefährdet betrachtete.128 Die Diskussionen über die 
entsprechenden Gesetze wurden von zwei Standpunkten geführt, deren Vertreter zumeist 
wenig Bereitschaft zeigten, die Argumente der jeweiligen Gegenseite aufzunehmen.129  
Die Befürworter der Einschränkung von Grundrechten argumentieren in der Regel, dass nur 
durch eine umfassende und starke Reaktion des Staates die Sicherheit der Gesellschaft 
gewährleistet werden kann, wodurch letztlich auch die Freiheit der Bürger gestärkt werden 
würde. Nicht nur der Aspekt der Einschränkung von grundgesetzlichen Rechten ist in den 
Augen der Gegner dieser Maßnahmen ein Problem,130 sondern es wurden der Aktionismus 
und die Geschwindigkeit, mit dem die Gesetzesvorhaben durch die parlamentarischen 
Instanzen gegangen sind, hinterfragt.131 Andere Kritiker unterstellten dieser Politik einen 
symbolischen Charakter, welche durch ihren (unterstellten) Aktionismus letztlich eher für 
eine Zunahme von Unsicherheit in der Bevölkerung sorge, als tatsächlich das 
Sicherheitsgefühl zu stärken.132 Gleichzeitig unterstellt ein Teil der Kritik häufig die 
zunehmende Etablierung von sozialen Kontrollmechanismen unter dem Deckmantel der 
Sicherheitspolitik, welche zwar tatsächlich die Sicherheit des Bürgers erhöhen würden, 
gleichzeitig aber auch der mehr oder weniger zielgerichteten Gestaltung von Gesellschaften 
dienen könnten.133 Inwieweit es jedoch zwischen Sicherheit und Freiheit als den beiden 
wichtigsten Prämissen staatlichen Handelns nicht nur Gegensätze, sondern auch 
Abhängigkeiten geben könnte, wird von vielen Autoren unterschlagen oder nur am Rande 
thematisiert.134 
 
2.1.3 Sicherheit und Staatlichkeit in der Geschichte 
 
                                                 
126
 Lepsius (2004). 
127
 Grundlegend: Schily (2005). Etwas kürzer: Schäuble (2007). 
128
 Beispielsweise: Herzog (2005). Oder auch in einem größeren Kontext: Hafke (2005). 
129
 Eine sehr gute Darstellung für die Polarisierungen bietet: Baldus (2006).  
130
 So beispielsweise Denninger (2004). 
131
 Lepsius (2004) . 
132
 Van Dyvk/ Lessenich (2008). 
133
 Kötter (2004). S.371- 398. Zur Kritik der Kritik: Kunz (2006).  
134
 Zu den Ausnahmen zählen beispielsweise: Glaeßner (2003); auch: Calliess, (2002). 
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Auch wenn die schon erwähnten Ausführungen von Kaufmann belegen, welche Bedeutung 
Sicherheit für politische Akteure generell hat, so ist damit noch nicht geklärt, inwieweit 
Sicherheit überhaupt als eine Aufgabe des Staates (~ Staatsaufgabe) betrachtet werden 
kann. Das schon erwähnte Grundrecht auf Sicherheit135 hilft ebenfalls nur bedingt weiter, 
was weniger daran liegt, dass es in Teilen umstritten ist, 136 sondern vor allem, da selbst bei 
Anerkennung der Überlegungen von Isensee, Sicherheit dann nur eines unter mehreren 
gegeneinander abzuwägenden Grundrechten wäre.137 Trotzdem drängt sich zunächst die 
grundsätzliche Frage auf, ob Sicherheit tatsächlich eine Staatsaufgabe138 ist. Die vorliegende 
staatsrechtliche139 und staatswissenschaftliche140 Literatur geht ganz überwiegend davon 
aus, dass es eine solche Staatsaufgabe gibt.141 Zwar unterscheiden sich Begründungen und 
Herleitung hierfür zum Teil beträchtlich, aber auch hier spielen neben der hermeneutischen 
Auslegung des Grundgesetzes vor allem Rückgriffe auf Strömungen der politischen 
Philosophie eine erhebliche Rolle.  
 
Eine dieser Strömungen geht auf die schon erwähnten, vertragstheoretischen Überlegungen 
von Thomas Hobbes zurück.142 Dabei kann allein unter Rückgriff auf Hobbes eine solche 
Verpflichtung des Staates nicht explizit konstruiert werden; denn der bei Hobbes vorhandene 
Staatsbegriff ist noch ein gutes Stück vom Begriff des modernen Staates entfernt.143 
Trotzdem stellt schon bei Hobbes die Herstellung des „Kollektivgutes“144 Sicherheit das 
Fundament für staatliche Gemeinwesen dar.145 Die vertragstheoretische Begründung hierfür 
lautet, dass der Bürger einen Teil seiner Rechte an die ihm übergeordneten Instanzen des 
Staates abgibt und dafür auf Selbstverteidigung und Selbstjustiz verzichtet – was wiederum 
für Frieden im Inneren des Gemeinwesens sorgt.146 Für diese Zeit muss man jedoch davon 
ausgehen, dass sich das damit gegebene Sicherheitsversprechen (bzw. der enthaltene 
Sicherheitsbegriff) vor allem auf die Sicherheit der Person (und des Lebens) sowie die 
Sicherheit der äußeren Grenzen bezog; implizit damit verbunden wurde auch eine frühe 
Form von Rechtssicherheit.  
                                                 
135
 Isensee (1982), Isensee (1983). 
136
 Kurz und knapp: Meier (2003). Zum Stand der Debatte des Grundrechts auf Sicherheit: Vierrath (2010). 
137
 Lepsius (2004). 
138
 Zum Begriff der Staatsaufgaben und seiner Entwicklung aus politologischer Perspektive statt vieler: 
Benz (2008) S.216ff. Aus juristischer Perspektive grundsätzlich: Isensee (2006b). 
139
 Schewe (2009) S.55: „Staatsaufgaben sind als Aufforderung an den Staat zu verstehen, für die 
Erreichung eines bestimmten Ziels oder zur Erhaltung eines als wünschenswert angesehen Zustandes tätig 
zu werden. Kurz: Staatsaufgaben beschreiben, was der Staat soll.“  
140
 Statt vieler: Bogumil/ Jann (2009) S.71 definieren staatliche Kernaufgaben damit, dass sie „… auf Basis 
eines expliziten gesellschaftlichen Konsens vom Staat gewährleistet und selbst vollzogen werden 
müssen…“ und erwähnen dabei auch den Bereich der Inneren Sicherheit. Benz (2008) S.124 geht u.a. 
davon aus, dass die „Friedenssicherung im Inneren“ fundamentale Funktion des Staates sei. 
141
 Die hier entwickelten Überlegungen lehnen sich an die instruktive Arbeit von Schewe (2009) an. Dort 
finden sich auch weitere Nachweise. 
142
 Anter (2007) S.120 meint, dass Hobbes am klarsten den Zusammenhang von Staatlichkeit und 
Sicherheit ausgearbeitet hat. Er sei (so Anter) der „…Sicherheitsdenker par excellence.“ 
143
 Benz (2008) S.175f. 
144
 Glaeßner (2003) S.45: „Sicherheit ist ein klassisches Kollektivgut.“ 
145
 Riescher (2010) S.14: „In der Politikwissenschaft nutzt man das Hobbes´sche Paradigma […] um 
anhand der vertragstheoretischen Begründung zu zeigen, dass ein wesentlicher Staatszweck aus der 
Gewährleistung von Sicherheit resultiert.“ 
146
 Sicherheit ist hier also das Produkt rationaler, nutzenmaximierender Entscheidungen. 
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Der ebenfalls schon erwähnte John Locke hat dagegen den Schutz vor staatlicher Willkür 
(und damit letztlich Rechtssicherheit)147 in den Mittelpunkt seiner Überlegung gestellt. 
Staatliches Handeln hat sich nach Locke allgemeingültigen Gesetzen zu unterwerfen; 
Exekutive und Legislative dürfen sich in ihrem Handeln nicht allein an höheren Zwecken 
orientieren (z.B. Sicherheit), sondern müssen ihr Handeln immer auch durch Verweis auf 
Gesetze begründen können.148 Ausgangspunkt hierfür ist das sich entwickelnde Bürgertum, 
welches Sicherheit für seine ökonomische Tätigkeit erwartete – und Locke „lieferte“ hierzu 
eine liberale Begründung.149 Bei diesen vertragstheoretischen Überlegungen von Hobbes 
und Locke handelt es sich noch primär um Gedanken zur physischen Sicherheit; Fragen der 
der ökonomischen oder sozialen Sicherheit lassen sich dabei aus heutiger Sicht durchaus 
hinzudenken, sind tatsächlich aber nur implizit in diesen enthalten.150  
 
Immanuel Kant wiederum hat die bei Hobbes, aber auch bei Locke nur unvollständig 
ausgearbeitete Rechtssicherheit in das Zentrum seiner Überlegungen gestellt.151 Recht, 
welches allgemein zustimmungsfähig sein sollte, würde der Garant des Inneren Friedens 
sein. Diese aus heutiger Sicht noch etwas einseitige Ausbuchstabierung von Sicherheit (die 
letztlich auch eher ökonomischer Freiheit und rechtliche Absicherung152 für das Bürgertum 
meinte) wird erst im 19. Jahrhundert ergänzt durch das Aufkommen wohlfahrtsstaatlicher 
Überlegungen zu dem, was heute unter ökonomischer und sozialer Sicherheit verstanden 
wird.153 Deutlich jünger sind dagegen die weiteren, schon oben erwähnten Dimensionen von 
Sicherheit: Hier ist vor allem der Blick auf die ökologischen Aspekte des Sicherheitsbegriffes 
zu lenken, welche erst in den 1970er und 1980er Jahren an Bedeutung gewonnen haben.  
Die zweite größere Strömung zur Begründung der Staatsaufgabe Sicherheit stützt sich auf 
Überlegungen zur legitimen und monopolisierten Ausübung staatlicher Gewalt.154 Hierbei 
wird unter Berufung auf das Webersche Gewaltmonopol155 dargestellt, dass es im 
Gegensatz zum Naturzustand (oder archaischen Gemeinschaften) in staatlich verfassten 
(und durch Recht organisierten) Gesellschaften nur eine Instanz gibt, welche legitimer (und 
legaler) Weise zur Ausübung von Gewalt berechtigt ist.156 Zwar kann der Staat private 
Gewaltausübung tolerieren (und zum Teil auch legitimieren).157 Prinzipiell ist jedoch der 
Bürger durch die Tatsache, dass allein der Staat (vermittels seiner Institutionen und Akteure) 
zur Gewaltausübung berechtigt ist, schutzlos möglichen Angriffen auf seine Person oder sein 
                                                 
147
 Hier wird letztlich schon (sehr abstrakt) das angelegt, was heute zuweilen unter der Doppelfunktion der 
Grundrechte verstanden wird: Einerseits die Garantie, dass der Staat nicht zu sehr in die Privatsphäre des 
Einzelnen eingreift, andererseits die Garantie der damit verbundenen Grundrechte durch eben diesen 
Staat. Näheres hierzu in den Abschnitten 5.1.8 und 5.3.10 dieser Arbeit. 
148
 Riescher (2010) S.16. 
149
 Benz (2008) S.60f, Glaeßner (2003) S.52ff. 
150
 Isensee (1983) 17ff sieht hierbei in den vertragstheoretischen Überlegungen im Gegensatz zu den oben 
genanten (mindestens) vier Dimensionen „nur“ drei sogenannte „Legitimationsschichten“ von Sicherheit: die 
bürgergerichtete, die staatsgerichtete und die soziale Sicherheit. 
151
 Benz (2008) S.27. 
152
 Die dann bei Immanuel Kant systematisch ausgearbeitet wird.  
153
 Glaeßner (2003) S.68f sowie S.120ff. 
154
 So beispielsweise: Anter (2007). 
155
 Weber (1964) S.39: „Staat soll ein politischer Anstaltsbetrieb heißen, wenn und insoweit sein 
Verwaltungsstab erfolgreich das Monopol legitimen physischen Zwangs für die Durchführung von 
Ordnungen in Anspruch nimmt.“ 
156
 Riescher (2010) S.15. 
157
 Siehe hierzu die untenstehenden Überlegungen zu privaten Sicherheitsdienstleistern. 
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Eigentum ausgeliefert. Dies wiederum macht es nötig, dass staatlicherseits die Sicherung 
des Lebens und des Eigentums der Bürger als Aufgabe wahrgenommen wird.158  
 
Neben diesen aus der politischen Philosophie stammenden Überlegungen wird zuweilen auf 
das Grundgesetz selbst als Legitimation für die Wahrnehmung der Staatsaufgabe Sicherheit 
verwiesen.159 Neben der recht eindeutigen Regelung zur äußeren Sicherheit (Art. 87a GG) 
lässt sich hierbei die Staatsaufgabe Sicherheit in der Gesamtschau des Rechtsstaatsprinzip 
(Art. 19 Abs.4 GG), des Sozialstaatsprinzips (Art. 20 GG) und der vom 
Bundesverfassungsgericht in mehreren Urteilen160 entwickelten Lehre der staatlichen 
Schutzpflicht herausdestillieren. Diese Schutzpflichtlehre sah sich durchaus Kritik 
ausgesetzt,161 ist aber nichtsdestotrotz durch die Urteile des BVerfG quasi mit Gesetzeskraft 
ausgestattet. Relativ schwierig stellen sich bei jedem der genannten Herleitungsversuche für 
die Staatsaufgabe Sicherheit die jeweilige Begründung162 von Innerer Sicherheit als Teil der 
Staatsaufgaben dar.163 Trotzdem lässt sich für den Topos Sicherheit ganz grundsätzlich 
behaupten:  
 
„Eine notwendige Staatsaufgabe Sicherheit kann sowohl staatstheoretisch als auch 
aus der Verfassung selbst […] hergeleitet werden.“164  
 
Über das Verhältnis von Sicherheitsvermittlung und Sicherheitswahrnehmung existieren 
dagegen nur sehr wenige fundierte Arbeiten. Zwar wird (wie dargelegt) durchaus erkannt, 
dass es Unterschiede zwischen objektiven und subjektive Momenten von Sicherheit gibt, 
aber dies erfolgt zumeist in eher historischer Perspektive als in sozialwissenschaftlicher 
Diagnose. Welchen Zusammenhang aber beispielsweise Sicherheitslage und 
Sicherheitswahrnehmung haben, welche Aufgaben staatlicherseits übernommen werden 
müssen, welche davon wiederum einen positiven Einfluss auf die Sicherheitslage und die -
wahrnehmung haben und ob es überhaupt Aufgabe des Staates sein kann, die 
Sicherheitswahrnehmung der Bürger als Handlungsmaßstab zu nehmen, wird in der Literatur 
(wenn überhaupt) nur am Rande diskutiert.165 
 
                                                 
158
 Gareis (2009) S.79. 
159
 Stegmann (1998) S.243 verweist darauf, dass im GG das Gewaltmonopol nicht expresis verbis zu finden 
sei; es aber trotzdem aus dem GG ableitbar ist und dies die Grundlage für den Staatszweck Sicherheit 
darstelle. 
160
 So bspw. die Urteile zu: „Fristenlösung“ BVerfGE 39, 1; „Schleyer“ BVerfGE 46, 160; „Kontaktsperre“ 
BVerfGE 49, 24; „Kalkar“ BVerfGE 49,89; „Mülheim-Kärlich“ BVerfGE 53, 30; „Fluglärm“ BVerfGE 56, 54. 
161
 Siehe hierzu Isensee (1983).  
162
 Schewe (2009) S.69 stellt hierbei einen möglichen Weg über Art. 83 Abs.1, Art. 87d Abs.1 Art.87e Abs.1, 
2 und Art.89 Abs.2 sowie unter Zuhilfenahme Art.73ff GG dar.  
163
 Bogumil/ Jann (2009) S.71 behaupten einfach, dass Innere Sicherheit Kernaufgabe des Staates sei. 
Ähnlich auch Glaeßner (2003) S.145: „Die Sicherheit und innere Ordnung eines Gemeinwesens zu 
garantieren und Unsicherheit zu vermeiden, ist Aufgabe staatlicher Instanzen.“  
164
 Schewe (2009) S.75. Anter (2007) S.13 sieht diese Staatsaufgabe Sicherheit in Anbetracht von 
zunehmenden Privatisierungen jedoch „…auf tönernen Füßen“ stehen. Kritisch zu 
Privatisierungstendenzen: Stegmann (1998) S.243: „Als funktionell originäre Staatsaufgaben, die nicht auf 
Private übertragbar sind, müssen solche Tätigkeiten angesehen werden, die unmittelbarer Ausfluss des 
staatlichen Gewaltmonopols sind.“ 
165
 Gusy (2009a) S.322f: „Jüngere Debatten im Recht der Inneren Sicherheit haben gezeigt: »Sicherheit« 
kann nicht allein objektiv verstanden werden. Sie kann – und wird zunehmend auch – subjektiv begriffen. In 
diesem Sinne ist Sicherheit zugleich gefühlte Sicherheit, aus der Sicht des Einzelnen tritt das subjektive 
Sicherheitsgefühl nicht selten an die Stelle der objektiven oder jedenfalls objektivierbaren) Sicherheitslage.“ 
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2.1.4 Innere Sicherheit 
 
Der Begriff der Inneren Sicherheit stellt zunächst „nur“ einen Unterbegriff oder eine 
Dimension von Sicherheit dar. Er ist im Wesentlichen eine Konkretisierung staatlicher 
Akteure und Institutionen, die den Auftrag haben, unter Bezugnahme auf das staatliche 
Gewaltmonopol und (idealerweise) im Rahmen rechtsstaatlicher Verfahren für die Sicherheit 
der Bürger im Inneren des Landes sorgen.166 Es handelt sich bei Innerer Sicherheit also 
letztlich um eine zusammenfassende Beschreibung staatlicher Aufgaben, bei der der Schutz 
der Bürger im Mittelpunkt steht. Verwirrenderweise wird in der Literatur häufig synonym von 
Öffentlicher und Innerer Sicherheit gesprochen.167 Das verweist in gewisser Weise darauf, 
wer für die Bereitstellung dieser Sicherheit zuständig ist, denn Sicherheit kann in der Folge 
dieser Begrifflichkeit (allein) als öffentliches Gut verstanden werden.168 Prinzipiell treffen 
diese Überlegungen auch für die Innere Sicherheit zu, in Anbetracht von 
Privatisierungstendenzen im Bereich der Inneren Sicherheit sind jedoch Fragen an eine 
inhaltliche Gleichstellung der Begriffe geboten.169 Dabei ist weniger die materielle 
Privatisierung170 von Aufgaben als Problem für die Gleichsetzung zu verstehen, sondern 
eher die zunehmende Ausbreitung privater Sicherheitsakteure, die bisher nur in räumlichen 
eng umgrenzten Bereichen Sicherheitsaufgaben wahrnehmen. Sie tragen damit zwar 
durchaus zur Sicherheit der Bürger bei, gleichzeitig handelt es sich bei den hiervon 
profitierenden Bürgern nur um eine begrenzte Zahl: Nur wer für Sicherheit bezahlen kann – 
erhält entsprechenden Schutz durch einen Dienstleister.171 Die Polizei ist jedoch als 
Hauptakteur der Inneren Sicherheit für jeden Bürger Ansprechpartner und 
„Sicherheitsdienstleister“. Sicherheit wandelt sich so von einem öffentlichen Gut in ein 
privatisiertes Gut – deshalb soll in dieser Arbeit am Begriff der Inneren Sicherheit 
festgehalten wird.172 
Unabhängig von diesen Problemen, sind die Mehrzahl der Definitionsversuche in jedem Fall 
hinsichtlich der Vorstellung ähnlich gelagert, dass Innere Sicherheit kein statischer Begriff ist 
(also nicht allein einen Zustand meint), sondern vielmehr staatliches Handeln und dessen 
                                                 
166
 Lange (2008a) S.207 versteht Innere Sicherheit „…als ein System von staatlichen Institutionen und 
Einrichtungen, welches durch Verfassung und Organe der demokratischen Willensbildung legitimiert ist, das 
öffentliche Gewaltmonopol im Rahmen kodifizierter Regeln exekutiv unter Anwendung auch von 
unmittelbarem Zwang auszuüben.“ 
167
 Nohlen/ Schultze (2005) S.378 schreiben unter dem Stichwort Innere Sicherheit: „… öff. Sicherheit, die 
institutionelle Bedingungen, Vorgänge, Inhalte und Ergebnisse polit. Handelns, das nach Anspruch oder 
Funktion darauf gerichtet ist, Ordnungs- und Schutzaufgaben zugunsten jedes Mitgliedes der Gesellschaft 
und der Gesamtheit der Staatsbürger zu erfüllen.“ Ähnlich Schmidt (2004) S.318, der öffentliche und Innere 
Sicherheit gleich definiert. 
168
 Schenke (2005) S.26 sieht den Begriff öffentliche Sicherheit historisch: „Unter öffentlicher Sicherheit ist 
in Anlehnung an die amtliche Begründung zu §14 PreußPVG (Preußisches Polizeiverwaltungsgesetz von 
1931, TP) die Unversehrtheit von Leben, Gesundheit, Freiheit, Ehre und Vermögen des einzelnen sowie 
der Bestand und das Funktionieren des Staates und seiner Einrichtungen zu verstehen.“ 
169
 Zu Privatisierung von Staatsaufgaben: Gusy (1998). 
170
 Unabhängig davon, ob diese durch Beleihung, Beauftragung, Überlassung, etc. entstehen. 
171
 Und sei es als Konsument in der Ladenpassage oder im Einkaufszentrum. 
172
 Stegmann (1998) S.243: „Der mit dem Gewaltmonopol zu sichernde Staatszweck Sicherheit ist in seiner 
Kernsubstanz unantastbar und wegen seiner Friedenssicherungsfunktion einer Privatisierung nicht 
zugänglich.“ 
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Inhalte beschreibt.173 Innere Sicherheit ist letztlich ein diffuser Begriff, der weniger 
theoretisch zu fassen ist, sondern der sich immer auch an den konkreten gesellschaftlichen 
Gegebenheiten sowie an seinen inhaltlichen Dimensionen orientieren muss.  
Wenn man sich Innerer Sicherheit aus dieser Perspektive nähert, liegt es nahe, Innere 
Sicherheit nicht allein als theoretischen Begriff, sondern (zumindest auch) als ein Politikfeld 
zu betrachten und damit die inhaltliche Ausgestaltung durch Politik und relevante Akteure in 
Blick zu nehmen.174 Dies stellt auch die Grundlage für die in dieser Arbeit vorgenommene 
Analyse dar. Wichtig hierbei ist dann weniger die Frage, welche begrifflichen Grundlagen zur 
Inneren Sicherheit hinzuzuzählen sind, sondern welche Akteure und welche Institutionen an 
der Gestaltung des Politikfelds Innere Sicherheit beteiligt sind und in welcher Form sich 
diese Beteiligung auswirkt. Formal liegt die Zuständigkeit für dieses Politikfeld regelmäßig 
bei den Innenministerien der Länder und des Bundes175 – an der Ausgestaltung sind jedoch 
deutlich mehr Akteure beteiligt, als nur die Innenministerien.176 
2.1.5 Überwachungsstaat und Sicherheitsgesellschaft? 
 
Auch wenn es bis hier vor allem um den Begriff der Sicherheit ging, so soll an dieser Stelle 
auf den verwandten Begriff des „Überwachungsstaates“ (der zuweilen in Diskussionen auch 
sinngleich mit „Sicherheitsstaat“ oder „Stasi 2.0“ genutzt wird) eingegangen werden. Dies 
erfolgt weniger, weil es begriffliche Überschneidungen beispielsweise zwischen 
Sicherheitsstaat (oder Stasi ~ Staatssicherheit) und Sicherheit gibt, sondern weil in Debatten 
um die Innere Sicherheit immer wieder der Begriff des Überwachungsstaates auftaucht.177 
Verwendet wird dieser Begriff (und seine Spielarten) vor allem in kritischer Perspektive, um 
so auf Grundrechtsprobleme im Bereich der Inneren Sicherheit hinzuweisen. Das klingt im 
ersten Moment im Angesicht von Vorratsdatenspeicherung, Ausbau der Videoüberwachung 
und dem möglichen Einsatz des Bundestrojaners178 auch recht plausibel.179 Allerdings soll im 
Folgenden darlegt werden, warum der Begriff „Überwachungsstaat“ im Allgemeinen 
zumindest unpassend und im Fall der Bundesrepublik irritierend ist.  
Zunächst ist mit dem Begriff des Überwachungsstaates noch nicht viel gesagt.180 Er soll nur 
beschreiben, dass eine (zumeist legale) Überwachung durch staatliche Organe, Akteure, etc. 
durchgeführt wird oder zumindest permanent droht. Eine solche undifferenzierte 
Begriffsverwendung unterschlägt jedoch zwangsläufig mindestens zwei sehr wesentliche 
Fragen: Wer oder was zeigt sich für die Überwachung ursächlich verantwortlich und worin 
                                                 
173
 So aus politikfeldanalytischer Perspektive: Lange (2008a) S.207, Lange (2009) S.133f; aus begrifflicher 
Perspektive: Glaeßner (2003) S.145, Nohlen/ Schultze (2005) S.378; aus rechtstheoretischer Perspektive: 
Schewe (2009) S.69f; und aus verwaltungswissenschaftlicher Perspektive: Bogumil/ Jann (2009) S.71. 
174
 So auch der Vorschlag von Lange (2008a). 
175
 Vgl.: Erbel (2002) S.16. 
176
 Eine ausführliche Darstellung findet sich in den folgenden Kapiteln. 
177
 Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.102 liefern eine mögliche Erklärung für die Zunahme der 
Diskussion um einen Überwachungsstaat: „Unterschwellig wird vielfach angenommen, dass der Staat sich 
seinen rechtsstaatlichen Bindungen entziehen und von seinem rechtlich geordnetem System der 
Prävention und Kontrolle in totalitäre Formen des Überwachungsstaates ableiten könnte. Dies mag daran 
liegen, dass nur die immer weiter verfeinerten Überwachungstechniken wahrgenommen werden, aber nicht 
die flankierenden Maßnahmen interner und gerichtlicher Kontrolle.“ 
178
 Die gesetzlichen Grundlagen werden im Verlauf dieser Arbeit noch ausführlich diskutiert. 
179
 Hirsch (2008c) S.167: „Tatsächlich befinden wir uns seit Jahren in einer schleichenden Veränderung hin 
zum Überwachungsstaat.“ 
180
 Ähnlich, wenn auch in staatskritischerer Perspektive: Hirsch (2008c) S.164. 
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liegt die Motivation einer staatlichen Überwachung?181 Eine informierte Debatte kann über 
diese Fragen nicht hinweggehen. 
Um es an dieser Stelle abzukürzen: Bei Diskussionen und Darstellungen, in denen das Wort 
Überwachungsstaat als ein Kampfbegriff genutzt wird, wird im Regelfall keine dieser Fragen 
näher untersucht oder gar beantwortet. Bessere Studien in diesem Duktus können 
zumindest noch Polizei(en) oder Dienste182 als Akteure anführen, die vermeintlichen Motive 
einer unterstellten Totalüberwachung werden jedoch selten geklärt. So bedeutet eine 
Überwachung von Personen durch eine Videokamera zunächst eine deutliche Mehrarbeit für 
die Polizei: Es muss Personal für die Aufzeichnung und Auswertung bereitgestellt, es 
müssen Anträge gestellt und Berichte geschrieben sowie Aktennotizen angelegt werden. 
Erklärungsbedürftig wäre nun, warum in Zeiten knapper öffentlicher Kassen die Polizeien 
den dadurch bedingten Mehraufwand bereitwillig schultern sollten. Auch die Tatsache, dass 
in Deutschland im Rahmen demokratischer und/ oder parlamentarischer Verfahren relativ 
schnell fast sämtliche der kritisierten Überwachungsmaßnahmen abgeschafft werden 
könnten, ist bestenfalls eine Fußnote wert. Dass jeder einzelnen Überwachungsmaßnahme 
umfangreiche Gesetzesberatungen vorangegangen sind, an denen (abwählbare) 
Parlamentarier beteiligt waren,183 wird beim undifferenzierten Umgang mit dem Begriff 
Überwachungsstaat ebenso ausgeblendet, wie die Tatsache, dass die konkreten 
Überwachungsmaßnahmen einen genauen verwaltungsrechtlichen Verfahrensablauf haben 
(gegen den sich der Bürger im Rahmen des Rechtsschutzes durchaus wehren kann!).  
Um ein Beispiel zu geben: Wenn staatlicherseits (also durch Polizei oder Dienste) eine 
Videoüberwachungsmaßnahme durchgeführt wird, dann wird nicht einfach eine Kamera 
aufgestellt, sondern es muss im Vorfeld dafür eine gesetzliche Grundlage existieren. Diese 
Rechtsgrundlage wird im Regelfall durch die gewählten Parlamentarier im Rahmen eines 
Gesetzgebungsverfahrens geschaffen. Das Gesetz muss sich dabei nicht nur an den 
normativen Grundlagen des gesellschaftlichen Zusammenlebens (Verfassung) messen, 
sondern auch mehrheitsfähig im Parlament sein. Anschließend können in den zuständigen 
Innenministerien entsprechende Rechtsverordnungen zur Präzisierung hinzukommen, aber 
auch diese müssen sich an geltenden Gesetzen orientieren und sind damit letztlich auch 
wieder demokratisch legitimiert. Erst nachdem eine entsprechende gesetzliche Grundlage 
geschaffen wurde, haben Polizei oder auch Dienste184 überhaupt die Möglichkeit, eine 
Kamera aufzustellen und eine Überwachungsmaßnahme durchzuführen. Wenn es dann zur 
Installation kommt, müssen jedoch wieder die verwaltungsrechtlichen Grundlagen beachtet 
und die Gründe, welche sowohl für als auch gegen das Aufstellen sprechen, abgewogen und 
die generelle Geeignetheit geprüft werden. Erst dann kann eine Kamera installiert werden, 
was wiederum dem Bürger (der sich in seinen Grundrechten eingeschränkt fühlt) ermöglicht, 
gegen diese Kamera verwaltungsgerichtlich vorzugehen und die Begründung der Polizei 
anzufechten. Sollte diese sich dann nicht am geltenden Recht orientiert haben, wird (so auch 
                                                 
181
 An dieser Stelle werden die wesentlichen Akteure nur ganz knapp vorgestellt. Ausführlich wird auf die 
relevanten Akteure der Inneren Sicherheit im dritten Kapitel der Arbeit eingegangen. 
182
 Der Begriff „Dienste“ wird hier (wenn nicht anders vermerkt) als Sammelbegriff für Nachrichtendienste 
und Verfassungsschutzbehörden verwendet. Siehe auch Abschnitt 3.4 der vorliegenden Arbeit. 
183
 Erklärungen, warum die beteiligten Politiker nicht abgewählt werden, wenn sie gegen die (vermuteten) 
Interessen der Bevölkerung eine vermehrte Überwachung beschließen finden sich zudem ebenfalls nicht. 
184
 Wobei für die Dienste zum Teil geringere rechtliche Grenzen existieren. 
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die bisherige Praxis) ein Verwaltungsgericht die Installation einer Kamera recht schnell 
unterbinden.185 
So unangenehm also im Einzelfall die Installation einer Videoüberwachung ist – sie ist (wenn 
auch über sehr viele Schritte) die Folge eines demokratisch legitimierten und rechtsstaatlich 
abgesicherten Verfahrens, welches vom Bürger in Frage gestellt werden kann. Im „echten“ 
Überwachungsstaat hingegen „dürfte“ der Bürger diese Überwachungsanlage still erdulden – 
und dies stellt einen wesentlichen Unterschied zwischen Rechtsstaat und (vermeintlichem) 
Überwachungsstaat dar.186 Als Fazit dieses kurzen Exkurses kann jedenfalls festgehalten 
werden, dass der Begriff des Überwachungsstaates ein hochgradig politisierter Begriff ist, 
der die sehr umfangreichen Probleme der Verletzung von Grundrechten in einem 
begrifflichen Nebel vielmehr verunklart, als auf die Vielzahl von existierenden Probleme im 
Politikfeld Innere Sicherheit hinzuweisen.  
                                                 
185
 Mit anderer Meinung zum Beispiel Videoüberwachung im Kontext des Überwachungsstaates: Hirsch 
(2008c) S.174. 
186
 Anders Hirsch (2008c) S.178: „Offenbar sind wir bei der innenpolitischen Aufrüstung unseres Staates 
dabei, die Grenze zum autoritären Überwachungsstaat zu überschreiten.“ 
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2.2  Was ist Terrorismus? Eine Arbeitshypothese und deren Implikationen 
 
Nachdem die Grundlagen für den Begriff der (Inneren) Sicherheit gelegt sind, soll im 
Folgenden eine Einführung in den Begriff des Terrorismus sowie die damit verbundenen 
Probleme gegeben werden. Es wird jedoch nicht versucht, jegliche Formen des Terrorismus 
zu definieren oder gar einen umfassenden Erklärungsansatz für sämtliche derzeit 
auftretende Gewaltphänomene, die in der Öffentlichkeit unter dem Begriff „Terrorismus“ 
verhandelt werden, zu liefern.187 Auch werden im Folgenden nur wenige Ergebnisse „echter“ 
empirischer Forschung vorgetragen.188 Erinnert sei zudem daran, dass man derzeit trotz des 
zweifellos großen öffentlichen Interesses am Thema und der Vielzahl von Publikationen nicht 
unbedingt von einer etablierten Terrorismusforschung mit eindeutigen Methoden, 
unumstritten theoretischen Grundlagen und Ansätzen sprechen kann.189 
Aufgrund dieser Probleme wird auf Basis einer Arbeitshypothese zum Begriff »Terrorismus« 
ein kritischer Überblick über vorhandenen Forschungsarbeiten geliefert. Das heißt auch, 
dass keine eigenen empirischen Forschungsarbeiten vorgestellt werden, sondern es werden 
theoretische Überlegungen auf Grundlage plausibler empirischer Forschungsarbeiten 
unternommen und deren Erkenntnisse auf die für die hier vorliegende Arbeit wichtigen 
Fragen fokussiert. Eine solche „synthetische“ Fokussierung soll dazu dienen, im Rahmen 
dieser Arbeit eine Definition verwenden zu können, die vielleicht nicht allen Nuancen 
möglicher Formen terroristischer Gewalt gerecht wird, aber zumindest eine Arbeitsgrundlage 




Grundsätzlich wird Terrorismus im Folgenden als eine Form von politischer Gewalt 
verstanden, welche durchaus verschiedene Dimensionen und Ausprägungen annehmen 
kann. Für die hier vorgetragenen Überlegungen gewinnt das Gewaltphänomen seine 
Relevanz aber durch die Herausforderungen, die es für die Akteure und Institutionen der 
Inneren Sicherheit in Deutschland besitzt. Als hierfür relevante Akteure und Institutionen im 
Politikfeld Innere Sicherheit190 werden dabei sowohl konkrete (staatliche) Einrichtungen 
verstanden, als auch die begleitenden oder zugrunde liegenden (verfassungs-) rechtlichen 
Normen und einzelgesetzlichen Maßnahmen mit dem Fokus der Terrorismusbekämpfung. 
Eine umfassende Erklärung oder Definition des Gewaltphänomens Terrorismus ist im 
Folgenden explizit nicht zu erwarten.191 Dies geschieht auch vor dem Hintergrund, dass es in 
Deutschland (als wesentlichen Bezugspunkt dieser Arbeit) eher unwahrscheinlich ist, dass 
sämtliche Formen und Varianten des Terrorismus auftreten. 
                                                 
187
 Hierfür liegen bereits zahlreiche Arbeiten vor; Alex P. Schmidt konnte in den 1980er Jahren über 109 
Terrorismusdefinitionen klassifizieren (Vgl. Schmid (1983) und Schmid/ Jongman (1987), p.4). Ich sehe 
keine Argumente, ausgerechnet an dieser Stelle diesen Definitionen einen weiteren Versuch hinzuzufügen. 
188
 Dies ist beim Phänomen Terrorismus aufgrund seines klandestinen Charakters schwierig. Im Regelfall 
lässt sich Terrorismus nur „indirekt“ – also an seinen Folgen beobachten; Terroristen zu ihren Taten zu 
befragen ist in der Regel erst nach ihrer Festnahme möglich. Zu den Problemen empirischer Forschung im 
Bereich Terrorismus vgl.: Schneckener (2006) S.8ff, Knelangen (2009b) S.80f. 
189
 Oppel (2010) S.27, Daase (2001). 
190
 Vgl. hierfür die folgenden Kapitel der Arbeit. 
191
 Die bis hier gemachten zahlreichen Einschränkungen sind in der sozialwissenschaftlichen Forschung 
nichts Ungewöhnliches; auf dem Feld der Terrorismusforschung aufgrund seiner Unübersichtlichkeit aber 
geradezu notwendig, um die überall lauernden Definitions- und Abgrenzungsprobleme zumindest 
ansatzweise in den Griff zu bekommen. 
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Ganz entscheidend wird für die folgenden Überlegungen auf den Soziologen Peter 
Waldmann zurückgegriffen, da hier nach Ansicht des Verfassers der sinnvollste Vorschlag 
für die Beschreibung und Erklärung des Phänomens Terrorismus zu finden ist.192 Zugleich 
liefert die Tatsache, dass Waldmann aufgrund eigener empirischer Beschäftigung mit 
verschiedenen Formen von (politischer) Gewalt eine recht präzise Einordnungen für 
Terrorismus und seine Ausprägungen gibt, einen Hinweis auf das hier vertretene 
Verständnis von Terrorismus.193 Waldmanns Perspektive soll ergänzt werden durch die 
Arbeiten von Louise Richardson194 (die ebenfalls eigene Forschungserlebnisse insbesondere 
in Hinblick auf soziologischen Aspekte von Mitgliedern terroristischer Gruppen einbringen 
kann) sowie die Perspektive von Ulrich Schneckener, der sich als Politikwissenschaftler vor 
allem mit den politischen Implikationen des Terrorismus beschäftigt hat.195 Gleichzeitig wird 
immer wieder auch auf andere Forschungsarbeiten zurückgegriffen, die die genannten 
Autoren ergänzen. 
 
2.2.2 Was ist Terrorismus? 
 
Terrorismus soll hier – im Rahmen einer Arbeitshypothese – verstanden werden als 
eine planmäßige und möglichst schockierende Anwendung von nicht legaler Gewalt 
mit meist hohem Symbolgehalt im Rahmen einer politischen (oder auch politisierten) 
Auseinandersetzung, die sich gegen eine staatliche Ordnung richtet. Terrorismus 
besitzt in diesem Verständnis neben der physischen Gewalt aber immer auch eine 
kommunikative Komponente.196  
 
Diese Arbeitshypothese enthält gleich mehrere Annahmen, die zumindest intuitiv nicht frei 
von Problemen sind und deshalb diskutiert werden sollen. Die wichtigste begriffliche 
Entscheidung in dieser Hypothese liegt in einem semantischen Aspekt des Phänomens 
„Terrorismus“: Der Unterscheidung zwischen Terrorismus und Terror. Hierbei wird in der 
überwiegenden Zahl der vorliegenden Literatur (plausibel) davon ausgegangen, dass unter 
„Terror“ das Ausüben einer (Schreckens-) Herrschaft zu verstehen ist. Staatliche Akteure (im 
weitesten Sinne) bauen in diesem Sinne ihre Herrschaft weniger auf Legalität als auf Willkür 
und Angst auf. So verstanden erinnert der Begriff Terror (im Gegensatz zum Terrorismus) 
noch recht stark an die begriffliche Entstehungsgeschichte des Terrors („terreur“) in der 
französischen Revolution197 – was aber für die folgenden Überlegungen eine untergeordnete 
Rolle spielt.  
Bei der Gewaltform Terrorismus, wie sie hier verstanden werden soll, handelt es sich 
hingegen um einen Angriff gegen die existierende staatliche Ordnung, um diese im Sinne der 
                                                 
192
 Waldmann (2005a). 
193
 Waldmann arbeitete (vor Ort) u.a. zu den gewaltsamen Auseinandersetzungen in Lateinamerika sowie 
zur „alltäglichen“ Gewalt im Baskenland sowie in Nordirland. Er hat hierzu umfangreich publiziert; seine 
Arbeiten gelten im Bereich der Terrorismusforschung als Standard. 
194
 Insbesondere Richardson (2007). 
195
 Dafür spricht, neben seinen diesbezüglichen Publikationen (hier insbesondere die 2006 veröffentlichte 
Studie Transnationaler Terrorismus) auch die Tätigkeit bei der Stiftung Wissenschaft und Politik SWP. 
196
 Diese Hypothese basiert sehr stark auf: Waldmann (2005a) S.12. Vgl. hierzu auch Richardson (2007) 
S.28ff, die über Waldmann hinausgehend noch den Aspekt betont, dass die Opfer im Regelfall Zivilisten 
sind. Vgl. auch Schneckener (2006) S.21, der sich wiederum bei seinen Versuchen einer Definition auf 
Waldmann und Münkler bezieht. 
197
 Weiterführende Diskussionen u.a. bei: Thiele (2006) oder Walther (2006) S.67ff. (hier stärker historisch). 
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jeweils eigenen weltanschaulichen Vorstellungen und politischen Ziele zu verändern.198 In 
einer solchen Perspektive wiederum ist das Phänomen Terrorismus schon viel länger 
bekannt199 als der noch recht „junge“ Begriff des Terreur. 
Eine mit dieser semantischen Dimension ebenfalls verbundene Frage soll hier nur kurz 
angesprochen werden: Kann es Terrorismus geben, ohne das eine staatliche Ordnung 
existiert bzw. braucht Terrorismus immer den Antagonisten Staat?200 Oder etwas schwächer 
formuliert: Braucht es eine ordnende Macht, damit der Terrorismus (unabhängig davon, ob 
das Phänomen so benannt wird oder nicht) tatsächlich „funktioniert“? Ist politische Gewalt in 
so genannten „Failed states“ auch als Terrorismus zu bezeichnen? Diese Frage kann auf der 
theoretischen Ebene leicht beantwortet werden: Wenn Terrorismus als eine nicht legale 
Anwendung von Gewalt zu verstehen ist und diese sich gegen eine staatliche Ordnung 
richtet,201 dann kann es Terrorismus ohne einen funktionierenden Staat oder eine ordnende 
Macht als Gegner eigentlich nicht geben.  
Das zeigt sich bereits beim Blick in die Geschichte des Phänomens Terrorismus: Auch die 
frühen Formen von „Terrororganisationen“ verfolgten letztlich politische Ziele, die sich immer 
auch gegen die bestehende Ordnungsmacht richteten.202 Ob es um die im römisch besetzten 
Palästina operieren Zeloten und Sicari (die um 70 n. Chr. einen Volksaufstand gegen Rom 
anstiften wollten203) oder die orientalischen Assassinen und die indischen Thugs handelt204 
(denen es eher um die Durchsetzung religiöse Ordnungsvorstellungen gegen die 
bestehenden Herrscher ging), ist dabei letztlich „nur“ von historischem Interesse. Auch wenn 
die Gegenspieler dieser frühen „Terrororganisationen“ keine Staaten im modernen 
westlichen Sinne waren, richteten sich ihre Anschläge gegen die bestehende Ordnung. Und 
ebenso wie ihre historischen Vorgänger (Assassinen oder Thugs) politische Ziele aus 
religiösen Gründen verfolgten, verfolgen IRA (in Nordirland) im 20. Jahrhundert oder Al-
Qaida aktuell politische Ziele aus religiösen Gründen.205  
Neben der Tatsache, dass Terrorismus immer eine staatliche Ordnung als Gegenspieler 
benötigt, ist fehlende Staatlichkeit für Terroristen von einem strategischem Interesse: Denn 
„Staaten“ ohne funktionierende Staatsgewalt werden häufig als Rückzugsraum genutzt, um 
unbehelligt von Sicherheitsbehörden und Fahndungsdruck eigenen Nachwuchs zu schulen 
                                                 
198
 So: Waldmann (2005a) S.17f, Richardson (2007) S.57f, Bock (2009) S.17f, aber auch Hirschmann 
(2003) S.9 oder Hofmann (2001) S.30. Dagegen wendet beispielsweise Hafner (2005) S.57 ein, dass eine 
solche Unterscheidung zwischen Terror und Terrorismus zumindest mit Problemen verbunden sei.  
199
 Zur historischen Entwicklung von vergleichbaren Gewaltphänomen seit mindestens 2000 Jahren vgl. 
beispielsweise Müller (2004) S.486f oder Bock (2009) S.7: „Terrorismus oder neutraler: politische Gewalt, 
hat eine lange Tradition, die wohl in allen Gesellschaften und Epochen anzutreffen ist.“ Ausführlicher zur 
historischen Tradition politischer Gewalt: Ebenda S.25f. 
200
 Verstanden im Sinne Max Webers (1980) S.39: „Staat soll ein politischer Anstaltsbetrieb heißen, wenn 
und insoweit sein Verwaltungsstab erfolgreich das Monopol legitimen physischen Zwangs für die 
Durchführung von Ordnungen in Anspruch nimmt.“ 
201
 Siehe die hier zur Anwendung kommende, auf Waldmann basierende Arbeitshypothese. 
202
 Etwas allgemeiner: Richardson (2007) S.52: „Die meisten modernen Terroristen behaupten, sie würden 
im Interesse des Volkes handeln, und hoffen, dieses Volk zu einem Aufstand gegen den Unterdrücker zu 
motivieren.“ 
203
 Richardson (2007) S.51ff, ähnlich Bock (2009) S.28. Bock meint allerdings, dass vor allem Thugs 
keinerlei politische Ziele hatten. 
204
 Die Assassinen waren vor allem im 11. und 12. Jahrhundert aktiv; die Thugs waren circa seit dem 13. 
Jahrhundert bis zum Beginn der britischen Kolonialherrschaft in Indien aktiv. 
205
 Richardson (2007) S.52 verweist ebenfalls auch Gemeinsamkeiten zwischen historischen Vorbildern und 
heutigen Terroristen. Interessant auch Waldmann (2005a) S.135, der unter Verweis auf David Rapoport auf 
den umfassenden Anspruch sowohl von Politik als auch Religion hinweist. 
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und weitere Anschläge vorzubereiten.206 Dabei dienen solche schwachen Staaten häufig als 
Ausgangsbasis für die diversen legalen und illegalen Aktivitäten zur Finanzierung der 
jeweiligen Terrororganisationen.207 Die von Terroristen entwickelten Aktivitäten können 
beispielsweise Entführungen, Erpressungen, Menschenhandel, Waffen- und 
Drogenschmuggel oder Geld- und Dokumentenfälschung umfassen, aber auch die 
Einwerbung von Spenden sowie Geldwäsche über Scheinfirmen, die im legalen 
Wirtschaftskreislauf eingebunden sind. Auch der Handel (oder Schmuggel) von seltenen 
Bodenschätzen oder Gütern kann der Finanzierung dienen. 
 
Interessant ist aus einer eher empirischen Perspektive,208 dass in Ländern wie Afghanistan 
(oder Sri Lanka209) die öffentlich zumeist als Terroristen bezeichneten Gewaltakteure eher 
auf Strategien des Guerillakrieges setzen (überraschendes Auftauchen; begrenzt offene 
militärische Auseinandersetzungen; Einsatz auch schwerer Waffen und Flugzeuge210 sowie 
Besetzen von größeren Gebieten), als auf die bekannten „herkömmlichen“ terroristischen 
Mittel (Selbstmordanschläge; Autobomben, Entführungen).211 Gleichwohl muss zugegeben 
werden, dass es gerade bei den derzeit vorherrschenden Gewaltakten in Afghanistan sehr 
schwierig ist, eine analytisch saubere Trennlinie zwischen Guerillakrieg und Terrorismus zu 
ziehen.212 Dies wird besonders dadurch erschwert, dass die unter dem Namen „Taliban“213 
bekannten Akteure sich sowohl der Mittel des klassischen Terrorismus (vor allem in den 
Städten Pakistan und Afghanistans) als auch des klassischen Miliz- oder Guerillakrieges 
(dieser jedoch stärker in den ländlichen Regionen der beiden Nachbarstaaten)214 bedienen. 
Im engeren Sinne ist die auch die deutsche Innenpolitik bestimmende Auseinandersetzung 
in Afghanistan aber wohl nicht als eine terroristische Auseinandersetzung zu bewerten.215 
                                                 
206
 Schneckener (2006) S.137: „ Attraktiv sind vor allem schwache oder versagende Staaten, in denen die 
Behörden entweder nicht in der Lage oder nicht willens sind (z.B. aufgrund von Korruption oder aktiver 
Unterstützung), Verstecke ausfindig zu machen bzw. größere Rückzugsgebiete unter Kontrolle zu 
bekommen.“ 
207
 Schneckener (2006) S.186. 
208
 Über die Probleme einer empirischen Perspektive ohne eigene Feldforschung bin ich mir bewusst. 
209
 Die „Liberation Tigers of Tamil Eelam“ wurden von circa 30 Staaten als terroristische Vereinigung 
betrachtet. Nach der Zerschlagung der Gruppe im Mai 2009 ist die Frage, ob es sich bei der LTTE um eine 
solche Gruppe handelt oder eher um eine Guerilla-Gruppe nur noch von akademischen Interesse.  
210
 Dies gilt zumindest für die genannten Tamil Tigers.  
211
 Dies spricht aber im Sinne Waldmanns nicht gegen den hier zu Grunde liegenden Definitionsvorschlag. 
Waldmann (2005a) S.34f: „Vor allem in Dritte-Welt-Regionen wird Terrorismus häufig als eine Taktik unter 
mehreren eingesetzt. sie kann beispielsweise die Schwächephase einer Guerillabewegung überbrücken 
helfen […].“ Zur Unterscheidung von Terrorismus, Guerillakrieg und „gewöhnlicher“ Kriminalität siehe auch: 
Hoffman (2001) S.52f, Neidhardt (2006) S.126f. 
212
 Für einen Versuch Gemeinsamkeiten zwischen Guerillakämpfer und Terrorist (sowie anderen, nicht-
staatlichen Gewaltakteuren) zu finden, vgl. die übersichtliche Darstellung bei: Schneckener (2006) S.37. 
213
 Hier zeigen sich die Grenzen einer eher theoretischen Herangehensweise: jegliche Gruppen und 
Akteure mit korrekten Namen aufzuzählen, die an der afghanisch-pakistanischen Grenzen aktiv sind, ist mir 
schlicht nicht möglich. Ich verwende deshalb den – auch in der deutschen Öffentlichkeit bekannten – Begriff 
der Taliban als Sammelbegriff. 
214
 Schneckener (2006) S.31f: „Typischerweise beginnt daher der Guerillakrieg auf dem Land, in den 
Bergen oder in anderen, schwer vom Staat zu kontrollierenden Gegenden.“ 
215
 Schneckener (2008) S.28: „Während Terroristen auf die psychischen Effekte (»Schrecken«) ihrer 
Gewaltakte setzen, verfolge jene (Guerillakämpfer, TP) ihre Ziele in der Regel durch physische 
Gewaltausübung in Form einer, wenngleich unkonventionellen Kriegsführungsstrategie, bei der es darum 
geht, die militärische Schlagkraft des Gegners (etwa einer staatlichen Armee) zu schwächen, ihn zu 
besiegen oder zur Aufgabe zu zwingen.“ 
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Mit der Eingangs formulierten Arbeitshypothese wird zugleich die häufig legitimierend 
verwendete Redewendung „Was des einen Terroristen, ist des anderen Freiheitskämpfer“216 
zurückgewiesen, da Freiheitskämpfer sich zwar durchaus wie Terroristen verhalten können 
(bzw. deren Strategien zeitweise übernehmen können). In dem Moment, in dem solche 
Freiheitskämpfer dies aber tun, werden auch sie zu Terroristen. Unabhängig von einer 
möglichen moralischen Rechtfertigung für ihre Gewaltanwendung missbrauchen so 
vorgehende Gewaltakteure Zivilisten, um im Rahmen des Angriffs auf eine staatliche 
Ordnung ihren politischen Forderungen Nachdruck zu verleihen.  
 
Eine solche analytische Definition (wie hier genutzt) versucht, normative Wertungen oder 
Sympathien für die Motive der jeweiligen Täter soweit als möglich zu vermeiden. Es kann 
nicht darum gehen, die Gründe für die einzelnen Taten zu bewerten, da sich eine solche 
Wertung durchaus im Kontext der Zeit und der politischen Umstände ändern kann. Um 
hierzu ein recht bekanntes Beispiel aufzugreifen: Nelson Mandelas ANC galt vielen 
Terrorismusforschern bis in die 1980er Jahre als Terrororganisation und das auch im 
Bewusstsein der häufig durchaus als legitim erachteten Ziele – ganz einfach weil die 
Methoden denen anderer terroristischer Organisationen sehr ähnelten. Heute würde kaum 
noch jemand eine derartige Behauptung unwidersprochen öffentlich äußern.217 Obgleich die 
Ziele des ANC durchaus als ehrenwert betrachtet werden können, muss jedoch festgehalten 
werden, dass von den Mitgliedern des ANC im Kampf gegen die Apartheid durchaus 
terroristische Methoden verwendet wurden – ob aber das „Label“ Terrorist bzw. 
Terrororganisation insgesamt gerechtfertig war, kann zumindest bezweifelt werden. Nelson 
Mandela selbst hat sich – wahrscheinlich nicht unbedingt aus analytischer Perspektive – 
bezüglich seines Verhältnis zum Terrorismus dahingehend geäußert, dass der Kampf des 
ANC gegen die südafrikanische Apartheid durchaus als Terrorismus zu betrachten ist. Der 
Erfolg jedoch zeige, dass dieser Terrorismus ein Freiheitskampf war und damit auch legitim 
gewesen sei (was im Übrigen die meisten Terroristen von ihrem jeweiligen Kampf auch 
behaupten).218 
Schlussendlich setzt die vorgeschlagene Arbeitshypothese voraus, dass die so verstandene 
terroristische Gewalt in ihrem Agieren möglichst große materielle und/ oder personale 
Schäden nicht nur einkalkuliert, sondern vielmehr ein gewisses Mindestniveau an 
Schadenspotenzial als Ziel hat. Die hohen Schäden sowie die Zufälligkeit der Opfer eines 
Anschlages wiederum sind – neben dem direkten Infragestellen des staatlichen 
Gewaltmonopols – letztlich nur Mittel zu einem Zweck: Eine breite Öffentlichkeit219 zu 
erreichen, um in dieser die eigenen politischen Ziele zu präsentieren. Diese konkrete 
Veränderung von Politik zugunsten der jeweils eigenen Vorstellungen ist auch das, was die 
überwiegende Mehrheit dieser Gewaltakteure verbindet. Dies gilt auch für die derzeit häufig 
diskutierte Form des religiösen Terrorismus.  
Im Rahmen einer so verstandenen terroristischen Strategie ist eine breite Öffentlichkeit auch 
deshalb wichtig, um verschiedene Reaktionen in der jeweils angegriffenen Gesellschaft 
hervorzurufen: Angst und Panik in der Bevölkerung, Zustimmung und Schadenfreude bei 
                                                 
216
 Hofmann (2001) S.34f; Hirschmann (2003) S.10. 
217
 Vgl. zur diesbezüglichen akademischen Debatte: Richardson (2007) S.34f. sowie Bock (2009) S.9. Für 
die politische Debatte vergleiche beispielsweise: Knelangen (2009a) S.260. 
218
 Zusammenfassung nach Bock (2009) S.93f. 
219
 Der Zusammenhang von hohen Opferzahlen und Öffentlichkeit wird weiter unten ausführlicher diskutiert. 
In den 1970er und 1980er Jahren galt jedoch (Nach Jenkins (1975) S.15): „Terrorists want a lot of people 
watching a lot of people listening and not a lot of people dead.“  
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(vermuteten oder tatsächlichen) Unterstützern und möglichst eine repressive Überreaktion 
staatlicher Behörden.220 In der Folge dient letztere dann auch dem Infragestellen des 
(legitimen) staatlichen Gewaltmonopols.  
Ein Staat jedoch, der seine Bevölkerung nicht in ausreichendem Maße vor den 
Auswirkungen des Terrorismus schützen kann und dessen Gewaltmonopol somit in Frage 
gestellt wurde,221 ist aus Sicht von Terroristen wiederum deutlich eher bereit, auf die 
jeweiligen politischen Forderungen einzugehen oder Kompromisse zu schließen – zumindest 
solange die Gewaltakteure selbst an Verhandlungen interessiert sind. Gerade dies macht 
aber die Attraktivität des Terrorismus aus Sicht der meisten Terroristen aus: Eine Bombe 
kann am Ende mehr Erfolg bringen als jahrelange Verhandlungen. Und absoluten Schutz vor 
dieser Bombe kann ein Staat letztlich nicht bieten. 
 
2.2.3 Terrorismus als Kommunikation? 
 
Um an dieser Stelle zunächst eines klarzustellen: Die getöteten oder verletzten Opfer sowie 
die teilweise enormen Sachschäden sind in der hier dargelegten Betrachtungsweise absolut 
real und nicht Teil einer wie auch immer gearteten Konstruktion oder einer fehlgeschlagenen 
Kommunikation. Allerdings sind gerade die sehr realen Toten als Subjekte für die meisten 
terroristischen Strategien letztendlich belanglos.222 Sie sind (leider „nur“) Teil eines äußerst 
zynischen terroristischen Kalküls, der die Funktionen des insbesondere in westlichen 
Gesellschaften etablierten Mediensystems ausnutzt.223 Deren Berichterstattung lebt von 
Nachrichten und Ereignissen und je mehr sich diese Ereignisse von einem (wie auch immer 
verstandenen) geregelten „Normalzustand“224 unterscheiden, desto größer ist das Interesse 
des Publikums225 und desto ausführlicher wird entsprechend über derartige Ereignisse und 
die Urheber berichtet.226 Um es etwas zynischer auszudrücken: „Only bad news are good 
                                                 
220
 Waldmann (2005a) S.35f. 
221
 Schneckener (2006) S.25f: „Während staatliche Stellen permanent auf der Hut sein müssen, genügt es 
Terroristen, hin und wieder »erfolgreich« zu sein, um zu demonstrieren, dass auch umfangreiche und 
kostenintensive Sicherheitsvorkehrungen keinen Schutz bieten. […] Jeder neue Anschlag wird dann in der 
Öffentlichkeit als »Niederlage« für den Staat bzw. das jeweilige Regime begriffen und unterminiert die 
Autorität des Staatsapparates, insbesondere von Geheimdienst, Justiz und Polizei.“ 
222
 Um diese Argumentation nicht falsch zu verstehen: Der menschenverachtende Zynismus wird vom 
Verfasser nicht geteilt. Ihn zu ignorieren, würde aber einem Zugang zum Phänomen wenig hilfreich sein. 
223
 Vgl. Münkler (2004) S.35: „Hochentwickelte Gesellschaften sind durchweg Ländern mit einer hohen 
Mediendichte, weswegen terroristische Strategien um so wirksamer sind, je höher entwickelt die 
Gesellschaften sind, gegen die sie sich richten.“ Oder auch: Waldmann (2005a) S.83: „Erst die 
Massenmedien der Moderne sorgen dafür, dass bereits ein einzelner Gewaltanschlag eine allgemeine 
Stimmung der Verunsicherung und Einschüchterung, eventuell auch verhaltener Zustimmung erzeugen 
kann.“ Mit einer etwas anderen Betonung: Hanning (2008) S.192: „Unseren Medien kommt eine 
bedeutende Rolle in der Kommunikation und im Selbstverständnis des modernen Terrorismus zu.“ 
224
 Depenheuer (2007a) S.14: „Der Terror spricht die Sprache der nackten Gewalt – eine der 
demokratischen Kultur in Deutschland fremd gewordene Grammatik des Politischen.“  
225
 Greven (2009) S.223: „Im harten Wettbewerb um die Aufmerksamkeit der Zuschauer und im noch 
härteren Wettbewerb um die Werbungsetats der kommerziellen Medien setzen sie [die Medien, TP] deshalb 
eine Spirale des Spektakulären und Extremen, der Überbietung vorangegangener und von der Konkurrenz 
verbreiteter Bilder und Nachrichten in Gang, mit der sie offenkundig erfolgreich hoffen dürfen, momentan 
siegreich aus diesem Kampf hervorzugehen.“ 
226
 Richardson (2007) S.140: „Die Verhaltensweisen der Terroristen und das Spektakuläre an ihren 
Anschlägen zielen darauf ab, viel Sendezeit im Fernsehen zu bekommen. Die Medien dienen den 
Terroristen als Werkzeug, um Angst zu verbreiten.“ 
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news“.227 Eine große Zahl von unbeteiligten Opfern sichert letztendlich den Terroristen und 
ihren Botschaften228 einen guten Sendeplatz.229 Zugleich wird durch die verstärkte 
Berichterstattung die Aufmerksamkeit des politischen Systems für das Problem des 
Terrorismus (und seiner Bekämpfung) erhöht, während andere (vielleicht sogar dringendere) 
Probleme deutlich weniger Aufmerksamkeit erhalten.230 Das dann objektive Bedrohungslage 
und subjektives Empfinden zum Teil deutlich auseinander fallen, ist nur noch begrenzt 
überraschend.231  
 
Diese Priorisierung von spektakulären Ereignissen weist zugleich auf die Ambivalenz eines 
freien Mediensystems hin: Einerseits ist es unerlässlich für Kontrolle und Transparenz 
demokratischer Politik, anderseits wird durch die ausführliche Berichterstattung über 
angedrohte oder tatsächliche terroristische Aktivitäten erst der „Erfolg“ des Terrorismus 
möglich.232 Anders ausgedrückt: Ein Bomben-Anschlag in einem kleinen und abgelegenen 
mecklenburgischen Dorf mit nur wenigen Einwohnern, von dem eigentlich niemand etwas 
mitbekommen würde, außer den direkt Betroffenen, würde in seinen öffentlich 
wahrgenommenen Auswirkungen eine ganz andere Qualität besitzen als eine funktional 
ähnliche Tat in einer der deutschen Millionenstädte.233 Zwar wäre auch hier auf der 
individuellen Ebene menschliches Leid zu beklagen, aber was würden die Folgen eines 
solchen Anschlages sein, von dem in Berlin schon niemand mehr etwas mehr mitbekommt? 
Vermutlich wären die Reaktionen von Seiten der zuständigen und verantwortlichen Akteure 
(Bundesinnenminister, BKA, Bundespolizei, etc.) auf einem niedrigerem Niveau, ganz zu 
Schweigen von der medialen Aufmerksamkeit: Die überwiegende Zahl der Journalisten wird 
nur ungern den Weg in die Einöde „wagen“, wenn die zu recherchierenden Nachrichten nicht 
ein Mindestmaß an Aufmerksamkeit beim Publikum garantieren können.234  
Dagegen beispielsweise über das tägliche Sterben auf deutschen Straßen mit der gleichen 
Intensität zu berichten, lohnt sich in einer solchen – eher an der Verwertbarkeit des 
jeweiligen medialen Ereignis orientierten – Perspektive nicht, da sich westliche 
Gesellschaften an die (im Vergleich zu den letztlich doch überschaubaren Opferzahlen des 
                                                 
227
 Reuband (2009) S.241 (mit weiteren Nachweisen): „Schwere Delikte wie Mord, Totschlag oder anderen 
Formen der Gewalt sind überrepräsentiert […]. Diese Überrepräsentation folgt journalistischen Kriterien –
den Kriterien der Nachrichtenfaktoren. Und sie wird – in Antizipation der Bedürfnisse der Journalisten – oft 
bereits von Polizeipressestellen, welche eine gewichtige Informationsquelle über Kriminalität für 
Journalisten sind, erbracht.“ Ähnlich auch Waldmann (2009) S.20. 
228
 Hoffman (2001) S.172: „Terrorismus kann daher als gewalttätiges Handeln betrachtet werden, das 
bewusst so präsentiert wird, dass es Aufmerksamkeit auf sich lenkt und dann mittels Publizität, die es 
schafft, eine Botschaft übermittelt.“  
229
 Hirschmann (2003) S.50ff, Waldmann (2005a) S.85f, Glaeßner (2003) S.233, Möllers (2009) S.153f, 
Schneckener (2008) S.39f; in ähnlicher Richtung, wenn auch stärker auf die symbolische Dimension 
abhebend: Schicha (2002) S.94ff. 
230
 Benz (2008) S.234f. 
231
 Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.102f. 
232
 Waldmann (2005a) S.165f, Waldmann (2009) S.20. 
233
 Hoffman (2001) S.173: „Die modernen Nachrichtenmedien als wichtigster Kanal zur Verbreitung von 
Information über derartige Taten spielen aus diesem Grunde im Kalkül der Terroristen eine entscheidende 
Rolle. Tatsächlich läuft ihr Tun, was seine Wirkung angeht, ohne Medienberichterstattung wohl weitgehend 
ins Leere, die Wahrnehmung bleibt dann weitgehend begrenzt auf die unmittelbaren Opfer von Angriffen 
und erreicht nicht das größere Zielpublikum, auf das die Gewalttätigkeit eigentlich abzielt.“ 
234
 Um es zu wiederholen: Diese Argumentation mag zynisch klingen, sie versucht aber nur die Rationalität 
terroristischer Aktivitäten zu (er)klären. 
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Terrorismus) viel größeren Opferzahlen des Straßenverkehrs235 gewöhnt haben. Die hier zu 
vermittelnden Ereignisse sind – da zu alltäglich (wenn auch individuell mit viel Leid 
verbunden) – unterhalb der Aufmerksamkeitsschwelle der meisten Medien236 – auch wenn 
das damit verbundene menschliche Leid sicher nicht geringer ist.  
Die unterschiedliche Bewertung zeigt sich in umgekehrter Form auch bei weniger 
ausdifferenzierten Gesellschaften, die mit dem Problem des Terrorismus zu kämpfen 
haben:237 Hier sorgt ein solcher Anschlag weder für eine vergleichbare Aufregung, noch 
führen „erfolgreiche“ Anschläge zu vergleichbaren staatlichen Reaktion, da das „normale“ 
Gewaltmaß auf einem viel höheren Niveau liegt, als es beispielsweise für das relativ 
„gewaltunerfahrene“238 Deutschland gilt.239 Diese These wird auch gedeckt durch die 
Tatsache, dass Demokratien nach empirischen Untersuchungen240 deutlich häufiger mit 
Terrorismus konfrontiert werden, als autoritäre Regime – nicht allein, aber eben auch, weil 
ein Anschlag ohne freies Mediensystem, welches darüber berichtet, aus der Sicht des 
Terroristen weniger Ertrag (~weniger Öffentlichkeit) bringt.  
Das hier beschriebene – teils intendierte, teils auch untendierte – „Spiel“ mit einem offenen 
Mediensystem241 verweist darauf, dass den meisten Terroristen ein hohes Maß an 
Rationalität unterstellt werden kann. Die politischen Ziele von Terroristen (so unterschiedlich 
sie je nach Gruppe sind242) mögen für viele Menschen an Wahnsinn erinnern oder großes 
Unverständnis und Ratlosigkeit erzeugen – in ihrem Handeln besitzen Terroristen zumindest 
im Regelfall ein hohes Maß an (interner) Rationalität. Gerade die Tatsache, dass die Opfer 
der Anschläge zumeist nicht gezielt ausgesucht werden (und dadurch jeder damit rechnen 
muss, Opfer terroristischer Gewalt zu werden), ermöglicht bei vergleichsweise geringem 
Ressourceneinsatz eine hohe Präsenz in der Berichterstattung und damit eine häufige 
Wiederholung der Botschaft von Terroristen. 
                                                 
235
 Richardson (2007) S.194: „Bedenken sie, dass Jahr für Jahr sechsmal so viele Amerikaner von 
betrunkenen Autofahrern getötet werden wie am 11. September von Terroristen getötet wurden.“ 
236
 Bock (2009) S.7f: „Die Opferzahlen selbst so gewaltiger Anschläge wie die vom 11. September reichen 
nicht an die Zahlen von Toten und Verletzten heran, die unsere Gesellschaften fast schon als 
Selbstverständlichkeit hinnehmen. Nach einer Schätzung des Statistischen Bundesamtes sind 2008 in 
Deutschland 4.600 Menschen im Straßenverkehr getötet worden, 407.000 Menschen wurden im gleichen 
Zeitraum bei Unfällen leicht oder sogar schwer verletzt.“ 
237
 Waldmann (2009) S.20: „Die Wirkung einer Bombenexplosion ist nicht dieselbe, wenn sie in Stockholm 
oder Kalkutta, in Wien oder Bogota erfolgt. Die von Terroristen intendierte Gewaltbotschaft wird nur dort 
vernommen, wo der allgemeine Gewaltpegel relativ niedrig ist.“ 
238
 Münkler (2002b), (2004) hat dieses Phänomen unter dem Begriff der „postheroischen Gesellschaften“ 
verhandelt, für die das „Opfer“ in gewaltsamen Auseinandersetzungen etwas Fremdes und 
Ungewöhnliches geworden ist und die deshalb auf den (sichtbaren) Tod besonders sensibel reagiert. Er 
empfiehlt an anderer Stelle dann die „heroische Gelassenheit“ als Form der angemessenen Reaktion. Vgl. 
auch: Waldmann (2009) S.20. 
239
 Schneckener (2008) S.39: „In westlichen Gesellschaften können Terroristen selbst mit geringem 
Aufwand auf einen größeren Effekt hoffen als in Gebieten anderer Weltregionen, in denen ohnehin 
gewaltsame Auseinandersetzungen auf der Tagesordnung sind.“ 
240
 Eubank/ Weinberg (1994). Wobei an dieser Stelle darauf hingewiesen werden soll, dass die meisten 
dieser Untersuchungen nicht ganz frei von Kritik sind. Vgl. hierzu Waldmann (2005a) S.166ff. 
241
 Hoffman (2001) S188f: „Ganz eindeutig sind Terrorismus und Medien in einer symbiotischen inneren 
Beziehung miteinander verknüpft, jeder von beiden ernährt den anderen und beutet ihn gleichzeitig für 
seine eigenen Zwecke aus.“ 
242
 Richardson in Saum-Aldehoff (2007): „[…] sie haben zunächst primäre Motive, politische Ziele, die sich 
von Terrorgruppe zu Terrorgruppe unterscheiden. Nationale Gruppen wie die ETA vollen Unabhängigkeit, 
Sozialrevolutionäre Terrorbewegungen wie die RAF wollen den Kapitalismus abschaffen, religiöse Gruppen 
wollen die säkulare durch eine religiöse Rechtsordnung ersetzen.“ 
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Dies gilt in besonderem Maße für das in „westlichen“ Gesellschaften so unverständliche 
Phänomen der (religiös motivierten)243 Selbstmordattentäter,244 die insbesondere am eigenen 
Körper befestigte Sprengstoffgürtel zum Töten einer großen Zahl von Menschen nutzen: Der 
Einsatz solcher Attentäter ist – in einer durchaus menschenverachtenden Logik – ein äußerst 
billiges, dadurch aber aus Sicht von Terroristen sehr effizientes Mittel245 zur Durchführung 
von terroristischen Anschlägen und kann so vielfach die rein militärische Unterlegenheit246 
der meisten Terrorgruppen ausgleichen. Um es mit den Worten von Waldmann zu sagen: 
Terrorismus ist eine Gewaltstrategie der an Ressourcen Unterlegenen.247 
 
Um an dieser Stelle eine Zahl zu nennen: Die Anschläge des 11. September 2001 sollen 
nach Berechnung des BND nicht mehr als 1 Million Dollar gekostet haben248; nach 
Berechnung der von der amerikanischen Regierung eingesetzten 9/11 Commission sogar 
nur 400.000 bis 500.000 US-Dollar.249 In Anbetracht des „erreichten“ Schadens von mehr als 
3000 Toten und einem geschätzten finanziellen Schaden von mindestens 40 Milliarden US-
Dollar stellt dies einen vergleichsweise geringen Ressourceneinsatz dar – der freilich nur 
dann rational ist, wenn das menschliche Leben selbst als wenig wertvoll betrachtet wird. 
Schneckener250 gibt für weitere bekannte Anschläge der letzten Jahre folgende Kosten an: 
 
„Experten taxieren beispielsweise die Kosten für die Anschläge auf die Botschaften in 
Kenia und Tansania (1998) auf rund 50.000 US-Dollar, für den Anschlag auf die U.S.S. 
Cole (2000) auf weniger als 10.000, für die Anschläge von Bali (2002) auf weniger als 
50.000 sowie für den Anschlag auf das Marriott Hotel in Jakarta (2003) auf rund 30.000 
US-Dollar. Die Anschläge von Casablanca (2003) sollen alles in allem sogar weniger als 
5.000 US-Dollar gekostet haben. Auch für den verheerenden Anschlag von Madrid 
(2004) mussten die Terroristen kaum mehr als 10.000 US-Dollar aufbringen.“  
 
Dass die genannten Anschläge so „billig“ waren, liegt zu einem großen Teil daran, dass es 
nur geringe oder leicht zu überwindende Sicherheitsvorkehrungen gab. Auch wurden aus 
Sicht der jeweiligen Urheber die entstandenen Kosten durch den verursachten Schaden 
sowie die erreichte, internationale Aufmerksamkeit mehr als ausgeglichen. Die 
entscheidende Ursache für die geringe Kosten dieser Anschlagsform liegt aber darin 
begründet, dass bei Selbstmordanschlägen (wie den meisten der oben aufgeführten 
Anschlägen) auf die bei „konventionellen“ Terroristen sehr aufwendigen Fluchtplanungen 
nach Anschlägen verzichtet werden kann und das anschließende, relativ kostenintensive 
Überleben im Untergrund bei gleichzeitig hohem Fahndungsdruck durch 
                                                 
243
 Wobei die Anzahl der bisherigen religiösen Selbstmordattentäter im Vergleich zu den „nicht-religiösen“ 
deutlich niedriger ist.  
244
 Zur Soziologie des Selbstmordterrorismus: Mackert (2007), Merari et al.(2010). 
245
 Vgl. Schneckener (2006) S.101, der ein Mitglied von Al Qaida (Ayman al -Zawahiri) zusammenfassend 
mit den Worten zitiert: „Es sei notwendig ein Maximum an Toten zu erzielen, da dies die einzige Sprache 
sei, die der Westen verstehe. Dazu sei die Methode des Märtyrertums am geeignetsten, das sie bei 
geringen Kosten auf Seiten der heiligen Krieger der Gegenseite hohe Opfer abfordere.“ Vgl. Richardson 
(2007) S.40: „Aus der Sicht der Organisationen sind Selbstmordanschläge sehr rational, ja, ökonomisch.“ 
246
 Waffen, Technologien und Zahl der einsetzbaren Soldaten. Vgl. Böckenförde/ Gareis (2009) S.365. 
247
 Waldmann (2009) S.19. 
248
 Hirschmann (2003) S.66. 
249
 Bericht der National Commission on Terrorist Attacks upon the United States. Hier zitiert nach: 
http://www.9-11commission.gov/. Hier S. 169. 
250
 Schneckener (2006) S.146 (dort mit weiteren Nachweisen). 
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Sicherheitsbehörden entfällt251 – während zudem staatliche Strafandrohungen völlig ins 
Leere laufen.252 Schlussendlich sichert die Bereitschaft zur Hingabe des eigenen Lebens253 
eine nochmals gesteigerte mediale Aufmerksamkeit gegenüber anderen Anschlagsformen 
für die jeweiligen politischen Forderungen – und das alles mit dem Einsatz von „nur“ ein oder 
zwei Menschenleben.254 Abseits von möglichen und tatsächlichen Gründen lässt sich in 








Wie schon mehrfach angedeutet, kann die Betrachtung aller Formen des Terrorismus selbst 
bei einer nur begrenzt historischen Sichtweise leicht ins Unendliche geraten. Und innerhalb 
der Kategorie Terrorismus sind die auftretenden Formen (so beispielsweise ethnisch-
nationalistisch, rechtsnationalistisch, sozialrevolutionär, aufständisch, religiös motiviert) sehr 
unterschiedlich, aber auch immer abhängig vom gesellschaftlichen Umfeld. Letztlich müssen 
also Einschränkungen und gewisse Wertungen vorgenommen werden, um auf Basis einer 
Arbeitshypothese zu einer Analyse der für die deutschen Akteure und Institutionen der 
Inneren Sicherheit relevanten Formen des Terrorismus zu gelangen. 
Deshalb soll sich im Folgenden darauf konzentriert werden, Formen des Terrorismus zu 
diskutieren, die zumindest mit einer gewissen Plausibilität für sich beanspruchen können, in 
Deutschland aufzutreten. Beispielsweise wird es in den nächsten Jahren unwahrscheinlich 
sein, dass ethnisch-nationalistische Terror-Organisationen die Forderung nach Abspaltung 
Schleswig-Holsteins mit terroristischen Aktionen unterstreichen werden, wie es die ETA für 
                                                 
251
 Münkler (2007) S.193: „Wer zur Aufopferung seines eigenen Lebens bereit ist, muss sich um die 
Sicherung von Rückzugsgebieten nicht kümmern und kann seine gesamte Energie auf den Angriff 
konzentrieren, wodurch die Durchführbarkeit und die Erfolgsaussichten terroristischer Aktionen deutlich 
erhöht und oft überhaupt erst ermöglicht werden.“ 
252
 Möllers (2009) S.154. 
253
 Greven (2009) S.50: „Das persönliche Opfer, bis hin zum Einsatz des eigenen Lebens gehörte seit der 
Erfindung des Politischen und gehört noch heute zum Repertoire politischen Handelns.“ 
254
 Um Missverständnisse zu vermeiden: Der Verfasser teilt diese Menschenverachtung nicht. 
255
 Grafik übernommen aus Merari et al. (2010) S.89. 
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den Norden Spaniens praktiziert. Auch wird in Anbetracht des relativ hohen sozialstaatlichen 
Niveaus in Deutschland mit seinen wohlfahrtstaatlichen Ausgleichsmechanismen 
(unbenommen aller Kritik daran) ein sozialrevolutionärer oder antikapitalistisch geprägter 
Terrorismus wenig Aussicht auf Erfolg haben. Vielmehr ist derzeit nur eine Form von 
terroristischer Aktivitäten für Deutschland zu erwarten: Religiös motivierter Terrorismus.256 
Das heißt nicht, dass nicht auch sozialrevolutionäre oder rechtsnationalistische Bewegungen 
terroristische Aktivitäten entfalten könnten. Dies erscheint aber derzeit nicht plausibel, da 
hierfür weder das Publikum (die Bezugsgruppe oder der „als interessiert unterstellte 
Dritte“257) vorhanden ist, noch entsprechende politische Auseinandersetzungen im Rahmen 
des politischen Systems völlig unterdrückt werden (was aber zumindest eine Voraussetzung 
für das Entstehen solcher terroristischen Gruppen war).  
 
2.2.5 Formen des Terrorismus 
 
Es kann also festgehalten werden, dass zumindest von den klassischen Formen des 
Terrorismus nur für religiös motivierte Täter nicht mit hinreichender Sicherheit 
ausgeschlossen werden kann, dass diese in absehbarer Zeit wahrnehmbare und 
folgenschwere Aktivitäten in Deutschland entwickeln.258 Diese Prognose ist – wie die meisten 
sozialwissenschaftlichen Prognosen – nicht ohne Probleme, aber zumindest anhand der 
dargelegten Prämissen hinreichend plausibel.  
Zugleich sollte anhand der bisherigen Erläuterungen deutlich geworden sein, dass bei aller 
Rhetorik in den Begründungen auch ein religiös motivierter Terrorismus politische Ziele 
verfolgt – was in öffentlichen Auseinandersetzungen über den Umgang mit Terrorismus 
leicht vergessen wird. Ein islamistischer Terrorist könnte sich so beispielsweise auf Motive 
und Gründe aus dem Koran stützen, die mit einem Anschlag verfolgten Ziele werden aber 
mit hoher Wahrscheinlichkeit weltliche (sprich: politische) Ziele sein.259 Darüber können die 
unterschiedlichen (religiösen, ideologischen, ökonomischen, etc.) Begründungen, die in der 
Öffentlichkeit für die jeweiligen Anschläge genannt werden, nicht hinwegtäuschen.260 Das 
war im Übrigen auch bei terroristischen Attentätern vor 2000 Jahren so (die jedoch erst 
heute unter dem Begriff des Terrorismus betrachtet werden), die sich ähnlich heutigen 
Terroristen der öffentlichen Angst und des Schreckens bedienten, um ihre Forderungen in 
die Öffentlichkeit zu tragen.261 Auch bei diesen waren die hinter den Anschlägen stehenden 
Forderungen primär politischer Natur und auch sie versuchten sich (wie gezeigt) gegen eine 
„staatliche“262 Ordnung zu stellen – unabhängig davon, welche tiefere Begründung in der 
Öffentlichkeit kommuniziert wurde. 
                                                 
256
 Diese wird auch vom Bundesamt für Verfassungsschutz vermutet: BfV (2008) S.6, BMI (2007) S.187.  
257
 Münkler (2004) S.30; Münkler (2006) S.97f. Auch Schneckener (2006) S.23 sieht in der Mobilisierung 
von Dritten ein wichtiges Element von Terroranschlägen. 
258
 Was in jüngster Zeit durch missglückte Anschläge auf Regionalzüge im Ruhrgebiet sowie die 
sogenannte Sauerland-Zelle nicht unplausibler geworden ist. In beiden Fälle lagen religiöse Motive vor. 
259
 Knelangen (2009b) S.76 stellt die Probleme einer Einordnung von Terrorismus als Form politischer 
Gewalt instruktiv dar. 
260
 So auch (abstrakter) Greven (2009) S.49: „Auch Haß, Fanatismus und fundamentale Feindschaft fallen 
aus dem Rahmen des rationalistischen Politikverständnis heraus und werden eher individualisiert und 
pathologisiert, den als genuine politische Wirklichkeit begriffen.“ 
261
 Zu den frühen Formen des Terrorismus: Richardson (2007) S.51ff sowie Abschnitt 2.2.2 dieser Arbeit. 
262
 Rein empirisch kann vom Entstehen einer Staatenwelt (und damit von Staaten) wohl erst mit dem 
Westfälischen Frieden gesprochen werden. Gleichwohl waren die frühen Terroristen Gegner der jeweiligen 
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Ein weiterer in der Literatur diskutierter Punkt im Kontext des Phänomens Terrorismus ist die 
Frage nach den konkreten Akteuren des Terrorismus. Ein Teil der Literatur unterstellt den 
Tätern häufig Irrationalitäten oder psychische Anomalien – diese monokausalen Erklärungen 
können aber mit Verweis auf vorhandene sozialwissenschaftliche Untersuchungen recht 
eindeutig zurückgewiesen werden.263 Teilweise wird im Zuge einer solchen „Argumentation“ 
sogar mit an Lächerlichkeit grenzenden „küchenpsychologischen“264 Überlegungen auf die 
Kindheit, die familiäre Sozialisation,265 psychische Erkrankungen oder eine gestörte 
Sexualität266 der Attentäter als die alleinige oder mindestens primäre Ursache verwiesen.267 
Die Erklärungskraft solcher – bestenfalls – rein theoriegeleiteten268 Erklärungen endet 
spätestens an der Empirie269 des „terroristischen Lebenslaufes“270 – den es in der Regel 
eben nicht (mehr271) gibt.272  
Vielmehr handeln Terroristen zumeist auf Basis zweckrationaler Überlegungen, wobei dem 
„westlichen“ Beobachter vielleicht nicht immer sofort klar ist, welcher Zweck sich konkret 
hinter den meisten dieser menschenverachtenden Taten verbirgt. Und sie nutzen dabei nach 
organisationssoziologischen Gesichtspunkten effiziente Strukturen, die denen ihrer „Gegner“ 
mindestens ebenbürtig sind. Die Diskussion, ob es sich dabei um terroristische Zellen, 
Netzwerke, hierarchisch aufgebaute Gruppen oder anderweitig strukturierte 
Organisationsformen273 handelt, lenkt dabei von offenen Fragen bezüglich Strategie und 
                                                                                                                                                        
Ordnungen; ob diese nun von Monarchen, frühen Republiken oder sonstigen Herrschaftsformen 
eingerichtet waren, ist eher von historisch-politischen als von semantischem Interesse. 
263
 Vgl. hierzu die aufschlussreiche Sammelrezension von Neidhardt (2004).  
264
 Walther (2006) S.64f. Er verweist dabei u.a. auf Wolfgang Sofsky „Zeit des Schreckens“. 
265
 deMause (2002) S.51ff: „Kinder, die später zu islamistischen Terroristen werden, werden durch die 
Einflüsse eines frauenfeindlichen fundamentalistischen Systems geprägt, dass die Familie oft in zwei 
räumlich völlig getrennte Gruppen spaltet: die der Männer und die der Frauen […] In der von Terror 
bestimmten Situation ihrer Kindheit, nicht erst später in den Trainingslagern für Terroristen, lernten diese 
Menschen, Märtyrer zu sein und für Allah zu sterben.“ Wer solche theoretisch eindeutigen Erklärungen hat, 
braucht wahrscheinlich nicht mehr in die Empirie zu schauen – die Theorie klingt da wohl gut genug… 
266
 Baecker (2001) S.220. 
267
 Interessanterweise häufig von „Nicht-Psychologen“. Eine Anhäufung solcher Kuriosität findet sich 
beispielsweise im Sammelband von Baecker, Dirk/ Krieg, Peter / Simon, Fritz B. (Hrsg.): Terror im System. 
268
 Womit keine Kritik an „reiner Theorie“ verbunden werden sollte – nur nicht bei einem solch empirischen 
Phänomen wie Terrorismus, wo allein die Theorie nur begrenzte Ergebnisse liefert. 
269
 Siehe auch Schneckener (2006) S.113: „Gleichwohl bestätigen eine Reihe von empirischen Studien, 
dass es sich bei Selbstmordattentätern in der Regel nicht um ungebildete, verzweifelte oder psychisch 
labile Personen handelt, die aus einem zerrütteten Elternhaus stammen, sondern vielmehr um – wenn auch 
fehlgeleitete – relativ gefestigte Charaktere […].“ 
270
 Sehr Interessant hierzu: Straßner, (2004) S.359ff. 
271
 Schneckener (2008) S.34 meint, dass heute eine solche Biografie tatsächlich nicht mehr existiert, das 
dies aber zumindest noch bei den Mitgliedern der RAF zutraf – eine Position, die nicht unumstritten ist. 
Ergänzend hierzu: Richardson (2007) S.71f und S.79 (speziell für Al Qaida). 
272
 Knelangen (2009b) S.83f: „Dabei gibt es Versuche, eine »terroristische Persönlichkeit« zu identifizieren, 
die aufgrund spezifischer psychischer Dispositionen (Paranoia, Persönlichkeitsdefekte) zum Terrorismus 
neigt. Wenngleich diese Position in den Medien ein großes Echo gefunden hat, weil sie die Grundlage dafür 
bietet, die Täter zu dämonisieren und pathologisieren, hat sie in der Forschungsdiskussion wenig 
Unterstützung gefunden.“ 
273
 Zu verschieden Formen der Organisation von Terrorgruppen: Schneckener (2006) S.72ff. Schneckener 
sieht (u.a.) Al Qaida als ein Paradebeispiel für eine Netzwerkstruktur, die jedoch letztlich auch nach 
hierarchischen Strukturen aufgebaut ist. Schneckener verweist auch darauf, dass der Begriff des 
Netzwerkes problematisch ist, da er aufgrund der klandestinen Eigenschaften von Terrorgruppen nur 
schwer mit Hilfe einer sozialwissenschaftliche Netzwerkanalyse untersucht werden kann.  
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Vorgehen der terroristischen Akteure genauso ab,274 wie die Diskussion ob beispielsweise 
der Terrorismus in den letzten Jahren durch zunehmende staatenübergreifende Organisation 
ein neues275 Phänomen darstellt.276 Stattdessen zeigt die organisatorische Angepasstheit an 
eigene Ziele und staatliche Gegenmaßnahmen, dass es sich bei den Akteuren, die sich 
terroristischer Strategien bedienen, eben nicht um irrationale, fehlgeleitete oder psychisch 
kranke Täter handelt. 
 
Ein etwas anderes Problem stellt die insbesondere von eher im linksliberalen Spektrum 
verorteten Ansätzen thematisierte Frage dar, ob der Einsatz staatlicher Gewalt (Polizei, 
Armee, etc) nicht auch als eine Art Terrorismus zu verstehen ist.277 Diese Frage könnte allein 
mit Verweis auf die Legalität beispielsweise von Polizeieinsätzen in Rechtsstaaten schon 
verneint werden;278 gleichzeitig muss auf die bereits diskutierte Unterscheidung zwischen 
Terror und Terrorismus verwiesen werden. Aber auch ein weiterer Aspekt soll diese 
Gleichsetzung als unplausibel zurückweisen: Terrorismus, so wie er hier verstanden wird, 
braucht ein offenes Mediensystem, welches die mit terroristischen Taten verbundene Angst 
verbreiten muss. Staatlicher Terror,279 wie er beispielsweise im Deutschland zwischen 1933 
und 1945 eingesetzt wurde, setzt dagegen vielmehr auf Unsicherheit durch Unwissenheit. 
Jeder kann „abgeholt werden“ und sowohl die Auswahl als auch der Verbleib der Betroffenen 
bleibt zumeist im Unklaren. Ein offenes Mediensystem (welches das Agieren der 
Staatsterroristen nachzeichnen kann) wäre für eine solche Form des „Terrorismus“ eher 
hinderlich.280 Gleichzeitig ist es einem „Staatsterroristen“ viel eher möglich, ungehemmt 
Gewalt gegen Menschen einzusetzen, da er im Regelfall für seine Handlungen keinerlei 
Sanktionen des Staates (in dessen Dienst er ja steht) zu befürchten hat.281  
Insbesondere dieser Punkt erklärt auch die hohe Zahl von Toten, die beispielsweise die 
Regime von Hitler, Stalin, Mao oder Pol-Pot gefordert haben.282 Die von diesen 
diktatorischen Systemen283 erreichten riesigen Opferzahlen bleiben (bei allen ideologischen 
                                                 
274
 Bezüglich der Strukturen von terroristischen Gruppen: Straßner (2004), der sich eher mit Entwicklung 
von Strukturen und deren Anpassung beschäftigt, sowie Mayntz (2004), die eher 
organisationssoziologische Fragen klärt (und hierbei eine sinnvolle Struktur in die diesbezüglichen 
Diskussionen bringt). Zur konflikttheoretischen Deutung des Terrorismus: Ekert (2005). 
275
 Vgl. zum „neuen“ des neuen Terrorismus beispielsweise: Schneckener (2006) S.40: „Der »neue«, 
transnationale Terrorismus stellt im wesentlichen eine Weiterentwicklung und Perfektionierung des 
Terrorismus »alten Typs« dar.“ 
276
 Hier sei nur auf die Ausbildung deutscher RAF-Mitglieder in Jordanien durch die palästinensische Fatah 
oder die Entführung der deutschen „Landshut“ ebenfalls durch palästinensische Terroristen verwiesen. Vgl. 
zur „Internationalisierung“ des Terrorismus: Schneckener (2006) S.42f. 
277
 Vgl. zum kritischen Überblick: Waldmann (2005a) S.17ff. 
278
 Schneckener (2006) S.22. 
279
 Schneckener (2008) S.28: „Ein grundlegender Unterschied besteht darin, dass Staatsterror - im 
Extremfall in Form einer Schreckensherrschaft – an der Absicherung des Status quo orientiert ist, während 
der Terrorismus nichtstaatlicher Akteure stets auf die Veränderung der bestehenden politischen 
Verhältnisse zielt.“ 
280
 Kersten (2009) S.300: „Weder das Terrorsystem Hitlers noch das von Stalin oder Pol Pot waren beim 
Massenmord auf Medienaufmerksamkeit aus.“ 
281
 Waldmann (2009) S.27. 
282
 Waldmann (2005a) S.18 sowie auch Bock (2009) S.41. 
283
 Greven (2009) S.82 weist zutreffend darauf hin, dass politische Entscheidungen jedoch immer 
Entscheidungen sind, die von Menschen getroffen werden, gerade wenn sie so schrecklich sind wie die 
genannten: „Es bedurfte doch immer der Entscheidung, Willensäußerung und Handlung konkreter 
Individuen, die in diese schrecklichen Situationen hineinführten – Entscheidungen freilich, die wir uns 
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Unterschieden zwischen den Systemen) wohl auch zukünftig selbst für extrem gewalttätige 
und rücksichtslose Terroristen unerreichbar. Alles in allem ist es also unplausibel, den nicht 
legalen Einsatz von Gewalt durch Terroristen gegen staatliche Institutionen und Zivilisten 
unter den gleichen Begrifflichkeiten zu verhandeln, wie den teilweise legalen, gleichwohl 
aber unmenschlichen Einsatz von staatlicher Gewalt gegen Zivilisten. Vor allem aber die in 
demokratischen Staaten im Regelfall vorhandene Verfassung284 (und deren politische 
Ausgestaltung durch gewählte und legitimierte Organe), auf deren Grundlage Gewalt von 
staatlichen Akteuren eingesetzt wird, scheint der häufig vergessene Unterschied in einer 
solchen Gleichsetzung von staatlicher und terroristischer Gewalt zu sein. 
 
2.2.6 Amoklauf und Terrorismus 
 
Da zuweilen in öffentlichen Debatten und journalistischen Beiträgen auf (vermeintliche) 
Gemeinsamkeiten zwischen Amokläufen und terroristischen Anschlägen gezogen wird, soll 
an dieser Stelle in aller Kürze auf das Phänomen Amoklauf eingegangen werden. Allerdings 
muss schon zu Beginn eines ganz deutlich gesagt werden: Terroristische Aktionen (soweit 
man das zusammenfassen kann) und Amokläufe mögen gewisse oberflächliche 
Gemeinsamkeiten haben und die Taten mögen ähnliche Strukturen aufweisen: So kann man 
beispielsweise konstatieren, dass sowohl Terroristen als auch Amokläufer grausame und 
öffentlichkeitswirksame Taten begehen. Eine gewisse Gemeinsamkeit besitzen Amokläufer 
und Terroristen auch dadurch, dass es keine eindeutige „Persönlichkeit des Täters“ gibt. 
Vorhersagen über potenzielle Taten sind somit schwierig – wenn nicht sogar unmöglich. 
Was aber Terroristen und Amokläufer unterscheidet, ist die Zielrichtung: Während 
Terroristen mit ihren Taten die Öffentlichkeit erreichen wollen, um letztendlich politische 
Forderungen zu platzieren (und die Gesellschaft nach ihren Vorstellungen zu verändern), 
sind die Ziele von Amokläufern wohl eher auf einer persönlichen Ebene zu suchen. Auch in 
der Auswahl der Opfer unterscheiden sich Terroristen und Amokläufer (zumindest 
potenziell). Während Terroristen je nach Zielrichtung der Tat unbeteiligte Zivilisten genauso 
angreifen (Schrecken verbreiten!) wie hohe Repräsentanten des politischen Systems 
(Gegenreaktion provozieren), beschränken sich die meisten Amokläufer eher auf ein ihnen in 
gewisser Weise nahe stehendes Umfeld – und dieses soll im Regelfall durch die Taten auch 
beeindruckt werden. Gleichzeitig kann man den meisten Amokläufern – im Gegensatz zu 
Terroristen – keine Rationalität im Sinne einer geeigneten Auswahl der Mittel zum Erreichen 
dieser (oder anderer) Ziele unterstellen. Eine Gleichsetzung von Terrorismus und Amoklauf 
ist von daher in jedem Fall unangebracht. 
 
2.2.7 Terrorismus und Medien 
 
Auch auf die Rolle der Medien selbst muss an dieser Stelle eingegangen werden, etwas was 
sich im Anschluss an die bisherigen Überlegungen hinsichtlich der kommunikativen Aspekte 
des Terrorismus geradezu aufdrängt. So stellen Medien – wie dargestellt – im gewissen 
Sinne die Infrastruktur bereit, um die notwendigen Emotionen und Reaktionen in der 
                                                                                                                                                        
eigentlich nicht erklären können, weil sie ohne erkennbare Ursachen aus dem Rahmen des normativ 
Gewohnten fallen.“ 
284
 Oder wie im britischen Beispiel, Verfassungstraditionen, die eine geschriebene Verfassung ersetzen. 
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Bevölkerung zu erzeugen.285 In der Tat läge darauf aufbauend die These recht nahe, dass 
eine mediale Nichtbeachtung den meisten Terrorismen den Boden entziehen würde.286  
Dies kann aber aus zwei Gründen zurückgewiesen werden. Zum einen liefern Erkenntnisse 
aus dem Nordirlandkonflikt bezüglich einer sehr restriktiven Medienpolitik genügend 
Hinweise darauf,287 dass dadurch wenig erreicht werden wurde: Die Anschläge wurden 
trotzdem bekannt und erreichten so letztlich doch die Bevölkerung. Zum anderen ist in 
Hinblick auf den derzeit in Deutschland häufig diskutierten „islamistischen Terrorismus“ 
genau das eines der langfristigen Ziele. Eine Einschränkung oder Zensur der medialen 
Berichterstattung wäre eine Beschränkung der grundgesetzlich garantierten Rechte und 
würde somit ein Nachgeben gegenüber einem Teil der mit (potenziellen) Anschlägen 
verbundenen Forderungen darstellen.288 Als wichtigstes Argument gegen eine 
Einschränkung der Berichterstattung erscheint aber, dass freie Medien in Demokratien sich 
tatsächlich die Berichterstattung eines solchen Ereignisses nicht entgehen lassen würden.289 
Vielmehr würde diese Einschränkungen noch zusätzliche Verdächtigungen oder Vorwürfe 
provozieren und damit für die Behörden im Umgang mit Terrorismus eher hinderlich sein. 
 
2.2.8 Weitergehende Annahmen 
 
Wenn also mit einer einigermaßen großen Plausibilität angenommen werden kann, dass 
zumindest für die nahe Zukunft – wenn überhaupt – nur von religiös motivierten 
terroristischen Aktivitäten ausgegangen werden kann, muss hier noch eine weitere Klärung 
erfolgen: Welche Formen bzw. welche Szenarien eines Anschlages sind hier 
wahrscheinlich? Wenn man darüber hinaus Terrorismus als eine (gewalttätige) 
Kommunikationsform versteht, der es um das Erzeugen von Angst und Schrecken geht und 
nicht primär um das Töten von Menschen (auch wenn dies natürlich „hilfreich“ im Sinne einer 
schon dargelegten, damit verbundenen höheren medialen Aufmerksamkeit ist), dann kann 
man hieraus einige Schlüsse für die wahrscheinlichen (oder besser: wahrscheinlichsten) 
Formen von zukünftigen potenziellen terroristischen Aktivitäten ziehen.290 
 
Bei Zugrundelegen der Annahme, dass Terroristen in Deutschland im Rahmen einer 
terroristischen Strategie (unabhängig von Motiven und Zielen) etwas erreichen wollen291 
                                                 
285
 Kersten (2009) S.300: „[…] brauchen der nationale […] wie auch der internationale Terrorismus die 
Berichterstattung der Medien, damit Anschläge ihre Angst erzeugende Wirkung bei der Bevölkerung 
entfalten können.“  
286
 Bock (2009) S.20: „Das bedeutet weiterhin, dass terroristische Aktionen immer öffentliche Aktionen sind, 
die Anschläge finden nicht im Geheimen, sondern in aller Öffentlichkeit statt, und die Terroristen bekennen 
sich auch in aller Öffentlichkeit als Täter.“ 
287
 Waldmann (2005a) S.91f.  
288
 Waldmann (2005a) S.93. 
289
 Richardson (2007) S.140: „Nicht zu reagieren, stellt für ein demokratisches Land mit einer freien Presse 
kaum eine Alternative dar.“ 
290
 Nichtsdestotrotz kann durchaus bezweifelt werden, ob es in absehbarer Zeit überhaupt zu einem 
erfolgreichen Terroranschlag in Deutschland kommt. Wie später noch gezeigt wird, sind die Akteure und 
Institutionen in Deutschland im präventiven Bereich durchaus gut aufgestellt. 
291
 Hoffman (2001) S.245: „Gewalt – oder die Androhung von Gewalt – ist daher die Conditio sine qua non 
der Terroristen, die unerschütterlich davon überzeugt sind, dass ihre Sache nur durch Gewalt triumphieren 
und ihre langfristigen politischen Ziele nur durch sie erreicht werden können. Terroristen planen daher ihre 
Operationen so, dass sie schockieren, beeindrucken und einschüchtern, und sorgen also dafür, dass ihre 
Taten wagemutig und gewalttätig genug sind, um die Aufmerksamkeit der Medien und damit ebenso der 
Öffentlichkeit und der Regierung aus sich zu ziehen.“  
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(abstrakt: Angst, Schrecken und Verunsicherung292 oder konkret: Rückzug der Bundeswehr 
aus Afghanistan, oder auch: Ausscheren der Bundesrepublik aus der internationalen Allianz 
im Kampf gegen den Terrorismus), muss zunächst das zu erreichende Publikum für die 
Botschaften293 definiert werden: Im Regelfall handelt es sich dabei zunächst um sämtliche 
Bundesbürger. Insbesondere bei konkreten Forderungen könnte sich dieses „Publikum“ auf 
die Gruppe der Wahlbürger verengen,294 wie dies beispielsweise in Spanien 2004 der Fall 
gewesen ist. Wenn diese Annahme zutrifft, so erscheinen zwei Voraussetzungen für 
Anschläge am plausibelsten: Zum einem sollte ein solcher Anschlag (oder auch nur die 
Androhung eines Anschlages) ein wichtiges Symbol, eine größere Stadt oder eine 
bedeutende Einrichtung treffen und dabei zumindest potenziell eine gewisse Zahl von – 
möglichst willkürlich erscheinenden – Opfern erzeugen.295 Dass die Zahl der Opfer wiederum 
nicht zu hoch sein darf, ist ein Aspekt, der aus Sicht von Terroristen unbedingt beachtet 
werden muss, da ein terroristischer Anschlag primär Angst erzeugen soll und nicht 
Sympathie und Mitgefühl für die vom Anschlag betroffenen Menschen (etwas, was zunächst 
auch die Wahrscheinlichkeit der Verwendung von Massenvernichtungswaffen296 oder von 
Anschlägen auf Atomkraftwerken senkt).297 Ein Anschlag in der Dimension (aber auch in der 
Art der Durchführung298) des 11. September wird sich deshalb in naher Zukunft in 
Deutschland – wenn überhaupt – wohl nicht ereignen. 
Zum anderen lohnt es sich aus der Perspektive des Terroristen, die glaubhafte Androhung 
oder Ausführung eines Anschlages an symbolisch aufgeladenen Terminen (beispielsweise 
Bundestags- und Europawahlen) zu planen. Ein Anschlag nach der Wahl eines neuen 
Bundestages oder wichtiger Länderparlamente wird beispielsweise in Hinblick auf die 
Forderung des Rückzuges der Bundeswahr aus Afghanistan nur geringe Auswirkungen 
haben; wenige Tage vor einer als wichtig wahrgenommenen Wahl299 dagegen könnte mit 
                                                 
292
 Schneckener (2006) S.195f: „Das gezeigte Leid und die zur Schau gestellte Grausamkeit verfehlen ihre 
Wirkung auf das Publikum nicht. Andererseits werden die Medien geschickt als Plattform genutzt…“ 
293
 Überlegungen zur „Inszenierung“ der Anschläge des 11.September 2001 finden sich beispielsweise bei 
Schicha (2002), der den Ablauf der Anschläge in New York unter medienwissenschaftlichen 
Gesichtspunkten untersucht und hier auch recht plausibel die Funktion des Publikums in der Rationalität 
von Terroristen darlegt. Vgl. auch Schneckener (2008) S.31: „Gerade islamistische Netzwerke, vor allem 
aber Al Qaida haben die massenmediale Inszenierung ihrer Aktivitäten professionalisiert und perfektioniert 
[…].“ 
294
 Wobei dies natürlich auch immer ein Stück weit von Zeit, Ort und möglichen Forderungen abhängt. 
295
 Möllers (2009) S.153: „Den Terroristen geht es daher – neben dem Ziel, symbolische Orte ihrer 
»Feinde« zu treffen, – in erster Linie um möglichst hohe Opferzahlen, sodass Orte, an denen sich viele 
Menschen aufhalten, im Fokus stehen (sog. weiche Ziele).“  
296
 Zur Wahrscheinlichkeit von „nicht-konventionellen“ Anschlägen vgl. Schneckener (2006) S.115 – 123. 
Zusammenfassend S.119f: „Verglichen damit gilt der Nuklearterrorismus […] als eher unwahrscheinlich.“  
297
 Schneckener (2006) S.103: „Die Anschläge dürfen sich auf die Mobilisierung und Radikalisierung von 
Anhängern nicht kontraproduktiv auswirken, sie dürfen nicht jene Gruppen oder Schichten abschrecken, für 
die man sich angeblich einsetzt. Damit sind in der Regel der Wahl der Mittel und der Anschlagsziele 
bestimmte Grenzen gesetzt.“ Ähnlich äußert sich auch: Waldmann (2005a) S.80. 
298
 Vgl. hierzu auch die Kritik am Luftsicherheitsgesetz im Abschnitt 4.1.5 dieser Arbeit. 
299
 Auch wenn dies etwas den Fokus dieser Arbeit verlässt: Die Zunahme der Anschlagszahlen und der 
Androhung dieser vor den (in demokratischer Hinsicht durchaus zweifelhaften) Wahlen in Afghanistan im 
August 2009 könnten ein Indiz für die Relevanz dieser These sein. Allerdings muss neben der lokalen 
Besonderheit Afghanistans noch eindeutig geklärt werden, inwieweit die Gewaltakteure in Afghanistan 
tatsächlich Terroristen sind (was der Verfasser durchaus bezweifeln würde), um aus dem Indiz einen 
Beweis zu machen. Dies kann und soll hier aber nicht erfolgen. 
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einem solchen Anschlag das Wahlverhalten durchaus signifikant beeinflusst werden, wie das 
schon erwähnte Beispiel der Wahlen in Spanien im Jahr 2004 gezeigt hat.300 
Neben symbolisch besonders bedeutsamen Terminen könnten die Ziele terroristischer 
Attentäter ebenfalls nach ihrer Symbolwirkung ausgewählt werden. Anschläge auf wichtige 
Repräsentanten und Organe des politischen Systems sind dafür am wahrscheinlichsten.301 
Neben diesen wären für eine so hochmobile Gesellschaft wie die deutsche auch Anschläge 
auf die Verkehrsinfrastruktur möglich. Aber auch auf die technische Infrastruktur (Kraftwerke, 
Stromleitungen, Telekommunikationsanlagen) würden Anschläge in Deutschland weit 
reichende Folgen haben. Das gilt insbesondere deshalb, da die Vorsorge der Behörden hier 
zum Teil mangelhaft ist und deshalb einem Ausfall der technischen Infrastruktur nicht in 
kurzer Zeit begegnet werden kann. Der durchaus bestehende Nachholbedarf ist größtenteils 
unbestritten,302 wenn auch in der öffentlichen Diskussion ohne besondere Relevanz. Einzig 
über die Ursachen dieser partiellen Untätigkeit herrscht bisweilen Unklarheit, da es 
grundsätzlich am Handlungswillen im Kampf gegen den Terrorismus nicht zu fehlen scheint.  
Die Gründe für das trotzdem nur unzureichende politische (bzw. auch finanzielle) 
Engagement sind vielfältig und liegen wohl vor allem in der Eigenlogik des politischen 
Systems begründet.303 Die vorausschauende Arbeit im infrastrukturellen Bereich des 
Katastrophenschutzes erfordert politisches Handeln auf einem Gebiet, welches in der 
Öffentlichkeit auf wenig Interesse trifft. So schafft ein neues Notstromaggregat für das THW 
deutlich weniger Aufmerksamkeit für den verantwortlichen Politiker als die Eröffnung eines 
Autobahnabschnittes. Gleichzeitig binden solche technische Großgeräte jedoch enorme 
Ressourcen (Anschaffungs- und Unterhaltskosten, Ausbildungskosten, etc.), deren Nutzen 
sich teils über Jahre nicht zeigt und die sich zugleich in Haushaltsverhandlungen vor dem 
Hintergrund klammer öffentlicher Kassen immer wieder zu rechtfertigen haben.  
Weiterhin gilt zu fragen, inwieweit es sich im Rahmen der Handlungsrationalität von 
potenziellen Terroristen nicht auch lohnen könnte, Anschläge einfach nur anzudrohen304 oder 
unter Verweis auf Anschläge in anderen Ländern die Gefahr für Deutschland in den Medien 
und damit im öffentlichen Bewusstsein präsent zu halten.305 Dass dies nicht unplausibel ist, 
zeigt sich im Vorgehen afghanischer Attentäter nach Anschlägen gegen Einheiten der 
Bundeswehr (aber auch anderer Nato-Truppen in Afghanistan), bei denen im Regelfall kurz 
nach erfolgreichen Aktionen die „Pressesprecher“306 der jeweils verantwortlichen 
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 Allgemein zum Zusammenhang von Angst und Wahlverhalten: Schoen (2006) oder Gusy (2009a) S.324. 
301
 Schneckener (2006) S.41: Unter ihren Opfern finden sich in erster Linie »Repräsentanten« des Staates 
oder einer bestimmten Gruppierung, wobei Terroristen selber festlegen, wer als »Repräsentant« des 
Systems gilt. […] Dabei wird allerdings stets der Tod von Unbeteiligten billigend in Kauf genommen.“ 
302
 Urban (2006) S.286ff. 
303
 Schneckener (2008) S.40: „Es wird getan, was man kann, aber nicht zwingend das, was man 
möglicherweise tun sollte. Auch dieses Verhalten, dass politisch durchaus nachvollziehbar ist, da es 
Handlungsfähigkeit dokumentiert, bindet finanzielle und personelle Ressourcen, die unter anderen 
Umständen an anderer Stelle fehlen.“ 
304
 Schneckener (2006) S.123: „Im Zweifelsfall – wie bislang bei Al Qaida – genügen glaubhafte Drohungen, 
von Zeit zu Zeit untermauert durch größere konventionelle Anschläge.“ Schneckener spielt dabei zwar auf 
den Einsatz von ABC-Waffen durch Terroristen an, das gesagte gilt aber m.E. unumschränkt auch für die 
Androhung von Anschlägen generell. 
305
 Vgl. auch: Koelbl/ Yousafzai (2008): "Wichtig ist, Deutsche zu töten". Interview des Spiegels mit einem 
Taliban – Kommandeur. 
306
 Schneckener (2006) S.77: „Das Medienkomitee (Hervorhebung im Original), die Public-Relations-
Abteilung der Organisation (gemeint ist Al Qaida, TP), unterhält Kontakte zu mehr oder minder nahe 
stehenden islamischen Medien, es lanciert Meldungen oder Videobänder an die internationale Presse, es 
betreibt Propaganda in islamistischen Kreisen, nicht zuletzt durch die Nutzung des Internets.“ 
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Organisation Kontakt zu deutschen Zeitungen aufnehmen und über den (aus deutscher 
Sicht: zweifelhaften) Erfolg der Anschläge „aus erster Hand“ berichten;307 wobei dann der 
Erfolg – rein empirisch betrachtet – meist eher in der Berichterstattung über die Attentäter als 
in konkreten terroristischen „Erfolgen“ gegen deutsche Soldaten oder die afghanische 
Zivilbevölkerung liegt. Zum Programm solcher Berichterstattung gehört dann das meist 
deutliche Übertreiben von eigenen Erfolgen und Verschweigen von eigenen Verlusten. Diese 
mittlerweile etablierte Vorgehensweise afghanischer Attentäter im Umgang mit deutschen 
Medien spricht nicht nur für die Plausibilität der hier zugrunde liegenden Arbeitsthese 
(Terrorismus ist Teil einer politischen Kommunikationsstrategie), sondern zeigt wiederum, 
dass Terroristen durchaus eine hohe Handlungsrationalität unterstellt werden kann, denn es 
wird mit einfachen Mitteln (Telefonanruf, kurze Videobotschaft, etc.) eine breite öffentliche 
Wirkung erreicht. Auch wenn die Täter in Afghanistan eher als Guerilla einzuordnen sind, so 
ist die zu Grunde liegende Strategie ähnlich denen von Terroristen. Und auch „ältere“ 
Terrororganisationen haben Bekennerschreiben, telefonische Warnungen vor Anschlägen 
und sonstige Verlautbarungen genutzt, um in der Öffentlichkeit Präsenz zu zeigen und „über 
Bande“ mit der Politik zu kommunizieren. 
 
2.2.9 Schwächen deutscher Politik? 
 
Zunächst soll an dieser Stelle eine Einschränkung vorgenommen werden. Auch wenn 
„deutsche Politik“ selten an den Grenzen des Nationalstaates halt macht, soll hier der Fokus 
der Überlegungen im nationalstaatlichen Kontext bleiben und nicht im Bereich der 
internationalen Politik liegen. Hierzu liegen schon Überlegungen vor,308 denen im Prinzip nur 
noch wenig hinzuzufügen wäre. Welche Schlussfolgerungen ergeben sich aus den 
bisherigen Überlegungen für die deutsche Sicherheitsarchitektur? Um diese Fragen zu 
beantworten, muss zunächst nach den Möglichkeiten der bestehenden institutionellen 
Akteure (welche idealerweise Vorsorge möglichst vor potenziellen Anschlägen treffen 
sollen),309 aber auch nach sinnvollen Reaktionen politisch Verantwortlicher (nach tatsächlich 
erfolgten Anschlägen) unterschieden werden.  
Hierbei bietet es sich zunächst an, aus einer historischen Perspektive auf frühere Reaktionen 
von staatlichen Akteuren und Institutionen zu schauen.310 Allerdings muss ein solcher 
historischer Blick sich darüber bewusst sein, dass für die heute in Deutschland noch am 
wahrscheinlichsten zu erwartenden Formen des Terrorismus311 unabhängig von ihrem 
Streben nach Öffentlichkeit andere Handlungsrationalitäten gelten, als für die in Deutschland 
aktiven, sozialrevolutionären Terroristen312 in den 1970er und 1980er Jahren.313 Diese ließen 
sich – trotz allen damit verbundenen Problemen – von den Mitteln des Strafrechts zumindest 
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 Najafizada (2008): „Ein Sprecher [sic!] der Terroristen meldete sich telefonisch bei Spiegel Online.“ 
308
 Beispielsweise: Bock (2009) S.70ff, Richardson (2007) S.258ff, Schneckener (2006) S.191ff, die alle 
eher den Blick auf internationale Politik und die daraus resultierenden Verpflichtungen für die 
Nationalstaaten richten. Waldmann (2005) S.229ff. hat zumindest partiell auch den Nationalstaat und seine 
Institutionen im Blick. Glaeßner (2003) S.227ff. hat dagegen primär die Ebene der europäischen 
Institutionen und erst in zweiter Instanz die deutschen Institutionen im Blick. 
309
 Hanning (2008) S.207: „Gegen die neue Bedrohung terroristischer Anschläge kann der Rechtsstaat 
sinnvoll nur präventiv verteidigt werden. (Hervorhebung TP)“ 
310
 Zu den Problemen der staatlichen Reaktionen in früheren Kontexten beispielsweise: Glaeßner (2003) 
S.234ff oder auch den umfangreichen Überblick bei Kraushaar (2006). 
311
 Siehe oben. 
312
 Zur genaueren „Klassifizierung“ der RAF: Waldmann (2005a) S.100ff. 
313
 Vgl. Hirschmann (2003) S.18f oder Münkler (2004) S.33f.  
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beeindrucken, da sie trotz der bedingungslosen Hingabe für die Sache an ihrem eigenen 
Leben hingen und insoweit nach einem erfolgreichen Anschlag im Regelfall die Möglichkeit 
der Verhaftung bestand. Bei der heute wahrscheinlicheren Form des religiös begründeten 
Terrorismus ist die Hingabe des eigenen Lebens dagegen viel wahrscheinlicher, was eine 
nachträgliche Sanktionierung deutlich erschwert. 
 
Abseits der bekannten Probleme in Hinblick auf die Sanktionierungsmöglichkeiten des 
(Selbstmord-) Terrorismus ist am derzeit in der Öffentlichkeit wahrnehmbaren politischen 
Umgang mit dem Phänomen Terrorismus auffällig, dass auf der konkreten Ebene politischen 
Handelns relativ wenig passiert, was den Folgen einer möglichen terroristischen 
Herausforderung angemessen wäre. Nur skizzenhaft angedeutet wurde schon, dass eine 
Vorsorge vor allem im infrastrukturellen Bereich sinnvoll und notwendig zu sein scheint. Im 
Katastrophenfall (und darum handelt es sich letztendlich bei einem „erfolgreichen“ 
Terroranschlag) müssen alle in Frage kommenden Akteure wissen, was ihre Aufgaben sind, 
um dann Verletzte schnell und bedarfsgerecht versorgen zu können. Zugleich besteht das 
Problem, dass eine derartige Vorsorge im Bereich der technischen Infrastruktur nur dann 
wirklich sinnvoll ist, wenn entsprechende Technik sowie geschultes Personal im 
Anschlagsfall massiert zum Einsatz gebracht werden kann. Fällt beispielsweise ein größeres 
(Atom-)Kraftwerk aus, so reichen zur Kompensation zwei kleine Notstromaggregate bei 
weitem nicht aus (ganz zu Schweigen von Fragen abseits der Energieversorgung). Neben 
den hohen Kosten für den Fall eines unwahrscheinlichen Eintretens besteht für politisch 
Verantwortliche zugleich das Problem, dass sich der tatsächliche Nutzen solcher 
Großinvestitionen womöglich erst in späteren Legislaturperioden zeigt.314 Ein politisch 
Verantwortlicher, der sich aber vorausschauend solcher Probleme annehmen will, wird sich 
in langwierigen und schwierigen Haushaltsverhandlungen am Ende gut überlegen, ob er hier 
„Erfolge“ feiern will, die letztlich seinen Nachfolgern zu Gute kommen könnten. Politisch 
rational ist es stattdessen, kurzfristige Investitionen in (bisweilen nutzlose, aber gut 
sichtbare) Projekte zu forcieren, deren (zweifelhafter) Nutzen direkt sichtbar wird.  
 
Schlussendlich muss auf das Problem verwiesen werden, dass in der Regel nach 
terroristischen Attentaten in Nachbarstaaten oder nach verhinderten Anschlägen in 
Deutschland eine gesetzgeberische Hektik315 (begleitetet durch die – obligatorische – 
mediale Alarmierungsrhetorik) einsetzt, die nur schwer mit der tatsächlichen Faktenlage in 
Übereinstimmung gebracht werden kann. Ob aber ein solcher, zuweilen recht unkoordinierter 
Aktionismus, der im Regelfall nur an der medialen Öffentlichkeit orientiert ist, tatsächlich 
                                                 
314
 Behling (2009). Der Autor weist in einem Bericht über das Vorhalten von selten gebrauchten 
Feuerlöschboote darauf hin, dass diese im Unterhalt zwar teuer sind, im Bedarfsfall aber fast unbezahlbar, 
da ihre Kapazitäten im Katastrophenfall ein Alleinstellungsmerkmal sind und dadurch größere Schäden 
verhindert werden können. Trotzdem gibt es immer wieder Diskussionen um die Abschaffung dieser 
Einsatzkomponente. 
315
 Glaeßner (2003) S.245: „Im Rückblick und im Vergleich mit den Reaktionen auf den 11. September sind 
die problematischen Seiten staatlicher Reaktion auf den Terrorismus nicht zu übersehen. Der 
gesetzgeberische Aktionismus stellte ein Reaktionsmuster auf besonders ernste Herausforderungen der 
staatlichen Ordnung dar, das durchaus nicht auf die Bundesrepublik begrenz ist. Demokratische 
Regierungen stehen in solchen Situationen vor der Notwendigkeit, ihren Bürgern und vor allem, ihren 
Wählern das Gefühl zu vermitteln, sie hätten die Angelegenheit im Griff und könnten das Problem lösen, 
auch dann, wenn sie wissen, das weder das eine, noch das andere wirklich der Fall ist. Da versprich eine 
Taktik Erfolg, die den Anschein von rastloser Aktivität und hartem Durchgreifen erweckt.“  
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sinnvoll ist, kann bezweifelt werden.316 Politik und Medien steigern sich gegenseitig in der 
Zumessung von Aufmerksamkeiten für zwar durchaus vorhandene Probleme, der Grad der 
Aufmerksamkeit entspricht jedoch in keiner Weise der tatsächlichen Bedeutung.317 Das gilt 
gerade auch vor dem Hintergrund, dass eine staatliche Reaktion die öffentliche 
Aufmerksamkeit für Terroristen und deren politische Ziele erhöht und dies genau dem 
entspricht, was das Ziel des Terrorismus ist. Ob aber politisch Verantwortliche in Anbetracht 
des Todes von Bürgern „nicht reagieren“ können, ist eine diskutable Frage. 
 
In der Verbesserung einer den tatsächlichen Fakten angemessenen Krisenkommunikation 
liegt möglicherweise ein weiteres zu bearbeitendes Feld. Statt ohnehin schon vorhandene 
Ängste in der Bevölkerung zu verstärken,318 ist gerade an politisch verantwortliche 
Entscheidungsträger die Forderung zu stellen, angemessen und zugleich beruhigend mit der 
Bevölkerung zu kommunizieren.319 Dass dies durchaus problematisch ist, zeigt der mediale 
Umgang mit dem verwandten Phänomen der (Gewalt-) Kriminalität in Deutschland 
generell,320 bei dem die Darstellung der Taten in der öffentlichen Debatte mittlerweile nur 
noch einen eingeschränkten Bezug zur tatsächlichen Kriminalitätslage in Deutschland hat.321 
Allerdings kann auch festgehalten werden, dass man auf einem schwierigen Politikfeld wie 
der Inneren Sicherheit mit kompetenter Politik durchaus beim Wähler Punkte sammeln kann, 
wenn man versteht, diese dem breiten Publikum auch darzustellen.322 Was jedoch außerhalb 
der Möglichkeit politischen Handelns in (Medien-) Demokratien steht, ist das „Nicht-
Einlassen“ auf die Ängste und Sorgen der Bevölkerung.323 
 
2.2.10 Terrorismus in Deutschland 
 
Wenn die bis hier gemachten Überlegungen Anspruch auf Plausibilität beanspruchen 
können, dann lässt sich zusammenfassend festhalten, dass Terrorismus in Deutschland – 
                                                 
316
 Waldmann (2005a) S.239: „Eine zunächst trivial klingende, gleichwohl zentrale Maxime lautet, dass 
Staaten und die internationale Staatengemeinschaft in ihrem Kurs gegenüber terroristischen 
Organisationen klar, konsistent und glaubhaft sein sollten.“  
317
 Benz (2008) S.234f: „Die Policyforschung machte ferner auf den Einfluss der Medien aufmerksam, 
welche die Problemwahrnehmung von Politikern und Bürgern beeinflussen und zur zyklischen Verstärkung 
öffentlicher Aufmerksamkeit für bestimmte Themen beitragen.“ 
318
 Schneckener (2008) S.43: „Insbesondere die stellenweise öffentlich zelebrierte »intellektuelle Lust am 
Ausnahmezustand« (Bundesverfassungsrichter Udo di Fabio) oder das laute Sinnieren über alle denkbaren 
Katastrophenszenarien führt eher zur Verunsicherung als zu einer aufgeklärten Debatte.“ 
319
 Münkler (2004) S.39: „Ohnehin besteht die Gegenkommunikation in diesem Fall darin, die eigene 
Bevölkerung, die durch die Terrorakte in Angst und Schrecken versetzt worden ist, zu beruhigen und sie 
davon abzuhalten, in ihrem Wirtschaftsverhalten jene Verhaltensweisen an den Tag zu legen, die ihnen 
durch den Terror aufgenötigt werden sollen.“  
320
 Hirsch (2008c) S.172: „Christian Pfeifer hat […] nachgewiesen, dass die allgemeine Kriminalität im 
Gegensatz zur öffentlichen Meinung in den letzten zehn Jahren sowohl aus demografischen Gründen als 
auch durch schutztechnische Entwicklungen durchweg gesunken ist. Gleichwohl sind nach dieser 
Untersuchung die in demselben Zeitraum verhängten Freiheitsstrafen nach Häufigkeit und Dauer durchweg 
gestiegen.“ 
321
 Glaeßner (2003) S.157: „Insofern ist die öffentliche Reaktion auf die jährlich veröffentlichte 
Kriminalstatistik meist problematisch. Es wird das Ansteigen, oder, wenn diese, wie in den letzten Jahren in 
Deutschland, leicht zurückgeht, der hohe Stand der Kriminalitätsrate beklagt, das Versagen der Politik 
gerügt und durchgreifende Maßnahmen gefordert. Der Rest des Jahres wird damit verbracht, über 
besonders spektakuläre Fälle ausführlich und im Detail zu berichten.“  
322
 Schoen (2006). 
323
 Neidhardt (2006) S.137: „Die Nulloption steht unter den Bedingungen moderner Massenkommunikation 
nicht zur Verfügung.“  
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wenn überhaupt – in den nächsten Jahren am ehesten in der Form des religiös motivierten 
Terrorismus auftritt. Einschränkend hierzu kann allerdings erwähnt werden, dass die 
Wahrscheinlichkeit eines religiös motivierten Anschlages generell als eher gering 
eingeschätzt werden muss, da im Bereich der Terrorismusprävention die hiesigen 
gesetzlichen Grundlagen sowie die staatlichen Institutionen recht gut ausgebildet sind. Was 
jedoch weniger gut etabliert ist, ist die staatliche Vorsorge vor den Folgen eines möglichen 
erfolgreichen Anschlages – unabhängig von dessen Wahrscheinlichkeit. 
 
Welche konkrete Form jedoch ein solcher Anschlag haben wird, in welchem sozialen oder 
politischen Milieu die potenziellen Attentäter verortet werden können und wie genau hier 
vorbeugende Maßnahmen aussehen können, muss offen bleiben. Dies liegt schlicht in der 
Tatsache begründet, dass – wie oben dargestellt – nur wenige Vorhersagen oder Prognosen 
über die Biografie, die Lebensumstände oder Sozialisation und sozialen Beziehungen eines 
möglichen Terroristen getroffenen werden können.324 Das Auffällige ist vielmehr die 
Unauffälligkeit der Attentäter!325  
Wenn hierbei speziell Formen des islamistischen Terrorismus diskutiert werden, erfordert 
dies zudem eine besondere Sensibilität,326 da für derart motivierte Täter die muslimische 
Umma eine Bezugsgruppe für ihre Anschläge darstellt. Das stellt wiederum für staatliche 
Gegenmaßnahmen eine besondere Herausforderung dar, da hier sinnvollerweise der 
schmale Grat zwischen der notwendigen klaren Benennung der (potenziellen) Attentäter und 
gleichzeitigem Vermeiden von xenophoben Tendenzen zu beschreiten ist.327 Insbesondere 
das Erzeugen von fremdenfeindlichen Vorurteilen ist etwas, was durchaus dem Kalkül 
solcherart motivierter Terroristen in die Hände spielt,328 gleichzeitig einer Radikalisierung 
bestimmter Personen durchaus Vorschaub leisten kann329 und daher von Seiten politisch 
verantwortlicher Institutionen unbedingt zu vermeiden ist. 
 
                                                 
324
 Was dann auch Maßnahmen wie die Rasterfahndung als noch fragwürdiger darstellt, als es durch den 
reinen Grundrechtseingriff schon ist. 
325
 Möllers (2009) S.154. 
326
 Dies stellt dann auch keine „Kapitulation“ dar, wie in Teilen der konservativen Literatur behauptet wird. 
Vgl. beispielsweise Nonnenmacher (2008) oder richtig schlecht: Henrik M. Broder (2006): Hurra, wir 
kapitulieren. Vielmehr hat ein differenzierter Umgang mit diesem Problem eine deutlich höhere Chance auf 
Einbindung der Muslime und damit auf eine erfolgreiche Bekämpfung so motivierter Terroristen. 
327
 Möllers (2009) S.152: „Diese öffentliche Überbetonung der »Illegalität« und »Bedrohung« von Migration 
hat den eigentlich nicht beabsichtigten, negativen Nebeneffekt, dass sogar Extremisten, die politisch 
motivierte Straftaten begehen, zum Teil Zustimmung aus der Bevölkerung erhalten. […] Fast zwei Drittel 
dieser politisch motivierten Straftaten ist dem rechtsextremistischen Lager zuzurechnen.“ 
328
 Deren Zulauf in Teilen auch darauf beruht, den angeblichen Gegensatz zwischen „westlichen 
Kreuzzügler“ und „arabischen Unterdrückten“ zu thematisieren. 
329
 Möllers (2009) S.154. 
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2.3 Sicherheit und Terrorismus – Ein Zwischenfazit 
 
Wenn man an dieser Stelle schon ein kurzes Zwischenfazit zum Verhältnis von Terrorismus 
und Innerer Sicherheit (auf primär begrifflicher Ebene) ziehen will, so fällt eines auf: 
Sicherheit und Terrorismus sind sowohl auf der begrifflichen wie auf der politischen Ebene 
untrennbar mit dem Staat und seiner Ordnungsleistung verbunden. Der Staat ist der Garant 
für Sicherheit und dies in jeder Dimension. Sowohl in sozialer, physischer, rechtlicher oder 
auch ökonomischer und ökologischer Hinsicht ist der Staat europäischer Prägung in 
Sicherheitsfragen der Akteur, der zuallererst von seinen Bürgern „in Anspruch“ genommen 
wird – und das wird sich wohl auch in nächster Zukunft nicht ändern. Dass der Staat im 
Zweifel nicht nur erster Ansprechpartner, sondern auch letzter Garant von Sicherheit ist, wird 
gerade in „Schönwetterperioden“ gerne vergessen – spätestens in Ausnahmelagen erinnern 
sich aber auch Staatsskeptiker des Potenzials, das der Staat entwickeln kann.330 
Terrorismus ist hingegen auf „nur“ zwei (zunächst recht verschiedenen) Ebenen mit der 
Kategorie des Staates verbunden. Ohne den Staat als Gegner funktioniert der moderne 
Terrorismus nicht. Terrorismus will sich des staatlichen Potenzials bemächtigen, um seine 
eigenen Ziele zu erreichen. Terrorismus braucht aber auch diesen Gegenspieler, weil er 
seine Bürger als Geisel nehmen will – und zumindest der demokratische Rechtsstaat diesen 
Bürger ein Sicherheitsversprechen gegeben hat.  
Wo es hingegen keine staatliche Ordnung gibt, da kann es auch keinen Terrorismus (im 
oben dargelegten Sinne) geben. Zwar mag es in Staaten wie aktuell in Afghanistan oder 
auch in Teilen Südamerikas Aufständische geben – diese bedienen sich jedoch in der Regel 
nicht der klandestinen Methoden und Taktiken des Terrorismus. Dies brauchen Guerillas 
auch nicht, da es keine Politik (oder genauer: keinen Staat gibt), deren Veränderung das Ziel 
dieser (illegalen) Gewaltanwendung wäre. Drogenkartelle in Südamerika oder Warlords in 
Afghanistan herrschen in ihrem Einflussgebieten abseits staatlicher Ordnungen – sie 
brauchen daher keinen Staat anzugreifen oder zu beeinflussen, um ihre Interessen 
durchzusetzen. 
Klar ist jedoch in jedem Fall, dass die Bedrohung durch Terrorismus für die staatliche 
Ordnung in den westlichen Staaten eine der aktuell größten Herausforderungen darstellt. 
Ohne eine angemessene Reaktion auf die Bedrohungen durch Terroristen verliert der Staat 
eine seiner wichtigsten Legitimationsgrundlagen (Sicherheit für seine Bürger zu wahren) und 
deshalb müssen Staaten auf die Herausforderungen durch Terrorismus reagieren – gerade 
wenn sie demokratische Rechtsstaaten sind und obwohl auch die Gefahr besteht, dabei 
Fehler zu machen. Die Kunst besteht jedoch darin, möglichst ausgewogen zu reagieren. 
Denn reagiert der Staat zu schwach, verlieren die Bürger möglicherweise den Glauben an 
das staatliche Schutzversprechen – reagiert der Staat hingegen zu scharf, besteht die 
Gefahr von Sympathisierungseffekten der Bürger mit den Terroristen oder es folgt im 
schlimmsten (gleichwohl unwahrscheinlichen) Fall die Ablösung der staatlichen Ordnung 
durch eine privatisierte Gewaltordnung. Beides kann nicht im Interesse des demokratischen 
Rechtsstaates (und seiner politischen Vertreter) sein.  
 
                                                 
330
 Zuletzt ließ sich dies recht eindrucksvoll in der Finanz- und Wirtschaftskrise beobachten: Nur der Staat 
war in der Lage Banken und Unternehmen zu retten, die in wirtschaftliche Schieflage geraten waren. Ob 
dies neben der rein faktischen Tatsache auch wünschenswert war, steht hier allerdings nicht zur 
Diskussion. 
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Allerdings ist von Seiten der politisch Verantwortlichen in Deutschland bis jetzt nur ein sehr 
undifferenzierter Umgang mit dem Problem Terrorismus zu konstatieren. Nach eher 
aktionistischen Maßnahmen bei bekannt werden von konkreten terroristischen Aktivitäten331, 
verschwindet das Problem nach Abebben der Berichterstattung recht schnell wieder von der 
politischen Agenda und taucht dann als Irrläufer in für die Architektur der Grundrechte teils 
höchstbedenklichen Gesetzen zur Vorfeldbekämpfung wieder auf.332 Deren fehlende 
Verfassungsmäßigkeit muss dann wiederum durch das BVerfG dokumentiert werden – was 
einerseits auf das Funktionieren des deutschen Rechtsstaates und seiner politischen 
Institutionen hinweist. Andererseits wären aber die für derartige Gesetzesvorhaben 
aufgewendeten Ressourcen sinnvoller in die Minderung der Folgen terroristischer Anschläge 
investiert.333 „Glücklicherweise“ fehlt für die meisten in Folge des 11. September 2001 
erlassenen Gesetze so etwas wie eine Nützlichkeitsüberprüfung334 – gäbe es diese, würde 
von den Sicherheitspakten wohl nicht mehr viel übrig bleiben.335 
 
Welche Akteure und welche rechtlichen Regelungen in Reaktion auf die Anschläge von New 
York und Washington sowie die Anschläge in London (2004) und Madrid (2005) eingeführt 
oder verändert wurden, soll in den folgenden Kapiteln dargestellt werden. Zunächst soll 
dabei die Architektur (bzw. die Akteure) der Inneren Sicherheit dargestellt werden, 
anschließend gilt es, wesentliche rechtliche Rahmenbedingungen im Politikfeld Innere 
Sicherheit darzustellen. Es wird jedoch immer wieder auch Bezug genommen werden auf die 
hier erarbeiteten Grundlagen. 
                                                 
331
 Vgl. hierzu die sich in ihrer sachlichen Unsinnigkeit teilweise überbietenden Forderungen nicht nur von 
politischen „Hinterbänklern“ nach den beiden missglückten Anschlägen auf zwei Regionalzüge im 
Ruhrgebiet im Juli 2006 sowie den Festnahmen der so genannten Sauerland-Gruppe im September 2007. 
332
 Möllers (2009) S.158: „Obwohl einerseits herausgestellt wird, das Deutschland eines der sichersten 
Länder der Welt sei, wird immer wieder auf die vielfältigen und unberechenbar gewordenen Bedrohungen 
insbesondere durch den internationalen Terrorismus hingewiesen. Diesen Gefahren des internationalen 
Terrorismus […] könnten Polizei und Strafverfolgungsbehörden mit den vorhandenen Mitteln nicht mehr 
Herr werden, sodass ihnen weitere Befugnisse eingeräumt werden müssten.“ 
333
 So auch Schneckener (2008) S.40 sowie Möllers (2009) S.158. 
334
 Auch wenn mittlerweile Evaluationskriterien in einigen Sicherheitsgesetzen enthalten sind. Allerdings ist 
der Wert dieser Evaluationen fragwürdig, da sie nicht durch externen Sachverstand begründet sind und 
„nur“ selbstformulierte Ziele erreicht werden sollen. Vgl. beispielsweise auch das Projekt des BKA zur 
Evaluation der Videoüberwachung am Bahnhof Mainz, auf das im Abschnitt 5.1.7 näher eingegangen wird. 
335
 Schneckener (2006) S.193. 
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3.  Institutionelle Akteure im Politikfeld Innere Sicherheit 
 
3.0.1  Vorbemerkungen 
 
Die Garantie des Gewaltmonopols sowie die Gewährleistung der Sicherheit des Bürgers 
gelten (wie bereits dargestellt) spätestens seit Thomas Hobbes als eine der 
Hauptlegitimationen des Staates. Im modernen Verfassungsstaat kommt dem Politikfeld 
Innere Sicherheit336 in diesem Kontext eine besondere Rolle zu, da hier zum einen (Un-) 
Sicherheit für den Bürger täglich und hautnah erfahrbar ist und zum anderen mit der Polizei 
(in Land und Bund) sowie den diversen Diensten (BND, Verfassungsschutz) eine Vielzahl 
von institutionellen Akteuren die Möglichkeiten und Grenzen staatlichen Handelns sichtbar 
werden. Von institutionellen Akteuren soll im Folgenden gesprochen werden, wenn es sich 
um korporative Akteure337 handelt, deren Handeln durch Institutionen338 strukturiert und 
determiniert wird.339 Im Bereich der Inneren Sicherheit ist als bekanntester Akteur die Polizei 
zu erwähnen, da vor allem sie die Möglichkeit hat, aktiv (im Rahmen ihrer gesetzlichen 
Aufgaben) tätig zu werden, um für die Sicherheit der Bürger zu sorgen bzw. diese zu 
verbessern und sie zugleich für den Bürger ein sichtbarer Akteur ist, der Vertrauen und 
Sicherheit schaffen kann.  
Neben den genannten institutionellen Akteuren lassen sich je nach Forschungs- und 
Analyseperspektive noch weitere, weniger deutlich sichtbare Akteure identifizieren. Auch 
wenn diese eine geringere Sichtbarkeit haben, so können sie doch für eine politologische 
Analyse340 der Akteure im Bereich der Inneren Sicherheit von Bedeutung sein.341 So sind in 
gewisser Hinsicht auch die Innenministerien der Länder sowie des Bundes relevante 
                                                 
336
 Lange (2008a) S.207: „…ein System von staatlichen Institutionen und Einrichtungen, welches durch 
Verfassung und Organe der demokratischen Willensbildung legitimiert ist, das öffentliche Gewaltmonopol 
im Rahmen kodifizierter Regeln exekutiv unter Anwendung auch von unmittelbarem Zwang auszuüben.“  
Vgl. auch Glaeßner (2003) S.145: „Institutionen der inneren Sicherheit sind Einrichtungen, die legitimiert 
sind, öffentliche Gewalt im Rahmen der Verfassung und anderer rechtlicher Regelungen exekutiv 
auszuüben, wenn nötig auch durch Anwendung von Zwangsmitteln.“  
337
 Scharpf (2006) S.79: „In einem grundlegenden Sinne kann man von der »Existenz« korporativer Akteure 
nur insofern sprechen, wie die Akteure, die in ihnen und unter ihrem Namen handeln, ihre Entscheidungen 
in einem gemeinsamen, durch institutionelle Regeln konstituierten Bezugsrahmen koordinieren. […] 
Institutionen erleichtern oder beschränken daher nicht nur eine bestimmte Menge von Entscheidungen, 
sondern sie legen auch weitgehend fest, wie die Ergebnisse, die durch solche Entscheidungen erreicht 
werden, von den beteiligten Akteuren bewertet werden – und sie bestimmen daher die Präferenzen der 
Akteure im Hinblick auf mögliche Optionen.“ 
338
 Romano (1975) S.167: „Institutionen in diesem Sinne sind die einzelnen Organe des Staates (die 
Kammern des Parlaments, die verschiedenen Ministerien, und im Allgemeinen jede Behörde) und, über die 
Organe stricto sensu hinaus, auch die verschiedenen staatlichen Körperschaften, Anstalten, etc. […].“ 
Oder: Benz (2008) S.105f: „Organisationen werden zu Institutionen, wenn sie auf gesellschaftlich 
anerkannten Normen beruhen und diese verwirklichen. […] Institutionen müssen Zustimmung finden, wofür 
in der Regel die Erreichung bestimmter Ziele erforderlich ist. […] Institutionen enthalten Regeln, die das 
Handeln der Akteure leiten, aber sie werden auch von Akteuren geschaffen.“ 
339
 Glaeßner (2003) S.100: „Im Zentrum staatlicher Tätigkeit stehen administrative und repressive 
Aufgaben. Gesetzgeber und Verwaltung formulieren die Regeln und Verfahren und setzen sie um. 
Spezielle Institutionen wir die Polizei und die Ordnungsbehörden achten auf die Einhaltung der Regeln und 
Vorschriften. Dem Militär ist die Sicherung der staatlichen Ordnung nach außen übertragen, was nicht 
ausschließt, dass ihm in vielen Staaten auch Ordnungsfunktionen im Inneren übertragen werden.“ 
340
 Interessant ist auch in dieser Stelle wieder die Beobachtung, dass die Forschung stark von 
rechtswissenschaftlichen Arbeiten dominiert wird. Originär von Politologen konzipierte Arbeiten, welche sich 
mit Polizeien, Diensten oder Innenministerien beschäftigen, sind dagegen selten. 
341
 Lange (2008a) S.203ff. 
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Akteure, da vor allem hier Vorschläge für neue Gesetze in diesem Politikfeld erarbeitet und 
bestehende Gesetze aktualisiert werden. Zugleich sind die Innenministerien auch 
institutionell für die Polizeien zuständig und damit ein Akteur im Bereich der Inneren 
Sicherheit.342 Weitere, intuitiv weniger sichtbare Akteure sind die (je nach Zählweise drei 
oder vier343) Polizeigewerkschaften mit ihren unterschiedlichen parteipolitischen 
Präferenzen,344 die von einer Vielzahl von Autoren als nicht unwesentlich genannt werden, 
wenn Veränderungen institutioneller oder rechtspolitischer Natur im Bereich der Inneren 
Sicherheit erklärt werden sollen. 
Womöglich kann auch das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) als relevanter institutioneller 
Akteur für das Politikfeld der Inneren Sicherheit betrachtet werden, da es zweifellos einen 
starken Einfluss auf die rechtlichen Rahmenbedingungen auch in diesem Politikfeld 
entwickelt hat. Schlussendlich können die Bürger selbst mit ihrem immer wieder 
nachgewiesenem Verlangen nach „mehr Sicherheit“ (was auch immer dies konkret heißt) als 
ein wesentlicher Faktor für die Erklärung von Politiken im Bereich Innere Sicherheit 
identifiziert werden.345 Denn gerade das häufig nur unspezifisch artikulierte 
„Sicherheitsgefühl“ des Bürgers ist etwas, dem sich demokratisch legitimierte Politik 
annehmen muss und nicht ignorieren kann. In engem Zusammenhang damit stehen auch die 
verschiedenen Medien und die veröffentlichte Meinung, welche zum Teil ebenfalls als 
institutionalisierter Akteur im Politikfeld Innere Sicherheit identifiziert wird. Zwar ist diesem 
„Akteur“ weder die Handlungsorientierung an einem einheitlichen Regelsystem noch ein 
einheitlicher Wille zu unterstellen. Da aber den diversen Medien auch bestimmte 
Erwartungen bezüglich ihrer Berichterstattung entgegengebracht werden und Medien durch 
die unterschiedlichen Arten der Darstellung und Berichterstattung über Katastrophen, 
Kriminalität346 oder Terrorismus347 einen gewissen Einfluss auf die Politik der Inneren 
Sicherheit haben, kann man bei ihnen ebenfalls von einem Akteur der Inneren Sicherheit 
sprechen. 
 
Nachfolgend sollen jedoch nur die sichtbaren bzw. institutionalisierten Akteure im Bereich 
der Inneren Sicherheit vorgestellt werden: Das heißt, es wird in umfangreicher Form auf die 
                                                 
342
 van Waarden (2009) S.292: „Wie auch andere Institutionen bestehen sie (~politische Institutionen, TP) 
aus einer Hierarchie von Regeln. Von grundsätzlichen wie der Verfassung oder Grundrechten, über 
spezifische wie Wahlrecht und Fallentscheidungen des Verfassungsgerichtshofes bis zu dauerhaften 
informalen Erwartungen und Vereinbarungen zwischen staatlichen Behörden, die auch Teil des 
Verfassungsrechts werden können.“ 
343
 So Lange (2008a) S.210, der die Gewerkschaft der Polizei, die Deutsche Polizeigewerkschaft, den Bund 
Deutscher Kriminalbeamter und die Bundespolizeigewerkschaft aufführt. 
344
 Die Polizeigewerkschaften haben – historisch bedingt – einerseits einen unterschiedlichen 
Vertretungsanspruch für die verschiedene Laufbahngruppen innerhalb der Polizeien und zum anderen eine 
unterschiedliche Nähe zu den politischen Parteien. Hierzu instruktiv: Lange (2008a) S.212ff. 
345
 Wobei hiermit nicht der einzelne Bürger, sondern vielmehr die organisierten Interessen der Bürger 
beispielsweise in Bürgervereinen bzw. Bürgerrechtsgruppen oder andere zivilgesellschaftlichen 
Organisationen gemeint sind. Vgl. Lange (2008a) S.218f. Lange ist sich jedoch nicht unbedingt sicher, wie 
hoch der Einfluss dieser Akteure tatsächlich ist. Vgl. auch: Benz (2008) S.99: „Als Akteure gelten nicht nur 
die Amtsinhaber im Staat oder Staatsorgane, sondern alle Bürger in ihrer Eigenschaft als politisch 
handelnde Mitglieder des Staates sowie Organisationen der gesellschaftlichen Interessenvermittlung.“ 
346
 Schewe (2010) S.122: „Diese indirekte Beeinflussung durch Medien spielt eine wesentlich wichtigere 
Rolle für das Sicherheitsgefühl als die tatsächliche objektive Sicherheitslage.“ 
347
 Insbesondere für den Terrorismus kann behauptet werden, dass ohne ein funktionierendes 
Mediensystem ein großer Teil seiner Wirkung für „moderne“ Gesellschaften fehlen würde. Vgl. hierzu auch 
die Überlegungen zum Begriff des Terrorismus und der Rolle der Berichterstattung in dieser Arbeit. 
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verschiedenen Polizeien der Länder und des Bundes eingegangen. Zuvor muss jedoch noch 
die Rolle der Innenministerien diskutiert werden. Allerdings erfolgt dies in eher deskriptiver 
Perspektive. Zwar wäre eine intensivere Auseinandersetzung mit der Rolle der 
Innenministerien im Politikfeld Innere Sicherheit durchaus wünschenswert. Dies ließe sich 
aber im Rahmen methodisch abgesicherter sozialwissenschaftlichen Forschung nur mit Hilfe 
umfangreicher Einzelstudien realisieren.348  
Anschließend wird auf die Rolle der Bundeswehr sowie auf die „Dienste“ als 
sicherheitspolitische Akteure im Politikfeld Innere Sicherheit eingegangen. Neben diesen 
originär staatlichen Akteuren soll außerdem auf die veränderte Rolle der privaten 
Sicherheitsdienste und deren Anteil am Politikfeld Innere Sicherheit eingegangen werden. 
Am Ende der Überlegungen steht die Untersuchung des BVerfG hinsichtlich seines 
Einflusses und seiner Rolle im Bereich der Inneren Sicherheit. Zugleich wird am Beispiel des 
BVerfG in aller Kürze auf die Begriffe Akteur und Institution eingegangen und der Frage 
nachgegangen, welche der beiden Kategorien beim BVerfG zutreffend ist. 
 
Dass die folgende Darstellung keine mikrosoziologischen Betrachtungen der inneren 
Strukturen (beispielsweise der Polizeien) enthält, liegt an der Zielrichtung der Arbeit und den 
Forschungsinteressen des Verfassers. Um einen solchen Einblick in die inneren Strukturen 
und den inneren Aufbau (abseits des formal nachvollziehbaren) zu erhalten, würde zudem 
eine umfangreiche qualitative Studie notwendig sein. Nichtsdestotrotz sollte die 
beschreibende Darstellung für den interessierten Leser einen kenntnisreichen Überblick 
liefern. Eine Diskussion der Entwicklungen im Bereich der Akteure und deren politologische 
Analyse wird jedoch erst im Anschluss an die Überlegungen zu den Entwicklungen und 
Veränderungen im Bereich der rechtlichen Rahmenbedingungen erfolgen, da einige der 
Entwicklungen sich gegenseitig bedingen bzw. die Analyse auf ähnliche Grundlagen 
zurückgreifen kann. 
 
3.0.2  Politik der Inneren Sicherheit 
 
Gegenstand von Politik im Bereich Innere Sicherheit ist zunächst ganz allgemein die 
Herstellung und der Schutz der öffentlichen Ordnung und des inneren Friedens.349 Das heißt 
alles, was für die Aufrechterhaltung der Inneren Ordnung sowie den Schutz und die 
Sicherheit der Bürger im Inneren eines Landes relevant ist, kann in diesem Feld zum 
Gegenstand politischen Handelns werden.350 Allerdings müssen sich sämtliche politischen 
Maßnahmen im Bereich der Inneren Sicherheit auch daran messen lassen, inwieweit sie für 
die Herstellung von Sicherheit und Ordnung tatsächlich zielführend sind.  
Zu den konkreten Bereichen der Inneren Sicherheit können neben solchen fast schon banal 
zu nennenden Bereichen wie der Straßenverkehrsüberwachung vor allem die Verhinderung 
und Aufklärung von kriminellen Taten gezählt werden. Diese grundsätzlichen Aufgaben 
werden im Folgenden jedoch nur am Rande behandelt. Die hier vorgetragen Überlegungen 
konzentrieren sich vielmehr auf einen sehr speziellen Aspekt der Schwerstkriminalität: Dem 
                                                 
348
 Dies ist wird bedingt durch die notwendigen langen Untersuchungszeiträume, aber auch durch ein 
sinnvolles Forschungsdesign. Dass zugleich die Innenministerien nicht unbedingt offen für Analysen von 
außen sind, zeigt sich auch durch die Tatsache, dass es nach Kenntnis des Verfassers in den letzten 
Jahren zur Rolle der Innenministerien keinerlei sozialwissenschaftliche Forschung gab. 
349
 Zur Diskussion der „Unterschiede“ von Öffentlicher Sicherheit und Innerer Sicherheit vgl. Abschnitt 2.1.4 
dieser Arbeit. 
350
 Böckenförde (2009) S.12f. 
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Terrorismus und seiner Bekämpfung. Deshalb wird beispielsweise auch nicht auf den 
Strafvollzug, sondern allein auf mögliche institutionelle Akteure und Institutionen351 
eingegangen, die eine gewisse Relevanz im Umgang mit der Bedrohung durch den 
Terrorismus haben.  
Traditionell sind dies die Polizeien und Nachrichtendienste. Neben diesen „traditionellen“ 
Akteuren sollen zunächst die Innenministerien vorgestellt werden; in der Verwaltung dieser 
Ministerien wird ein wesentlicher Teil der Ausgestaltung und Umsetzung von Politiken der 
Inneren Sicherheit bestimmt. Aber auch die Bundeswehr und ihre Rolle in der Inneren 





Im Gefüge der Institutionen und Akteure im Bereich der Inneren Sicherheit zeichnen sich die 
Innenministerien der Länder und des Bundes für einen Großteil der sichtbaren (und weniger 
sichtbaren) Politik verantwortlich.352 In den Innenministerien werden Gesetzesvorlagen 
ausgearbeitet, hier werden Szenarien für Probleme (und deren Lösungen) durchgespielt, es 
werden allgemeine Verwaltungsaufgaben und auch die Aufsicht über die nachgeordneten 
Behörden der Inneren Sicherheit wahrgenommen. Neben diesen „offensichtlichen“ Aufgaben 
der Inneren Sicherheit gehören auch Fragen des Datenschutzes, des Denkmalschutzes oder 
die Durchführung von Wahlen und die Förderung des Sports zum Aufgabenkatalog der 
Innenministerien.353 Die Arbeit im Ministerium selbst wird dabei in verschiedenen 
Abteilungen, Unterabteilungen und Referaten354 vollzogen. Im Verwaltungsbetrieb gilt formell 
ein striktes Hierarchieprinzip, welches von den Mitarbeitern und Beamten bei der 
Durchführung der Aufgaben zu beachten ist.355 
 
Von Interesse für die folgenden Überlegungen ist neben der inhaltlichen Zuständigkeit für die 
Gesetzgebung im Bereich der Inneren Sicherheit vor allem die organisatorische 
Verantwortlichkeit der Innenministerien für die Akteure im Politikfeld Innere Sicherheit. So ist 
das Bundesministerium des Inneren für die Bundespolizei, das BKA und das Bundesamt für 
Verfassungsschutz zuständig; die Innenministerien der Länder sind für die jeweiligen 
Landespolizeien, die LKA´s und die Landesämter für Verfassungsschutz verantwortlich. Die 
korrespondierende gesetzgeberische Tätigkeit im Bereich der Inneren Sicherheit wird im 
Regelfall federführend durch das Innenministerium verantwortet. Zugleich ist hierbei auch 
das Justizministerium beteiligt, da dies einerseits zuständig für die Justizbehörden und 
Gerichte ist und andererseits in Kooperation mit den jeweiligen Fachministerien auch für die 
klassischen Rechtsgebiete der gesetzgeberischen Tätigkeit verantwortlich ist. In den letzten 
                                                 
351
 Siehe auch die Darstellung von ausgewählten Gesetzen in den folgenden Abschnitten. 
352
 Lange (2008a) S.214: „Den Innenministerien von Ländern und Bund obliegt ein Großteil aller relevanten 
Leitungskompetenzen im Bereich der Inneren Sicherheit.“ 
353
 Ausführlicher zu den Aufgaben beispielsweise für den Freistaat Sachsen: Sächsische Staatsministerium 
des Innern: http://www.smi.sachsen.de/index.html. 
354
 Für das Sächsische Staatsministerium des Innern sind dies die Abteilungen Zentrale Angelegenheiten, 
Recht und Kommunales, Öffentliche Sicherheit und Ordnung, Landesentwicklung und Vermessungswesen, 
Bau- und Wohnungswesen. 
355
 Bogumil/ Jann (2008) S.45: „… ist die Verwaltung selbst streng hierarchisch aufgebaut, um überhaupt 
eine Steuerung nachgeordneter Verwaltungseinheiten entsprechend demokratisch legitimierter 
Entscheidungen zu ermöglichen.“ 
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zehn Jahren hat sich das Bundesministerium der Justiz bei der inhaltlichen Ausgestaltung 
bei einigen der hier zu diskutierenden Gesetze vor allem als „liberales“ Korrektiv zum 
Innenministerium hervorgetan und die Vorhaben kritisch begleitet.356  
Durchaus kritisch (vor allem von Sozialwissenschaftlern) wird das sogenannte 
Juristenmonopol357 für die Rekrutierung des Ministerialpersonals gesehen.358 Hintergrund 
dieser Kritik ist zum einen die Tatsache, dass in der Mehrzahl der Ministerien359 der Besitz 
juristischer Examina eine unabdingbare Voraussetzung für den Eintritt in den höheren (und 
z.T. schon in den gehobenen) Dienst ist. Diese Einstellungshürde lässt sich aus den für die 
Ministerialbeamten anfallenden Aufgaben nur teilweise rechtfertigen. So ist in den 
Ministerien nicht nur die Ausfertigung von konkreten Gesetzen und Verordnungen das Ziel 
der Arbeit, sondern auch die Ausgestaltung des Inhaltes. So kann durchaus hinterfragt 
werden, ob ein Beamter zur Ausgestaltung des Baurechts oder zu Fragen der 
Bankenregulierung mehr juristisches oder mehr fachwissenschaftliches Wissen benötigt.360 
Wenn überhaupt, dann lässt sich nur für die deutlich stärker in die Gesetzgebungsarbeit 
involvierten Innen- und Justizministerien ein Juristenmonopol rechtfertigen. Neben der 
inhaltlichen Diskussion kann aber auch mit Verweis auf die Verwaltungspraxis anderer 




Die Polizei ist der wohl sichtbarste Ausdruck des staatlichen Gewaltmonopols für den Bürger 
im Alltag. Sie stellt einen Ansprechpartner für die vielfältigsten Sorgen und Probleme der 
meisten Bürger dar und ihre Präsenz auf öffentlichen Straßen und Plätzen ist zugleich für die 
Mehrzahl der Bürger ein entscheidender Faktor zur Stärkung des subjektiven 
Sicherheitsgefühls.362 Diese täglich sicht- und erfahrbare Präsenz erklärt womöglich auch die 
Tatsache, dass die Polizei (als abstrakte Institution) im Gegensatz zu anderen Einrichtungen 
des öffentlichen Lebens ein relativ hohes Maß an Vertrauen in der deutschen Bevölkerung 
genießt.363 Dies vorausgesetzt, erscheint es zunächst überraschend, dass die Zahl der 
                                                 
356
 Dies ist hier unabhängig von der politischen Farbenlehre zu verstehen. So war sowohl in der rot-grünen 
als auch in der letzten Großen Koalition Brigitte Zypries (SPD) als Bundesjustizministerin Vertreterin von 
Positionen, die gegenüber den jeweiligen Innenministern grundrechtsschonender waren. Deutlich wurde 
dies vor allem bei der Neugestaltung des BKA-Gesetzes, bei dem erst durch Intervention des BMJ einige 
(vermeintlich) verfassungswidrige Vorschläge aus dem BMI abgemildert wurden. In der aktuellen Schwarz-
Gelben Koalition vertritt das FDP geführte Justizministerium ebenfalls deutlich grundrechtsschonendere 
Positionen als das CDU (bis März 2011) bzw. CSU (seit März 2011) geführte Innenministerium. 
357
 Bogumil/ Jann (2008) S.33ff. 
358
 Lange (2008a) S.214f weist darauf hin, dass in Innenministerien neben Juristen häufig auch „gelernte“ 
Polizisten arbeiten. 
359
 Vor allem die klassischen Ministerien (Inneres, Justiz, Verteidigung, Finanzen) sind hier zu nennen. 
360
 Herzog (1971) S.32 beantwortet sie hingegen eindeutig: „Es gibt kaum eine Frage des Staatslebens und 
der Staatsgestaltung, die nicht zumindest unter rechtlichen Gesichtspunkten schon einmal erörtert worden 
wäre und deren Lösung durch die Rechtsdogmatik infolgedessen nicht unmittelbar in die Überlegungen der 
Staatslehre eingebracht werden könnte.“ 
361
 Bogumil/ Jann (2008) S.34: „…dass die Aufgabe der Staatslehre, nämlich zukünftigen »Staatsdienern« 
eine solide Grundbildung zu vermitteln, in anderen Kulturkreisen von der Politik- und 
Verwaltungswissenschaft wahrgenommen wird.“ 
362
 Zu den verfassungsrechtlichen Problemen der Polizeiaufgabe „Stärkung des Sicherheitsgefühls“ sowie 
für Nachweise des Zusammenhangs von Polizeipräsenz und Sicherheitsgefühl instruktiv: Schewe (2009). 
363
 Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.101f: „Hier mag überraschen, dass bei einer empirischen 
Erhebung des „Vertrauens in Institutionen“ die Polizei konstant mit etwa 80% Systemvertrauen deutlich vor 
dem Bundesverfassungsgericht (etwa 72% im Schnitt), der Presse (knapp 40% im Schnitt) oder dem 
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Polizeibeamten beim Bund und den Ländern insgesamt seit circa 15 Jahren zwar langsam, 
aber kontinuierlich auf mittlerweile circa 260.000 Beamte und Mitarbeiter gesunken ist.364 
Einzig durch die Integration der DDR-Sicherheitsbehörden im Rahmen der 
Wiedervereinigung zu Beginn der 1990er Jahre ist dieser Trend für mehrere Jahre 
unterbrochen worden. Wenn jedoch Sichtbarkeit im öffentlichen Raum als eine der Aufgaben 
der Polizei betrachtet werden kann (wofür vor allem Polizisten benötigt werden),365 zugleich 
aber das Personal bei der Polizei trotz gleichzeitig steigender (oder zumindest gleich 
bleibender) Einwohnerzahlen abnimmt, verlangt dies nach einer Erklärung.366 
Rein organisatorisch wird die große Bedeutung der Polizei im Politikfeld Innere Sicherheit 
dadurch unterstrichen, dass sie die meisten personellen und finanziellen Ressourcen aller 
„praktisch tätigen“ institutionellen Akteure im Politikfeld Innere Sicherheit besitzt. Sie soll 
deshalb hier als Erstes vorgestellt werden. Die weiteren Ausführungen dienen zunächst einer 
rein deskriptiven Beschreibung367 des „Ist-Zustandes“: Wie sieht die Lage bei der Polizei als 
dem institutionellen Akteur der Inneren Sicherheit aus? Wie gestalten sich die derzeitigen 
Strukturen und welche rechtlichen und organisatorischen Vorgaben bilden den 
Arbeitsrahmen der Polizei in den Ländern368 sowie im Bund? Welche Entwicklungen lassen 
sich nachzeichnen? Dies geschieht zunächst grundsätzlich am Beispiel der Landespolizeien 
und wird ergänzt durch Ausführungen zur Bundespolizei.369 Zuvor soll jedoch kurz die 
historische Entwicklung der Polizeien bzw. des Polizeibegriffes skizziert werden. 
 
3.2.1 Historische Grundlagen 
 
Der Begriff Polizei geht – ebenso wie der Begriff der Politik – auf die griechische Polis 
(welche die Stadtstaaten des alten Griechenlands meinte) zurück. Im antiken Rom wurde 
dann aus diesem Begriff eine Sammelbezeichnung für die Verwaltung der öffentlichen 
                                                                                                                                                        
Bundestag (etwa 40 % im Schnitt) liegt.“ Vgl. auch die Abbildungen bei Biehl/ Jacobs (2009) S.241, die sich 
auf Umfragen von Infratest dimap beziehen und bei denen der Polizei in den Jahre 1998 bis 2006 zwischen 
72 und 81% Vertrauen attestiert wurde; ein ähnlich hohen Wert erzielte nur das BVerfG.  
364
 So Feltes (2009) S.107. Dagegen kommt Lange (2009) auf 265.000 Beamte und Angestellte bei 
Bundes- und Landespolizeien. Nach eigenen Recherchen (2010) spricht das BMI auf seiner Homepage 
davon, dass „etwa 264.000 Vollzugsbeamte bei den Polizeien des Bundes und der Länder tätig“ sind. 
Speziell über die Bundespolizei wird mitgeteilt: „Die Bundespolizei hat rund 39.500 Beschäftigte, davon 
etwa 30.000 voll ausgebildete Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte.“ Vgl. die Informationen des BMI: 
http://www.bmi.bund.de/cln_156/DE/Themen/Sicherheit/Polizei/Ueberblick_Polizei/Ueberblick_Polizei_node
.html. An andere Stelle steht: „Mit rund 40.000 Beschäftigten, von denen mehr als 30.000 voll ausgebildete 
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte sind, ist die Bundespolizei eine bundesweit verfügbare Polizei…“ 
http://www.bmi.bund.de/cln_156/DE/Themen/Sicherheit/Bundespolizei/bundespolizei_node.html.  
Das statistische Bundesamt führt für 2008 insgesamt 268.280 Beamte und Angestellte bei der Polizei sowie 
39.610 Beamte und Angestellte bei der Bundespolizei auf. Für 2002 werden 278.514 Angestellte und 
Beamte bei der Polizei und 37.748 Angestellte und Beamte beim damaligen Bundesgrenzschutz genannt. 
365
 Schewe (2009) S.32ff steht dieser Aufgabe jedoch kritisch gegenüber, da sie wenig zielführend für die 
tatsächliche Sicherheitslage ist. 
366
 Siehe hierzu Abschnitt 7.2 dieser Arbeit. 
367
 Dies geschieht unter Bezug auf: Lange (2008a) S.204f.: „Innere Sicherheit als deskriptiver Begriff enthält 
keine Aussage darüber, ob das Vorhandensein von Behörden oder Einrichtungen, die für „innere“ 
Sicherheit des Staates zu sorgen beauftragt sind, nun a priori als wünschenswert oder verdammenswert 
anzusehen ist.“ 
368
 Grundsätzlich sind Polizeiaufgaben Länderaufgaben. Vgl. Art.30 und Art.70 I GG. 
369
 Auf eine Beschreibung der Polizei des Bundestages als kleinster eigenständiger Polizei der 
Bundesrepublik mit rund 175 Beamten und Angestellten wird an dieser Stelle verzichtet.  
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Ordnung. In Deutschland lässt sich der Begriff seit dem Jahre 1476 nachweisen.370 
Institutionelle Verankerung fand der Begriff jedoch erst ungefähr in der Mitte des 16. 
Jahrhunderts mit den Reichspolizeiordnungen. Der dort zugrunde liegende Begriff der „guten 
Policey“ bezog sich noch sehr stark auf die gute Ordnung des Gemeinwesens und würde 
inhaltlich heute eher als (frühe Form der) Wohlfahrt371 diskutiert werden. Aber schon hier 
wurde mit dem Begriff auch die Notwendigkeit des rechtlich geregelten Zusammenlebens 
verbunden. 
In der Zeit des Absolutismus wandelte sich die Polizei in den deutschen Staaten sowohl 
begrifflich als auch institutionell in Richtung Innere Sicherheit. Die „Polizey“ war nun vor 
allem für die innere Ordnung und Ruhe zuständig; das wohlgeordnete Gemeinwesen war nur 
noch zweitrangig.372 Zu Beginn des 19. Jahrhunderts bekam die Polizei die Aufgabe, neben 
der Kriminalitätsbekämpfung auch politisch missliebiges Verhalten oder unbequeme 
Äußerungen zu kontrollieren.373 Zugleich wurden spätestens mit der Gründung des 
deutschen Reiches die Polizeiaufgaben vollständig und einheitlich in bundesstaatliche 
Zuständigkeit374 überführt, während bis dahin beispielsweise Grundbesitzer auch noch 
Polizeibefugnisse hatten.375 Allerdings war im deutschen Reich des 19. Jahrhunderts die 
„gute Polizey“ noch mit aus heutiger Sicht etwas überraschenden Dingen wie beispielsweise 
der Erteilung von Baugenehmigungen zuständig. Ein wichtiger Punkt in der Entwicklung zur 
heutigen Polizei war hierbei das so genante „Kreuzberg-Urteil“, in welchem das Preußische 
Oberverwaltungsgericht 1882 die Begrenzung der Höhe von Gebäuden in der Preußischen 
Polizeiverordnung für unwirksam erklärte.376 Durch dieses Urteil wurde die Entwicklung 
gefördert, Verwaltungsaufgaben tatsächlich stärker der Verwaltung zu überlassen und nicht 
als Gegenstand der Polizeiarbeit zu betrachten.377 Das heutige Verständnis sowie die 
institutionellen Rahmenbedingungen der Polizeien haben sich jedoch erst in den frühen 





Die Polizeien der Länder sind (oberflächlich betrachtet) die Polizei. Das drückt sich nicht nur 
in den reinen Zahlen der Landespolizeibeamten und Mitarbeiter im Verhältnis zur 
                                                 
370
 Götz, Volkmar: Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, Göttingen 13. Aufl. 2001, RN 6. 
371
 Schenke (2005) sieht das auch für den heutigen Polizeibegriff so: „Der Begriff der Polizei im formellen 
Sinn umschreibt all jene Aufgaben, die die Polizei im institutionellen (organisatorischen) Sinn wahrnimmt, 
unabhängig von ihrer materiellen Qualifikation. Darunter fallen demgemäß nicht nur Aufgaben der 
Gefahrenabwehr, sondern auch andere Verwaltungstätigkeiten (wie z.B. die Wohlfahrtspflege; 
Hervorhebung: TP) […].“ 
372
 Glaeßner (2003) S.103. 
373
 Benz (2008) S.33. 
374
 D.h., in Deutschland sind im Regelfall die Länder für die Wahrnehmung der Polizeiaufgaben zuständig. 
Schenke (2005) S.10: „Dass allgemeine Polizei- und Ordnungsrecht gehört, da es in dem 
Zuständigkeitskatalog der Art.73ff GG nicht aufgeführt ist, in die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz 
der Länder (Art. 70GG).“ Schenke führt nachfolgend (S.10f) auch die gesetzlichen Grundlage des Polizei- 
und Ordnungsrecht in den einzelnen Ländern auf. 
375
 Glaeßner (2003) S.103. 
376
 Glaeßner (2003) S.104. 
377
 Gleichwohl ist der Umfang dieser Entwicklung unterschiedlich. Vgl. beispielsweise: Lange/ Frevel (2009) 
S.128 oder Schenke (2005) S.7f. 
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Bundespolizei aus,378 sondern zeigt sich auch in der Breite und Vielfalt der Aufgaben der 
Landespolizeien. Bedingt durch die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz der Länder in 
Polizeifragen,379 das verfassungsrechtlich nicht eindeutig geregelte Trennungsgebot380 – 
dessen Ursachen und Ursprünge in der deutschen Geschichte liegen381 und hier nicht weiter 
diskutiert werden sollen – sowie dem Subsidiaritätsprinzip382 hatte der Bund im Bereich der 
Polizeiarbeit bis Ende der 1990er Jahre prinzipiell nur relativ geringe Kompetenzen. Erst 
durch die Umwandlung des Bundesgrenzschutzes zur Bundespolizei wurde hier vom Bund 
mehr Verantwortung übernommen und die derzeitige Entwicklung lässt darauf schließen, 
dass die Bundespolizei in ihren Kompetenzen eine noch weitere Stärkung erfahren soll (dazu 
jedoch später mehr).  
Die originären Aufgaben der Länderpolizeien383 sind in den jeweiligen Polizeigesetzen der 
Länder festgelegt. 384 Hierzu zählen als wichtigste Aufgabe die allgemeine Gefahrenabwehr 
und -prävention.385 Darüber hinaus kann die Polizei zur Hilfe und Unterstützung für andere 
Akteure der Inneren Sicherheit herangezogen werden. Des Weiteren wird die Polizei im 
Rahmen der Amtshilfe bzw. unter Aufsicht und Weisung anderer Institution tätig. Zu diesen 
Aufgaben zählen neben der Strafverfolgung (Weisungsbefugnis der Staatanwaltschaften) die 
                                                 
378
 Derzeit arbeiten circa 40.000 Beamte und Angestellte bei der Bundespolizei; bei den Landespolizeien 
sind circa 227.000 Beamte tätig. Die Anzahl der hinzuzuzählenden Angestellten bei den Landespolizeien 
kann aufgrund eigener Recherchen mit circa 35.000 beziffert werden (siehe unten). Vgl. hierzu 
beispielsweise auch Lange (2009) S.117f sowie S.129. 
379
 Schenke (2005) S.10. 
380
 Das Trennungsgebot ist spätestens mit der Deutschen Wiedervereinigung und der damit erfolgten 
Übertragung der vollen staatlichen Souveränität von den Alliierten auf die Bundesrepublik nicht mehr als ein 
Gebot. In der Verfassung selbst ist in Art. 73 Nr. 10 GG und Art. 87 I 2 GG nur von Verfassungsschutz und 
Polizei die Rede – das diese institutionell-organisatorisch getrennt sein müssten, wird dagegen nicht 
eindeutig (positivrechtlich) geregelt. Spätestens nach Einführung des Gemeinsame-Dateien-Gesetz ist das 
Trennungsgebot auch organisatorisch nur noch begrenzt von Bedeutung. Ausführlich hierzu: Dorn (2004). 
381
 Das Trennungsgebot geht auf den so genannten Polizeibrief der Alliierten vom 14.04.1949 zurück. In 
diesem verlangten die Alliierten vom Parlamentarischen Rat, dass die Polizeibefugnisse des Bundes in der 
Verfassung deutlich enger gefasst werden sollten, als die Polizeibefugnisse der Länder. Darüber hinaus 
sollte ein Dienst eingerichtet werden, der verfassungsfeindliche Tendenzen untersuchen können sollte – 
aber explizit keine Polizeibefugnisse besitzen sollte (diese Aufgabe wurde später vom Verfassungsschutz 
wahrgenommen). Der Hintergrund dieser „Zersplitterung“ der polizeilichen Kompetenzen bildete die 
Erfahrung mit den Befugnissen des Reichssicherheitshauptamtes im 3. Reich, welches einen wesentlichen 
Bestandteil der nationalsozialistischen Terrorherrschaft darstellte. Vgl. »Letter to the Parliamentary Council 
Defining the Powers of the Federal Government in the Police Field, p.14. April 1949«, abgedruckt in: Ernst 
Rudolf Huber (Hrsg.), Quellen zum Staatsrecht der Neuzeit, Bd. 2, Tübingen 1951, S.216. 
382
 Welches besagt, dass die Verwaltungsebene, die sowohl die Kompetenz zur Aufgabenerfüllung als auch 
die Nähe zum Problem hat, für die Durchführung staatlicher Aufgaben zuständig sein soll. 
383
 Die Landespolizei darf prinzipiell nur im eigenen Bundesland tätig werden. Ausnahmen bilden 
beispielsweise Gefahr im Verzug oder die Anforderungen einer anderen Landesregierung. Dass die 
Bundesländer die Polizeikräfte anderer Länder anfordern dürfen, wurde erst durch die Novellierung des GG 
im Rahmen der Notstandsgesetze ermöglicht. Vgl. Frankenberg (2010) S.103f.; Ausführlich hierzu auch: 
Schenke (2005) S.273f.  
384
 So gibt beispielsweise das Sächsisches Polizeigesetz in §1 Abs.1 vor: „Die Polizei hat die Aufgabe, von 
dem Einzelnen und dem Gemeinwesen Gefahren abzuwehren, durch die die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung bedroht wird, und Störungen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu beseitigen, soweit es im 
öffentlichen Interesse geboten ist.“ Ähnlich beispielsweise das Niedersächsische Gesetz über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung in Art. 1: (Abs.1) Die Verwaltungsbehörden und die Polizei haben 
gemeinsam die Aufgabe der Gefahrenabwehr. (Abs.2) Sie treffen hierbei auch Vorbereitungen, um künftige 
Gefahren abwehren zu können. […] (Abs.4) Die Polizei leistet anderen Behörden Vollzugshilfe.“ 
385
 Heckmann (2005) S.12: „Die Bekämpfung unmittelbar bevorstehender Gefahren hat als Gegenstand des 
»klassischen Polizeirechts« an Bedeutung eingebüsst. Die im Polizeirecht […] verspätet eingesetzte 
Präventionsorientierung steht nunmehr im Zentrum der Polizeirechtsentwicklung.“ 
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Vollzugshilfe, die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten sowie das Erteilen von Auskünften 
(im Rahmen der Verwaltungshilfe) für andere Behörden.386 In den Polizeigesetzen der 
Länder werden darüber hinaus (in unterschiedlicher Ausführlichkeit387) die 
Organisationsstrukturen, Finanzierungsfragen, Vollzugsvorschriften, Datenschutzfragen und 
auch Befugnisfragen geklärt. Daneben sind die Länderpolizeien durch die StVO388 berechtigt, 
regelnd und kontrollierend in den Straßenverkehr einzugreifen.  
 
Die strukturelle Gliederung389 der Länderpolizei ist je nach Bundesland leicht 
unterschiedlich.390 Hierbei können – je nach Heuristik391 – verschiedene Traditionen392 
ausgemacht werden.393 Gemeinsam ist allen Landespolizeien, dass die Innenministerien in 
der Regel die oberste Polizeibehörde darstellen und die politische und organisatorische 
Verantwortung der Polizeiarbeit tragen. Diesen nachgeordnet sind je nach Bundesland mit 
verschiedenen Kompetenzen ausgestattete und regional verteilte Polizeipräsidien. Diese 
wiederum haben die Zuständigkeit für die Polizeidirektionen, die zum Teil nach 
Bereitschaftspolizei sowie Schutz- und Kriminalpolizeipolizei unterteilt werden (aber nicht 
müssen). Den Polizeipräsidien nachgeordnet und diesen unterstellt sind die einzelnen 
Polizeireviere, Polizeiinspektionen oder Polizeiwachen und Polizeidienststellen – die 
Bezeichnungen variieren hier je nach Bundesland – in der Regel ist dabei aber die 
Polizeiwache mit direktem Kontakt zur Bevölkerung gemeint. Zu beachten ist, dass die Benennung der 
Präsidien, Inspektionen oder Direktionen nicht zwangsläufig etwas über den verwaltungsrechtlichen Status oder den 
Umfang der jeweils unterstellten Einheiten sagt. Für die Polizei Sachen listet das Sächsische 
                                                 
386
 Siehe Schenke (2005) S.8: „Darunter fallen demgemäß nicht nur Aufgaben der Gefahrenabwehr, 
sondern auch andere Verwaltungstätigkeiten (wie z.B. die Wohlfahrtspflege), ferner z.B. auch die 
Mitwirkung bei der Strafverfolgung und der Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten.“ 
387
 Auch wenn dies nur ein Indiz für die unterschiedliche Regelungsdichte ist: Das Polizeigesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen kommt beispielsweise mit 83 Paragraphen aus, das Sächsisches Polizeigesetz 
benötigt knapp über 80 Paragraphen, das Niedersächsisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung braucht schon mehr als 100 Paragraphen und das Hessisches Gesetz über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung kommt auf 120 Paragraphen. 
388
 Konkret: StVO: §36 Zeichen und Weisungen der Polizeibeamten sowie §44 Abs.1 Satz 1: „Die Polizei ist 
befugt, den Verkehr durch Zeichen und Weisungen (§ 36) und durch Bedienung von Lichtzeichenanlagen 
zu regeln. Daneben machen §11, §34, §35, §46, §47, §49 weitere Ergänzungen zu den Polizeibefugnissen 
im Straßenverkehr. 
389
 Ausführlich wird die strukturelle Untergliederung, die Aufgaben der einzelnen Polizeibehörden sowie 
auch die Unterschiede zwischen den Bundesländern dargestellt bei Schenke (2005) S.268ff. 
390
 Lange/ Frevel (2009) S.128: „In den Bundesländern hat sich seit 1949 ein System herausgebildet, das 
zwar im Polizeirecht nach wie vor gravierende Unterschiede untereinander aufzeigt, in den Grundlinien der 
Polizeientwicklung aber durchaus vergleichbare Richtungen einschlägt.“ 
391
 Schenke (2005) S.7f unterscheidet zwei Gruppen und zwar nach Einheitssystem (BW, HB, SL, SN) und 
nach Trennungs- oder Ordnungsbehördensystem (restliche Länder). Die Einteilung erfolgt hier, ob die 
Gefahrenabwehr durch die Polizei generell (BW, HB, SL, SN) oder nur in besonderen Eilfällen (restliche 
Länder) übernommen wird. 
392
 Etwas anders kategorisieren: Lange/ Frevel (2009) S.128: „Die Länder, die aus dem ehemaligen 
Preußen hervorgegangen sind, wenden das Prinzip des Trennsystems an, demzufolge die Polizei auf einen 
polizeirechtlich enggefassten Aufgabenbereich festgelegt ist, während alle anderen Aufgaben der 
Verwaltungspolizei (Bauaufsicht, Gewerbeaufsicht etc.) im Zuge der Entpolizeilichung den 
Ordnungsbehörden übertragen worden sind. Vor allem in den süddeutschen Ländern, die nach dem Prinzip 
des Mischsystems organisiert sind, obliegen dagegen beide Aufgabenbereiche der Polizei – wenngleich sie 
auch organisatorisch voneinander geschieden sind.“ 
393
 Bogumil/ Jann (2009) S.87f unterscheiden für die Verwaltung generell drei Typen von Bundesländern: 
Große Flächenländer (BW, BY, HS, NRW, RP, SN), Kleine Flächenländer (SH, SA, SL, BB, MV, TH) und 
Stadtstaaten (B, HB, HH). Diese generelle Typologie findet sich durchaus auch bei den Strukturen der 
Landespolizeien wieder.  
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Innenministerium (SMI) aktuell394 folgende Dienststellen auf: 
                                                 
394
 Aktuell (2011) wird in Sachsen über eine Polizeireform diskutiert. 





























Abb.5: Polizeidienststellen in Sachsen.395  
 
 
Neben diesen horizontalen Strukturen existieren je nach Bundesland noch Polizeiorchester 
und technische Unterstützungseinheiten, die im Regelfall den obersten Behörden 
(Innenministerien) zugeordnet sind. Zugleich haben die meisten Bundesländer eigene 
Verwaltungs- oder Polizeifachhochschulen,396 an der die Polizisten für den mittleren und 
gehobenen Dienst ausgebildet werden. Beim Einsatz bzw. der Verwendung dieser 
Teilgliederungen werden jedoch auch Ressourcen zwischen den Bundesländern geteilt und 
ausgetauscht. Die Deutsche Hochschule der Polizei (Münster-Hiltrup)397 ist beispielsweise 
für die Aus- und Weiterbildung sämtlicher Polizisten im höheren Polizeivollzugsdienst 
zuständig und wird hierzu von den Polizeien aller Bundesländern und der Bundespolizei 
genutzt und von Bund und Ländern gemeinschaftlich finanziert.398  
Funktionell-organisatorisch unterteilen sich Polizeien in den Ländern in die Schutzpolizei 
(allgemeine Aufgaben zur Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung sowie der 
Gefahrenabwehr399, allgemeine Strafverfolgung und Straßenverkehrsüberwachung), die 
Kriminalpolizei (Prävention und Verfolgung von Verbrechen), die Verkehrspolizei 
(Überwachung des fließenden Verkehrs, Unfallaufnahme und Verkehrskontrolle), die 
Bereitschaftspolizei (Unterstützung der Schutzpolizei bei außergewöhnlichen Einsätzen 
beispielsweise bei Katastrophen, Fußballspielen, Konzerten, Demonstrationen, usw.) und die 
                                                 
395
 Alle Daten und Abbildungen übernommen von: http://www.polizei.sachsen.de/zentral/index.htm. 
396
 Vgl. für die Polizeifachhochschule Sachsen: http://www.polizei.sachsen.de/fhpol/1137.htm 
397
 Träger sind die Polizeien der Länder und des Bundes aufgrund des Abkommens über die Deutsche 
Hochschule der Polizei von 1973 (zuletzt geändert 2006). 
398
 Vgl. Lange (2009) S.129. 
399
 Hierzu unter dem Blickpunkt des Sicherheitsgefühls: Schewe (2009). 
 - 63 - 
Wasserschutzpolizei (schifffahrtsbezogene Kriminalitätsvorbeugung und Verkehrssicherheit, 
Umweltschutz).  
Wie schon angedeutet, hat die Zahl der Beamten und Angestellten der Landespolizeien vor 
allem in den letzten Jahren signifikant abgenommen. Gab es (auch bedingt durch die 
Wiedervereinigung400) in den Ländern bis Mitte der 1990er Jahre einen Anstieg auf knapp 
236.000 Polizeibeamte, ist die Zahl der Beamten und Angestellten seitdem langsam, aber 
kontinuierlich gesunken. Umgesetzt wurden diese Stellenstreichungen sowohl durch 
Einstellungsstopps, als auch durch Nichtbesetzung von Stellen nach Ausscheiden der 
Stelleninhaber. In der politischen Rhetorik begleiteten die Stellenstreichungen häufig 
Verweise auf die Notwendigkeit von Strukturreformen, wobei der Kern der Reformen (trotz 
aller Rhetorik) sich neben gewissen strukturellen Änderungen im Wesentlichen auf den 
Stellenabbau beschränkte. Hintergrund dieser Reformen ist der politische Wille, die 
Haushalte der Länder langfristig auf der Ausgabeseite zu verkleinern. Durch die 2009 im 
Grundgesetz eingeführte Schuldenbremse werden die Länder (bis auf wenige Ausnahmen) 
in den nächsten Jahren auch verfassungsrechtlich dazu gezwungen, ausgeglichene 
Haushalte vorzulegen – was wiederum vor allem in Zeiten sinkender Einnahmen als 
Rechtfertigung für Begrenzung auf der Ausgabenseite dienen wird. Allerdings sind 
Entlastungen durch Stellenstreichungen aufgrund des Beamtenstatus (den die allermeisten 
Polizisten besitzen) erst zeitlich stark verzögert im Haushalt sichtbar und die praktischen 
Folgen der Einstellungsstopps werden erst in den nächsten Jahren deutlich sichtbar werden. 
Neben der haushalterischen Begründung für Einstellungsstopps und Stellenstreichungen 
werden – vor allem in den ostdeutschen Ländern – demographische Überlegungen 
angeführt, die anhand sinkender Einwohnerzahlen vor allem in ländlichen Bereichen einen 
geringern Bedarf an Polizisten unterstellen. 
Wenn man sich diese Zahlen im Polizeialltag vorstellen will, „teilen“ sich derzeit circa 340 
Bürger einen Polizisten – dass diese Zahl jedoch nur eine fiktive Zahl ist, wird spätestens 
klar, wenn man sich bewusst macht, dass ein Großteil der Polizisten Dienst am Schreibtisch 
verrichtet und auch nicht alle Polizisten immer im Dienst (Krankheit, Urlaub, etc.) sind. Vor 
diesem Hintergrund kommt Feltes zu dem Ergebnis, dass für die Polizeiarbeit „ […] nur ein 
Polizeibeamter je 10.000 Bundesbürger tatsächlich zur Verfügung steht […].“401 
Was diese in den letzten Jahren zu beobachtende Absenkung der Beamtenzahl bei den 
Landespolizeien gerade in dünn besiedelten Regionen für Auswirkungen auf die 
Sicherheitslage und das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung hat, kann hier nicht weiter 
diskutiert werden. Gerade der sichtbare und präsente Streifenpolizist erscheint aber als ein 
Faktor, der zur Stärkung des Sicherheitsgefühls der Bevölkerung beitragen kann.402 Zu 
vermuten ist deshalb, dass die zunehmend geringere Polizeidichte gerade im ländlichen 
Raum von der Bevölkerung nicht positiv bewertet wird und das Vertrauen in das staatliche 
Schutzversprechen erodiert. Zugleich wird bei diesen Zahlen klar, dass die Rede von einer 
(zunehmenden) Verpolizeilichung der Gesellschaft403 oder gar von einem Polizei- oder 
Überwachungsstaat sich zumindest anhand dieser Zahlen nicht belegen lässt. 404 
                                                 
400
 Circa 50.000 Landespolizisten wurden nach der Wiedervereinigung in den neuen Bundesländern in den 
Polizeidienst übernommen. 
401
 Feltes (2009) S.107. 
402
 Schewe (2009) S.33f. 
403
 So beispielsweise: Greven (2009) S.117: „Dabei dürfte es niemals zuvor in der Geschichte menschlicher 
Vergesellschaftung eine solche »Polizeidichte« pro Kopf der Bevölkerung gegeben haben wie in den 
heutigen politischen Gesellschaften – auch den freiheitlichen des Westens.“ Ähnlich empiriefern 
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Beamte im Aufgabenbereich BGS/ Bundespolizei und Landespolizeien *) 
Jahr BGS/ Bundespolizei 1) Polizei 2) 
(Stichtag) insgesamt insgesamt 
02.10.1960 13 600 99 919 
02.10.1965 16 700 108 520 
02.10.1970 17 300 118 569 
30.06.1975 21 000 142 454 
30.06.1980 21 529 167 369 
30.06.1985 20 516 174 191 
30.06.1989 20 448 176 488 
30.06.1990 20 267 178 709 
30.06.1991 19 987 181 124 
30.06.1992 21 396 212 452 
30.06.1993 27 531 226 404 
30.06.1994 29 440 231 767 
30.06.1995 31 434 233 709 
30.06.1996 32 433 235 758 
30.06.1997 32 896 235 622 
30.06.1998 32 488 234 251 
30.06.1999 32 175 232 521 
30.06.2000 31 648 231 281 
30.06.2001 31 239 231 079 
30.06.2002 31 335 231 857 
30.06.2003 32 233 231 677 
30.06.2004 32 397 232 121 
30.06.2005 32 816 230 572 
30.06.2006 32 881 229 432 
30.06.2007 33 085 228 080 
30.06.2008 33 011 227 027 
 
  
*) Ab 1991 Deutschland, 1960-1976 wurde der Vollzugsdienst geschätzt. 
1)
 Ab 1.7.2005 Bundespolizei. 
2)
 Kernhaushalt von Bund, Ländern und Gemeinden/Gv. (ohne Bundespolizei). 
 
Abb.6: Übersicht über die Anzahl der Beamten im Dienst der Polizei.405 
                                                                                                                                                        
Frankenberg (2010) S.154: Gegenüber den unruhigen Jahren des »deutschen Herbstes« 1977 hat sich der 
Rechtsstaat durch die personellen und finanzielle Aufstockung des Sicherheitsapparates gegen Ende des 
20. Jahrhunderts erheblich konsolidiert.“  
404
 Dass diese Begriffe in einem Rechtsstaat wie der Bundesrepublik unpassend sind, zeigt sich auch 
daran, dass Freiheitsverletzungen heute eher durch private als durch staatliche Akteure erfolgen. Siehe 
hierzu auch Abschnitt 5.1.8 und 5.3.10 dieser Arbeit. Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.102 liefern eine 
mögliche Erklärung für die Zunahme der Diskussion um den Überwachungsstaat: „Dies mag daran liegen, 
dass nur die immer weiter verfeinerten Überwachungstechniken wahrgenommen werden, aber nicht die 
flankierenden Maßnahmen interner und gerichtlicher Kontrolle.“ 
405
 Quelle: Eigene Anfrage beim Statistischen Bundesamt im Juli 2010. 





Die Bundespolizei ist im Juli 2005 aus dem damaligen Bundesgrenzschutz (BGS) durch 
Umbenennung (und eine teilweise) Umstrukturierung hervorgegangen und hat den Großteil 
der Aufgaben des ehemaligen BGS übernommen.406 Den rechtlichen Rahmen der Arbeit 
stellen das Bundespolizeigesetz (BPolG) sowie die entsprechenden grundgesetzlichen 
Vorschriften dar, wobei das BPolG eine stark überarbeitete Fassung des 
Bundesgrenzschutzgesetzes407 darstellt.408 Vom BGS hat die Bundespolizei mit der 
Sicherung und Überwachung sämtlicher deutschen Außengrenzen409 die wichtigste Aufgabe 
übernommen. Die weiteren Aufgaben liegen vor allem im Bereich der Sicherung der 
Infrastruktur der Bundesrepublik. Im Rahmen dieses Aufgabenspektrums ist die 
Bundespolizei (wie zuvor der BGS) an Bahnhöfen410 sowie an Flughäfen411 und im Bereich 
der Küstenwache und der Wasserschutzpolizei tätig.412 Darüber hinaus übernimmt sie 
zunehmend Polizeiaufgaben im Rahmen der „allgemeinen“ Gefahrenabwehr und 
Verbrechensbekämpfung, soweit diese nicht von den Landespolizeien übernommen werden. 
Hierbei arbeitet die Bundespolizei eng mit den jeweils zuständigen Landespolizeien 
zusammen413 oder unterstützt deren Tätigkeiten vor allem bei Großereignissen durch Einsatz 
eigenen Personals.414 Da das Grundgesetz jedoch primär den Ländern die Übernahme von 
Polizeiaufgaben vorschreibt, wird die Bundespolizei nur für spezielle Aufgaben oder auf 
Anforderung eines Bundeslandes eingesetzt und beispielsweise nicht in der „alltäglichen“ 
Ermittlungsarbeit. 
Das Bundesinnenministerium (BMI) ist auf politisch-administrativer Ebene für die 
Bundespolizei zuständig.415 Die Dienst- und Fachaufsicht wird hierbei durch das (dem BMI 
direkt nachgeordnete) Bundespolizeipräsidium in Potsdam ausgeübt. Diesem wiederum 
unterstehen neun Bundespolizeidirektionen,416 die territorial jeweils für bis zu drei 
Bundesländer417 zuständig sind. Diesen nachgeordnet sind die Bundespolizeiinspektionen, 
                                                 
406
 Der Bundesgrenzschutz wurde 1951 mit Erlaubnis der Alliierten als Sonderpolizei eingerichtet, die in 
ihrer Struktur und ihrer Ausrüstung durchaus als paramilitärische Einheit anzusehen war. Zu diesem Aspekt 
beispielsweise: Kempin/ Kreuder-Sonnen (2010) S.21. 
407
 Das der Bund hier überhaupt gesetzlich regeln kann, liegt daran, dass die Bundespolizei in die unter 
Art.73 GG (insbesondere Art.73 Abs.1 Nr. 5) genannten Aufgaben der ausschließlichen Gesetzgebung des 
Bundes fällt. Vgl. erläuternd hierzu auch Schenke (2005) S.264f. 
408
 Hintergrund war neben der Umbenennung des BGS in Bundespolizei auch eine Übertragung von 
Aufgaben im Rahmen der Terrorismusbekämpfung sowie im Rahmen der Bahn- und Transportpolizei. 
409
 BPolG §2. 
410
 BPolG §3. 
411
 BPolG §4 und §4a. 
412
 BPolG §6. 
413
 Gemeinsame Streifengänge an Bahnhöfen und Flughäfen oder gemeinsame Verkehrsüberwachungen in 
Grenzgebieten. 
414
 BPolG §11. 
415
 Schenke (2005) S.265. 
416
 Dienstsitze sind Bad Bramstedt, Berlin, Böblingen, Flughafen Frankfurt/Main, Hannover, Koblenz, 
München, Pirna und Sankt Augustin. 
417
 Die Bundespolizeidirektion in Pirna ist beispielsweise für die Bundesländer Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen zuständig – die Bundespolizeidirektion Flughafen Frankfurt/Main ist dagegen nur für den 
Flughafen Frankfurt/Main zuständig 
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deren Standorte und Zuständigkeiten sich an den Aufgabenschwerpunkten orientieren.418 
Neben dieser horizontalen Ausdifferenzierung existieren direkt dem Bundespolizeipräsidium 
zugeordnet noch die Ausbildungseinrichtungen der Bundespolizei (Fachhochschule der 
Bundespolizei, Bundespolizeiakademie, Fortbildungszentren, etc.) sowie die GSG 9, die 
Bundespolizeifliegergruppe und das Bundespolizeiorchester.  
 
 
Abb.7: Standorte der Bundespolizeidirektionen und anderer wichtiger Dienstsitze.419 
 
Die Entwicklung der Personalzahlen der Bundespolizei (und des BGS als deren Vorgänger) 
besitzt nicht die Eindeutigkeit wie bei den Landespolizeien. Dies liegt vor allem an 
historischen Umständen und einer mehrfachen Veränderung der Aufgaben begründet. In den 
ersten Jahren seines Bestehens war der BGS eher nach militärischen Überlegungen 
organisiert und beschränkte sich ausschließlich auf die Sicherung der Außengrenzen. In den 
1970er Jahren erweiterte sich das Aufgabenspektrum durch die Herausforderung des RAF-
Terrorismus im Inneren zusehends und näherte sich damit dem Aufgabenspektrum einer 
                                                 
418
 So sind beispielsweise am Flughafen Frankfurt/ Main derzeit sieben Inspektionen tätig, die primär im 
Bereich der Luft- und Flugsicherheit arbeiten. 
419
 Grafik entnommen von http://www.bundespolizei.de/. 
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Polizei an.420 Das zeigte sich auch in der personellen Struktur des BGS: War dieser zu 
Beginn der Bundesrepublik vor allem ein Arbeitgeber für ehemalige Wehrmachtssoldaten 
(die nach Gründung der Bundeswehr häufig zu dieser wechselten), wurde die Ausbildung 
auch inhaltlich in den 1970er Jahren an die neuen Aufgaben angepasst. Und während die 
Wiedervereinigung und die europäische Integration der Bundesrepublik in den 1990er Jahre 
eine Abnahme der Aufgaben im Bereich der Sicherung der Außengrenzen zur Folge hatte, 
wurden dem damaligen BGS erneut zusätzliche Aufgaben (und zusätzliches Personal) im 
Inneren übertragen.421 Bedingt durch neue Aufgabenprofile im Kampf gegen Organisierte 
Kriminalität und Terrorismus existieren auch weitergehende Überlegungen, die 
Transformation der Bundespolizei noch stärker in Richtung einer robusten Polizeieinheit 
fortzusetzen und hier eine Gendarmerieeinheit zu schaffen, welche beispielsweise die 
Bundeswehr im Auslandseinsatz unterstützen und deren Fähigkeiten im Bereich der 
Polizeiarbeit erweitern kann.422 Allerdings sprechen gegen eine solche (prinzipiell sinnvolle) 
Transformation verfassungsrechtliche und organisatorische Probleme, sodass die 
Umsetzung dieser Überlegungen in naher Zukunft nur bei Vorhandensein eines 
entsprechenden politischen Willens zu erwarten ist. 
Dass die Personalstärke bei derart häufigen Aufgabenveränderungen nur geringe 
Kontinuitäten aufweist, überrascht nicht. In der Tendenz zeigt sich aber in den ersten Jahren 
der Bundesrepublik ein stärkerer Anstieg der Personalzahlen als bei den Landespolizeien, 
dafür ist dieser seit Mitte der 1990 Jahre relativ konstant. Seit ungefähr zehn Jahren steht die 
Entwicklung der Personalzahlen bei der Bundespolizei sogar denen der Landespolizeien 





„Stellvertretend“ für die Landeskriminalämter soll auch kurz auf das Bundeskriminalamt 
(BKA) als Polizeibehörde eingegangen werden. Prinzipiell sind die Aufgaben und Strukturen 
der LKA´s mit denen des BKA vergleichbar – ihre Zuständigkeit endet aber im föderalen 
System der Bundesrepublik an den jeweiligen Ländergrenzen. Bedingt durch das 
Trennungsgebot und das Subsidiaritätsprinzip sind sie formal dem BKA nicht unterstellt, 
sondern stehen quasi gleichrangig neben dem BKA – wenn auch mit unterschiedlichem 
Aufgabenprofil. Durch eine höhere Ressourcenausstattung und weitergehende Möglichkeiten 
werden aber umfangreiche oder schwere Fälle durchaus in Kooperation mit dem BKA 
bearbeitet oder an das BKA abgegeben. Hauptsitz des funktional dem 
Bundesinnenministerium423 zugeordneten BKA ist Wiesbaden, daneben existieren noch 
größere Außenstellen in Meckenheim (bei Bonn) und Berlin für die Wahrnehmung von 
Personenschutzaufgaben von Mitgliedern der Verfassungsorgane. Den rechtlichen Rahmen 
für die Arbeit des BKA bilden das BKA-Gesetz sowie die entsprechenden grundgesetzlichen 
Regeln.424 
                                                 
420
 Glaeßner (2010) S.180f. 
421
 So übernahm der BGS schon Anfang der 1990er Jahre Aufgaben im Bereich der Luftsicherheit und der 
Bahnpolizei. Vgl.: Lange (2009) S.117. 
422
 Kempin/ Kreuder-Sonnen (2010). 
423
 Lange/ Frevel (2009) S.119f. 
424
 Schenke (2005) S.263: „Gestützt auf die ihm in Art.73 Nr. 10 und Art.87. I 2 GG eingeräumten 
Kompetenzen hat der Bund ein Bundeskriminalamt (BKA) mit Sitz in Wiesbaden errichtet. […] Seine 
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Historisch bedeutsam waren für das BKA vor allem die 1970er Jahre,425 in denen es sich vor 
dem Hintergrund des staatlichen Umgangs mit dem politischen Terrorismus der RAF von 
einer kleinen Bundesbehörde hin zu einer modernen Polizeibehörde entwickelte und einen 
enormen Ressourcen- und Aufgabenzuwachs erfuhr.426 Zugleich hat sich das BKA von einer 
reinen Verwaltungsbehörde hin zu einer eigenständigen Polizeibehörde427 mit weit 
reichenden Koordinierungsfunktionen gegenüber den Landeskriminalämtern entwickelt428 
(auch wenn es formal gleichrangig zu diesen ist). 
 
Zu den heutigen Aufgaben429 des BKA zählen neben der internationalen Polizeiarbeit430 
(insbesondere die Kooperation mit Interpol) vor allem die Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität und des Terrorismus,431 die Aufklärung besonders schwerer oder besonders 
spektakulärer Straftaten,432 die Ermittlungsarbeit bei schweren Staatsschutzdelikten sowie 
der Schutz der Verfassungsorgane.433 Mit der Bekämpfung des Terrorismus übernahm das 
BKA in den 1970er Jahren auch die Federführung in der Aufklärung politisch motivierter 
Straftaten.434 Neben diesen Bereichen übernimmt das BKA koordinierende oder leitende 
Funktion bei Straftaten,435 die über die Grenzen mehrere Bundesländer oder die Grenzen 
Deutschlands hinweg gehen. Personell ist das BKA mittlerweile mit etwas mehr als 5000 
Beamten und Angestellten ausgestattet.  
Heftig umstritten war bis zuletzt die jüngste Novellierung des BKA Gesetzes.436 Diese wurde 
notwendig, da man einerseits vor dem Hintergrund des 11. September 2001 die 
Kompetenzen des BKA an die Herausforderungen des internationalen Terrorismus anpassen 
wollte, zum anderen aber auch auf die Rechtsprechung des BVerfG im Bereich der Inneren 
Sicherheit reagieren musste. Vor allem die ursprünglich geplanten Erweiterungen der 
Ermittlungskompetenzen sorgten hier für öffentliche Kritik.437 Zugleich waren die Regelungen 
im Bereich der Kommunikationsüberwachung Gegenstand heftiger öffentlicher und 
politischer Kontroversen. Das Anfang 2009 in Kraft getretene Gesetz trägt trotz einer 
                                                                                                                                                        
Aufgaben sind in den §§ 1 – 6 BKAG, seine Befugnisse zur Wahrnehmung dieser Aufgaben in den §§7ff 
festgelegt, wobei auch seine Aufgaben und Befugnisse durch das Terrorismusbekämpfungsgesetz erweitert 
wurden.“ 
425
 Glaeßner (2010) S.179. 
426
 Dies war vor allem mit dem Namen Horst Herold verbunden, der von 1971 bis 1981 Präsident des BKA 
war und einige neue Fahndungsmethoden und –mittel einführte. Er nutzte hierfür sowohl neuste 
sozialwissenschaftliche Erkenntnisse als auch neueste technische Ausstattung. 
427
 Kritisch: Roggan (2009). S.262: „Das BKA ist mit der hier besprochenen Novelle zu einer Polizeibehörde 
eigener Art geworden.“ 
428
 Müller et al. (2009) S.31. 
429
 Zu den Aufgaben des BKA: Gesetz über das Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit des Bundes 
und der Länder in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten (Im Folgenden kurz als: BKAG). 
430
 BKAG §3. sowie §§15 und 16. 
431
 BKAG §4a sowie vor allem §20a bis §20x. 
432
 BKAG §4. 
433
 BKAG §5 sowie vor allem §21 bis §25. 
434
 Lange/ Frevel (2009) S.119: „1975 wurde das BKA zur Koordinierungsstelle im Bereich der Bekämpfung 
politisch motivierter Gewalttaten.“ 
435
 Lange/ Frevel (2009) S.119: „[…] das BKA somit von einer reinen polizeilichen Zentralstelle zu einer der 
wichtigsten kriminalpolizeilichen Behörden im System der Inneren Sicherheit der Bundesrepublik 
aufgewertet worden.“ 
436
 Hilbrans (2009). 
437
 Roggan (2009). S.262: „Zutreffend ist im Gesetzgebungsverfahren hervorgehoben worden, dass es 
durch die beschriebenen Vorfeldkompetenzen inzwischen Ähnlichkeiten mit einem Geheimdienst aufweist.“ 
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enormen Ausweitung der Kompetenzen Züge eines dilatorischen Formelkompromisses,438 
was sich vor allem an einem (im später noch inhaltlich zu diskutierenden)439 Abschnitt zur 
Kommunikationsüberwachung zeigt: Um die Wünsche der beiden Koalitionsparteien, die 
Anforderungen des Innen- und des Justizministeriums, die einschlägigen Urteile des BVerfG 
und die Interesse des BKA zu berücksichtigen, wurden im Unterabschnitt 3a (Abwehr von 
Gefahren des internationalen Terrorismus) die Paragraphen 20a bis 20x eingefügt440 – was 
nicht unbedingt ein Zeichen von handwerklich guter Gesetzgebung ist. Nicht nur deswegen 





Vor allem seit den 1990er Jahren gab es immer wieder Diskussionen, inwieweit sich 
Polizeikompetenzen (auf Bundesebene) nicht zentralisieren und zusammenfassen lassen.441 
Letzter Stand der Diskussionen ist hier, dass Bundespolizei und Bundeskriminalamt 
zusammengelegt werden soll(t)en, um daraus eine „echte“ Bundespolizei entstehen zu 
lassen, welche sowohl im Bereich der polizeilichen Alltagsaufgaben als auch im Bereich der 
Ermittlungsarbeit tätig werden kann.442 Zugleich könnte eine solche „neue“ Bundespolizei 
auch im Hinblick auf Auslandseinsätze erweiterte Kompetenzen erhalten. Allerdings hat der 
im März 2011 ernannte Innenminister Friedrich hier zunächst Abstand von den 
Überlegungen seiner Amtsvorgänger genommen. Inwieweit sich diese (eher politisch als 
funktional begründete) Position dauerhaft durchhalten lässt, kann bezweifelt werden. Neben 
den Überlegungen zur Zentralisierung wurden auch Diskussionen darüber geführt, ob die 
Bundespolizei nicht zu einer Gendarmerieeinheit umzubauen sei bzw. diese um eine 
Gendarmeriekompetenz zu erweitern.443  
 
Aus verfassungsrechtlicher Sicht stand das Trennungsgebot bis heute den meisten 
Zentralisierungsversuchen entgegen.444 Zugleich wehrten sich die betroffenen Institutionen 
mit unterschiedlich guten inhaltlichen Argumenten gegen das Zusammenfassen von 
Polizeibehörden.445 Zwar können durchaus Argumente gegen eine Zentralisierung ins Feld 
geführt werden (vor allem: Nähe zu den Aufgaben), aber Hauptgrund für die 
                                                 
438
 Schmitt (1993) S.31f: „Man könnte sie Scheinkompromisse nennen, weil sie keine durch beiderseitiges 
Nachgeben gewonnene sachliche Entscheidung treffen, sondern ihr Wesen gerade darin besteht, diese 
Entscheidung hinauszuschieben und zu vertagen. […] Der Kompromiß betrifft also nicht die sachliche 
Erledigung einer Frage im Wege beiderseitigem sachlichen Nachgebens, sondern die Einigung geht dahin, 
sich mit einer dilatorischen Formel zu begnügen, die allen Ansprüchen Rechnung trägt.“ 
439
 Vgl. Abschnitt 5.3 weiter unten. 
440
 Zur inhaltlichen Kritik: Roggan (2009) S.259ff. 
441
 Ich lasse hierbei außen vor, dass auch schon in den 1970er Jahren eine Diskussion über Möglichkeiten 
der verstärkten Kooperation und Zentralisierung stattgefunden haben. Vgl. hierfür beispielsweise: 
Weinhauer (2006). 
442
 Glaeßner (2010) S.179. 
443
 Kempin/ Kreuder-Sonnen (2010). 
444
 Glaeßner (2010) S.175: „Eines der grundlegenden Prinzipien der Bundesrepublik seit ihrer Gründung ist 
das sogenannte Trennungsgebot. Zwar ist es umstritten […], ob dieses Gesetz Verfassungsrang hat, die 
Existenz eines solchen Gebotes mit Gesetzesrang ist jedoch unbestritten. […] Am Ende der Großen 
Koalition muss man jedoch feststellen, dass [die] »neue Sicherheitsarchitektur« dieses grundlegende 
Prinzip der Sicherheitspolitik außer Kraft gesetzt hat.“ 
445
 Aus Sicht der Praktiker wird die Zusammenlegung von Bundespolizei und BKA durchaus befürwortet, vor 
allem die Leitung des BKA wehrte sich jedoch recht vehement dagegen. 
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Gegenpositionen waren wohl Befürchtungen über einen damit verbundenen Stellenabbau 
bei den betroffenen Einrichtungen. Festgehalten werden kann jedoch, dass es gute 
Argumente für eine Zentralisierung gibt: Eine „echte“ Bundespolizei würde effektiv ihre 
Aufgaben verfolgen können, mögliche Reibungsverluste durch Übermittlungsfehler könnten 
minimiert werden und sämtliche Ermittlungskompetenzen des Bundes im Bereich der 
Inneren Sicherheit wären unter einem Dach vereint. Auch ist der Verweis auf das 
Trennungsgebot nicht mehr haltbar, da die im Rahmen des Gemeinsame-Dateien-Gesetzes 
geschaffenen Möglichkeiten des Datenaustausches zwischen den Ermittlungsbehörden 
zumindest funktional das Trennungsgebot ausgehebelt haben.446 Institutionell-
organisatorisch sind mit dem gemeinsamen Terrorabwehrzentrum (GTAZ) in Berlin-Gatow 
sowie dem Gemeinsamen Internetzentrum (GIZ)447 und dem Nationalen Cyber-
Abwehrzentrum448 ebenfalls schon Einrichtungen geschaffen worden, bei dem Angehörige 
der Polizeien (und der Dienste) erfolgreich zusammenarbeiten449 oder bei denen zumindest 
die konsequente Einhaltung des Trennungsgebotes im Dienstbetrieb fraglich ist. 
Inwieweit die sich abzeichnenden Zentralisierungsbemühungen also fortgeführt werden, ist 
aus heutiger Sicht weniger eine Frage des „Ob“, als vielmehr eine Frage des „Wie“.450 Zwar 
vertritt der aktuelle Bundesinnenminister Friedrich hier zurückhaltende Positionen. Da aber 
aus polizeipraktischer Sicht einige Argumente für eine solche Zentralisierung sprechen und 
zugleich auf lange Sicht unnötige Doppelstrukturen abgebaut werden könnten (was sich 
wiederum positiv im Bundeshaushalt niederschlagen dürfte), ist jedoch davon auszugehen, 
dass es langfristig zu einer weiteren Konzentration im Bereich der (Bundes-)Polizei-




Unter dem Sammelbegriff der „Dienste“ werden hier sowohl die Verfassungsschutzbehörden, 
als auch die „echten“ Nachrichtendienste451 wie der Bundesnachrichtendienst (BND) und der 
                                                 
446
 Müller et al. (2009) S.31: „Das Trennungsgebot von Polizei- und Verfassungsschutzarbeit in Bund und 
Ländern kommt auch dadurch unter Druck, dass Daten mit Hilfe des Gemeinsamen 
Terrorismusabwehrzentrums (GTAZ), das 2004 seine Arbeit aufnahm, und durch im Rahmen des 
Antiterrordateigesetzes vom 22.12.2006 neu geschaffene Befugnisse leichter ausgetauscht werden.“ 
447
 Ziegler (2007a): „Das zunächst als "Internet Monitoring und Analysestelle" bekannte GIZ liegt im 
Verantwortungsbereich des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) und arbeitet seit Anfang 2007. Rund 
30 Mitarbeiter des Verfassungsschutzes, des Bundeskriminalamtes (BKA), des Bundesnachrichtendienstes 
(BND), des Militärischen Abschirmdienstes (MAD) und der Generalbundesanwaltschaft (GBA) durchstöbern 
von Berlin-Treptow aus derzeit das Internet und suchen nach Indizien, die für eine Vorbereitung von 
Anschlägen oder Rekrutierungs- und Radikalisierungsbemühungen extremistischer Gruppierungen 
sprechen.“ 
448
 Krempl (2011b): „Direkt eingebunden in das Zentrum sind die Bundesämter für Verfassungsschutz und 
Katastrophenschutz. […] Die beteiligten Ämter arbeiteten "unter strikter Wahrung ihrer Aufgaben und 
gesetzlichen Bestimmungen zusammen". Verfassungsrechtliche Bedenken, da möglicherweise Stellen wie 
das Zoll- und Bundeskriminalamt, die Bundespolizei, die Bundeswehr, der Bundesnachrichtendienst und 
"Aufsichtsstellen für kritische Infrastrukturen" einbezogen werden, hat Rogall-Grothe (die derzeitige IT-
Beauftragte der Bundesregierung, TP) nicht, da die Kooperation hier nicht weit reiche.“ 
449
 Pietschmann (2010) S.142. 
450
 Lange/ Frevel (2009) S.125 sprechen dagegen von „Neue Formen der Sicherheitskoordination des 
Bundes“ – meinen aber dabei (auf Bundesebene) durchaus ähnliches. 
451
 Der Begriff des Nachrichtendienstes ist nur schwer vom Begriff des Geheimdienstes zu trennen. 
Demokratien bezeichnen ihre Dienste im Regelfall eher als Nachrichtendienste, da sich geheimes Agieren 
und das der Demokratie innewohnende Transparenzprinzip widersprechen. Rein funktional ist der Begriff 
aber deckungsgleich und wird in der öffentlichen Diskussion zumeist synonym verwendet.  
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Militärische Abschirmdienst (MAD)452 zusammengefasst. Organisatorisch und auch mit Blick 
auf das Thema dieser Arbeit liegt eine gemeinsame Diskussion nicht unbedingt auf der 
Hand, da einerseits der BND dem Bundeskanzleramt untersteht und andererseits der MAD 
dem Verteidigungsministerium unterstellt ist.453 Zugleich sind beide Dienste eher im Bereich 
der äußeren Sicherheit tätig und übernehmen dabei Aufgaben im Inneren vor allem im 
Rahmen der Amtshilfe.454 Die Verfassungsschutzbehörden455 sind dagegen – wie schon 
erwähnt – den Innenministerien unterstellt.  
Allerdings ist eine gemeinsame Darstellung funktionell geboten, da die Tätigkeit der Dienste 
im Bereich der Inneren Sicherheit (in ihrem jeweiligen Feld) vergleichbar ist und vor allem in 
der Beschaffung und Auswertung von Informationen liegt. Bedingt durch das 
Trennungsgebot verfügen die Dienste über vergleichbare Befugnisse, um Erkenntnisse über 
geplante und durchgeführte Straftaten zu sammeln und auszuwerten. Auch dürfen die 
erlangten Informationen mit den Polizeien der Länder oder des Bundes ausgetauscht 
werden. Ihnen stehen jedoch nicht die exekutiven Kompetenzen (Festnahmen, etc.) der 
Polizeien zu. Für eine gemeinsame Behandlung spricht zudem, dass zuletzt (Frühjahr 2011) 
eine verstärkte Diskussion um eine Zusammenlegung von Militärischem Abschirmdienst und 
Verfassungsschutzbehörden einsetzte.456 
Zu den generellen Aufgaben457 der Dienste gehört das Erkennen und Überwachen 
verfassungsfeindlicher Bestrebungen (Verfassungsschutz458) sowie das Beschaffen von 
Informationen, die von Relevanz für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik (BND)459 sind. 
Neben der Recherche in öffentlichen Quellen bedienen sich die Verfassungsschutzbehörden 
(im Inland) sowohl verdeckter Ermittlungen als auch dem Einsatz so genannter 
Verbindungspersonen (V-Leute). Dies sind Personen, die nicht offiziell Mitarbeiter des 
Dienstes sind, sondern beispielsweise aufgrund ihrer Mitgliedschaft in einer zu 
überwachenden Organisation oder ihrer beruflichen Position gezielt angeworben und dann 
als Informationsquelle für die Ermittlungsarbeit genutzt werden. Der Einsatz von V-Leuten ist 
durchaus umstritten, da durch diese den überwachten Einrichtungen und Organisationen 
auch Ressourcen zur Verfügung gestellt werden. Auch hat der Einsatz von V-Männern zur 
Einstellung des NPD-Verbotsverfahren 2003 geführt,460 da für das BVerfG nicht zu 
unterscheiden war, inwieweit V-Männer nicht an den verfassungsfeindlichen Bestrebungen 
der NPD ursächlich beteiligt oder verantwortlich waren und somit der Anteil staatlicher 
                                                 
452
 Lange/ Frevel (2009) S.122. 
Auch bei Schenke (2005) S.262f werden zumindest MAD und BND nacheinander behandelt. 
454
 Lange/ Frevel (2009) S.123: „Der Bundesnachrichtendienst, der dem Bundeskanzleramt untersteht, zählt 
als Auslandsnachrichtendienst nicht zur Inneren Sicherheit, wenngleich es in seiner Geschichte immer 
wieder zu Kompetenzüberschreitungen kam und er über die rechtlich sehr eng gefassten Möglichkeiten 
hinaus auf diesem Gebiet wiederholt tätig geworden ist.“ 
455
 Zum Bundesamt für Verfassungsschutz: Lange/ Frevel (2009) S.120f. 
456
 Die hier aber nicht weiter verfolgt werden soll. 
457
 Vgl. Bundesverfassungsschutzgesetz § 3. Genant werden in Absatz 1 die Informationsbeschaffung und 
Auswertung und in Absatz 2 die Sicherheitsüberprüfung von Personen, die beispielsweise an 
sicherheitsrelevanten Stellen arbeiten. Ähnliches gilt für die Landesverfassungsschutzbehörden. 
458
 Zu den Aufgaben des Bundesamtes für Verfassungsschutzes: Schenke (2005) S.265f. 
459
 BND-Gesetz. § 1 (2): „Der Bundesnachrichtendienst sammelt zur Gewinnung von Erkenntnissen über 
das Ausland, die von außen- und sicherheitspolitischer Bedeutung für die Bundesrepublik Deutschland 
sind, die erforderlichen Informationen und wertet sie aus.“ 
460
 Zur Diskussion des Urteils: van Ooyen (2006) S.346ff. 
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Einrichtungen an möglichen verfassungsfeindlichen Bestrebungen nicht von den originären 
Bestrebungen der NPD zu trennen war.461  
Prinzipiell nutzen die Nachrichtendienste aber vor allem öffentlich zugängliche Quellen und 
werten diese systematisch aus, da der Einsatz verdeckter Ermittler im Regelfall deutlich 
teurer und aufwendiger ist, als die Nutzung öffentlich zugänglicher Quellen. Zugleich ist der 
nachrichtendienstliche Erkenntnisgewinn durch verdeckte Ermittler oder durch „Spione“ nur 
in seltenen Fällen deutlich höher als bei einer guten und systematischen Auswertung von frei 
zugänglichen und im Regelfall kostenfreien Quellen. 
Im Gefüge der Inneren Sicherheit kommt den Nachrichtendiensten vor allem eine präventive 
Funktion zu: Einerseits sollen sie allein durch ihre Existenz für eine gewisse Abschreckung 
bei potenziellen Tätern462 sorgen, andererseits sammeln die Dienste Erkenntnisse über 
geplante Taten oder verfassungsfeindliche Bestrebungen und leiten diese im Verdachtsfalle 
an die Polizeibehörden oder das BKA weiter.463 Aber auch nach größeren Verbrechen oder 
für den Fall von erfolgreichen terroristischen Anschlägen können die Ermittlungsbehörden 
auf die Erkenntnisse die Dienste zurückgreifen. Allerdings meiden es die Dienste, hierbei 
aktiv in der Öffentlichkeit zu stehen, was einerseits zum Wesen ihrer Ermittlungsarbeit 




Die Bundeswehr existierte im Gefüge der Institutionen und Akteure der Bundesrepublik nicht 
von Anfang an. Im Rahmen der Politik der Westbindung wurde erst 1955 die formale 
Gründung vorgenommen. Gleichwohl gab es schon in den Jahren zuvor Pläne für den 
Aufbau einer Armee, ohne deren Existenz der Aufbau der Bundeswehr nicht so schnell hätte 
vollzogen werden können.465 Streng genommen zählt die Bundeswehr auch nicht zum 
„Kernbereich“ des Politikfeldes Innere Sicherheit. Dies zeigt sich nicht nur dadurch, dass die 
politische Verantwortung für die Bundeswehr beim Verteidigungsministerium liegt (und nicht 
wie bei den meisten anderen hier aufgeführten institutionellen Akteuren und Institutionen: bei 
den Innenministerien), sondern auch darin, dass ihr orginäres Tätigkeitsfeld in der Sicherung 
der deutschen Staatsgrenzen (Landesverteidigung466) sowie in der Beteiligung an UN- und 
NATO-Missionen (Out-of-Area-Einsätze467) liegt. Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass 
zum einen die Bundeswehr im Rahmen der Amtshilfe im Inneren eingesetzt werden kann 
                                                 
461
 Vgl. BVerfGE 107, 339, RN 71: „Zu beantworten ist, wieweit es mit rechtsstaatlichen Anforderungen an 
ein Verfahren gemäß Art. 21 Abs.2 GG zu vereinbaren ist, wenn unmittelbar im Zusammenhang mit der 
Stellung verfahrenseinleitender Anträge nachrichtendienstliche Kontakte zwischen staatlichen Behörden 
des Bundes oder der Länder mit Vorstandsmitgliedern der Partei, um deren Verfassungswidrigkeit es geht, 
auf Bundes- und Landesebene unterhalten und gesucht werden. In diesem Zusammenhang ist auch von 
Bedeutung, wieweit rechtsstaatliche Verfahrensanforderungen es zulassen, dass die Antragsteller ihre 
Antragsbegründung auch auf öffentliche Äußerungen von Parteimitgliedern stützen, die 
nachrichtendienstliche Kontakte mit staatlichen Behörden unterhalten oder unterhalten haben.“ 
462
 Wobei sich organisierte Kriminelle oder größere terroristische Organisationen wahrscheinlich auch durch 
die Existenz von Nachrichtendiensten nicht von ihren Taten abhalten lassen. 
463
 Dies ist durch die Errichtung des Gemeinsamen Terrorabwehrzentrums (GTAZ) in Gatow bei Berlin auch 
fest institutionalisiert worden. Kritisch hierzu: Pietschmann (2010) S.141f. 
464
 Gusy (2008a). 
465
 Neben dieser Tatsache erklärt sich der schnelle Aufbau der Bundeswehr aber auch durch den Rückgriff 
auf zahlreiche erfahrene, ehemalige Wehrmachtsgeneräle und -admiräle. 
466
 Artikel 87a (2) GG: „Außer zur Verteidigung dürfen die Streitkräfte nur eingesetzt werden, soweit dieses 
Grundgesetz es ausdrücklich zulässt.“ 
467
 BVerfGE 90, 286; BVerfGE 100, 266. 
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und zum anderen immer wieder über den Einsatz der Bundeswehr im Inneren diskutiert 
wird,468 soll sie hier trotzdem Erwähnung finden.  
 
Erst am 05. Mai 1955 wurde die Bundeswehr nach vorherigen heftigen öffentlichen und 
parlamentarischen Diskussionen gegründet. Hierzu wurde 1956 vom Bundestag die 
sogenannte Wehrverfassung beschlossen und damit u.a. Artikel 87a in das Grundgesetz469 
eingefügt. Der Einsatz der Bundeswehr im Inneren war dabei zunächst nicht vorgesehen. 
Zwar gab es in den 1960er Jahren durchaus schon Überlegungen und Versuche, diese 
verfassungsrechtlichen Vorgaben zu überarbeiten,470 doch erst die Hamburger Sturmflut 
1962 zeigte die praktische Notwendigkeit für ein entsprechendes gesetzgeberisches 
Handeln auf. Während der Sturmflut hatte der damalige Hamburger Innensenator Helmut 
Schmidt – entgegen den verfassungsrechtlichen Vorgaben – Angehörige der Bundeswehr 
(sowie Angehörigen der britische Armee, die in Deutschland stationiert waren) eingesetzt, 
um den durch die Katastrophe drohenden oder eingetretenen Schäden begegnen zu 
können. Zwar zeigte dieser Verfassungsbruch (der nur durch die Umstände legitimiert 
wurde) den Bedarf einer entsprechenden Verfassungsänderung deutlich auf, aber erst im 
Rahmen der ersten großen Koalition (1966 – 1969) stimmten sowohl politischer Wille, als 
auch die entsprechende notwendigen Mehrheiten471 für eine Verfassungsänderung im 
Parlament überein, um eine solche Änderung tatsächlich anzugehen.  
Diese Verfassungsänderungen (bzw. -ergänzungen)472 wurden im Rahmen der so 
genannten Notstandsverfassung473 1968 unter heftigen öffentlichen Protesten474 in das 
Grundgesetz eingearbeitet.475 Der neu gestaltete Artikel 35 GG ermöglichte nun im Rahmen 
der Amtshilfe (Abs.1) bei Naturkatastrophen oder Unglücksfällen (Abs.3) die gegenseitige 
Unterstützung der Landesbehörden. Durch Änderung des Artikels 91 GG konnten die 
Bundesländer nun in besonderen Fällen die Polizeien anderer Länder anfordern. Zusätzlich 
wurde durch eine komplette Überarbeitung des Artikels 87a GG der Einsatz der Bundeswehr 
im Inneren bei besonders schweren Katastrophen auf Basis des Grundgesetzes möglich, um 
die Landespolizeien bei der Abwendung von Gefahren zu unterstützen. 
                                                 
468
 Busch (2007) S.415: „Die vor allem von der Union geforderten schärferen Maßnahmen sollten auch 
Regelungen über den Einsatz der Bundeswehr im Inneren beinhalten. So sollte der Einsatz der 
Bundeswehr insbesondere möglich sein, wenn Polizeikräfte zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
nicht mehr ausreichten, sowie im Bedrohungsfall.“ 
469
 Artikel 87a in der Fassung von 1955: „Die zahlenmäßige Stärke der vom Bunde zur Verteidigung 
aufgestellten Streitkräfte und die Grundzüge ihrer Organisation müssen sich aus dem Haushaltsplan 
ergeben.“ 
470
 Frankenberg (2010) S.129f: „[…] Bundesinnenminister Gerhard Schröder (CDU) brachte 1960 erstmals 
seine Notstandsinitiative in den Bundestag ein […]. Herrmann Höcherl (CSU), der Schröder im Amt 
nachfolgte […] betrieb weiterhin die Notstandsinitiative, beließ es aber in der Praxis bei eher schlitzohrig-
punktuellen Überschreitungen rechtsstaatlicher Grenzen.“ 
471
 Für die Verfassungsänderung ist eine 2/3 Mehrheit im Bundestag sowie im Bundesrat notwendig. 
472
 Kritisch hierzu: Frankenberg (2010) S.130ff. 
473
 Die Notstandsgesetze sollten der Bundesrepublik die bis dato in Teilen von den Alliierten ausgeübten 
Souveränitätsrechte vollständig zurückgeben. Neben dem Einsatz der Bundeswehr im Inneren wurden 
Regelungen für den Verteidigungsfall eingefügt. Zugleich wurde – um Kritik an den im Notstandsfall 
erweiterten Exekutivbefugnissen und den damit verbundenen Grundrechtseinschränkungen zu begegnen – 
auch ein individuelles Widerstandsrecht verfassungsrechtlich verankert. 
474
 Frankenberg (2010) S.104f. 
475
 Das siebzehnte Gesetz zur Ergänzung des Grundgesetzes wurde am 30. Mai 1968 unter großen 
öffentlichen Protesten im Bundestag beschlossen und trat am 27.06. 1968 in Kraft. 
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Sowohl hinsichtlich ihres Personals als auch ihrer Strukturen ist die Bundeswehr mehr oder 
weniger regelmäßig reformiert wurden. Äußere Umstände (Bedrohungslage des Kalten 
Krieges, veränderte Aufgabenstellungen insbesondere hinsichtlich Auslandseinsätzen, etc.), 
aber auch veränderte politische und rechtliche Rahmenbedingungen im Inneren (EuGH-
Entscheidung zu Frauen im Kampfeinheiten476 und BVerfG-Entscheidungen zu Einsätzen 
außerhalb des Bundesgebietes477, etc.) haben aus der ursprünglich allein zur 
Landesverteidigung eingerichteten Wehrpflichtarmee (trotz formal noch bestehender 
Wehrpflicht) eine hoch spezialisierte Freiwilligenarmee werden lassen. Vor allem das Ende 
des Kalten Krieges stellte dabei für die Bundeswehr eine Zäsur dar, da hierdurch sowohl die 
Wehrpflicht478 einen Teil ihrer Begründung verloren hatte, als auch wichtige Punkte der 
Einsatzdoktrin obsolet wurden.479 Neben einer Neuausrichtung (was Struktur und Material 
anbelangt) hatte dies auch massive personelle Auswirkungen: Heute dienen noch circa 
250.000 Soldaten in der Bundeswehr – der Großteil davon Zeit- und Berufssoldaten;480 durch 
das Aussetzen der Wehrpflicht werden ab Ende 2011 keine Wehrpflichtigen mehr dienen. 
Auffällig ist in organisatorischer Hinsicht, dass die Ausgaben der Bundesrepublik für die 
Armee deutlich niedriger sind, als in anderen vergleichbaren Industrienationen. Grund hierfür 
ist wohl gerade die Wehrpflicht (gewesen), welche vor allem Anwerbungskosten spart und 
sich dämpfend auf die Personalkosten auswirkt. Zugleich haben Ausländseinsätze, welche in 
anderen Ländern zum Teil einen enormen Anteil am Gesamtmilitärbudget haben, in 
Deutschland keine „Tradition“ und sind erst seit der Out-of-Area Entscheidung des BVerfG 
möglich, während die finanziellen Strukturen in Deutschland noch an den Doktrin des Kalten 
Krieges orientiert sind. Schließlich stellen auch die spezifischen historischen Erfahrungen 
Deutschlands und der daraus resultierenden niedrigen gesellschaftlichen Wertschätzung 
eine (politische) Ursache für die unterdurchschnittliche finanzielle Ausstattung dar. 
Auch wenn die Überlegungen politisch verantwortlicher Entscheidungsträger gerade in 
Zeiten einer vermeintlich stärkeren Bedrohung durch den internationalen Terrorismus 
zunehmen,481 der Bundeswehr deutlich umfangreichere Einsatzmöglichkeiten im Inneren zu 
geben,482 sind bezüglich der Umsetzung solcher Pläne zumindest Zweifel anzumelden.483 
Die derzeitigen Einsatzmöglichkeiten der Bundeswehr im Inneren sind nicht nur durch 
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 EuGH, Urteil vom 11.1.2000, Rs. C-285/98, Slg. 2000, I-69. 
477
 BVerfGE 90, 286; BVerfGE 100, 266. 
478
 Sinn der Wehrpflicht in Zeiten des Kalten Krieges war es, im Verteidigungsfall neben den aktiven 
Soldaten auf einen großen Pool an Personen zugreifen zu können, die bei Bedarf schnell für die 
Kampfhandlung zur Verfügung stehen, ohne zuvor noch einmal langwierig ausgebildet zu werden. 
479
 In Zeiten des Kalten Krieges war die taktische Ausrichtung der Bundeswehr primär an großen 
Panzerschlachten in der Norddeutschen Tiefebene orientiert. Hierzu verfügte die Bundeswehr über große 
Mengen moderner Kampfpanzer. Diese sind mit einen Kampfgewicht von teilweise mehr als 60 Tonnen 
(Kampfpanzer Leopard 2) jedoch nur bedingt lufttransportfähig, wie es beispielsweise für Einsätze in 
Afghanistan sinnvoll wäre. 
480
 Derzeit (Anfang 2011) dienen circa 188.000 Berufs- und Zeitsoldaten, 28.000 Freiwillige länger 
Wehrdienstleistende und noch 35.000 Grundwehrdienstleistende in der Bundeswehr. Vor allem die Zahl der 
Grundwehrdienstleistenden wird spätestens Ende 2011 aufgrund politischer Vorgaben deutlich absinken. 
481
 Am bekanntesten: Wiefelspütz (2007a) sowie Wolfgang Schäuble Anfang 2007, der einen „Quasi-
Verteidigungsfall“ in der Verfassung installieren wollte. Vgl. auch: Glaeßner (2010) S.186. 
482
 Busch (2007) S.415: „So sollte der Einsatz der Bundeswehr insbesondere dann möglich sein, wenn 
Polizeikräfte zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung nicht mehr ausreichten, sowie im 
Bedrohungsfall.“ 
483
 Stegner (2008) S.161: „Nur wer an Ausrüstung, Ausbildung und Stellen bei der Polizei spart, ruft 
anschließend nach dem (ungeeigneten) Ersatz durch die Bundeswehr oder den Amateurpolizisten.“  
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formal-rechtlich Schranken bestimmt,484 sondern auch durch die Ausrüstung und Ausbildung 
der Soldaten. Zwar besitzt die Bundeswehr umfangreiches Großgerät und personelle 
Ressourcen, um beispielsweise im Katastrophenfall eingesetzt zu werden. Für die 
„alltäglichen“ Polizeiaufgaben wie der allgemeinen Gefahrenabwehr im Inneren, dem 
Personen- und Objektschutz oder der Regelung des Verkehrs fehlt der Bundeswehr sowohl 
die technische Ausstattung als auch die derartigen Einsatzprofilen angepassten 
Ausbildungsgrundlagen.485 Auch im Umgang mit auftretenden Bedrohungen unterscheidet 
sich das Vorgehen von Polizei und Bundeswehr. Während beispielsweise die Anwendung 
von Schusswaffen sowie insbesondere der finale Rettungsschuss den absoluten 
Ausnahmefall für Polizisten darstellt, ist bei der Ausbildung der Soldaten der Gebrauch der 
Schusswaffe deutlich eher und mit geringeren rechtlichen Grenzen vorgesehen – was im 
Rahmen des Aufgabenprofils von militärischen Streitkräften durchaus sinnvoll ist.486 Zwar 
würden im Inland eingesetzte Soldaten sich am Polizeirecht orientieren müssen487 – ob sie 
dies faktische auch könnten, steht auf einem anderen Blatt. 
 
Strittig sind bezüglich eines Einsatzes der Bundeswehr im Inneren ohne Zweifel solche 
Fälle,488 die im weitesten Sinne unter Amtshilfe im Ausnahmezustand zusammenzufassen 
sind. In Deutschland konnte man die Diskussionen des Problems zuletzt am Beispiel des 
noch zu diskutierenden Luftsicherheitsgesetzes beobachten, bei dem die Bundeswehr 
entführte Passagierflugzeuge auf Befehl des Verteidigungsministers abschießen sollte. 
Unabhängig von den rechtstheoretischen Problemen (des hierfür geänderten Paragraph 14 
Abs.3 des Luftsicherheitsgesetze) ist ein Einwand nicht von der Hand zu weisen: Es sind 
durchaus Situationen denkbar, in denen die Polizei zwar formal-rechtlich für die 
Gefahrenabwehr zuständig ist, jedoch im Gegensatz zur Bundeswehr nicht die 
entsprechenden Ressourcen zur Verhinderung eines Schadensfalles oder zur Verringerung 
der Folgen besitzt.489 Unabhängig von der Wahrscheinlichkeit des Eintretens eines solchen 
Falles sind die rechtstheoretische Überlegungen zu einem solchen Ausnahmezustand490 
eigentlich eindeutig: Das Besondere des Ausnahmefalls491 zeigt sich darin, dass er rechtlich 
nur schwer im Vorfeld zu fassen ist und im Vorfeld des Schadenseintrittes nicht abzusehen 
                                                 
484
 Art. 35 GG in Verbindung mit Art. 87GG sieht nur im Rahmen der Amtshilfe bei schweren Katastrophen 
oder außergewöhnlichen Bedrohungen die Möglichkeit eines Bundeswehreinsatzes im Inneren vor. 
485
 Stegner (2008) S.161: „Die Bundeswehr ist für solche Aufgaben weder ausgebildet noch vorbereit. Wo 
sie polizeiliche Aufgaben übernehmen musste, zum Beispiel im Kosovo, ist es vorsichtig formuliert, nicht so 
gelaufen, wie wir uns professionelle Polizeiarbeit vorstellen.“ 
486
 Am ehesten kommen für Übernahme von Aufgaben im Inneren noch Feldjäger als Militärpolizei in Frage. 
In Anbetracht des großen Bedarfs an Feldjägern für die Auslandseinsätze der Bundeswehr im ehemaligen 
Jugoslawien sowie in Afghanistan müsste aber die Zahl der Feldjäger in der Bundeswehr drastisch erhöht 
werden, um sowohl einem Einsatz im Inneren als auch bei Auslandseinsätzen personell zu untersetzen. 
Außerdem dürfen Feldjäger im Inneren nur in Kriegszeiten polizeiliche Aufgaben übernehmen. 
487
 Wiefelspütz (2007a) S9f: „Die zur Verfügung gestellten Kräfte anderer Länder und des Bundes 
unterstehen den Rechtsnormen des im Einsatzland geltenden Landespolizeirechts.  
488
 Dass die Bundeswehr eingesetzt werden kann, um bei Naturkatastrophen mit Material und Personal die 
Arbeit anderen Rettungs- und Katastrophenschutzbehörden zu unterstützen, ist im Grundgesetz 
ausdrücklich geregelt und damit hier nicht von Relevanz. Siehe: Art.35 (2) GG. 
489
 Neben entführten Flugzeugen kreist die Mehrzahl der Diskussionen um entführte Schiffe. 
490
 Schmitt (2004) S.13f: „Der Ausnahmezustand, der in der geltenden Rechtsordnung nicht umschriebene 
Fall, kann höchstens als Fall äußerster Not, Gefährdung der Existenz des Staates oder dergleichen 
bezeichnet, nicht aber tatbestandsmäßig umschrieben werden.“ 
491
 Schmitt (2004) S.14: „Alle Tendenzen der modernen rechtsstaatlichen Entwicklung gehen dahin, den 
Souverän in diesem Sinne zu beseitigen […] Aber ob der extreme Ausnahmefall wirklich aus der Welt 
geschafft werden kann oder nicht, das ist keine juristische Frage.“ 
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ist, welche Bedrohung es zukünftig überhaupt abzuwehren gilt. Ob dann das Diskutieren492 
möglicher Extremfälle493 dazu geeignet ist, dieses Problem zu lösen, wird hier nicht zu klären 
sein. Es stellt sich vielmehr die Frage, inwieweit ein Ausnahmezustand im Vorhinein 
tatsächlich zu konstruieren und rechtlich zu regeln ist, bei dem der Einsatz der Bundeswehr 
im Inneren nötig ist.  
Plausibler erscheint es, dass es durch die angedeutete Transformation der Bundespolizei in 
eine Gendarmerie494 möglich wird, paramilitärische Kräfte (mit entsprechende Ausstattung) 
im Inneren einzusetzen und damit beispielsweise einen Teil der durch das BVerfG 
aufgezeigten verfassungsrechtlichen Hürden für den Abschuss eines entführten 
Passagierflugzeuges zu nehmen. 
 
3.6  THW 
 
Das Technische Hilfswerk (THW) ist ein weiterer institutioneller Akteur, der nicht unbedingt 
zum Kernbereich des Politikfeldes Innere Sicherheit gezählt werden kann. Trotzdem ist 
gerade vor dem Hintergrund der Fähigkeiten, die das THW insbesondere im Falle schwerer 
Katastrophen oder bei der Behebung von Schäden beispielsweise nach Terroranschlägen 
besitzt, eine Zuordnung zum Feld der Inneren Sicherheit zu rechtfertigen. 
Gegründet wurde das THW 1950 als Bundesanstalt, welche vorrangig subsidiär im Bereich 
des Katastrophenschutzes tätig sein sollte.495 Vor allem wenn die – eigentlich zuständigen – 
Länder im Katastrophenfall an die Grenzen ihrer Fähigkeiten gelangen, sollte das THW zum 
Einsatz kommen.496 Die politische Verantwortung für das THW liegt beim 
Bundesinnenministerium; die Rechtsgrundlage für den Einsatz stellt das Gesetz über das 
Technische Hilfswerk dar. Zu den Aufgaben des THW gehört neben der (technischen) Hilfe 
durch Bereitstellung entsprechender Ressourcen auch die Unterstützung von Polizei oder 
Feuerwehr (im Katastrophenfall) im Rahmen der technischen Amtshilfe. Eingesetzt werden 
kann das THW sowohl im Inland als auch im Ausland.497 Gegliedert ist das THW in acht 
Landesverbände, welche der THW-Leitung untergeordnet sind. Die Landesverbände werden 
bundesweit einheitlich in Ortsverbände unterteilt; die Ortsverbände orientieren sich dabei an 
den Grenzen von Landkreisen oder kreisfreien Städten. Beschäftigt werden beim THW 
derzeit circa 850 hauptamtliche Mitarbeiter, die vor allem die Arbeit und den Einsatz der 
mehr als 80.000 ehrenamtlichen Helfer koordinieren sollen. Perspektivisch könnte die Zahl 
der ehrenamtlichen Mitarbeiter jedoch deutlich zurückgehen, da vor allem der zivile 
Ersatzdienst eine Quelle für diese Form der Mitarbeit war. Seriöse Aussagen über die 
Entwicklung sind jedoch derzeit nicht möglich und sollen deshalb hier unterbleiben. 
Besondere Bedeutung kommt dem THW im Rahmen der Inneren Sicherheit vor allem im 
Falle größerer Katastrophen oder bei Terroranschlägen zu. Durch die materiellen und 
personellen Ressourcen können die jeweils zuständigen Behörden in einem solchen Fall auf 
umfangreiche logistische und technische Unterstützung bauen. Gleichzeitig kann das THW 
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 Was vor diesem Hintergrund eher einem Stochern im Nebel entspricht. 
493
 Schmitt (2004) S.19: „Die Ausnahme ist das nicht Subsumierbare; sie entzieht sich der generellen 
Fassung, aber gleichzeitig offenbart sie ein spezifisch-juristisches Formelelement, die Dezision, in absoluter 
Reinheit.“  
494
 Kempin/ Kreuder-Sonnen (2010). 
495
 Alle strukturellen und organisatorischen Informationen wurden der Selbstbeschreibung des THW 
entnommen: Vgl. hierzu beispielsweise www.thw.de. 
496
 Vgl. § 1 des „Gesetzes über das Technische Hilfswerk“ (kurz THWG). 
497
 § 1 Abs.2 Satz 2 des THWG. 
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eingesetzt werden, wenn beispielsweise die Infrastruktur infolge von Anschlägen 
zusammenzubrechen droht oder wenn größere Menschenmengen versorgt werden müssen 
und die eigentlich zuständige Feuerwehr oder medizinische Helfer an ihre Kapazitätsgrenzen 
kommen. In solchen Fällen kann durch das THW zusätzliche Versorgungsinfrastruktur 
bereitgestellt werden, was bei einem zielgerichteten und koordinierten Einsatz die Folgen 
beispielsweise eines terroristischen Anschlages für die Bevölkerung zumindest erträglicher 
machen dürfte. 
 
3.7 Private Sicherheitsdienste 
 
Rasch angestiegen ist seit den 1990er Jahren die Zahl der Mitarbeiter im privaten 
Sicherheitsgewerbe.498 Die Bedeutung für das Politikfeld Innere Sicherheit lässt sich nicht 
nur an den entsprechenden Zahlen ablesen (siehe unten), sondern auch durch die 
Einführung eines Ausbildungsberufes „Fachkraft für Schutz und Sicherheit“ im Jahre 2008, 
wodurch die privaten Sicherheitsdienste auch eine institutionelle Verankerung gefunden 
haben.499 Parallel dazu wurden in der Gewerbeordnung mit §34a Mindestanforderungen für 
die im privaten Sicherheitsgewerbe tätigen Personen eingefügt.500 Die privaten 
Sicherheitsdienstleister nehmen zudem mittlerweile Aufgaben war,501 die vor 20 Jahren noch 
untrennbar mit dem Bild der Polizei (beispielsweise Streifendienste im Rahmen von 
Sicherheitspartnerschaften, Begleitung von Großveranstaltungen in Absprache mit der 
Polizei, Sicherungs- und Kontrollaufgaben an Flughäfen, etc.) oder dem Bild der 
Bundeswehr (Bewachung von Kasernen, Transport(-sicherung) von militärischen Material) 
verbunden waren.502 Diese Entwicklungen werfen Fragen hinsichtlich der Ursachen und des 
rechtlichen Rahmens,503 aber auch der Auswirkungen auf die Grundlagen und die 
Legitimation des Staates auf.504  
Verfassungsrechtlich problematisch an der zunehmenden Ausweitung der Arbeit privater 
Sicherheitsdienste ist, dass die Mitarbeiter des Sicherheitsdienstes allein auf Grundlage der 
sogenannten „Jedermann – Rechte“505 handeln. Beim Einsatz auf privaten Grundstücken 
kann ihnen zudem die Wahrnehmung des Hausrechtes übertragen werden.506 Sie haben in 
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 Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.117f. 
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 Interessant hierzu: Morlok/ Krüper (2009) S.334 weisen darauf hin, dass bei der Ausgestaltung des 
„Sicherheitsgewerberechts“ auch private Akteure beteiligt waren.  
500
 Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.118. 
501
 Schenke (2005) S.279: „Wichtige Tätigkeitsfelder solcher Sicherheitsdienste bilden vor allem der 
Personen-, Objekt- und Transportschutz einschließlich des Werkschutzes, ferner die Absicherung von 
Großveranstaltungen, insbesondere von Sportveranstaltungen.“ 
502
 Zu den mittlerweile von privaten wahrgenommenen Aufgaben: Glaeßner (2003) S.170ff.  
503
 Schenke (2005) S.279: „Die Tätigkeit solcher Sicherheitsdienste lässt sich nicht auf die polizei- und 
ordnungsrechtlichen Vorschriften stützen. Damit stehen den Bediensteten solcher Sicherheitsdienste nicht 
die polizei- und ordnungsrechtlichen Ermächtigungsgrundlagen zur Verfügung.“ 
504
 Heckmann (2005) S.16 konstatiert, dass die Entwicklung zu mehr privaten Sicherheitsdienstleister 
insoweit ambivalent ist, als dass der (deutsche) Staat gerade seit dem 11.September 2001 den 
Polizeibehörden weitergehende Befugnisse gegeben hat, während zugleich der rechtliche Rahmen für 
private Sicherheitsdienstleister erweitert wurde. Wörtlich: „Insoweit ist die auf Grund der derzeitigen diffusen 
Sicherheitslage viel beschworene »Renaissance des Staates« ambivalent. 
505
 Hierunter wird das Recht zur Notwehr (§ 227BGB, § 32 StGB) sowie das Recht zur vorläufigen 
Festnahme (§127 StPO) verstanden. Zu den rechtlichen Grundlagen vgl. auch ausführlich: Schenke (2005) 
S.279ff sowie Stegmann S.249f. 
506
 Beste (1998) S.193: „Die Betonung liegt klar auf der Wahrnehmung und Durchsetzung des Hausrechts, 
das als umfassende Legitimationsgrundlage für das Agieren privater Sicherheitsfirmen fungiert.“ 
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diesem Sinne aber keine weitergehenden Rechte oder Befugnisse als der „normale“ Bürger 
in einer gleichen Situation.507 Allerdings erwartet die Mehrzahl der Bürger beim Anblick eines 
unformierten Wachmannes im Gefahrenfall ähnliche Hilfe und Unterstützung wie von einem 
„normalen“ Polizisten. Eine weitergehende Handlungsgrundlage für private 
Sicherheitsdienstleister stellt das Instrument der Beleihung dar,508 bei denen staatliche 
Akteure (Bundespolizei, Bundeswehr) privaten Sicherheitsdienstleistern umfangreiche 
Rechte für fest umschriebene Aufgaben übertragen können. So beleiht beispielsweise die 
Bundeswehr private Sicherheitsdienste, um den Kasernenschutz nicht mehr mit eigenen 
Soldaten durchführen zu müssen. In diesem Fall gehen die Handlungsmöglichkeiten der 
Wachmänner bei weitem über die „Jedermann – Rechte“ hinaus und umfassen für die 
Beleihung durch die Bundeswehr beispielsweise auch das Recht zur Anwendung 
unmittelbaren Zwanges.509 Das stellt solange kein Problem dar, wie die Aufgabenerfüllung 
problemfrei abläuft. Kommt es jedoch zur Anwendung von Schusswaffen, sind die 
rechtlichen Fragen im Hinblick auf Private Sicherheitsdienste deutlich unklarer als beim 
Einsatz von Soldaten. Zugleich stellen sich generelle Fragen der Legitimation für das 





Abb.8: Entwicklung des Umsatzes privater Sicherheitsunternehmen.511 
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 Kritisch hierzu: Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.118. 
508
 Schenke (2005) S.281: „Will der Staat aber den Sicherheitsdienstleistern Hoheitsbefugnisse einräumen, 
so bedarf eine solche Beleihung in Konsequenz des institutionellen Gesetzesvorbehalts jedenfalls einer 
gesetzlichen Grundlage (so zB §5 V LuftSiG für den Einsatz privater Sicherheitsdienstleister an Flughäfen), 
setzt einen Beleihungsakt voraus und erfordert staatliche Aufsicht, die sowohl die Rechtmäßigkeit wie auch 
die Zweckmäßigkeit des Handelns der beliehenen Sicherheitsdienste umfassen muß.“  
509
 Vgl.: Gesetz über die Anwendung unmittelbaren Zwanges und die Ausübung besonderer Befugnisse 
durch Soldaten der Bundeswehr und verbündeter Streitkräfte sowie zivile Wachpersonen. Hier: §1 (3). 
510
 Schenke (2005) S.281f. Vgl. auch Beste (1998) S.191: „Von einer weiteren, insbesondere rechtlichen 
Unterweisung (der Mitarbeiter, TP) wird nicht selten abgesehen, da sie zum einen den Blick versperre und 
zum anderen die Kosten hochtreibe.“ 
511
 Entnommen bei: Bundesverband Deutscher Wach- und Sicherheitsunternehmen (http://www.bdws.de). 
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Hintergrund der hier dargestellten Entwicklung sind neben der kritischen Überprüfung von 
staatlichen Aufgaben auch veränderte politische Leitbilder. Insbesondere das seit den frühen 
1980er Jahren populäre Leitbild des „schlanken Staates“512 kann hierfür als Ursache 
identifiziert werden. Staatliche Aufgaben wurden daran anschließend nicht mehr allein nach 
ihrer Sinnhaftigkeit bewertet, sondern vor allem hinsichtlich ihrer Kosten und den damit 
verbundenen fiskalischen Auswirkungen.513 Gleichzeitig wuchsen spätestens in den 1990er 
Jahren die „Löcher“ in den öffentlichen Haushalten, wodurch ein Abbau von Beamten und 
Angestellten bei Polizeien (wie bei vielen anderen öffentlichen Einrichtungen) als 
alternativlos erschien.514 In der Öffentlichkeit wurde dies häufig damit begründet, dass 
öffentliche Angestellte oder Beamte für die Bundesländer und ihre strapazierten Finanzen 
eine deutlich stärkere Belastung als die Angestellten privater Sicherheitsdienstleister 
darstellen.515 Vor diesem Hintergrund ist die Verringerung der Zahl der 
Landespolizeibeamten eine durchaus logische Konsequenz.516 Die entstandenen 
Sicherheitslücken können dann (unabhängig davon, ob diese Lücken tatsächlich bestehen 
oder nur subjektiven Gefühlen entspringen) zu (vermeintlich) deutlich geringeren Kosten 
durch private Dienstleister ausgefüllt werden.517 
Gleichzeitig ist das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung durch einen zunehmenden Bedarf an 
genau dieser Sicherheit geprägt.518 Unter anderem bedingt durch eine an Auflagenhöhe und 
Sensationsgrad orientierten Darstellung von Kriminalität und Gewalt in den meisten Medien 
fallen existierende Vorstellungen in der Bevölkerung über die subjektiv empfundene und die 
objektiv gegebene Sicherheitslage zunehmend auseinander. Ein Teil dieser subjektiven 
Unsicherheit generiert wiederum einen Mehrbedarf an privaten Dienstleistungen im Bereich 
der Inneren Sicherheit. Zwar besteht kein direkter Zusammenhang zwischen der 
Verringerung des Sicherheitsgefühls und der Abnahme des Polizeipersonals. Allerdings kann 
die mit weniger Personal ausgestattete Polizei im Zweifel auf öffentliche Anforderungen nicht 
mehr adäquat agieren und das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung stützen, so dass dieses 
ersatzweise von Sicherheitsdiensten befriedigt werden muss.519 Dass dieser Bedarf von 
privaten Akteuren befriedigt wird, ist zunächst grundsätzlich nicht zu kritisieren. Allerdings ist 
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 Zum Begriff und dessen Karriere: Bogumil/ Jann (2008) S.48ff. Vgl. auch Beste (1998) S.197: „Es wird 
ein »schlanker Staat« favorisiert, der Kontroll- und Ordnungsdienste an die kostengünstiger arbeitenden 
Privaten abtritt.“ 
513
 Lange/ Frevel (2009) S.139: „Die Konzeption des schlanken Staates […] wollte in vielen Bereichen 
Privatisierungen vornehmen, um so den Staat zu entlasten. Prinzipiell bestand auch eine Offenheit darin, 
verstärkt private Sicherheitsdienstleister zuzulassen, allerdings sollte der Sicherheitskomplex originärer 
Kern des staatlichen Handelns bleiben.“ 
514
 Stegmann (1998) S.237: „Privatisiert man staatliche Aufgaben, werden die öffentlichen Haushalte auf, 
wie man meint, elegante Art entlastet.“ 
515
 Dies liegt einerseits an dem mit dem Beamtenstatus verbundenen Pensionverpflichtungen und 
andererseits daran, dass die meisten der privaten Sicherheitsdienstleister ihren Angestellten Stundenlöhne 
zahlen, die am unteren Ende des Einkommensniveaus liegen. 
516
 Dass mit einer Verringerung der Zahl der Polizeibeamten automatisch weniger Sicherheit herrscht, kann 
pauschal nicht behauptet werden. Für die Mehrheit der Bürger verbindet sich jedoch (mehr) Polizeipräsenz 
in der Öffentlichkeit auch mit (mehr) subjektiver Sicherheit. Vgl. beispielsweise Schewe (2009) S.32ff. 
517
 Kritisch: Isensee (2006b) S.159: „So ist denn die Indienstnahme Privater für öffentliche Aufgaben, aufs 
Ganze gesehen, keine Patentlösung dafür, das heute vielfach beklagte Übermaß an Staatsaufgaben 
abzubauen, das an die Grenzen der Finanzierbarkeit, der Funktionsfähigkeit und der Regierbarkeit stößt.“ 
518
 Beste (1998) S.204: „Diesem urban-populistischem Kontrollansatz verdanken auch private 
Sicherheitsdienste ihre derzeitige Hochkonjunktur, wobei das berüchtigte »Sicherheitsgefühl der 
Bevölkerung«, und eben nicht seine Produzenten eine ganz zentrale Rolle spielt.“ 
519
 Was sich auch an der Entwicklung so genannter Gated Communities zeigt, in denen sich Bürger 
aufgrund von Unsicherheitsgefühlen zurückziehen. 
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zu fragen, ob das öffentliche Gut Sicherheit überhaupt durch Private erbracht werden sollte 
und auch in ähnlicher Weise erbracht werden kann, wie dies staatliche Akteure leisten 
können. Zugleich ist zu fragen, inwieweit hierdurch nicht auch ein Teil der Legitimation des 
Staates verloren geht.520 Wenn der Staat nicht einmal mehr seine Kernaufgabe521 
»Sicherheit« übernimmt, könnte dies zur Kritik an seiner generellen Existenz führen.522 Da 
die staatlichen Sicherheitsdienstleistungen auch der demokratischen Kontrolle entzogen 
werden,523 könnte diese Kritik zugleich Auswirkungen auf die Zustimmung zur Demokratie 
selbst haben.524 Schlussendlich ist die Frage zu stellen, inwieweit die Teilprivatisierung der 
öffentlichen Aufgabe Sicherheit durch den Abbau von Beamten bei der Polizei nicht auch 
Nachteile in Form von volkswirtschaftlichen Verlusten mit sich bringt.525 526 Damit ist die 
normative Frage, inwieweit solche Privatisierungen überhaupt wünschenswert sind, noch 
nicht entschieden. 
 
3.8 Das Bundesverfassungsgericht – Akteur oder Institution der Inneren Sicherheit? 
 
Die Darstellung der Akteure im Politikfeld Innere Sicherheit wird mit der Untersuchung des 
Bundesverfassungsgerichtes (BVerfG) abgeschlossen, da bei diesem nicht unbedingt intuitiv 
klar ist, ob es eher als eine Institution oder als ein Akteur für die Innere Sicherheit zu 
betrachten ist. Damit verbindet sich die Frage, inwieweit das Gericht im Bereich der Inneren 
Sicherheit politische Inhalte aktiv (mit-)gestaltet oder ob es allein durch seine Existenz für 
das Politikfeld prägend ist. Zunächst soll jedoch in einer kurzen Zusammenfassung auf die 
Aufgaben und die Rolle des Gerichtes im bundesdeutschen Institutionengefüge eingegangen 
werden; daran anschließend wird auf das Verhältnis von Recht und Politik eingegangen 
werden, welches beim BVerfG von einer besonderen Bedeutung ist.527 Schlussendlich soll 
die Frage geklärt werden, ob das Gericht im Politikfeld Innere Sicherheit eher als Institution 
oder eher als Akteur zu betrachten ist. 
 
3.8.1 Vorüberlegung und Einführung 
 
Das Bundesverfassungsgericht ist in der deutschen Rechtsgeschichte das erste echte 
Verfassungsgericht und wird zuweilen auch als das mächtigste Gericht seiner Art 
                                                 
520
 Lange/ Frevel (2009) S.133: „Die in den letzten Jahren deutlich zugenommene Privatisierung von 
Sicherheit kann auch dazu führen, dass Zweifel an der Schutzfähigkeit des Staates entstehen und sich 
daraus zunächst Legitimationsdefizite und schließlich Demokratieunzufriedenheiten entwickeln.“ 
521
 Bogumil/ Jann (2009) S.71 definieren staatliche Kernaufgaben damit, dass sie „… auf Basis eines 
expliziten gesellschaftlichen Konsens vom Staat gewährleistet und selbst vollzogen werden müssen…“ und 
erwähnen dabei auch den Bereich der Inneren Sicherheit. 
522
 Vgl. hierzu die sehr ausführlichen Darstellungen bei Schewe (2009) S.59ff. 
523
 Bogumil/ Jann (2009) S.295: „Ein, wenn nicht das Merkmal öffentlicher Verwaltungen liegt in der 
demokratisch legitimierten politischen Steuerung.“ 
524
 Beste (1998) S.199f. 
525
 Bogumil/ Jann (2009) S.252 kommen zu dem Schluss, dass vor allem Steuerungsverlusten zu erwarten 
sind. Inwieweit eine Teilprivatisierung des öffentlichen Gutes Sicherheit tatsächlich volkswirtschaftlich Sinn 
macht, ist nach Kenntnis des Verfassers bisher noch nicht ausführlich untersucht worden. 
526
 Beste (1998) S.181ff weist auf die Arbeits- und Lohnverhältnisse bei privaten Sicherheitsdienstleistern 
hin: Zusammengefasst prägen niedrige Löhne, geringe Sozialleistungen und hohe Wochenarbeitszeiten die 
Arbeit; viel Angestellte sind nur Aushilfskräfte. Erst dadurch werden private Sicherheitsdienstleister 
überhaupt konkurrenzfähig. Zusammengefasst S.190: „Der amerikanische Grundsatz des »hire and fire« 
kann für das bundesdeutsche Sicherheitsgewerbe durchaus als konstitutiv angesehen werden.“ 
527
 Zur langen Geschichte dieses Verhältnisses: Bornemann (2007), Denninger (1999) oder Grimm (1995).  
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bezeichnet.528 Im Grundgesetz von 1949 schon vorgesehen, nahm es erst zwei Jahre später 
seine Arbeit auf und kann mittlerweile auf eine beeindruckende Bilanz von Entscheidungen 
zurückblicken, die in ihrer Wirkung von den Verfassungsvätern nicht unbedingt 
vorherzusehen war.529 Neben zahlreichen anderen Aufgaben530 sind vor allem die 
Verfassungsbeschwerden (Art.93 Abs.1 Nr.4a GG531)532 sowie die Normenkontrollverfahren 
(Art.93 Abs.1 Nr. 2a GG; Art.100 GG) die öffentlich bekannten Punkte in der Arbeit des 
BVerfG. Sie nehmen auch den größten Teil der Arbeit des Gerichtes ein. Zahlenmäßig 
deutlich geringer,533 in der verfassungsrechtlichen Wirkung mindestens ebenso bedeutend 
gelten auch Verbotsverfahren für politische Parteien (Art.21 Abs.2 GG).534 Zugleich prägen 
(und prägten) diese Verfahrensarten auch das öffentliche Bild des Gerichtes. Für das 
Verständnis der Rolle des Gerichtes im institutionellen Gefüge der Bundesrepublik ist es 
wichtig, dass es im Gegensatz beispielsweise zum obersten Gerichtshof der USA nicht 
selbstständig Verfahren eröffnet, sondern erst nach Anrufung durch den Bürger oder die 
(zuständigen) Organe des politischen Systems.535 
Organisatorisch536 gliedert sich das Gericht in zwei Senate mit jeweils acht Berufsrichtern.537 
Dem Gericht stehen Präsident und Vizepräsident vor, die jeweils die Vorsitzenden Richter 
der beiden Senate sind. Jeder der Richter am BVerfG kann mittlerweile auf die Unterstützung 
von drei bis vier von ihm ausgewählte wissenschaftliche Mitarbeiter zurückgreifen, die einen 
nicht unwesentlichen Anteil an der Vorbereitung der Entscheidungen haben.538 Mindestens 
drei Richter in jedem Senat waren zuvor Richter an einem der anderen Bundesgerichte.539 
Ein weiterer Teil der Richter war vor der Berufung an das BVerfG als Rechtswissenschaftler 
und Hochschullehrer tätig. Ein Teil der Richter wird aber auch aus der „aktiven“ Politik 
rekrutiert – wobei die Kandidaten mit ihrer Wahl nicht mehr Mitglied der Bundesregierung 
oder des Bundestags bzw. der entsprechenden Länderorgane sein dürfen.540 Fachliche 
Voraussetzung für die Wahl ist die Befähigung zum Richteramt. 
Die Wahl der Richter selbst erfolgt jeweils zur Hälfte durch den Bundesrat sowie durch den 
Richterwahlausschuss des Bundestages,541 die anschließende Ernennung durch den 
                                                 
528
 Keip (2009) S.351. 
529
 Zum Kontext der Entstehung des BVerfG vgl. beispielsweise Niclauß (2006). 
530
 Auf die weiteren Aufgaben des Gerichtes soll an dieser Stelle nicht eingegangen werden. Vgl. hierzu §13 
des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes. 
531
 Die Verfassungsbeschwerde für den Bürger war bis 1969 nur einfachgesetzlich geregelt und ist erst 
nachträglich in das Grundgesetz aufgenommen worden. 
532
 Ausführlich zur Verfassungsbeschwerde: Gusy (2006). 
533
 Dies sind im Einzelnen: Verbot der SRP 1952, Verbot der KPD 1956, die Verfahren gegen die 
„Freiheitliche Deutsche Arbeiterpartei“ und die „Nationale Liste“ 1994/1995, welche jeweils mit der 
Aberkennung des Parteienstatus endet und den 2003 eingestellten Verfahren gegen die NPD. 
534
 Ausführlich zu den Parteiverbotsverfahren: van Ooyen (2006). 
535
 Keip (2009) S.92. 
536
 Einen instruktiven Überblick zur Geschichte und zur Organisation des BVerfG gibt Faller (1995). Soweit 
nicht anders angegeben, beruhen die meisten hier gemachten historischen Angaben auf dessen Arbeit. 
537
 1959 wurde per Gesetz die Zahl der Richter für beide Senate von zwölf auf acht gesenkt; für eine 
Übergangszeit (bis 1963) waren beide Senate mit je zehn Richtern besetzt. 
538
 Zu Historie, den Aufgaben und der Kritik an den wissenschaftlichen Mitarbeiter des BVerfG: Zuck (2006). 
539
 BVerfGG § 2 (3): „Drei Richter jedes Senats werden aus der Zahl der Richter an den obersten 
Gerichtshöfen des Bundes gewählt. Gewählt werden sollen nur Richter, die wenigstens drei Jahre an einem 
obersten Gerichtshof des Bundes tätig gewesen sind.“ 
540
 BVerfGG § 3 (3): „Sie können weder dem Bundestag, dem Bundesrat, der Bundesregierung noch den 
entsprechenden Organen eines Landes angehören. Mit ihrer Ernennung scheiden sie aus solchen Organen 
aus.“ 
541
 Dieser besteht aus Mitgliedern des Bundestages und der Landesregierungen (vgl. Art. 95 Abs.2 GG). 
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Bundespräsidenten geschieht (einmalig) für eine Amtszeit von zwölf Jahren. Das Verfahren 
der Richterwahl selbst gilt insbesondere Kritikern als Ausdruck einer Parteiendemokratie. De 
Jure haben jedoch nicht die Parteien das Vorschlags- und Wahlrecht.542 Tatsächlich handeln 
die Mitglieder des Wahlausschusses ihre Wunschkandidaten aus, wobei in der 
Vergangenheit sowohl Mehrheitsverhältnisse als auch immer wieder parteipolitische 
Überlegungen hierfür eine Rolle gespielt haben. Bedeutsam sind für die Aufstellung vor allem 
die Absprachen zwischen SPD und CDU, da die Kandidaten im Wahlausschuss mit 
Zweidrittelmehrheit gewählt werden müssen. Trotzdem wurden auch immer wieder Richter 
auf dem „Ticket“ der kleineren Parteien FDP und Bündnis 90/ Grüne gewählt. 
Vor allem die beiden großen Parteien erhoffen sich (zumindest insgeheim) durch die 
Entsendung bestimmter, ihnen nahe stehender Personen nach Karlsruhe einen stärkeren 
Einfluss auf die künftige Rechtsprechung;543 eine Hoffnung die nicht selten enttäuscht 
wurde.544 Aber auch wenn diese Hoffnung enttäuscht wird, so kann man zuweilen 
„verdienten“ „Parteisoldaten“ einen (letzten) Karrieresprung ermöglichen, den diese in der 
Politik nicht mehr zu erwarten hätten.545 Tatsächlich muss man von einer relativ großen 
Unabhängigkeit der Richter ausgehen, wenn man sich vergegenwärtigt, dass zuweilen 
Richter auch öffentlich gegen ihre in der Politik tätigen Parteikollegen Stellung bezogen 
haben (was wiederum entsprechende Reaktionen aus der Politik zur Folge hatte546) oder 
Urteile mitgetragen haben, die der Linie ihrer eigenen Partei nicht entsprachen.547 
 
3.8.2 Das BVerfG als Mittler zwischen Recht und Politik 
 
Verfassungsrecht gilt – durchaus plausibel – auch als politisches Recht,548 und da das 
BVerfG als Hüter und Ausleger des Grundgesetzes durch seine Urteile letztlich immer auch 
eine Form der (passiven) Rechtsetzung betreibt,549 haben die Entscheidungen des BVerfG 
eine zum Teil beträchtliche Wirkung auf Gesetzgebung und Politik in Deutschland. Wenn 
man die Entscheidungen des Gerichtes betrachtet, ist es wohl nicht vermessen, von einer 
Wechselbeziehung zwischen Politik und Recht zu sprechen.550 Zugleich besitzt das Gericht 
                                                 
542
 Voigt (2006) S.75: „Offiziell gibt es keine Vorschläge für die Besetzung der Richterposten; die 
Bundesregierung, Landesregierungen und die Fraktionen des Bundestages benennen aber Personen ihrer 
Wahl, die in einer Liste des Bundesjustizministeriums geführt werden […].“ 
543
 Voigt (2006) S.72. 
544
 Voigt (2006) S.76. 
545
 Zuletzt deutlich geworden bei der möglichen Wahl des ehemaligen Saarländischen Ministerpräsidenten 
Peter Müller (CDU) zum Richter. 
546
 Lamprecht (2009) S.1455: „Der CDU-Innenminister […] macht aus seinen Präferenzen keinen Hehl: 
Sicherheit geht ihm vor Freiheit. Wenn der Eindruck nicht trügt, will er zurzeit eher den Staat vor dem 
Bürger schützen - als den Bürger vor dem Staat. […] Nur so lässt sich erklären, warum er sich mit einem 
Parteifreund anlegt, der ihm nicht zu willen ist - mit dem BVerfG-Präsidenten höchstpersönlich. Er erteilte 
Hans Jürgen Papier wegen seines Interviews zum „Luftsicherheitsgesetz“ eine öffentliche Rüge.“ 
547
 Voigt (2006) S.76ff. 
548
 Dazu das BVerfG in der Selbstdarstellung: „Die Arbeit des Bundesverfassungsgerichts hat auch 
politische Wirkung. Das wird besonders deutlich, wenn das Gericht ein Gesetz für verfassungswidrig erklärt. 
Das Gericht ist aber kein politisches Organ. Sein Maßstab ist allein das Grundgesetz. Fragen der 
politischen Zweckmäßigkeit dürfen für das Gericht keine Rolle spielen. Es bestimmt nur den 
verfassungsrechtlichen Rahmen des politischen Entscheidungsspielraums.“ 
(www.bundesverfassungsgericht.de/organisation/aufgaben.html) 
549
 So verstanden, dass das BVerfG kein Gesetze erlässt, sondern nichtverfassungskonforme Gesetze 
einschränkt/ aufhebt oder dem Bundestag aufgibt, bestehende Rechtsgrundlagen zu verändern. 
550
 Voigt (2006) S.66: „Das BVerfG hat – durch seine Entscheidungen wie durch seine bloße Existenz – 
gravierende politische Auswirkungen.“ 
 - 83 - 
als Schlichtungsinstanz bei Organstreitigkeiten, aber auch bei hoch politisierten 
Auseinandersetzungen (Kruzifixurteil,551 Kopftuchurteil,552 etc.) trotz der Kritik an den 
Entscheidungen selbst eine integrierende und stabilisierende Funktion für das politische 
System.553  
Ebenso wie für andere Politikfelder kann auch für die Gesetzgebung im Bereich der 
Terrorismusbekämpfung und der Inneren Sicherheit konstatiert werden, dass die Karlsruher 
Entscheidungen Einfluss auf die konkrete Arbeit der Ermittlungsbehörden und der Polizeien 
in der Terrorismusbekämpfung hatten.554 Im Rahmen dieser „Politik aus Karlsruhe“ hat das 
Gericht in den letzten Jahren zum Teil spektakuläre Urteile gefällt, welche die zuvor von 
Seiten der Politik eröffneten Möglichkeiten für die Sicherheitsbehörden zum Teil deutlich 
eingeschränkt haben.555 Hierbei hat sich das BVerfG sowohl abstrakt zu Fragen der 
Reichweite von Grundrechten im Bereich der Inneren Sicherheit, als auch konkret zur Arbeit 
der Verfassungsschutzbehörden, der Polizeien oder des Einsatzes der Bundeswehr im 
Inneren geäußert. Darüber hinaus hat sich das Gericht zu Fragen des Haftvollzugs und der 
Haftdurchführung hinsichtlich ihrer Verfassungsmäßigkeit geäußert. Dieser Einfluss auf die 
Gestaltung von Politiken556 spricht dafür, das BVerfG als einen institutionellen Akteur des 
Politikfelds Innere Sicherheit wahrzunehmen.557 Dies jedoch weniger, weil es beispielsweise 
die objektive Sicherheitslage stärkt (dies ist eher Aufgabe der Polizeien oder der Dienste), 
sondern weil es durch seine Rechtsprechung Einfluss auf die Arbeit der Behörden im Bereich 
der Inneren Sicherheit hat.558 Zugleich ist es sicher auch auf subjektiver Ebene für die 
meisten Bundesbürger von Bedeutung, dass die Karlsruher Richter im Zweifel staatlichem 
Handeln Einhalt gebieten. 
Neben anderen Gründen ist womöglich dies ein Faktor, der zur Erklärung des auffällig guten 
Ansehens beiträgt, welches das Gericht in den Augen der Mehrzahl der deutschen Bürger 
genießt. Bei Umfragen zur Bewertung politischer Institutionen nimmt das Gericht regelmäßig 
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 BVerfGE 93, 1. 
552
 BVerfGE 108, 282. 
553
 Voigt (2006) S.72f. 
554
 Vgl. hierzu die kritische Darstellung bei Hassemer (2008). 
555
 Bornemann (2007) S.76 FN2: „Zu den medial meistbeachteten und politisch meistkritisierten 
Entscheidungen der letzten Jahre zählen sicherlich das Urteil […] zur Rasterfahndung sowie die 
Entscheidung zum Luftsicherheitsgesetz […].“ Zu ergänzen sind: die akustische Wohnraumüberwachung, 
das BKA-Gesetz, die Onlinedurchsuchung, die Vorratsdatenspeicherung. Näheres zu den Entscheidungen 
des BVerfG auch in den folgenden Abschnitten dieser Arbeit. Einen Überblick der wichtigsten Urteile des 
BVerfG im Kontext Innere Sicherheit und Kampf gegen den Terrorismus findet sich bei Denninger (2008) 
S.91f sowie S.100 und bei Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.106. Ebenso bei Hornung (2009), deren 
Aufzählung den Fokus auf Entscheidungen legt, welche den Grundrechtsschutz zum Gegenstand hatten.  
556
 Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.120: „Nicht zuletzt spielt das Bundesverfassungsgericht eine 
Zentrale Rolle bei der Gestaltung der Sicherheitspolitik, das praktisch alle sicherheitspolitischen 
Neuorientierungen von Bundesverfassungsgericht auf ihr Verfassungskonformität hin überprüft werden“. 
557
 Vgl. Busch (2003) S.324f; Feltes (2009). Vgl. auch: Benz (2008) S.215 (unter Verweis auf Schmidt 
(1995)): „Darüber hinaus hat sich der Zweig der Policyanalyse gebildet, in der die Inhalte von Politik im 
Mittelpunkt stehen. sie befasst sich allerdings nicht nur mit dem Staat, sondern vorrangig mit 
gesellschaftlichen Problemen sowie Akteuren und Organisationen, die an ihrer Bearbeitung beteiligt sind, 
ferner mit Modalitäten der politischen Steuerung innerhalb wie außerhalb des Staates. Es geht hier um die 
»wissenschaftliche Untersuchung von Politikinhalten, insbesondere des Tuns und Lassens von 
Regierungen und anderen Institutionen mit Kompetenz zur gesellschaftlich verbindlichen Regelung […], 
ihrer Entstehungsgesichte, ihrer Bestimmungsfaktoren wie ihrer Konsequenzen«.“ 
558
 Zuletzt wieder zu sehen an der jüngsten Entscheidung zur Sicherungsverwahrung vom 05.Mai 2011. 
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einen der vorderen Plätze ein.559 Für die Einschätzung der Bedeutung der institutionellen 
Rolle des BVerfG darf diese breite Wertschätzung nicht vergessen werden, da es dem 
Gericht einen weiten Spielraum in seiner Arbeit ermöglicht. Trotzdem verwundert die hohe 
Wertschätzung wenn man sich vor Augen hält, dass Fragen der Auslegung der Verfassung 
immer auch politische Fragen sind560 und zugleich die „originären“ politischen Institutionen 
deutlich niedrigere Zustimmungswerte erzielen. Die hohen Sympathiewerte können nur mit 
der plausiblen Vermutung erklärt werden, dass die nach außen als nüchtern, sachorientiert 
und (vermeintlich) politisch neutral wahrgenommene Arbeit des Gerichtes für Zustimmung 
und Sympathie bei der Bevölkerung sorgen.561 Zugleich sorgt diese Neutralität dafür, dass 
Entscheidungen des Gerichtes von anderen politischen Akteuren nicht ohne Gesichtsverlust 
ignoriert werden können.562 Ob allerdings das von der Bevölkerung dem BVerfG 
entgegengebrachte Vertrauen auch Bestandteil der Entscheidungsfindung ist, lässt sich 
mangels Einblick in diese nicht seriös diskutieren.563 
Vor allem aber scheint die Tatsache, dass das Gericht immer wieder in Widerspruch zu 
anderen politischen Akteuren getreten ist, für diese Zustimmungswerte eine Erklärung zu 
liefern. In jüngster Zeit ist diese Vermutung dadurch verstärkt wurden, dass die Mehrzahl der 
Urteile zu Gesetzen aus dem Bereich der Terrorismusbekämpfung und der Inneren 
Sicherheit eine (zumeist recht deutliche) Kritik an der von Seiten der Politik 
vorangetriebenen, zunehmenden Aushöhlung von Grundrechten enthielten.564 Dass dies von 
den jeweils beteiligten Politikern (als den mit der Gesetzgebung befassten Personen) nicht 
ohne Widerspruch geblieben ist, verwundert deshalb nur wenig.565 
Sowohl die Deutlichkeit der Karlsruher Kritik, als auch die mit den Urteilen verbundenen 
Einschränkungen der zuvor erweiterten staatlichen Befugnisse im Bereich der Inneren 
Sicherheit führten dazu, dass in der jüngeren Vergangenheit insbesondere die 
                                                 
559
 Wend/ Kohl (2006), S.265f: „In Westdeutschland besteht ein hohes und stabiles Vertrauen in zentrale 
Institutionen des Rechtsstaates. Das Bundesverfassungsgericht wird im Jahr 2002 von mehr als 60% der 
Bevölkerung positiv bewertet und weniger als 15% haben kein oder nur ein geringes Vertrauen in die 
oberste Instanz des deutschen Rechtsstaates. In Bezug auf die Justiz im Allgemeinen ist das Vertrauen mit 
circa 50% etwas niedriger, während etwa 25% eine eher negative Bewertung der Justiz in Deutschland 
vornehmen (ALLBUS 2002).“ Vgl. auch Biehl/ Jacobs (2009) S.241. 
560
 Benz (2008) S.143f: „Da Verfassungsfragen aber immer politische Fragen sind, bewegt es (~ das 
BVerfG, TP) sich immer auf einem schmalen Grad zwischen Rechtslehre und praktischer Politik.“  
561
 Kritisch hierzu: van Ooyen/ Möllers (2006b). S.11 (m.w.N.): „Dieser Mythos vom »unpolitischen«, 
»objektiven« Recht ist trotz der Erfahrung Weimars und aller fachwissenschaftlichen 
Aufklärungsbemühungen durch die Rechtssoziologie in Rechtswissenschaft und Justiz bis in die 
höchstrichterliche Rechtsprechung hinein wirkmächtig geblieben, sodass selbst Verfassungsrichter immer 
wieder damit ringen, den »Makel« des politischen loszuwerden.“ 
562
 Keip (2009) S.340: „[…] dass das Bundesverfassungsgericht nur mittels seiner hohen Legitimation in der 
Bevölkerung in die Lage versetzt wird, seine Urteile auch gegen Widerstand der Politik zu implementieren. 
Möglichst neutral zu agieren (oder zumindest so zu erscheinen) liegt also letztlich im institutionellen 
Eigeninteresse des Gerichtes. Die hohen Zustimmungswerte in der Bevölkerung belegen, dass dies in der 
Vergangenheit auch weitgehend geglückt ist.“ 
563
 Keip (2009) S.93: „Da die Legitimation eines Verfassungsgerichtes nicht nur auf seinen formalen 
Kompetenzen beruht, sondern auch auf dem Vertrauen, welches ihm von Seiten der Bürger 
entgegengebracht wird, ist es nicht abwegig anzunehmen, dass auch die Folgeabschätzung bezüglich einer 
Steigerung oder eines Verlustes an Reputation bei einer Entscheidung von Verfassungsrichtern eine Rolle 
spielen kann.“ 
564
 Huster/ Rudolph (2008) S.11: „Überhaupt entwickelte sich das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe 
zum Korrektiv der Anti-Terrorgesetzgebung.“ 
565
 Bornemann (2007) S.76, FN1: „In der öffentlichen Debatte lassen sich mehrere Kulminationspunkte der 
Kritik ausmachen, die sich jeweils auf eine Häufung umstrittener Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts zurückführen lassen.“ 
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Innenminister566 Schily und Schäuble ihrerseits die Entscheidungen des BVerfG kritisierten. 
Die Aufregung von Seiten der Politik über Entscheidungen des Gerichtes ist dabei im Kern 
nicht neu,567 nur die Anlässe wechselten. Die Kritik am Gericht selbst basierte im Kern auf 
zwei Argumenten: Einerseits wurde moniert, dass die Beschlüsse des Bundestages im 
Rahmen eines demokratischen Verfahrens zustande gekommen sind und die Richter diese 
demokratischen Entscheidungen mit ihren Urteilen obsolet gemacht haben, obwohl ihre 
eigene demokratische Legitimation eher schwach ist.568 Andererseits wurden die mit den 
Urteilen verbundenen Folgen für die Innere Sicherheit in Deutschland kritisiert. Vor allem die 
zuweilen sehr strikte Verteidigung der freiheitlichen Grundrechte durch dass Gericht wurde 
kritisiert, da in Zeiten der Bedrohung durch den Terrorismus (vermeintlich) Sicherheit einen 
mindestens ebenso großen Stellenwert habe und die Sicherheitsarchitektur entsprechend 
verändert werde müsse.569 Die mit einer starken Betonung der Freiheit verbundene 
Einschränkung der Arbeit der Sicherheitsbehörden durch Entscheidungen des BVerfG hatte 
dann entsprechende Kommentare zur Folge.570  
 
Zwar ist beiden Kritikpunkten zunächst aus prinzipiellen Gründen zuzustimmen: Die Arbeit 
der Sicherheitsbehörden wurde durch die jüngsten Urteile des BVerfG z.T. deutlich 
beschränkt; zugleich können die Richter selbst nur über eine sehr lange Linie eine 
demokratische Legitimation für sich und ihre Arbeit reklamieren. Trotz dessen, dass diese 
Kritik faktisch nicht falsch ist, erscheint eine so begründete Kritik im Kern wenig 
angemessen, da sie die Rolle des Gerichtes im Rechts- und Verfassungsgefüge der 
Bundesrepublik nur unzureichend berücksichtigt. Gerade dadurch, dass sowohl die 
verfassungsrechtlichen Grundrechte als auch demokratische Verfahrensrechte durch Urteile 
des BVerfG gestärkt wurden, könnte das Gericht in jedem Fall als ein für das demokratische 
System relevanter Akteur betrachtet werden.571 
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 Die Auseinandersetzung zwischen (diversen) Bundesinnenminister und dem Gericht füllt mittlerweile 
ganze Bibliotheken: Vgl. beispielsweise: Benda (2008) S.63f; Hassemer (2008) S.1ff; Hirsch (2008a) S.17, 
Hirsch (2008b) S.24f, Schäuble (2007) S.210f, Voigt (2006) S.73: „Konflikte um die Macht im Staat gab es 
vor allem mit dem Bundeskanzler sowie mit dem Innenminister, der auch als »Verfassungsminister« 
bezeichnet wird.“ 
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 Bornemann (2007) S.76: „Die Schelte des Bundesverfassungsgerichtes ist so alt wie die Institution 
selber.“ 
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 Benz (2008) S.143: „Die unabhängigen Richterinnen und Richter des Verfassungsgerichtes können sich 
dabei nur auf eine schwache demokratische Legitimation stützen.“ Ähnlich Würtenberger/ Tanneberger 
(2010) S.107. 
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 Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.106: „Dabei wurden neue technische Möglichkeiten an den 
Grundrechten gemessen, wobei sich das BVerfG bisweilen schwer tat, Änderungen in der überkommenen 
Sicherheitsdogmatik anzuerkennen.“ 
570
 Statt vieler: Depenheuer (2008) insbesondere S.24: „Und ein Spiel mit verteilten Rollen, in dem der gute 
Gesetzgeber sowie das edle Bundesverfassungsgericht sich pathetisch für das „Wahre, Gute und Schöne“ 
aussprechen in der stillschweigenden Hoffnung, dass Private das Notwendige erledigen sollen, ist einer 
aufgeklärten Gesellschaft und einer rechtsstaatlichen Demokratie schlechthin unwürdig. Der demokratische 
Rechtsstaat entfaltet sich nicht nur in politischen Schönwetterzonen, sondern fordert rechtsstaatliche 
Verantwortungsübernahme umfassend und gerade in den weniger angenehmen Seiten des Lebens ein.“ 
571
 Keip (2009) S.347: „Das Bundesverfassungsgericht hat auf Basis der Verfassung und weitgehend 
unabhängig von politischer Einflussnahme Urteile gesprochen, die – in der Summe aller Verfahren der 
letzten 55 Jahre – die Kernprinzipien der Demokratie geschützt, dabei die Autonomie des Gesetzgebers 
meist gewahrt und damit letztlich die Qualität der bundesdeutschen Demokratie gestärkt und erhöht haben 
– ganz so, wie man es sich von einem »demokratischen Akteur« erwartet.“ 
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Zugleich fallen die Karlsruher Urteile weder losgelöst von gesellschaftlichen Diskussionen572 
oder Entwicklungen573 (auch wenn bisweilen die Entscheidungen des BVerfG ihrer Zeit etwas 
voraus waren574), noch besitzen die Entscheidungen keine demokratische Rückbindung – die 
Richter selbst wurden durch die zuständigen parlamentarischen Gremien gewählt.575 Die 
Entscheidungen des BVerfG basieren darüber hinaus auf bestehendem deutschem 
Verfassungsrecht und dessen Auslegung – welches ebenfalls durch demokratische 
Entscheidungen der zuständigen Parlamente entstanden ist.576 Vor diesem Hintergrund 
überrascht der Vorwurf, dass die Urteile des BVerfG parlamentarische Mehrheiten ignorieren. 
Zwar trifft dies formal zu, da es aber nicht Aufgabe des Gerichtes ist, seine Urteile an 
parlamentarische Mehrheiten zu binden, ist der Vorwurf inhaltlich nicht tragbar. Vielmehr ist 
es die Aufgabe des Gerichtes, allein die Rechts- und Verfassungskonformität von monierten 
Gesetzen zu prüfen. 
 
Stattdessen könnte eine fundierte Kritik untersuchen, inwieweit die konkreten 
Entscheidungen der Richter neben dem Bezug auf bestehende Gesetze immer auch mit 
subjektiven Abwägungen577 oder politischen Überlegungen der beteiligten Personen 
verbunden sind.578 Zwar haben die wenigsten Richter eine deutliche parteipolitische 
Präferenz in ihrer Arbeit gezeigt, aber zuweilen sind Urteile nicht allein auf Basis der 
Rechtsordnung gefällt worden, sondern basieren weitaus stärker auf individuellen 
Wertvorstellungen.579 Die Diskussion über die Bedeutung subjektiver Überlegungen müsste 
aber – ernsthaft betrieben – nicht nur auf Urteilsbegründungen und deren Interpretation 
zurückgreifen, sondern auch Einblick in die Urteilsfindung innerhalb des Kollegiums haben, 
um die subjektiven Überlegungen in der Urteilsfindung tatsächlich identifizieren zu können. 
Es ist jedoch unwahrscheinlich, das empirisch forschenden Sozialwissenschaftlern hier der 
                                                 
572
 Hornung (2009) S.252: „Die soziale Funktion des BVerfG liegt darin, zu starke und zu schnelle 
Veränderungen in der gesellschaftlichen und politischen Entwicklung zu dämpfen.“ 
573
 Bornemann (2007) S.84 (m.w.N.): „Es (~das BVerfG, TP) hat den Auftrag, die Verfassung in 
Rückbindung an gesellschaftliche Entwicklungen auszulegen und fortzuschreiben. Damit ist es sogleich in 
die politische, rechtlichen und sozialen Kontroversen der Gegenwart involviert.“ 
574
 van Ooyen/ Möllers (2006c) S.370ff zeigen dies am Beispiel des Brokdorf-Beschlusses (BVerfGE 69, 
315) für das gesellschaftliche Verständnis der Versammlungsfreiheit. Vgl. S.374: „Positiv hervorzuheben ist, 
dass die liberale Brockdorf-Entscheidung auf die Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte und letztlich 
damit auch auf die polizeilichen Maßnahmen erheblichen Einfluss genommen hat.“ 
575
 Nach Art. 95 (2) GG. 
576
 Haltern (2006) S.55: „Die Kette der vom Richter in Anspruch genommenen Repräsentation lautet also 
Richter – Gericht – Verfassung – Volk(ssouverän).“ 
577
 Habermas: 1998, S.308: „Tatsächlich ist jede Rechtsordnung, die sich aus Prinzipien rechtfertigt, auf 
eine konstruktive Interpretation und damit auf das angewiesen, was Sunstein »Hintergrundnormen« nennt. 
Jede Grundsatzentscheidung geht über eine Interpretation des Gesetzestextes hinaus und bedarf insofern 
einer externen Rechtfertigung [...]“ 
578
 Greven (2009) S.166 (m.w.N.): „Eine solche Entscheidung ist im wesentlichen nicht das Ergebnis bloßer 
Gesetzesauslegung und juristischer Subsumtion, sondern in sie gehen vielfältige, auch sehr 
»pragmatische« Erwägungen ein, wie die empirische Erforschung von Gerichtsentscheidungen in der 
verschiedensten Zusammenhängen nachgewiesen hat […]. Die »juristische« Entscheidung hätte in vielen 
Fällen auch anders ausgehen können, und sie besteht keineswegs bloß aus Gesetzesauslegung; sie hätte 
in den meisten Fällen ebenso gut vom parlamentarischen Gesetzgeber getroffen werden können.“ 
579
 Keip (2009) S.339: „Zwar sind in manchen Fällen durchaus ideologische Differenzen in den Senaten 
offenbar geworden […]. Wenn solche Differenzen auftraten, waren sie aber in den allermeisten Fällen 
weniger parteipolitisch motiviert als vielmehr unterschiedlichen rechtlichen (und mitunter auch 
gesellschaftspolitischen) Auffassungen geschuldet; klare parteipolitische Spaltungen zwischen SPD- und 
CDU-nahen Richtern waren eher die Ausnahme.“ 
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Zugang für eine teilnehmende Beobachtung gewährt wird. Eine solche Untersuchung bleibt 
also letztlich im Bereich des Spekulativen. 
Zusammenfassend kann man zur Kritik an den Entscheidungen aus Karlsruhe festhalten, 
dass der formal durchaus zutreffende Vorwurf der undemokratischen Entscheidung inhaltlich 
recht schnell auf die Parlamentarier zurückfallen könnte.580 Zwar sind die vom Parlament 
beschlossenen Gesetze tatsächlich demokratisch legitimiert und es sollten gute Gründe für 
eine Aufhebung vorgebracht werden. Wenn es dem Parlament aber nicht gelingt, die 
Verfassungskonformität der eigenen Gesetzesvorschläge selbst hinreichend zu prüfen, muss 
dies (leider) nachträglich durch die Verfassungsrechtsprechung erfolgen.581 Vereinfacht 
gesagt: Ohne (fehlerhafte) Vorlagen aus Berlin582 hätten die Karlsruher „Hüter der 
Verfassung“583 deutlich weniger Arbeits- und Entfaltungsmöglichkeiten. 
 
3.8.3 Das BVerfG als Institution der Inneren Sicherheit 
 
Dass das BVerfG im Hinblick auf die Frage als möglicher Akteur584 oder Institution der 
Inneren Sicherheit untersucht wird, mag auf den ersten Blick vielleicht ungewöhnlich oder 
überraschend wirken. Hier soll zunächst der (vermeintlich) leichteren Frage nachgegangen 
werden, inwieweit das BVerfG eine Institution585 der Inneren Sicherheit ist. Unter 
Berücksichtigung geläufiger Institutionenbegriffe586 und aufgrund seines Einflusses auf die 
                                                 
580
 Glaeßner (2010) S.187: „[…] die Tatsache, dass kaum ein relevantes Sicherheitsgesetz mehr 
verabschiedet wird, das nicht auf den verfassungsrechtlichen Prüfstand in Karlsruhe gelangt, hat 
problematische Folgen. sie leistet einer weiteren Justizialisierung der Politik Vorschub und schränkt die 
Souveränität des Gesetzgebers ein, eines Gesetzgebers der auf Grund eigener Unfähigkeit oder Unwillens 
geneigt ist, offenkundige Schranken der Verfassung auszuhebeln oder doch zumindest soweit auszulegen, 
dass eine verfassungsrechtliche Prüfung unabdingbar wird.“ 
581
 Etwas philosophischer formuliert: Haltern (2006) S.57: „Politische Handlung, die sich den Anstrich des 
Rechts gibt, ohne tatsächlich Recht zu sein, bleibt politische Handlung, die aus der Welt des Rechts 
exorziert werden muss.“ 
582
 Glaeßner (2010) S.185 vermutet sogar, dass die Innenminister Schily und Schäuble bewusst die 
„Grenzen der verfassungsrechtlichen Belastbarkeit“ getestet haben. 
583
 Der Begriff des „Hüters der Verfassung“ stammt ursprünglich von Paul Laband. Von Carl Schmitt in der 
gleichlautenden Schrift zur Rolle des Weimarer Reichspräsidenten verwendet, wurde er im Bericht des 
Berichterstatters Leibholz an das Plenum des Bundesverfassungsgerichts zur „Status“-Frage vom 
21.3.1952 erneut aufgegriffen. Vgl. BVerfGE 1, 184 (Rd.Nr. 41, 43): „Bei der Normenkontrolle nach Art. 93 
Abs.1 Ziff. 2 GG steht die Aufgabe des Bundesverfassungsgerichts als Hüters der Verfassung durchaus im 
Vordergrund. […] Wird also die Gültigkeit irgendeiner Rechtsverordnung wegen angeblicher 
Verfassungswidrigkeit in Frage gestellt, so haben alle höchsten Exekutivorgane - und zwar unabhängig 
voneinander - die Möglichkeit, das Bundesverfassungsgericht als Hüter der Verfassung anzurufen.“  
584
 Vgl. Feltes (2009); Lhotta (2003) S.147 (m.w.N.): „Politische Akteure - wie etwa Verfassungsgerichte und 
Richter - sind also in ein kulturelles organisatorisches, lies institutionelles und damit regelhaftes Umfeld 
eingebettet.“  
585
 Lhotta (2003) S.147: „…können Regeln befolgt oder ignoriert werden […]; der Regelungsanspruch von 
Institutionen kann aber auch ambitionierter sein und eine Art Mehrwert jenseits der Regelbefolgung 
beinhalten, der sich letztlich nur mit einem »Eigensinn« […] der Institution erklären lässt und […] bei denen 
stets zwei zentrale Fragen präsent sind: 1.) Wie lässt sich die Existenz politischen Institutionen normativ 
und pragmatisch-zweckrational begründen, und 2.) wie beeinflussen sie das politische Handeln bzw. die 
Ergebnisse der Politik.“ 
586
 Zum Begriff Institution beispielsweise: van Waarden (2009) S.277: „Eine andere idealtypische Institution 
ist das Rechtssystem. Es gehört zu jenen sozialen Regeln, die formalisiert und kodifiziert wurden. […] Seine 
Anwendung erfolgt durch spezialisierte Funktionäre – Rechtsanwälte und Richter – die darüber 
entscheiden, welche Regeln für welchen spezifischen Fall anzuwenden sind.“ Vgl. auch: Scharpf (2006) 
S.77: „[…] das Konzept der Institution auf Regelsysteme zu beschränken, die einer Gruppe von Akteuren 
offen stehende Handlungsverläufe strukturieren. Diese Definition soll jedoch nicht nur formale Regeln 
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Gesetzgebung kann die Frage wohl recht schnell zustimmend beantwortet werden. Klar ist 
jedoch, dass es weniger eine „aktive“ Politik oder Rechtsetzung betreibt,587 sondern dass es 
im Rahmen der Gesetzgebung wie ein Schatten wirkt, den es im Verfahren zu beachten 
gilt.588 Dem BVerfG kommt also – im weitesten Sinne – die Rolle eines immer drohenden 
(institutionalisierten) Vetospielers zu,589 der im Konfliktfall angerufen werden kann und 
strittige Gesetze für verfassungswidrig erklärt.590 Dadurch ist das BVerfG jedoch in gewisser 
Weise auch an der Gestaltung von Politikinhalten im Politikfeld Innere Sicherheit beteiligt.591  
Die verfassungsrechtliche Position sowie mögliche Urteile müssen von anderen Akteuren bei 
der Formulierung von Politiken beachtetet werden. Da von Institutionen gesprochen werden 
kann, wenn diese das Handeln von Akteuren beeinflussen,592 kann man im Falle der 
„negativen“ Normsetzung durch das BVerfG auch von einer Beeinflussung der am Politikfeld 
beteiligten Akteure (also sowohl der politischen Akteure in Parlamenten und 
Innenministerien, wie auch der Polizei oder den Diensten) der Inneren Sicherheit ausgehen – 
wenn auch auf anderer Ebene. Auch seine Rolle als Hüter der Grundrechte beispielsweise in 
Fragen der Sicherungsverwahrung oder des Strafvollzuges, spricht für eine Betrachtung als 
politische Institution.593 Zugleich prägt das BVerfG das Verständnis und die 
Rollenwahrnehmung anderer Akteure594 – wie dies typisch für Institutionen ist. Die Frage 
nach der Rolle als Institution der Inneren Sicherheit kann damit als geklärt betrachtet 
werden. Was aber könnte dafür sprechen, dass BVerfG als einen Akteur der Inneren 
Sicherheit zu betrachten?595 
 
3.8.4 Das BVerfG als Akteur der Inneren Sicherheit? 
 
                                                                                                                                                        
umfassen, die durch das Rechtssystem oder den Staatsapparat sanktioniert sind, sondern auch soziale 
Normen, die von den Akteuren im Allgemeinen beachtet werden und der Verletzung durch 
Reputationsverlust, soziale Missbilligung, Entzug der Kooperation und Belohnung oder sogar durch soziale 
Ächtung sanktioniert wird.“  
587
 Scharpf (2006) S.82: „Institutionen werden selbst durch menschliches Handeln geschaffen und 
verändert – entweder in Form von evolutionären Prozessen wechselseitiger Anpassung […] oder durch 
zweckgerichtete Änderung […].“ 
588
 Voigt (2006) S.70: „[…] wie der »vorauseilende« Gehorsam oder die »Schere im Kopf« der Politiker, die 
– mögliche Verdikte des BVerfG antizipierend – bestimmte politische Initiativen bereits im Vorhinein als 
nicht »verfassungsgerichtsfest« verwerfen und daher gar nicht erst auf die politische Agenda bringen.“ 
589
 Busch (2003) S.324f spricht dem BVerfG die Rolle einer „… relativ autonomen Mitregierung...“ zu. Kneip 
(2011) S.211 ist dagegen etwas vorsichtiger: „… sind Verfassungsgerichte keine prinzipiellen Veto- oder 
Gegenspieler, sondern legitimer Mitspieler in der Demokratie.“  
590
 Kneip (2009) S.353. 
591
 Haltern (2006) S.47: „[…] bezeichnen wir Verfassungsgerichte […] als Letztentscheider, die als 
unabhängige Institution sogar demokratische Legislativentscheidungen aufheben können.“ 
592
 Scharpf (2006) S.77. 
593
 Buchstein (1992) S.119: „In der liberalen Tradition wird politischen Institutionen zusätzlich die Aufgabe 
zugeschrieben, politische Rechte von Individuen zu garantieren. Der Anspruch Kritischer Demokratietheorie 
müsste darüber hinausgehend auf die Auszeichnung solcher institutionellen Arrangements zielen, die 
neben der sachlichen und der Individualrechte hegenden Funktion auch eine gleichsam rückendeckende 
Aufgabe dergestalt erfüllen, dass sie zur politischen Beteiligung ermuntern und dabei gleichzeitig Prozesse 
rationaler politischer Willensbildung fordern.“ 
594
 Lhotta (2003) S.144. 
595
 Zum Begriff des Akteurs: Blum/ Schubert (2009) S.52ff; hier insbesondere S: 54: „Wie eng oder weit der 
Akteursbegriff gefasst werden sollte, muss sich letztlich immer an der Frage entscheiden: »Wer ist 
tatsächlich dem politischen Prozessen beteiligt und hat Einfluss?«. Die Antwort auf diese Frage wird von 
Politikfeld zu Politikfeld unterschiedlich ausfallen.“ 
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Zunächst spricht vor allem die schon angesprochene Rolle des immer drohenden Schattens 
(den es schon bei der Formulierung und Gestaltung von Gesetzen von Seiten der Politik 
wenigstens abstrakt zu beachten gilt) dafür, das Gericht als einen (mindestens passiven) 
politischen Akteur zu betrachten.596 Auch seine „aktive“ Rolle im Bereich der Prüfung von 
vorgelegten Gesetzen auf ihre Verfassungsmäßigkeit und die damit zuweilen verbundene 
Neugestaltung von (Verfassungs-)Recht spricht für eine solche Zuschreibung.597 So 
existieren – um im Bereich der Rechtsprechung zur Inneren Sicherheit zu bleiben – das 
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung598 sowie das Grundrecht auf 
Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme599 nicht in 
der Folge von originär politischen (bzw. parlamentarischen) Entscheidungen oder 
Gesetzgebungsprozessen, sondern als Reaktion der Karlsruher Richter auf 
verfassungswidrige Normen. 
 
Aber nicht nur im Bereich des Verfassungsrechts ist die Arbeit des Gerichtes zuweilen 
politisch; an manchen Stellen geben die Urteile aus Karlsruhe dem Gesetzgeber präzise 
beschriebene Handlungsempfehlungen;600 die Richter gestalten damit (wenn auch erst nach 
Anrufung) die Inhalte von Politiken.601 Deutlich wurde dies zuletzt im Bereich der Inneren 
Sicherheit beim Urteil zur Vorratsdatenspeicherung, bei dem das Gericht sehr deutlich 
Vorgaben für die notwendige Neuregelung gemacht hat.602 Und auch wenn man unterstellt, 
dass die Karlsruher Richter nicht unbedingt die Rolle als Ersatzgesetzgeber603 angestrebt 
haben, entwickelten manche Entscheidungen doch die Funktion einer solchen 
Ersatzgesetzgebung.604 
Ebenfalls von Interesse für die Frage ob das Gericht ein Akteur der Inneren Sicherheit ist, ist 
die Tatsache, dass sich manche der Karlsruher Richter in durchaus exponierter Weise zu 
Rechtsproblemen oder konkreten Verfahren in der Öffentlichkeit äußern. Dadurch ändert sich 
ihre Rolle von einer nur dem Recht unterworfenen Person (und damit Institution), zum 
Akteur, der Recht und Politik beeinflusst.605 Dies wird verstärkt durch die Tatsache, dass 
sowohl konkrete Rechtsprechung, als auch die abstrakte öffentliche Diskussion in der 
Rollenerwartung enthalten ist, welche die Öffentlichkeit gegenüber den Karlsruher Richtern 
(implizit oder explizit) formuliert.606 Beispielhaft sichtbar für das Thema der vorliegenden 
Arbeit wird das (wenn auch unfreiwillig) beim unten noch ausführlich zu diskutierenden 
Luftsicherheitsgesetz (LuftSiG), welches die Karlsruher Richter zwar als verfassungswidrig 
                                                 
596
 Voigt (2006) S.70: „Das BVerfG ist aber nicht nur ein Gericht, sondern es ist vor allem ein politischer 
Akteur in der Gesetzgebungsarena […]“ 
597
 Greven (2009) S.165f sieht alle obersten Gerichtshöfe in Europa in der Rolle des „Normschöpfers“. 
598
 BVerfGE 65, 1. 
599
 BVerfGE 120, 274. 
600
 Busch (2007) S.418. 
601
 Lhotta (2003) S.145. 
602
 Vgl.: BVerfGE 125, 260, hier beispielsweise RN171. Ausführlich zur Vorratsdatenspeicherung siehe 
Abschnitt 5.3.5 dieser Arbeit. 
603
 Voigt (2006) S.65 spricht von „Übergesetzgeber“, der deswegen immer wieder kritisiert wurde. 
604
 Bornemann (2007) S.77: „[…] durch die verfassungsrechtliche Formulierung von Regelungsvorgaben, 
denen eine faktische Verbindlichkeit von quasi-verfassungsgesetzlichem Rang zukommt, würde der 
Gesetzgeber mehr und mehr zu einem »Vollzugsorgan der Verfassungsjudikatur« herabgesetzt […].“ 
605
 Keip (2009) S.341: „[…] faktisch wirkt Karlsruhe aber auch […] in die Rechtsordnung hinein.“ 
606
 Keip (2009) S.91: „Zum einen agieren Verfassungsgerichte als (kollektive) Akteure innerhalb des 
institutionellen Rahmens eines demokratischen politischen Systems […] Die einzelnen Richter wiederum 
sind eingebunden in die institutionelle Ordnung ihrer Organisation, also in die formalen wie informellen 
Normen richterlichen Handelns […].“ 
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beurteilten, zugleich aber durchblicken ließen, dass sie im Falle einer Bedrohungslage auf 
verfassungswidrig handelnde Politiker hoffen.607 Auch wenn die entsprechenden Äußerungen 
im informellen Rahmen fielen: Man kann durchaus davon ausgehen, dass sie in den Berliner 
Ministerien registriert wurden und im Falle einer notwendigen Neuformulierung des LuftSiG 





3.8.5 Akteur oder Institution? 
 
Das Bundesverfassungsgericht ist im Bereich der Inneren Sicherheit fraglos eine Institution, 
dessen Handeln und dessen Entscheidungen enorme Wirkung für die Akteure entfaltet. 
Dafür sind die oben angeführten Belege recht eindeutig. Ist es aber selbst ein Akteur der 
Inneren Sicherheit? Hier ist die Antwort schwieriger. Zwar wurde schon dargelegt, dass das 
Gericht (und seine Richter) zuweilen wirkmächtig handeln. Zugleich ist das BVerfG Teil der 
Akteurskonstellation, welche für die Gestaltung von Politiken in Deutschland verantwortlich 
ist608 – wenn auch zunächst nur als „passiver“ Akteur, der von anderen Akteuren angerufen 
werden kann und erst dann tätig wird. Aber trotz allen definitorischen Problemen muss man 
wohl davon ausgehen, dass es kein „echter“ Akteur im Politikfeld der Inneren Sicherheit ist. 
Vielmehr ist das Gericht „nur“ Akteur im politischen System mit einem stärkeren Einfluss auf 
das Politikfeld der Inneren Sicherheit, als andere Akteure (wie Polizeien oder Dienste), da es 
selbst den institutionellen Rahmen verändern oder beeinflussen kann. Man kann also davon 
ausgehen, dass das BVerfG zumindest für das Politikfeld der Inneren Sicherheit eine 
Institution besonderer Art ist – wenn man so will, könnte man auch von einer Metainstitution 
sprechen, welche sowohl das Handeln der Akteure beeinflusst, also auch auf andere 
Institutionen einen prägenden Einfluss hat. 
 
3.8.6 Freiheit und Sicherheit im GG 
 
Am Ende der Überlegungen zum BVerfG und seiner Rolle in der Inneren Sicherheit soll noch 
einmal kurz auf das der Rechtsprechung der letzten Jahre zugrunde liegende 
Spannungsverhältnis von „Freiheit oder Sicherheit“ eingegangen werden.609 Was sich hierbei 
festhalten lässt ist die Beobachtung, dass das Gericht einerseits mit seiner Rechtsprechung 
wesentlich zur Fortentwicklung dieses Verhältnisses gesorgt hat610 und sich bei seinen 
Entscheidungen bis auf wenige Ausnahmen (zumindest in denen, die für diese Arbeit von 
                                                 
607
 Vgl. FAZ vom 05.01.2007, S.34. 
608
 Haltern (2006) S.49: „Politikwissenschaftlich gesehen interagieren Gerichte mit anderen politischen 
Akteuren und produzieren gemeinsam mit ihnen politische Entscheidungen.“ 
609
 Hornung (2009) S.251f: „Das bedeutet aber nicht, dass die Entscheidungen des Gerichtes auch faktisch 
losgelöst von der gesellschaftlichen Konstruktion der Grundrechte und ihrer Gewichtung im Verhältnis zu 
Sicherheitsinteressen erfolgen.“ 
610
 Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.106: „Bislang wurde die Beantwortung der Frage nach der Balance 
von Freiheit und Sicherheit stark durch die verfassungsrechtlichen Vorgaben – namentlich durch die 
Rechtsprechung des BVerfG – determiniert.“ 
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Belang sind) regelmäßig für die Freiheit entschieden hat611 – was wiederum Auswirkungen 
auf gesellschaftliche Diskussionen zu diesen Fragen hatte.612 
Die stärkere Gewichtung der Freiheit erscheint auch wenig verwunderlich, da die „Väter“ des 
Grundgesetzes bei ihren Beratungen über Rolle und Aufgaben des BVerfG einerseits auf 
ältere deutsche Traditionen zurückgegriffen haben,613 vor allem aber Erfahrungen aus der 
Zeit des Nationalsozialismus haben einfließen lassen614 und vor diesem Hintergrund gerade 
den Status der Abwehrrechte gegenüber Eingriffen des Staates betont haben. Und der Hüter 
dieser Abwehrrechte sollte in Karlsruhe seinen Platz finden. Dass das BVerfG dabei 
durchaus sehr selbstbewusst seine institutionelle Rolle angenommen hat und sich im (in den 
1950er Jahren noch nicht fest gefügten) Gefüge der Akteure und Institutionen der 
Bundesrepublik seine starke Stellung auch ein Stück weit selbst erkämpft hat, soll jedoch 
nicht verschwiegen werden.615 Zugleich hat das Gericht vor allem in den Anfangsjahren der 
Bundesrepublik durch eine im Zweifel liberale Interpretation des Grundgesetzes auch das 
Verhältnis von Staat und Gesellschaft beeinflusst616 und mit seinen Urteilen die Bedeutung 
der Grundrechte in der deutschen Politik gestärkt.617 Diese starke Stellung (die vor allem bei 
für die Politik unbequemen Entscheidungen gerne durch diese kritisiert wird) hat das Gericht 
genutzt, um in den Anfangsjahren seiner Existenz vor allem den Status der Freiheit sowie 
den Schutz der Grundrechte mit seinen Urteilsprüchen zu festigen.618  
Was das Gericht jedoch in seinen Urteilen häufig nur unzureichend beachtet hat, sind Fragen 
der Drittwirkung von Grundrechten im Privatverkehr. Auch wenn hier der Argumentation in 
den folgenden Abschnitten nicht vorweg gegriffen werden soll, so ist dem Gericht an dieser 
Stelle eine gewisse Blindheit gegenüber Grundrechtsverletzungen von Privaten zu 
unterstellen. Ob hier das Grundrecht auf Sicherheit oder die Lehre von den staatlichen 
Schutzpflichten eine Lösung der Ungleichgewichtung darstellen, kann nicht geklärt werden. 
Auch wenn es durchaus gute Argumente für ein Grundrecht auf Sicherheit gibt,619 so kann 
grundsätzlich vor dem Hintergrund der historischen Erfahrungen der Vorrang der Freiheit in 
der Topologie des Grundgesetzes begrüßt werden.620 Die in den letzten zehn Jahren 
gefällten BVerfG-Urteile zu Gesetzen im „Kampf gegen den Terrorismus“ haben diese 
Gewichtung ähnlich interpretiert und staatliche Eingriffe in die Grundrechte wiederholt 
kritisiert. Dass die vom BVerfG letztlich vorgenommene Abwägung zugunsten der Freiheit 
nicht zugleich eine Abkehr von Sicherheit bedeuten muss, wurde schon in den Ausführungen 
                                                 
611
 Baldus (2008) S.108: „Dieses Rechtsstaatverhältnis – Freiheitssicherung gegen den Staat – wurde zwar 
während des Nationalsozialismus als Ausdruck eines »volksfremden Liberalismus« diffamiert. Aber es 
konnte sich nach Inkrafttreten des Grundgesetzes wieder rasch kraftvoll zur Geltung bringen, nicht zuletzt 
dank des Bundesverfassungsgerichts der wichtigsten Institution der Verfassungsinterpretation, die das 
Rechtsstaatprinzip mit Hilfe zahlreicher Teilelemente konkretisiert und gestärkt hat.“ 
612
 Gusy (2006) S.210ff zeigt dies vor allem am Beispiel der Verfassungsbeschwerde. 
613
 Niclauß (2006) S.117: „Für die westdeutsche Diskussion über Verfassungsgerichtsbarkeit waren nach 
1945 aber in erster Linie die Erfahrungen aus der Zeit der Weimarer Republik maßgebend, ergänzt durch 
einen Seitenblick auf den 1920 in Österreich begründeten Staatsgerichtshof.“ 
614
 Frankenberg, (2010) S.102: „Das Grundgesetz gibt vor allem in Hinsicht auf den Ausnahmezustand zu 
erkennen, in welchem Maße seine Eltern vom Scheitern des Weimarer Rechtsstaats beeindruckt waren.“ 
615
 Keip (2009) S.340. 
616
 Günther (2006) S.135. 
617
 Lamprecht (2009). 
618
 Keip (2009) S.342: „Die Ausdehnung des verfassungsrechtlichen Kontrollbereichs durch das Gericht 
selbst mag unter staatsrechtlichen Gesichtspunkten problematisch erscheinen […], in 
demokratietheoretischer Hinsicht ist sie jedoch grundsätzlich zu begrüßen.“ 
619
 Isensee (1983) 
620
 Ähnlich auch Pietschman (2010) S.132f. 
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zum Begriff der Sicherheit diskutiert und wird auch in den folgenden beiden Kapiteln anhand 
von ausgewählten Karlsruher Entscheidungen immer wieder zu sehen sein. Eine kluge 
Politik der Inneren Sicherheit kann diese beiden Seiten einer Medaille ohne allzu starke 
Grundrechtseinschränkungen abdecken621 und müsste eigentlich die Urteile des BVerfG 
nicht fürchten.  
 
 
                                                 
621
 Möllers/ van Ooyen (2006c) S:367: „Auf der einen Seite lässt sich in der Rechtsprechung des BVerfG 
immer wieder »echte« Liberalität nachweisen, die sowohl den Konflikt mit den höchstrichterlichen 
Fachgerichten nicht scheut als auch den Versuchungen des »Zeitgeistes« - in der Regel – widersteht, die 
Menschen- und Bürgerrechte angesichts angespannter Sicherheitslagen einfach drastisch einzuschränken. 
Andererseits verhält sich dieses Verständnis auf den Staat bezogener Abwehrrechte blind gegenüber allen 
»nichtsstaatlichen« Formen politischer Macht, sodass der Grundrechtsschutz hier leer läuft.“ 
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„Man muss sich wirklich fragen, ob wir nicht auf dem Wege zur Rehabilitierung des 
Staatsrechtlers Carl Schmitt sind, der bekanntlich bei aller intellektuellen Brisanz ein 
Wegbereiter des Nazi-Unrechtsstaates war. Er hatte sich intensiv mit dem 
Phänomen des Ausnahmezustandes befasst und legitimierte die Aufhebung von 




Dass Person und Werk Carl Schmitts nicht unumstritten sind, muss in Anbetracht von 
zahlreichen Arbeiten, welche sich mit Leben und Wirken des „Furchtbaren Juristen“623 und 
Staatsrechtslehrers beschäftigen, nicht besonders betont werden.624 Bei Schmitt handelt es 
sich zweifellos um einen Wissenschaftler, der sich in den Zeiten des Nationalsozialismus 
aus opportunistischen und sonstigen zweifelhaften Gründen an die Nationalsozialisten 
„verkauft“ hat. Auch wenn dieses Verhalten nicht zu rechtfertigen ist, so kann daraus nicht 
geschlossen werden, dass damit Schmitts Denken von vornherein diskreditiert wäre. Denn 
zugleich hat Schmitt für die bundesdeutsche Staatsrechtslehre einen prägenden Einfluss 
gehabt, wie nur wenige andere Staatsrechtslehrer der Weimarer Republik.625  
 
Die Diskussion der ersten gesetzgeberischen Reaktionen der rot-grünen Bundesregierung 
(aber auch der nachfolgenden schwarz-roten Koalition 2005 – 2009) haben in der 
Öffentlichkeit zuweilen den Verdacht hervorgebracht, dass Schmitt nicht nur Stichwortgeber 
für die politischen und juristischen Entwicklungen in den ersten Jahren der Bundesrepublik 
sei, sondern dass sich die (vermeintlich) grundrechtsfeindliche Politik der letzten Jahre zur 
Legitimation bei Schmittschen Argumentationsfiguren bedient – die wiederum begleitet 
seien von entsprechenden wissenschaftlichen Publikationen. Man müsse also von einer 
regelrechten „Schmitt-Renaissance“ sowohl im gesetzgeberischen Handeln wie auch in 
politik- und rechtswissenschaftlichen Publikationen ausgehen.626  
 
Diese mit Verweisen auf Schmitt argumentierende Kritik an der Ausweitung von staatlichen 
Befugnissen rieb sich – in gewisser Weise völlig zutreffend – vor allem an zwei Dingen: Zum 
einen an der (vermeintlichen) rhetorischen und inhaltlichen Rückkehr des 
Ausnahmezustandes zur Begründung einer extensiven Politik627 der Inneren Sicherheit, 
welche auf die entsprechenden Figuren in Schmitts Politischer Theologie zurückgreift.628 
Zum anderen wurde vor allem auf die (vermeintliche) Rückkehr des Feindbegriffes von 
                                                 
622
 Baum (2008) S.187. 
623
 So der Titel einer Arbeit von Ingo Müller (der auf einen Ausspruch des Rolf Hochhuth zurückgeht), in 
dem unter anderem auch Schmitts Wirken im Nationalsozialismus kritisch diskutiert wird. 
624
 Zuletzt: Mehring (2009). 
625
 Wobei sich hier von Thesen distanziert werden soll, dass die Staatsrechtslehre der Bundesrepublik in 
der Tradition des Nationalsozialismus stehen würde. 
626
 Welche nicht erst mit dem 11. September 2001 einsetzte. Vgl. beispielsweise die zahlreichen Arbeiten 
Rüdiger Voigts zu Carl Schmitt. 
627
 Busch (2003), Busch (2007). 
628
 Schmitt (2004), insbesondere S.13ff. 
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Schmitt aus dem Begriff des Politischen insistiert.629 Zuletzt wurden sogar Schmitts 
Überlegungen zum Nomos der Erde630 in Beziehung zu den von der US-Regierung auf 
Kuba geschaffenen Einrichtungen (Guantanamo) in Beziehung gesetzt.631  
Dass Carl Schmitt gerade vor dem Hintergrund der terroristischen Anschläge des 11. 
September 2001 durchaus wieder an Aktualität gewonnen haben könnte, lässt sich mit 
Bezug zu seinen Arbeiten durchaus nachvollziehen. So sind die als neu wahrgenommenen 
Bedrohungen durch den internationalen Terrorismus sowie die im Irak und in Afghanistan 
geführten, sogenannten asymetrischen Kriege in gewisser Weise in Schmitts „Theorie des 
Partisan“632 theoretisch angelegt; auch Schmitts Überlegungen zur Scheidung von Freund 
und Feind als dem Wesen von Politik scheinen vor dem Hintergrund der nur schwer zu 
deutenden terroristischen Motive eine gewisse Erklärungskraft zu besitzen.633 Zugleich sind 
Schmitts Überlegungen zur Unterscheidung von Normallage und Ausnahmezustand634 für 
eine Verfassungsordnung gerade im Falle „erfolgreicher“ Anschläge von gewisser Relevanz. 
Unabhängig von diesen erst nach dem 11. September (wieder) aktuell gewordenen 
Bezügen, könnte die Tatsache, dass einige „Schmitt-Schüler“ als Richter am BVerfG 
gearbeitet635 und so die Verfassungsordnung, aber auch die bundesdeutsche Politik 
wesentlich geprägt haben,636 für eine gewisse Aktualität sprechen. 
 
Reichen diese Indizien – so plausibel sie zunächst sein mögen – aus, um von einer Schmitt-
Renaissance in Politik (und Wissenschaft) zu sprechen? Und vor allem: Kann Schmitt als 
Gewährsmann für die aus Grundrechtssicht zum Teil problematischen Entwicklungen im 
Bereich der Inneren Sicherheit herangezogen werden? Diesen „Vorwürfen“ wird im 
folgenden Kapitel ausführlicher nachgegangen werden. Hierbei kann es jedoch nicht darum 
gehen, sämtliche Aspekte der Arbeiten Schmitts vollständig nachzuzeichnen. Vielmehr soll 
sich auf zwei besonders prägnante Figuren des Schmittschen Denkens beschränkt werden 
und deren Relevanz für die aktuelle Rechtspolitik (vor dem Hintergrund des 11. September 
2001) diskutiert werden. Die Untersuchung wird jedoch immer erst in einem zweiten Schritt 
stattfinden. An erster Stelle sollen im folgenden Kapitel konkrete und aktuelle 
Rechtsprobleme diskutiert werden. Eingeflochten in diese Untersuchung werden dann 
mögliche Bezüge zum Schmittschen Denken. 
                                                 
629
 Schmitt (2002a), insbesondere S.26ff. 
630
 Schmitt (1997). 
631
 Aradau (2007). 
632
 Schmitt (2002b). 
633
 Schmitt (2002a) S.26f: „Die spezifische politische Unterscheidung, auf welche sich die politischen 
Handlungen und Motive zurückführen lassen, ist die Unterscheidung von Freund und Feind. […] Er (der 
Feind, TP) ist eben der andere, der Fremde, und es genügt zu seinem Wesen, dass er in einem besonders 
intensiven Sinne existenziell etwas anderes und Fremdes ist, so dass im extremen Fall Konflikte mit ihm 
möglich sind, die weder durch eine im voraus getroffene generelle Normierung, noch durch den Spruch 
eines »unbeteiligten« und daher »unparteiischen« Dritten entschieden werden können.“ 
634
 Schmitt (2004) S.21: „Die Ausnahme ist interessanter als der Normalfall. Das Normale beweist nichts, 
die Ausnahme beweist alles; sie bestätigt nicht nur die Regel, die Regel lebt überhaupt nur von der 
Ausnahme. In der Ausnahme durchbricht die Kraft des wirklichen Lebens die Kruste einer in der 
Wiederholung erstarrten Mechanik.“ 
635
 Am bekanntesten ist sicher Ernst Wolfgang Böckenförde. Vgl. zur Bedeutung der Schulen für die 
Staatsrechtslehre allgemein: Günther (2004). 
636
 Anter (2006) S.309 zeigt am Beispiel der Menschenbildformel den Einfluss Schmitts schon in frühen 
Jahren der Bundesrepublik, in denen der Name Schmitt noch stärker belastet war, als heute: „Betrachtet 
man die Genealogie der Menschenbildformel, dann ist sie also erstens bayerisch inspiriert und zweitens auf 
Schmitts kritische Grundrechtsdeutung bezogen.“ 
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Hierzu wird zum einen die mögliche Rückkehr des Ausnahmezustandes am Beispiel des 
mittlerweile in entscheidender Stelle637 für verfassungswidrig638 erklärten 
Luftsicherheitsgesetzes diskutiert. Neben der Frage, inwieweit das Gesetz selbst Elemente 
Schmittschen Denkens aufnimmt, wird auch auf das Urteil des BVerfG zum LuftSiG und 
dessen Rezeption in der (Rechts-)Wissenschaft eingegangen. Des Weiteren soll auch der 
Inhalt des Gesetzes selbst untersucht und einer praktischen Prüfung unterzogen werden, 
wobei vom Verfasser berechtigte Zweifel an der Umsetzbarkeit des Gesetzes angemeldet 
werden. Am Beispiel des Luftsicherheitsgesetzes soll zudem nachgewiesen werden, dass 
selbst bei Vorliegen möglicher gemeinsamer Argumentations- und Denkfiguren ein Verweis 
auf (oder Vergleich mit) dem Denken Schmitts nicht immer passend ist.  
Zum anderen soll die Figur des Feindes anhand der sogenannten Feindstrafrechtstheorie 
von Günther Jakobs diskutiert werden. Auch hier sollen praktische Beispiele die 
Überlegungen untermauern, wobei jedoch nur auf eine konkrete Gesetzesnorm (§89a StGB) 
näher eingegangen wird. Vor allem soll das Feindstrafrecht selbst kurz vorgestellt und 
diskutiert werden, da wohl nur wenige rechtswissenschaftliche Theorien das Glück hatten, 
einer so breiten Diskussion auch über die Grenzen der Strafrechtswissenschaft hinaus 
unterworfen worden zu sein,639 wie die Überlegungen von Günther Jakobs. Das Beispiel 
Jakobs eignet sich zudem sehr gut, um zu zeigen, dass Schmitt mittlerweile neben der 
vermeintlichen Begründung für den Abbau von Grundrechten noch eine weitere Rolle in der 
Wissenschaft eingenommen hat: Zuweilen finden sich Argumentationsmuster, welche 
Schmitt als eine Art „Totschlagargument“ nutzen, um damit unbequeme oder missliebige 
Positionen zu diskreditieren, ohne sich mit den eigentlichen Argumenten 
auseinanderzusetzen.  
 
                                                 
637
 Gemeint ist die Erlaubnis zum Abschuss entführter Passagierflugzeuge in §14(3) LuftSiG. 
638
 BVerfGE 115, 118. 
639
 So gab beispielsweise die Zeitschrift Höchstrichterliche Rechtsprechung im Strafrecht zwei Ausgaben 
mit dem Themenschwerpunkt Feindstrafrecht heraus und es erschienen zahlreiche Monographien und 
Sammelbände, welche sich mit den theoretischen und praktischen Problemen des Feindstrafrechtes 
auseinandersetzten. 
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4.1  Der Paragraph 14 (3) des Luftsicherheitsgesetzes – Regelung des 
Ausnahmezustandes oder des Normalzustands?! 
 
4.1.1 Einleitung und Vorüberlegung 
 
„Not kennt kein Gebot“, so spricht der Volksmund und auch die (Rechts-) Philosophie,640 
welche sich über die Dilemmata des Lebens Gedanken gemacht hat. So einfach kann es 
sich der politische Souverän jedoch nicht machen, wenn er in regelmäßigen Abstanden zur 
Wahl steht und dem Wähler glaubhaft versichern muss, dass er für Sicherheit sorgen 
kann.641 Fraglich ist darüber hinaus, ob der liberale Rechtsstaat es sich leisten kann, ohne 
ein Gebot (≈ Gesetz) für den Not- oder Unglücksfall auszukommen. Das Aufeinanderprallen 
von Befürwortern eines freiheitlichen Politikverständnisses mit Vertretern einer eher an 
Sicherheit orientierten Politik zeigte sich besonders deutlich in der Diskussion um die 
Neufassung des Luftsicherheitsgesetzes (LuftSiG) aufgrund der Anschläge vom 11. 
September 2001. Ein Teil der Kommentatoren plädierte für die Nichtregelung solcher Fälle; 
ein anderer Teil für die möglichst genaue Normierung des Flugzeugabschusses. 
Von Seiten der Befürworter einer juristisch geregelten und im konkreten Ausnahmefall 
dadurch rechtlich zulässigen Möglichkeit des Flugzeugabschusses wurde argumentiert, dass 
nur durch den Einsatz der Bundeswehr entführte Luftfahrzeuge zur Landung gezwungen 
oder im Extremfall auch zerstört werden könnten. Nur durch eine solche Regelung, die im 
Zweifel das (ohnehin schon verlorene) Leben der Passagiere zu opfern ermögliche und dies 
auch rechtlich absichere, könne größerer Schaden von der Bevölkerung abgehalten 
werden.642 Die Schutzpflichten des Staates könnten nicht nur bei „Schönwetter“ gelten, 
sondern müssten – dogmatisch korrekt – auch bei solchen schwierigen Entscheidungen wie 
dem Abschuss eines Flugzeuges für die am Boden betroffenen Bürger gelten.643 Die 
Entscheidung für einen Abschuss zu treffen, könne zudem nicht den im Ernstfall handelnden 
Politikern und Soldaten zugemutet werden, wenn diese nicht den Schutz des Gesetzes 
besäßen und dadurch vor rechtlicher Überprüfung sicher seien.644 
Dem wurden auf der anderen Seite meist eher rechtsphilosophisch motivierte Überlegungen 
entgegen gehalten, die sowohl auf das im Grundgesetz verankerte Gebot der 
Menschenwürde als auch auf das damit verbundene Problem der Nichtverrechenbarkeit von 
Leben verwiesen.645 Flankierend wurde zudem auf das psychologische Problem der 
Abschussentscheidung für die Verantwortlichen verwiesen: Wer einen Freifahrschein zum 
Flugzeugabschuss besitzt, ist viel eher bereit, das Leben Unschuldiger zu opfern.646 Ein 
Staat, in dessen Verfassung das Prinzip der Menschenwürde an prominenter Stelle steht, 
                                                 
640
 Vgl.: Kant (1977) S.343 (Einleitung zur Metaphysik der Sitten): „Not hat kein Gebot; und gleichwohl kann 
es keine Not geben, welche, was unrecht ist, gesetzmäßig machte.“ Ähnlich: Hegel (1986) S.241: „Die Not 
offenbart sowohl die Endlichkeit und damit die Zufälligkeit des Rechts als auch des Wohls […].“ 
641
 Kaufmann (2003). 
642
 Beispielhaft: Depenheuer (2007b) S.56f. 
643
 Ekardt (2006): „Vor staatlichen Angriffen auf das Leben wird man so u.U. absolut geschützt. Ob man 
dagegen vor den Mitbürgern geschützt wird, darf der Staat frei entscheiden.“ 
644
 Beispielhaft: Isensee (2007) S.211 sowie S.223. 
645
 Zur Frage der Abwägung von Grundrechten: Ekardt (2010) S.92: „Gemeint ist hiermit ein – wenn nicht 
das – Grundphänomen des Rechts: dass es eben um einen gerechten Ausgleich kollidierender Belange 
geht, einerlei ob man dies Ermessensprüfung, Verhältnismäßigkeitsprüfung oder eben einfach Abwägung 
nennt. Denn letztlich muss jedwede Rechtsanwendung den kollidierenden Freiheitssphären und 
Freiheitsgarantien der dahinter stehenden Menschen gleichzeitig gerecht zu werden versuchen.“ 
646
 Beispielhaft: Pawlik (2004) S.1051. 
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müsse in solchen Krisensituationen vielmehr Nervenstärke bewahren und in der konkreten 
Situation entscheiden.647 
Diese Diskussion soll hier nur am Rande verfolgt werden, da sich durch das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) zum LuftSiG vom 15. Februar 2006 die 
bundesdeutsche Rechtslage eindeutig geklärt zu haben scheint. Gelegentliche Äußerungen 
von den jeweils zuständigen Ministern648 können zwar Zweifel an der moralischen 
Standfestigkeit und am rechtspolitischen Verständnis des sich hierzu jeweils 
positionierenden Entscheidungsträgers wecken, ändern aber nichts an der in juristischer 
Hinsicht eindeutigen Lage. Zudem spielen moralische Überlegungen im Politischen eine eher 
untergeordnete Rolle, sofern man Max Weber glauben kann.649 Schließlich könnte man 
zugunsten eines Abschusses anführen, dass eine verantwortungsvolle Entscheidung 
(vermeintlich) eine Vielzahl von Menschen retten würde.  
Zunächst soll hier jedoch der Versuch unternommen werden, die Diskussion um das LuftSiG 
auf ein stabiles Fundament zu stellen, weshalb im Folgenden zuerst die praktische 
Durchführbarkeit eines Flugzeugabschusses im deutschen Luftraum untersucht wird.650 
Anders gefragt: Unabhängig davon ob erlaubt oder nicht: Kann mit den derzeitigen 
technischen Mitteln ein entführtes Passagierflugzeug abgeschossen werden?651 Gleichzeitig 
soll geprüft werden, inwieweit die einem Abschuss zugrunde liegende Aufrechnung der 
potenziellen Opfer am Boden mit den Passagieren des abzuschießenden Flugzeuges 
überhaupt funktionieren kann. Im Angesicht der Ergebnisse dieser Untersuchung sollen dann 
einige der Argumente analysiert werden, die die Entscheidung des BVerfG kritisch 
betrachten und stattdessen die rechtliche Regelung für einen solchen klar begrenzten 
Ausnahmezustand fordern. Schlussendlich soll der auf Carl Schmitt zurückgehende Begriff 
des Ausnahmezustandes selbst noch einmal hinterfragt werden, da er wesentlich für die 
Frage der Regelbarkeit solcher extremen Situationen zu sein scheint und Schmitt im Kontext 
des LuftSiG durchaus häufiger erwähnt wurde. 
 
Das LuftSiG,652 welches am 24. September 2004 durch den Bundestag beschlossen wurde, 
wurde vom BVerfG am 15. Februar 2006 für ungültig erklärt.653 Zuvor hatte Bundespräsident 
Horst Köhler bei Ausfertigung des Gesetzes verfassungsrechtliche Bedenken insbesondere 
zu § 14 des Gesetzes angemeldet. Trotz der Entscheidung des BVerfG (oder gerade 
deswegen) ist die Diskussion über die Erlaubnis eines Flugzeugsabschusses auf Basis des 
                                                 
647
 Hirsch (2007) S.25. Erinnert sei auch an die oben (2.2.3) schon erwähnte „heroische Gelassenheit“ 
Münklers. 
648
 Zuletzt der ehemalige Bundesverteidigungsminister Jung: „Ich wünsche mir eine verfassungsrechtliche 
Klarstellung. Aber da gibt es noch keinen Konsens in der Koalition. Deshalb müsste ich im Notfall vom 
Recht des übergesetzlichen Notstands Gebrauch machen: Wenn es kein anderes Mittel gibt, würde ich den 
Abschussbefehl geben, um unsere Bürger zu schützen. Das ist nach meinem Verständnis eine wichtige 
Staatsaufgabe.“ Interview mit Franz Josef Jung im Magazin Focus, Ausgabe 38/2007. 
649
 Weber (1992) S.71: „Keine Ethik der Welt kommt um die Tatsache herum, dass die Erreichung guter 
Zwecke in zahlreichen fällen daran gebunden ist, dass man sittlich bedenkliche oder mindestens 
gefährliche Mittel oder die Möglichkeit oder auch die Wahrscheinlichkeit übler Nebenerfolge mit in Kauf 
nimmt [...].“ 
650
 Zur Schwierigkeit von Tatsachenabwägungen als Grundlage für gesetzliche Regelungen und rechtliche 
Entscheidungen: Ekardt (2011, i.E.) S.47ff. 
651
 Prinzipiell lässt sich bei jedem Gesetz zeigen, dass es zu umgehen ist oder in bestimmten Momenten 
unwirksam ist. Beim LuftSiG ist jedoch zu fragen, ob die Regelung eines solchen Ausnahmezustandes 
überhaupt sinnvoll ist – da es letztlich eine Einzelfallmaßnahme darstellt. 
652
 Bundesgesetzblatt Nr. 3/2005. 
653
 BVerfGE 115, 118.  
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Paragraph 14 des LuftSiG bis heute654 nicht verstummt. Er soll hier zunächst im Wortlaut 
zitiert werden: 
 
(1) Zur Verhinderung des Eintritts eines besonders schweren Unglücksfalles dürfen die 
Streitkräfte im Luftraum Luftfahrzeuge abdrängen, zur Landung zwingen, den Einsatz 
von Waffengewalt androhen oder Warnschüsse abgeben.  
(2) Von mehreren möglichen Maßnahmen ist diejenige auszuwählen, die den Einzelnen 
und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt. Die Maßnahme 
darf nur so lange und so weit durchgeführt werden, wie ihr Zweck es erfordert. sie 
darf nicht zu einem Nachteil führen, der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar außer 
Verhältnis steht.  
(3) Die unmittelbare Einwirkung mit Waffengewalt ist nur zulässig, wenn nach den 
Umständen davon auszugehen ist, dass das Luftfahrzeug gegen das Leben von 
Menschen eingesetzt werden soll, und sie das einzige Mittel zur Abwehr dieser 
gegenwärtigen Gefahr ist.  
(4) Die Maßnahme nach Absatz 3 kann nur der Bundesminister der Verteidigung oder im 
Vertretungsfall das zu seiner Vertretung berechtigte Mitglied der Bundesregierung 
anordnen. Im Übrigen kann der Bundesminister der Verteidigung den Inspekteur der 
Luftwaffe generell ermächtigen, Maßnahmen nach Absatz 1 anzuordnen.655 
 
Zusammengefasst erlaubten es die im § 14 vorgesehenen Regelungen dem jeweiligen 
Bundesverteidigungsminister (im durch das LuftSiG definierten Ausnahmefall) der Luftwaffe 
den Befehl zum Abschuss eines entführten Passagierflugzeugs zu erteilen. Die im Gesetz 
verwendete Formulierung „schwerer Unglücksfall“ ist in diesem Zusammenhang zunächst 
etwas unpräzise. Fraglich ist, ab welchem Moment ein „schwerer Unglücksfall“ konkret 
eintritt; d.h. wann würden die entsprechenden Regelungen des LuftSiG zur Anwendung 
kommen können. Zwar verweist auch § 1 des Gesetzes auf „Flugzeugentführungen, 
Sabotageakte und terroristische Anschläge“ als Zweck des Gesetzes, aber auch hier bleibt 
unklar, was darunter genau zu verstehen ist, da dass LuftSiG nicht ausschließlich den 
Abschuss eines entführten Passagierflugzeugs regelt. Zugunsten einer unpräzisen 
Formulierung im Gesetz spricht jedoch, dass der konkrete Anwendungsfall recht schwer im 
Voraus in einem Gesetzestext beschrieben werden kann. Genau dieses 
Formulierungsproblem deutet das Wesen des Ausnahmefalls schon an; die damit 
verbundenen rechtstheoretischen Probleme der Reglung sollen jedoch weiter unter diskutiert 
werden. 
Die Notwendigkeit einen solchen konkret umrissenen Ausnahmefall zu regeln, ergab sich 
nach Ansicht der Bundesregierung aus dem Ablauf der Anschläge des 11. Septembers 
2001, bei dem vier entführte Passagierflugzeuge als fliegende Bomben missbraucht wurden 
und mehr als 3000 Menschen656 ihr Leben verloren. Zugleich stand die Umsetzung der 
                                                 
654
 So haben die Bundesländer Bayern und Hessen durch eine Organklage vor dem BVerfG Anfang 2010 
versucht, die strittige Regelung eines möglichen Flugzeugabschusses landesrechtlich regeln zu können. 
Hierzu versuchen die beiden Länder, das LuftSiG generell für verfassungswidrig erklären zu lassen (da die 
Länder 2004 hätten zustimmen müssen), um dadurch der Entscheidung des BVerfG von 2006 selbst den 
Boden zu entziehen (da die BVerfG-Entscheidung über ein nicht verfassungskonformes Gesetz selbst auf 
rechtlichen wackligen Füßen ruht). 
655
 Zitiert nach: http://bundesrecht.juris.de/luftsig/BJNR007810005.html. 
656
 Die Zahlen schwanken je nach Quelle, es ist aber von mindestens 2970 Opfern auszugehen. 
 - 99 - 
Europäischen Luftsicherheitsverordnung657 in deutsches Recht an, wodurch ohnehin eine 
Neuregelung des (alten) LuftSiG notwendig wurde.658 Beschleunigt wurde die 
gesetzgeberische Arbeit des Bundestages über das Gesetz überdies durch ein 
Kleinflugzeug, welches sich im Februar 2002 im Luftraum über Frankfurt/Main befand und 
dabei ständig die Gefahr bestand, dass das Flugzeug vom geistig verwirrten Piloten in eines 
der Hochhäuser der Frankfurter Innenstadt gestürzt würde, ohne dass die Luftwaffe der 
Bundeswehr eingreifen durfte.659  
 
Die wesentliche Kritik am Gesetz bezog sich in der öffentlichen Diskussion auf die 
insbesondere dem §14 (3) zugrunde liegende moralische Problemlage, die ein Verrechnen 
von Leben möglich machen würde. Vielfach wurde hierbei auf die durch die Rechtsprechung 
des BVerfG aus dem Grundgesetz „herausinterpretierte“660 kantische Formel hingewiesen, 
nach der der Mensch niemals nur Mittel, sondern immer auch Zweck des Handelns sein 
solle.661 Das LuftSiG ermögliche jedoch nach Ansicht einiger Kritiker sowie die Mehrheit der 
Richter des BVerfG die Degradierung des Menschen vom Subjekt zum bloßen Objekt des 
Rechtes.662 Auch wurde vielfach kritisiert, dass man das Leben der Passagiere nicht mit dem 
Leben der am Boden von einem möglichen Anschlag Betroffenen verrechnen könne, da eine 
solche Aufrechung von Leben aus prinzipiellen Gründen nicht möglich sei. 
Interessant ist, das im Gegensatz zu den in der Öffentlichkeit vermutlich in jeder 
vorstellbaren Dimension durchdachten verfassungsrechtlichen und rechtsphilosophischen 
Argumenten für und gegen § 14 (3) des LuftSiG die praktische Durchführbarkeit eines 
Flugzeugabschusses und damit die Basis der genannten Regelung fast überhaupt nicht 
diskutiert wurde. Einzig der bei der mündlichen Verhandlung vorgebrachte Einwand der 
Pilotenvereinigung Cockpit,663 dass man im Zweifel nur innerhalb des Flugzeuges 
entscheiden könne, ob eine Entführung mit der Absicht eines gezielten Abschusses vorliege, 
weist in Ansätzen auf dieses Problem hin. Wie ein Abschuss jedoch im Detail ablaufen soll664 
und ob die Bundeswehr die dafür nötigen Ressourcen überhaupt besitzt, wurde nicht 
hinterfragt. 
                                                 
657
 Verordnung (EG) 2320/2002 des Europäischen Parlamentes und des Rates zur Festlegung 
gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt vom 16. Dezember 2002. 
658
 Busch (2007) S.416 weist auf diesen in der öffentlichen Diskussion selten genannten Punkt hin. 
659
 Vgl. Gareis (2009b) S.122: „In Deutschland selbst sorgte ein vergleichsweise harmloser Zwischenfall 
dafür, dass eine breite und tiefgehende politische Debatte über militärische Beiträge zur Gefahrenabwehr 
im Inneren wieder in Gang kam, als im Februar 2002 ein offenbar verwirrter junger Mann mit einem 
Leichtflugzeug im Luftraum über der Frankfurter Innenstadt herumflog.“ 
660
 van Ooyen/ Möllers (2006c) S.380 zeigen (m.w.N.), dass der Bezug auf Kant auf den zweiten BVerfG-
Präsidenten Josef Wintrich zurückgeht, kritisieren diese aber aufgrund ihrer (vermeintlichen) etatistischen 
Schlagseite. 
661
 Kant (1974) S.61: „Handle so, dass du die Menschheit sowohl in deiner Person, als in der Person eines 
jeden anderen jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß als Mittel brauchst.“  
662
 BVerfGE 115, 118; in Anlehnung an die Subjektformel Kants: „Schlechthin verboten ist damit jede 
Behandlung des Menschen durch die öffentliche Gewalt, die dessen Subjektqualität, seinen Status als 
Rechtssubjekt, grundsätzlich in Frage stellt […], indem sie die Achtung des Wertes vermissen lässt, der 
jedem Menschen um seiner selbst willen, kraft seines Personseins, zukommt […]. Wann eine solche 
Behandlung vorliegt, ist im Einzelfall mit Blick auf die spezifische Situation zu konkretisieren, in der es zum 
Konfliktfall kommen kann […].“ 
663
 Vgl. die Urteilsbegründung des BVerfG zur Verfassungswidrigkeit des LuftSiG, RN 68. 
664
 Wobei man dem Gesetzgeber natürlich zugute halten kann, dass sich ein solcher Entführungsfall nur 
schwer im Vorhinein konstruieren lässt. Dies wiederum verstärkt den Eindruck, dass eine Regelung des 
Ausnahmezustandes wie die des LuftSiG grundsätzlich zu hinterfragen ist, da es zum Wesen des 
Ausnahmezustandes gehört, nicht im Vorhinein beschrieben werden zu können. 
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4.1.2 Praktische Überlegungen 
 
Die in der vorhandenen Literatur fehlende Erörterung der praktischen Probleme eines 
Flugzeugabschusses soll hier nachgeholt werden. Für die praktischen Überlegungen hilfreich 
ist folgendes Gedankenexperiment: Man stelle sich die Situation einer Flugzeugentführung 
konkret (trotz aller Probleme der Tatsachenabwägung, die dies nach sich zieht) vor: Ein 
Passagierflugzeug wird von Terroristen im deutschen Luftraum entführt, die Willens und in 
der Lage sind, ein Flugzeug in ein Hochhaus oder ein Atomkraftwerk zu fliegen; es wäre der 
Geltungsbereich des Luftsicherheitsgesetzes berührt. Die Situation wäre dabei in vielfacher 
Hinsicht vergleichbar mit den Attentaten von New York und Washington am 11. September 
2001; diese sollen in einigen Punkten auch zum Vergleich für die folgenden Überlegungen 
genutzt werden. Unwichtig für die folgende Darstellung ist hingegen an dieser Stelle, woher 
das Flugzeug kommt, um welchen Flugzeugtyp genau es sich handelt, wie viele Insassen 
das Flugzeug hat und welcher Nationalität diese angehören.  
Zunächst ist im Rahmen des Gedankenexperiments zu fragen, wie lange es dauern würde, 
bis von verantwortlicher (bzw. zuständiger) Stelle bemerkt werden würde, dass ein Flugzeug 
tatsächlich entführt worden ist. Hierzu ist zunächst im Hinterkopf zu behalten, dass die 
Piloten sich im Abstand von circa fünf Minuten bei der zuständigen Flugkontrolle melden 
müssen (und dies im Falle einer erfolgreichen Entführung nicht mehr könnten). Daran 
anschließend könnten durchschnittlich zwei bis drei Minuten angesetzt werden, in denen 
nicht erkannt wird, dass ein Flugzeug entführt wurde. Mit Verweis auf die Anschläge vom 11. 
September 2001,665 bei denen von der zuständigen Flugleitzentrale erst nach circa neun 
Minuten vermutet (!) wurde, das Flug AA 11 (das erste entführte Flugzeug) entführt sein 
könnte (was aber aus der Kombination des fehlenden Funkkontaktes und dem Abschalten 
eines Transponders zur Erkennung des Fluges durch die Entführer lag), wäre sogar eine 
höhere Zeitspanne zwischen Beginn der Entführung und Feststellen des Entführungsfalles 
möglich. Trotzdem soll im Folgenden von circa drei Minuten ausgegangen werden, da im 
Zweifel auch glückliche Umstände eine frühere Erkennung des Entführungsfalles möglich 
machen könnten. Zugleich muss in Hinterkopf behalten werden, dass in diesen drei Minuten 
ein durchschnittliches Passagierflugzeug (mit einer Reisegeschwindigkeit von 840 bis 900 
Kilometer pro Stunde) zwischen 40 und 45 Kilometer zurücklegt. 
Das heißt zugleich, dass frühestens drei Minuten666 nach Beginn der Entführung der 
Verteidigungsminister als zuständige Person informiert werden könnte. Tatsächlich würde es 
aber wohl länger dauern, da auch ein Minister nicht immer und überall sofort erreichbar ist.667 
Dieser müsste jedoch sofort Luftfahrtexperten in der Nähe haben, die ihn unverzüglich bei 
der „Abschuss-Entscheidung“ beraten; ein solches Szenario wird für die weiteren 
Überlegungen jedoch als gegeben angenommen. Die Beratungen mit Experten sowie die 
Bewertung der Situation und die Konkretisierung einer möglichen Abschussentscheidung 
dürften weitere fünf Minuten benötigen, da hier die zunächst wenigen vorhandenen 
Informationen keine schnellere Entscheidung möglich machen. Während dieser Beratung ist 
noch unklar, ob § 14 (3) des LuftSiG überhaupt einschlägig ist, da die nun vermutete 
Entführung nicht zwangsläufig mit dem Motiv geschehen sein muss, dass Flugzeug als 
                                                 
665
 Vergleiche den Bericht der National Commission on Terrorist Attacks upon the United States S.5ff. 
666
 Um diese Zeitspanne einzuhalten, müsste der Fluglotse sofort die zuständigen Behörden einschalten. In 
Anbetracht der Tragweite einer solchen Entscheidung ist dies nicht wahrscheinlich. 
667
 Zwar lässt das Gesetz die Entscheidung auch durch einen Vertreter zu; aber auch ein Vertreter wird 
nicht immer verfügbar sein. 
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Waffe zu missbrauchen. Das Luftsicherheitsgesetz lässt jedoch den Einsatz der Luftwaffe zu, 
wenn ein Passagierflugzeug „nur“ entführt wurde, um beispielsweise die Bundesrepublik 
oder die Fluggesellschaft zu erpressen; ein Abschuss wäre in diesem Fall jedoch nur noch 
schwerlich auf Basis des §14 (3) LuftSiG zu begründen.  
Im weiteren Verlauf des Gedankenexperiments spielen diese Einschränkungen jedoch keine 
weitere Rolle; es wird angenommen, dass nach acht Minuten die entsprechenden Befehle an 
eine der beiden Alarmrotten der Luftwaffe gegangen sind, das entführte Flugzeug zu 
überprüfen und gegebenenfalls abzuschießen bzw. von bewohntem Gebiet abzudrängen. 
Für die Übermittlung des Befehls und der Koordinaten des entführten Flugzeuges, die 
Vorbereitungen zum Start, sowie den eigentlichen Startvorgang kann man mindestens 
weitere zehn Minuten veranschlagen.668 Im Idealfall sind somit circa fünfzehn Minuten nach 
Beginn einer Entführung mindestens zwei Kampfflugzeuge einer Alarmrotte gestartet und 
befinden sich mit Kurs auf das entführte Flugzeug in der Luft.  
 
Der für die weiteren Überlegungen wichtigste Teil beginnt jedoch jetzt: Das entführte 
Flugzeug muss erreicht werden, um zunächst überprüft669 und dann gegebenenfalls 
abgeschossen werden zu können. Hierfür spielt neben der Steigleistung und der 
Höchstgeschwindigkeit der Kampfflugzeuge670 die Position des entführten Flugzeuges im 
Luftraum über Deutschland eine enorme Rolle. Für die weiteren Ausführungen wird 
angenommen, dass die Entfernung zwischen Militär-Flugplatz und der Position des 
entführten Flugzeuges circa 250 km beträgt.671 Auf Basis der Höchstgeschwindigkeit der 
derzeit von der Bundeswehr eingesetzten Kampfflugzeuge kann man für das Zurücklegen 
dieser Strecke ebenfalls eine Dauer von mindestens zehn Minuten annehmen, wobei diese 
Zeitspanne einer extrem günstigen Prognose entspricht.672  
In dieser Zeit fliegt das entführte Flugzeug jedoch weiter; zugleich muss man davon 
ausgehen, dass mindestens 25 Minuten nötig sind, ein entführtes Flugzeug zu erreichen 
sowie gegebenenfalls abzuschießen. Tatsächlich erscheint jedoch eine Zeitspanne von 
                                                 
668
 Die Luftwaffe spricht von 15 Minuten, in denen die Flugzeuge gestartet sind: „Eine der "Quick Reaction 
Alert"-Alarmrotten ist im Herzen Bayerns beim Jagdgeschwader 74 in Neuburg stationiert. […] sie sind 
binnen weniger Minuten in der Luft und an Ort und Stelle. 24 Stunden am Tag, 365 Tage im Jahr sind sie in 
Bereitschaft, die Quick Reaction Alert "Interceptor" (QRA "I") der Luftwaffe. Eine zweite ist in Wittmund 
stationiert - zusammen sichern sie den Luftraum Deutschlands. […] Im Normalfall haben die Piloten 15 
Minuten Zeit, bis sie mit ihren Maschinen in der Luft sein müssen.“ 
(http://www.luftwaffe.de/portal/a/luftwaffe/team/auft/qra). (Zugriff am 20.01.2011). 
669
 Die Überprüfung ist notwendig, da Flugzeuge häufiger unvorhergesehener Weise ihren geplanten Kurs 
verlassen und gleichzeitig nicht auf Nachfragen per Funk reagieren. Ein solcher Verlust der 
Funkverbindung passiert circa einmal am Tag, ein Einsatz der Alarmrotte, der aus solchen Situationen 
resultieren kann, passiert circa alle zwei Wochen. 
670
 Die beiden derzeit von der deutschen Luftwaffe eingesetzten Jagdflugzeuge Phantom und Eurofighter 
verfügen über eine Höchstgeschwindigkeit von jeweils mehr als 2000 km/h. Dabei verfügt der Eurofighter 
über eine etwas geringere Höchstgeschwindigkeit, hat jedoch eine höhere Steigleistung, sodass die 
Unterschiede für obige Rechnung vernachlässigbar sind.  
671
 Der Einfachheit halber entspricht diese Strecke dem vermuteten und dann auch tatsächlich eintretenden 
Kollisionskurs, d.h. auch hier wird wieder eine sehr optimistische Schätzung vorgenommen. Um eine 
Vergleichbarkeit herzustellen: Die Flugstrecke zwischen Neuburg an der Donau (Sitz des JG 74) und der 
Innenstadt von Frankfurt/ Main beträgt beispielsweise knapp 270 km; eine ebensolche Strecke muss für 
den Flug zwischen Wittmund (Sitz des JG 71) und dem Rand des Ruhrgebietes zurückgelegt werden. 
672
 Ich unterschlage bei dieser Rechnung, dass maximaler Überschallflug erst in höheren Luftschichten 
(Flughöhen ab circa 16 km) möglich ist und das Erreichen sowohl dieser als auch der eigentlichen 
Höchstgeschwindigkeit mindestens fünf Minuten dauern würde. Realistischerweise würden die 
Kampfflugzeuge sich dem entführten Flugzeug nur mit maximal 1400 – 1500 km/h nähern. 
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mindestens 30 Minuten für die Kalkulation angebracht.673 In einem solchen Zeitraum legt ein 
Passagierflugzeug zwischen 400 und 450 km zurück. Die Flugzeuge der Alarmrotte können 
in der zu Grunde gelegten Zeitspanne von circa 15 Minuten allerdings nicht jeden Ort der 
Bundesrepublik erreichen:  
 
 
Abb.9: Karte Deutschlands mit den Standorten der beiden Jagdgeschwader und den von dort 
nach circa 15 bis 18 Minuten erreichbarem Gebiet (~ 360 km Distanz vom Standort; rot umrandet). 
 
Es muss deshalb davon ausgegangen werden, dass ein entführtes Flugzeug schon längst im 
Ziel eingeschlagen ist oder zumindest sich im Luftraum einer größeren Stadt befindet, in dem 
das potenzielle Ziel der Entführer steht. Selbst wenn man davon ausgeht, dass dank 
glücklicher Umstände oder zaghaften Handelns der Entführer das Flugzeug noch erreicht 
werden kann: Die Wahrscheinlichkeit dafür, dass ein Abschuss über bebautem Gebiet 
stattfinden würde, ist nicht nur aufgrund der Siedlungsdichte in Deutschland recht hoch, 
                                                 
673
 Zum Vergleich: Für den Flug zwischen Leipzig und Frankfurt am Main braucht man je nach Wetterlage 
inklusive Start und Landung zwischen 40 und 45 Minuten! 
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sondern auch vor dem Hintergrund, dass die Attentäter das Flugzeug in symbolisch 
aufgeladene Gebäude stürzen wollen. Von daher ist davon auszugehen, dass sie sehr 
schnell über bebauten und bewohnten Gebieten fliegen würden, um ihr Ziel zu erreichen.674 
 
Wenn die Argumentation für einen Abschuss eines entführten Flugzeuges behauptet, dass 
die Anzahl der Opfer im Flugzeug bei einem erfolgreichen Abschuss geringer ist, als die der 
potenziellen Opfer am Boden,675 dann basieren diese Überlegungen vor allem auf 
idealisierten Bedingungen. Vielmehr ist davon auszugehen, dass die Zahl der durch den 
Abschuss über bebautem Gebiet betroffenen Menschen aufgrund eines nicht 
unbeträchtlichen Trümmerregens mindestens genauso hoch wäre, wie die Zahl der Opfer in 
einem möglichen Ziel des entführten Flugzeuges.676 Eine Aufrechnung von Leben, die einer 
solchen Argumentation zugrunde liegt, muss jedoch deutlich weiter gehen, als nur die Zahl 
der Passagiere im Flugzeug gegen die Zahl der Insassen eines Hochhauses abzuwägen. 
Bei realistischer Berechnung müsste die (eigentlich nicht zuverlässig zu berechnende) Zahl 
der Opfer eines Trümmerregens, der durch das abgeschossene Flugzeug entsteht, 
hinzugezogen werden; eine solche Rechnung müsste dazu führen, ein entführtes Flugzeug 
nicht abzuschießen. So betrachtet, spricht einiges dafür, die Zahl der möglichen Opfer nicht 
als ein wesentliches Argument in die Diskussion einzubringen, da diese sich nicht seriös 
prognostizieren lassen. 
Neben diesen rein rechnerischen Problemen soll auch auf eine weitere, eher 
rechtspraktische Regelungslücke hingewiesen werden, die durch das LuftSiG nicht geklärt 
wird: Was wäre, wenn das Flugzeug, welches entführt worden ist und abgeschossen werden 
soll, keiner deutschen Fluggesellschaft angehört677 und auch nicht von einem deutschen 
Flughafen gestartet ist? Völkerrechtlich würde dies insoweit problematisch sein, da es 
zumindest umstritten ist, inwieweit die Regelungen des § 14 LuftSiG nicht auch zu einer 
Kollision mit den völkerrechtlich verbindlichen Regelungen des Chicagoer Abkommen 
führen, wenn hier der Abschuss ermöglicht wird.678 Das heißt, es könnte durch den Abschuss 
eines ausländischen Flugzeuges zu diplomatischen Spannungen aufgrund von Verletzungen 
internationalen Rechts kommen,679 denn die Anwendung des Luftsicherheitsgesetzes könnte 
                                                 
674
 Anders: Isensee (2007) S.220. 
675
 Vgl. beispielsweise Hillgruber (2007) S.216: „Wer in diesem Zusammenhang von einer unzulässigen 
Abwägung Leben gegen Leben spricht, verkennt den entscheidenden Umstand, der darin liegt, dass in der 
der Ermächtigung zugrunde liegenden Konstellation das Leben der zu Geiseln der Selbstmordattentäter 
gewordenen Flugzeugpassagiere schlechterdings nicht mehr zu retten ist.“ 
676
 Vgl. hierzu beispielsweise den Anschlag auf eine Maschine der amerikanischen PanAm über dem 
schottischen Dorf Lockerbie am 21. Dezember 1988. Auch wenn es sich um einen Anschlag in 9400 Meter 
Höhe handelte, so ist das „produzierte“ Ergebnis in seinen Folgen denen eines gezielten Abschusses sicher 
vergleichbar. Die Trümmer der Boing 747 verteilten sich auf einer Fläche von circa 2100 km². Die Anzahl 
der Opfer am Boden betrug aufgrund der geringen Siedlungsdichte des schottischen Hochlandes „nur“ 11 
Tote. 
677
 Vgl. hierzu das Chicagoer Abkommen, welches auch durch die Bundesrepublik ratifiziert wurde: Art.17: 
„Luftfahrzeuge haben die Staatszugehörigkeit des Staates, in dem sie eingetragen sind.“ 
678
 Vgl. hierzu das Chicagoer Abkommen, Art. 3bis , Absatz a: „Die Vertragsstaaten anerkennen, dass sich 
jeder Staat der Anwendung von Waffen gegen im Flug befindliche Zivilluftfahrzeuge enthalten muss und 
das im Fall des Ansteuerns das Leben der Personen an Bord und die Sicherheit des Luftfahrtzeuges nicht 
gefährdet werden dürfen.“  
679
 Siehe auch die Diskussionen um den Abschuss eines koreanischen Passagierflugzeuges im September 
1983 durch sowjetische Kampfflugzeuge. Das Beispiel ist allerdings nicht geeignet für Vergleiche bezüglich 
des hier dargestellten zeitlichen Ablaufes, da das abgeschossene Flugzeug mehrere Stunden im 
sowjetischen Luftraum verbrachte und die Piloten auch keine Anschlagspläne verfolgten. 
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als Tötung von Bürgern eines Drittstaates und damit als Bruch des Chicagoer Abkommens 
interpretiert werden. §14 (3) LuftSiG hätte zwar die am Abschuss beteiligten Personen vor 
einer Strafverfolgung in Deutschland geschützt. Dies muss jedoch nicht zwangsläufig für die 
Staaten gelten, aus denen die Opfer eines Abschusses kommen würden. Dies Problem kann 
nicht allein durch deutsche Gesetzgebung geregelt werden.680 Das LuftSiG klärt Fragen der 
Vereinbarkeit mit dem zitierten Chicagoer Abkommen jedoch in keinem Fall.  
 
Als Ergebnis der dargelegten, rein praktischen Überlegungen kann konstatiert werden, dass 
der Abschuss eines entführten Flugzeuges mit hoher Wahrscheinlichkeit an der dafür zur 
Verfügung stehenden Zeit zwischen Entführung und erfolgreich durchgeführtem Anschlag 
scheitern würde. Wenn sich also die Entführer eines Passagierflugzeuges nicht bewusst Zeit 
lassen und stattdessen konsequent ihre Anschlagspläne durchführen (wie dies von 
Attentätern ähnlich denen des 11. September 2001 zu erwarten ist), würde die Luftwaffe 
einen Anschlag nur schwer verhindern können. Dass die angesetzten Zeitspannen nicht 
unrealistisch sind, zeigt der Verweis auf die Ereignisse des 11. September: Bei den drei 
entführten Flugzeugen, die „erfolgreich“ als fliegende Bombe missbraucht wurden, vergingen 
trotz der wesentlich größeren Distanzen nur zwischen 25 und 35 Minuten von Beginn der 
Entführungen bis zum jeweiligen Einschlag im Ziel.681 
Gleichzeitig wäre selbst bei Vernachlässigung der zur Verfügung stehenden Zeit das 
entscheidende Problem ungeklärt, inwieweit auch die Aufrechung von unterschiedlichen 
Opferzahlen am Boden nicht aufgrund der hohen Siedlungsdichte in Deutschland eher 
zuungunsten eines Abschuss ausfällt.682 Zumindest dieser Punkt müsste von Vertretern der 
Position, dass das Opfern einiger weniger Menschen im Flugzeug das Leben einer großen 
Zahl von potenziellen Opfern am Boden erhalten könne, bedacht werden.683 Das darüber 
hinaus mögliche völkerrechtliche Probleme ungeklärt bleiben, irritiert dann nur noch 
begrenzt. 
 
4.1.3 Das LuftSiG im Licht des Ausnahmezustandes  
 
Das Luftsicherheitsgesetz stellt aus rechtsphilosophischer Sicht den Versuch dar, einen 
konkret beschreibbaren Ausnahmezustand684 (Entführung und Missbrauch eines Flugzeugs 
als Waffe, um einen möglichst hohe Zahl von Menschen zu töten) mit den Regeln des 
Rechts an die Verfassung und die dahinter liegende Rechtsordnung zu binden. An der 
Möglichkeit, konkret diesen Ausnahmezustand praktisch zu lösen und die Gefahrenlage zu 
beseitigen, müssen – wie soeben dargelegt – ernste Zweifel angemeldet werden. Man 
                                                 
680
 Vgl. Art. 37 in Verbindung mit Art. 44 und Art. 47 des Chicagoer Abkommens. 
681
 Vgl. den Bericht der National Commission on Terrorist Attacks upon the United States S.4ff. 
682
 In der These, dass ein Abschuss eine ähnliche Anzahl Opfer zur Folge hätte, wie ein erfolgreicher 
Anschlag, steckt allerdings das Problem, dass ich einen „konventionellen“ Anschlag zugrunde lege 
(vergleichbar mit denen am in New York am 11.09.2001). Bei einem Anschlag auf ein Atomkraftwerk und 
der möglicherweise anschließenden atomaren Verstrahlung eines ganzen Landstriches sieht die Bilanz 
wahrscheinlich anders aus, allerdings sind hier auch Schutzmaßnahmen (z.B. Herunterfahren des 
Kraftwerkes sowie die Betonschutzhülle des Reaktors) schwerer zu „kalkulieren“. 
683
 So Pawlik (2004) S.1054: „[…] muss der Abschuss eine eindeutig positive Kosten-Nutzen Bilanz 
erwarten lassen.“ 
684
 Kutscha (2009) S.313; Anders: Pawlik (2004), der argumentiert, dass das LuftSiG genau zwischen 
Ausnahmezustand und Normallage stehe. 
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könnte es damit bewenden lassen. Was nicht zu regeln ist, ist nicht zu regeln.685 Damit ist 
aber noch nicht geklärt, warum es Bereiche des politischen Handelns geben soll, die 
rechtlich nicht geregelt sind, obwohl sie prinzipiell im Bereich des Regelbaren liegen. 
Hier sollen jedoch zunächst die rechtsphilosophischen Begründungen, die sich für die 
Regelungen des LuftSiG (bzw. § 14 LuftSiG) aussprechen, auf ihre argumentative Stringenz 
geprüft werden. Ohne sich mit möglichen Problemen686 in der praktischen Umsetzung eines 
Flugzeugabschusses zu beschäftigen, sind sich insbesondere die Autoren von „Schäubles 
Nachtlektüre“687 darin einig,688 dass die Entscheidung des BVerfG,689 der Regelung des 
LuftSiG (und damit der Normierung eines Ausnahmezustands) die Verfassungswidrigkeit zu 
bescheinigen, ein Fehler war. Genau wie der ehemalige Bundesinnenminister Schäuble690 
beruft sich die Mehrzahl dieser Autoren dabei implizit (seltener auch explizit691) auf die 
Denkfigur des Ausnahmezustandes, wie sie sich bei Carl Schmitt692 findet. Ist ein solcher 
Verweis aber tatsächlich berechtigt? Wird, trotz aller praktischen Überlegungen, der 
Souverän durch eine solche gesetzliche Regelung des Ausnahmezustandes nicht vielmehr 
entwertet?693 Denn Souverän ist nach Schmitt bekanntlich, wer über den Ausnahmezustand 
entscheidet – nicht wer den Ausnahmezustand normiert.694  
Wenn man davon ausgehen kann, dass das Luftsicherheitsgesetz einen möglichen 
Ausnahmezustand mit den Mitteln des Rechts einholen soll, so sind hier einige Zweifel 
angebracht.695 Diese Zweifel beginnen schon bei den gezeigten praktischen Problemen der 
Rechtsumsetzung. Aber auch die Verwendung der Figur des Ausnahmezustands ist nicht frei 
                                                 
685
 Ekardt (2005) S.69: „Denn da Menschenunmögliches nicht verlangt werden kann, können Normen nur 
das regeln, was eben regelbar ist. [...] Denn Normen sollen Konflikte lösen – und eine definitiv irreale 
Ordnung löst kein Problem.“ 
686
 Dem Verfasser sind bis jetzt keine Überlegungen bekannt, die die generelle Möglichkeit des Abschusses 
bezweifeln. Zwar wird immer auf den engen zeitlichen Rahmen einer Abschussentscheidung hingewiesen, 
dies gilt aber nur für das Problem der Entscheidung und nicht für den praktisch durchgeführten Abschuss. 
687
 Die ZEIT, Ausgabe 33/2007, 09. August 2007, Seite 7. Es wird auf ein Interview Schäubles verwiesen, in 
dem dieser Depenheuers Schrift „Selbstbehauptung des Rechtsstaates“ zu seiner Nachlektüre zählt. 
688
 Eine kleine Auswahl der Kritik am Urteil des BVerfG zum Luftsicherheitsgesetz, die sich teils implizit, teils 
explizit auf Schmitts Figur des Ausnahmezustand berufen: Depenheuer (2007a); Depenheuer (2007b); 
Depenheuer (2008) S.19 – 24; Hillgruber (2007) S.209 – 218; Isensee (2007); Pawlik (2004) S.1045 – 
1055; darüber hinaus etwas abstrakter: Jakobs (2006a) S.839 – 851. 
689
 BVerfGE 115, 118. 
690
 Schäuble (2005) S.35 – 43. 
691
 So beispielsweise Hilgendorf (2005). 
692
 Für den Bezug von Isensee und Depenheuer zu Schmitt beispielsweise: Stolleis (2007); für Jakobs 
beispielsweise: Saliger (2006) S.761 f. Für Schäuble und Wiefelspütz: Kutscha (2009) S.313. 
693
 Schmitt (2004) S.14: „Alle Tendenzen der modernen rechtsstaatlichen Entwicklung gehen dahin, den 
Souverän in diesem Sinne zu beseitigen […] Aber ob der extreme Ausnahmefall wirklich aus der Welt 
geschafft werden kann oder nicht, das ist keine juristische Frage.“ 
694
 Schmitt (2004) S.14: „[Im Notfall] ist ohne weiteres klar, wer der Souverän ist. Er entscheidet sowohl 
darüber, ob der extreme Notfall vorliegt (beispielsweise die Bedrohung durch Terroristen, TP), als auch 
darüber, was geschehen soll, um ihn zu beseitigen (beispielsweise durch Suspendierung von 
Grundrechten, TP). Er steht außerhalb der normal geltenden Rechtsordnung und gehört doch zu ihr, denn 
er ist zuständig für die Entscheidung, ob die Verfassung in toto suspendiert werden kann.“ 
695
 Vielmehr erscheint bei dem Versuch, einen ungeregelten Zustand regeln zu wollen, die Forderung 
Immanuel Kants durch, den Naturzustand (Zustand der rechtlichen Regellosigkeit) unbedingt zu verlassen. 
Vgl. beispielsweise: Kant (1977) S.430 (§ 44, Metaphysik der Sitten): „… man müsse aus dem 
Naturzustand, in welchem jeder seinem eigenen Kopfe folgt, herausgehen und sich mit allen anderen […] 
dahin vereinigen, sich einem öffentlichen gesetzlichen Zwange zu unterwerfen, also in einen Zustand 
treten, darin jedem das, was für das Seine anerkannt werden soll, gesetzlich bestimmt, und durch 
hinreichende Macht (die nicht die seinige, sondern eine äußere ist) zu Teil wird…“  
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von Problemen: Dieser Ausnahmezustand ist seinem Wortsinn nach zunächst ein Zustand, 
des Nicht-normalen, Nicht-Normierten, des Regellosen.696 Wenn aber der Ausnahmezustand 
als gesetzlicher Tatbestand zurück ins Recht geführt wird (wie das beispielsweise mit Hilfe 
des Luftsicherheitsgesetzes versucht wurde), dann ist dies der Versuch, zumindest den 
konkreten Umgang des Rechtsstaats bei einer drohenden Verwendung eines Flugzeuges als 
Waffe zu regeln (wenn auch nur unzureichend)697. Ein rechtlich geregelter Zustand (oder: 
Normalzustand) ist aber gerade kein Ausnahmezustand. Allein sprachlich wäre der 
Ausnahmezustand ein Widerspruch zum normierten Zustand.698 
 
Mit der schon zitierten Definition, dass Souverän ist, wer über den Ausnahmezustand 
entscheidet, beginnt Schmitt seine Überlegungen zur „Politischen Theologie“. Man muss 
daher davon ausgehen, dass hier auch der Fixpunkt seiner diesbezüglichen Überlegungen 
liegt.699 Bezogen auf die vorgetragenen Überlegungen kann man zwar argumentieren, dass 
der Souverän durch das Recht definiert ist700 und dass diese Rechtsordnung auch gültig sein 
muss.701 Doch durch seine Doppelgestalt als Teil der Rechtsordnung und zugleich außerhalb 
dieser stehend, kann der Souverän auch den Ausnahmezustand definieren: Diese 
Entscheidung trifft er jedoch erst bei tatsächlichen Eintreten des Ausnahmefalls, sie kann 
nicht vorher geregelt werden. Hier aber beginnt das Wesen des Politischen: Im 
Ausnahmezustand zu entscheiden, um dadurch auch unter extremen Bedingungen den Kern 
der Rechtsordnung zu erhalten.702 Durch das konkrete Handeln gewinnt (und bekommt) er 
Recht; nicht allein durch Befolgen vorhandener Gesetze.703 Dazu braucht der Souverän eben 
aufgrund der Unmöglichkeit, den Ausnahmezustand vor dessen Eintreten regeln zu können, 
im Ausnahmezustand nicht die konkrete Bindung an das Gesetz.704  
Der Souverän und nur der Souverän kann letztlich entscheiden, ob tatsächlich ein 
Ausnahmezustand vorliegt und wie in diesem zu handeln ist.705 Sein Handeln im 
Ausnahmezustand muss lediglich daran orientiert sein, die Rechtsordnung zu erhalten. Ob 
                                                 
696
 Schmitt (2004) S.13f: „Der Ausnahmezustand, der in der geltenden Rechtsordnung nicht umschriebene 
Fall, kann höchstens als Fall äußerster Not, Gefährdung der Existenz des Staates oder dergleichen 
bezeichnet, nicht aber tatbestandsmäßig umschrieben werden.“ 
697
 Anders Kutscha (2009) S.313: „Ein solches Denken vom Ausnahmezustand her beschränkt sich 
indessen nicht auf die Forderung nach (unfreiwilliger) Aufopferung für die Gemeinschaft, sondern impliziert 
darüber hinaus – ganz in der Tradition von Carl Schmitt – die Befreiung der Staatsgewalt von normativen 
Fesseln.“ 
698
 Schmitt (2004) S.21: „Die Ausnahme ist interessanter als der Normalfall. Das Normale beweist nichts, 
die Ausnahme beweist alles; sie bestätigt nicht nur die Regel, die Regel lebt überhaupt nur von der 
Ausnahme. In der Ausnahme durchbricht die Kraft des wirklichen Lebens die Kruste einer in der 
Wiederholung erstarrten Mechanik.“  
699
 Schmitt (2004) S.13: „Souverän ist, wer über den Ausnahmezustand entscheidet“  
700
 Schmitt (2004) S.14: „Die Verfassung kann höchstens angeben, wer in einem solchen Falle handeln 
darf.“ 
701
 Schmitt (2004) S.19: „Es gibt keine Norm, die auf ein Chaos anwendbar wäre. Die Ordnung muss 
hergestellt sein, damit die Rechtsordnung einen Sinn hat.“  
702
 Schmitt (2004) S.13f; Schmitt (2002a) S.39. 
703
 Schmitt (2004) S.19: „Der Ausnahmefall offenbart das Wesen der staatlichen Autorität am klarsten. Hier 
sondert sich die Entscheidung von der Rechtsnorm, und (um es paradox zu formulieren) die Autorität 
beweist, dass sie, um Recht zu schaffen, nicht Recht zu haben braucht.“ So auch Hobbes: Auctoritas, non 
veritas facit legem! 
704
 Schmitt (2004) S.19: „Die Ausnahme ist das nicht Subsumierbare; sie entzieht sich der generellen 
Fassung, aber gleichzeitig offenbart sie ein spezifisch-juristisches Formelelement, die Dezision, in absoluter 
Reinheit.“  
705
 Schmitt (1996a) S.54: „Die entscheidende Distinktion bleibt immer, ob das Gesetz ein genereller, 
rationaler Satz ist oder Maßnahme, konkrete Einzelverfügung, Befehl.“ 
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aber eine gesetzliche Regelung existiert oder nicht, ist dem Souverän nach Schmitt (der 
dabei im Falle einer konkreten Bedrohung sicher kein „Windbeutel“706 sein darf) letztlich 
egal.707 Er handelt, wie es die Gefahrenlage erfordert und muss bereit sein, die persönlichen 
und rechtlichen Konsequenzen seines politischen Handels zu tragen.708 
Was dagegen ganz grundsätzlich zu fragen ist, ob die Bedrohung durch ein als Bombe 
missbrauchtes Passagierflugzeug überhaupt der von Schmitt gedachten Figur des 
Ausnahmezustandes entspricht709, d.h. inwieweit dadurch die Rechtsordnung auf 
außergewöhnliche Weise bedroht wird. Schmitt selbst würde hier wohl zweifeln, da sich der 
Ausnahmezustand eher dadurch zeigt, dass der Bestand der Verfassung in ihrer Gesamtheit 
bedroht ist.710 Mit Verweis auf die Anschläge des 11. September 2001 mit insgesamt vier 
entführten Flugzeugen kann man trotz anderer rechtlicher, sozialer und politischer 
Umstände, die in den Vereinigten Staaten herrschen mögen, zumindest Zweifel anmelden, 
ob durch ein solches Ereignis bei allem damit verbundenen menschlichen Leid das Wesen 
des Staates in seinem Kernbestand angegriffen wird oder gar die staatliche Ordnung 
zusammenbrechen würde.711 Unter Rückgriff auf die oben vorgetragenen Überlegungen zum 
Begriff der Sicherheit kann man wohl eher davon ausgehen, dass in Zeiten der 
außergewöhnlichen Bedrohung der Staat viel deutlicher hervortritt als in Zeiten des 
Normalzustandes.712  
 
Bis hier scheint der Verweis auf Schmitt für eine Begründung des LuftSiG von daher wenig 
fruchtbar. Vielleicht lässt sich eine derartige Regelung eher normativ begründen, wie es 
beispielsweise Depenheuer mit der Figur des Bürgeropfers versucht.713 Der Bürger müsse – 
                                                 
706
 Weber (1992) S.80f: „[…] so sage ich offen: dass ich zunächst einmal nach dem Maße des 
Schwergewichts frage, was hinter der Gesinnungsethik steht, und den Eindruck habe: dass ich es in neun 
von zehn Fällen mit Windbeuteln zu tun habe, die nicht real fühlen, was sie auf sich nehmen, sondern sich 
an romantischen Sensationen berauschen.“ Zur Kritik an der „Bestenauslese“ im Parlamentarismus vgl. 
auch: Schmitt (1996a) S.8ff. 
707
 Schmitt (2004) S.13: „Die Entscheidung über die Ausnahme ist nämlich im eminenten Sinne 
Entscheidung. Denn eine generelle Norm, wie sie der normal geltende Rechtssatz darstellt, kann eine 
absolute Ausnahme nicht erfassen und daher auch die Entscheidung, dass ein echter Ausnahmefall 
gegeben ist, nicht restlos begründen.“ 
708
 Schmitt (1996b) S.27: „Das Wesentliche und zugleich das allgemeine Korrektiv ist auch hier die 
Öffentlichkeit der Diskussion […]. Wenn sein Ehrgeiz durch die hohe und glänzende Stellung eine Ministers 
befriedigt werde, so müsse er auch das Risiko eines politischen Prozesses auf sich nehmen und vor einem 
Gericht stehen…“.  
709
 Dies ist aber die Position von Depenheuer (2007b) S.56: „Der Staat missachtet mit einem Abschuss des 
Flugzeuges nicht Würde und Persönlichkeit der Passagiere […], sondern löst eine tragische Konfliktlage: 
Verteidigung oder Selbstaufgabe des Gemeinwesen.“ Ähnlich auch die Position von Isensee (2007) S.224: 
„Das Bundesverfassungsgericht lässt allerdings die Frage offen, ob nicht im äußersten Fall eine 
Verpflichtung besteht, das Gemeinwesen als Ganzes vor Zusammenbruch und Zerstörung zu bewahren.“ 
710
 Schmitt (2004) S.18: „Denn nicht jede außergewöhnliche Befugnis, nicht jede polizeiliche 
Notstandsmaßnahme oder Notverordnung ist bereits Ausnahmezustand. Dazu gehört vielmehr eine 
prinzipiell unbegrenzte Befugnis, daß heißt Suspendierung der gesamten bestehenden Ordnung. Ist diese 
eingetreten, so ist klar, daß der Staat bestehen bleibt, während das Recht zurücktritt. Weil der 
Ausnahmezustand immer noch etwas anderes ist als eine Anarchie und ein Chaos, besteht im juristischen 
Sinne immer noch eine Ordnung, wenn auch keine Rechtsordnung.“ 
711
 Frankenberg (2010) S.170: „Zur Logik des ausnahmerechtlichen Denkens gehört schließlich auch, dass 
es den Staat als Opfer einführt. […] Terroristische Angriffe sind also nicht primär deshalb abzuwehren, weil 
sie auf die gefährdeten oder getöteten Opfer, sondern auf das »Herz des Staates« abzielen […].“ 
712
 Siehe hierzu beispielsweise das Handeln des damaligen Hamburger Innensenators Helmut Schmidt 
während der Bekämpfung der Folgen der Sturmflut 1962. 
713
 Depenheuer (2007b). 
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so Depenheuer – mit seiner Opferbereitschaft zeigen, dass er die Verfassung zu verteidigen 
bereit sei,714 weil erst das Opfer des Einzelnen der Verfassungsordnung ihren Sinn verleiht. 
Das individuelle Opfer wird dadurch begründet, dass im Zweifel nur so die Rechtsordnung 
zum Wohle der unter ihrem Schutz stehenden Bürger zu retten ist. Diese Figur findet sich 
ähnlich auch bei Schmitt.715 Fraglich ist allerdings, ob die Kritik, die Schmitt am 
Liberalismus716 und dessen fehlender positiver Staatstheorie im Umfeld der entsprechenden 
Passagen vorträgt, nicht vielmehr in deskriptiver717 als in normativ-politischer Absicht zu 
verstehen ist. Depenheuer folgert jedoch mit einem der seltenen expliziten Verweise auf 
Schmitt,718 dass die Bereitschaft zum Bürgeropfer in quasi konstitutiver Weise Bestandteil 
der deutschen Verfassungsordnung werden müsse. Für ein „Opfer“ in weniger tief in die 
Grundrechte eingreifender Weise (wie beispielsweise die von Depenheuer ebenfalls 
diskutierte Wehrpflicht) mag dies vielleicht noch zutreffend sein, ob das aber in Anbetracht 
der Position der Menschenwürdegarantie im Grundgesetz auch für das Opfer des Lebens 
zutrifft, kann bezweifelt werden. 
 
Ob sich diese Regelung allerdings mit den eher deskriptiv zu verstehenden Ausführungen 
Schmitts vereinbaren lässt, ist mindestens fraglich. So kürzt Depenheuer das entsprechende 
Zitat von Schmitt (2002) S.46 auch inhaltlich in einer ihm angenehmen Weise und formuliert 
es anschließend als provokative Frage um.719 Gleichzeitig benutzt er720 die Kritik Schmitts721 
an der liberalen Staatsrechtslehre der Weimarer Republik, die wohl eher nicht der 
Begründung eines Bürgeropfers dienen soll,722 zur Stützung seiner eigenen Position, ohne 
jedoch den Kontext der zitierten Passage bei Schmitt wiederzugeben.723 Die Figur des 
Bürgeropfers mag für Depenheuer ein Luftsicherheitsgesetz (bzw. dessen §14(3)) 
begründen, die Berufung auf Schmitt scheint jedoch nicht angebracht. Einzig der generelle 
                                                 
714
 Depenheuer (2007b) S.58: „Das Bürgeropfer verbürgt mit seinem Leben den Wert von Staat und 
Verfassung.“ 
715
 Schmitt (2002a) S.70: „Die politische Einheit muss gegebenenfalls das Opfer Leben verlangen. Für den 
Individualismus des liberalen Denkens ist dieser Anspruch auf keine Weise zu erreichen und zu begründen. 
Ein Individualismus, der einem anderen als dem Individuum selbst die Verfügung über das physische 
Leben dieses Individuums gibt, wäre eine ebenso leere Phrase wie eine liberale Freiheit, bei der ein 
Anderer als der Freie selbst über ihren Inhalt und ihr Maß entscheidet.“ 
716
 Zur Position Schmitts bezüglich des Liberalismus (und dessen Verhältnis zur Demokratie) auch: Schmitt 
(1996a) S.13: „Der Glaube an den Parlamentarismus […] gehört in die Gedankenwelt des Liberalismus. Er 
gehört nicht zur Demokratie.“  
717
 Schmitt (2002a) S.46: „Der Staat als die maßgebende politische Einheit hat eine ungeheure Befugnis bei 
sich konzentriert: Die Möglichkeit Krieg zu führen und damit offen über das Leben von Menschen zu 
verfügen. Denn das jus belli enthält die doppelte Möglichkeit: von Angehörigen des eigenen Volkes 
Todesbereitschaft und Tötungsbereitschaft zu verlangen, und auf der Feindesseite stehende Menschen zu 
töten.“ 
718
 Depenheuer (2007b) S.44. 
719
 Vgl.: Depenheuer (2007b) S.44. 
720
 Vgl.: Depenheuer (2007b) S.49. 
721
 Schmitt (2002a) S.69f. 
722
 Vgl. auch Schmitt (2002a) S.50: „Wenn eine solche physische Vernichtung menschlichen Lebens nicht 
aus der seinsmäßigen Behauptung der eigenen Existenzform gegenüber einer ebenso seinsmäßigen 
Verneinung dieser Form geschieht, so lässt sie sich eben nicht rechtfertigen. Auch mit ethischen und 
juristischen Normen kann man keinen Krieg begründen.“  
723
 Auch bei Depenheuer (2007b) S.53 findet sich eine solche Kürzung: Während Schmitt (2002a) S.70 
deskriptiv festhält, dass die politische Einheit gegebenenfalls das Opfer des Lebens verlangen muss 
(Hervorhebung: TP), behauptet Depenheuer mit Verweise auf Schmitt (und Hillgruber (2007), dass der 
Staat dieses Opfer verlangen darf. Ein kleiner, aber nicht unwichtiger Unterschied. Das gleiche Zitat wird 
nochmals auf S.56, diesmal weniger deutlich, aber im ähnlich verfremdenden Vorgehen missbraucht. 
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Verweis Depenheuers auf Rousseau,724 (auf den sich auch Schmitt häufig beruft) scheint zu 
tragen – aber eben nicht an dieser Stelle, sondern nur in einer generellen Kritik der 
(repräsentativen) Demokratie. Das aber die Verwendung der gleichen ideengeschichtlichen 
Grundlage nicht zu den gleichen Ergebnissen führen muss, liegt auf der Hand und soll hier 
nicht näher ausgeführt werden.725 
Die rechtliche Regelung des Ausnahmezustandes am Beispiel des Luftsicherheitsgesetzes 
stößt also, wenn man die Ausführungen Carl Schmitts ernst nimmt, auf einige theoretische 
Probleme. Weder die konkrete Regelung des Ausnahmezustands noch die Überlegungen 
zum Bürgeropfer können sich legitimerweise bei Schmitt Anleihen holen.726 Tatsächlich sind 
die Ausführungen von Schmitt wohl nicht geeignet, um ein Luftsicherheitsgesetz 
rechtsphilosophisch zu begründen. Darüber hinaus existieren die bereits dargestellten 
praktischen Probleme der Umsetzung eines rechtlich legitimierten Flugzeugabschusses. Ein 
Teil der Kritiker der Entscheidung des BVerfG behauptet dabei zwar, dass die Entscheidung 
des BVerfG auf der Leugnung von Fakten oder gar unschlüssiger Spekulation beruhe727 (und 
würde das wohl der hier vorgenommenen Überlegung in ähnlicher Weise unterstellen). 
Wenn man diesen Vorwurf aber macht, dann sollte man zunächst überprüfen, ob allein die 
bloße Verneinung von für die eigene Position unbequemen Fakten728 ausreicht, um das 
Problem der praktischen Umsetzbarkeit sowohl des Abschusses als auch der mit einem 
Abschuss verbundenen Aufrechnung von Leben am Boden und in der Luft, wegzuwischen.  
Letztlich erkennt beispielsweise auch Isensee an, dass es sich beim LuftSiG um eine nicht 
anwendbare Norm handeln könnte und diese damit überflüssig wäre. Er fordert aber 
nichtsdestotrotz aufgrund juristischer Dogmatik deren weiteren Bestand.729 Die darüber 
hinaus fortbestehenden Lücken in einer möglichen normativen Begründung für ein solches 
Gesetz (zumindest wenn man sich wie Isensee oder andere schon genannte Kritiker der 
Bundesverfassungsgerichtsentscheidung implizit oder explizit auf Schmitt beruft) werden 
durch das Beharren auf Dogmatik aber vielmehr ignoriert als befriedigend gelöst. So entsteht 
eher der Eindruck, juristische Ordnung müsse allein der juristischen Ordnung wegen 
bestehen, etwas was mehr nach dem liberalen Kant730 als dem konservativen Schmitt klingt.  
                                                 
724
 Depenheuer (2007b) S.53. 
725
 Vgl. auch Frankenberg (2010) S.173: „Eine höchst selektive Lektüre gestattet es ihm (~Depenheuer; 
TP), Schmitts Theorie des Politischen und des Ausnahmezustandes aus historischen und systematischen 
Kontext herauszulösen und als argumentative Stützen in seine Vorstellung eines wehrhaften Staates und 
einer opferbereiten Bürgerschaft einzubauen.“ 
726
 Frankenberg (2010) S.265: „Wie bereits beim »finaler Rettungsschuss« wurde auch zugunsten 
des»Rettungsabschusses« von deren Rechtfertigern an eine Ethik der Rettung appelliert, um die an sich 
abwägungsfest gedachte Menschenwürde und den abwägungsfeindlichen »Höchstwert« Leben einer 
abwägenden Relativierung zugänglich zu machen.“ 
727
 Vgl. beispielsweise: Isensee (2007) S.219ff, insbesondere S.220: „Die gerichtlichen Spekulationen über 
Fakten sind von vornherein unschlüssig.“ 
728
 Isensee (2007) S.220: „Immerhin geht es nicht so weit, die Möglichkeit des Dilemmas zu leugnen, weil 
Deutschland so dicht besiedelt sei, das Kollateralschäden am Boden gleich hoch oder höher ausfielen, als 
wenn der Staat die Maschine präventiv abschösse oder wenn er tatenlos zusähe, wie die Terroristen sie auf 
ihr Ziel prallen ließen.“ 
729
 Isensee (2007) S.220. 
730
 In anderer Intention, aber trotzdem zustimmungsfähig: Frankenberg (2010) S.174: „Dass er zur 
Begründung dieses Opfers als Akt der Selbstgesetzgebung Immanuel Kant als Kronzeugen aufzurufen 
erwägt, ist mehr als irritierend – hätte im doch bei genauerer Lektüre auffallen müssen, dass Kant nicht 
Selbstschutz im Auge hat und das Bürgeropfer nur dann für zulässig erachtet, wenn der Mensch nicht als 
Mittel genommen, sondern als ein Zweck gesehen und in seiner Würde geachtet, das heißt gefragt wird, ob 
er dem das Opfer verlangenden Gesetz seine Zustimmung gegeben hat oder gegeben haben könnte.“ 





4.1.4 Das Urteil des BVerfG 
Abseits der praktischen Konsequenzen soll sich an dieser Stelle auch dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes vom 15. Februar 2006 gewidmet werden.731 In diesem wird 
eindeutig klargestellt, dass die Passagiere eines entführten Flugzeuges durch das 
Luftsicherheitsgesetz (bzw. die darin eröffnete Möglichkeit eines Flugzeugabschusses) ohne 
Rücksicht darauf, ob sie Entführer oder Entführte sind,732 zu einem Objekt staatlichen 
Handelns werden.733 Daraus resultierend ist das BVerfG der Ansicht, dass das 
Luftsicherheitsgesetz es dem Staat ermöglichen würde, eine Anzahl von Menschen 
(eventuell auch nur sehr wenige734) in einem entführten Flugzeug zu opfern, um so Opfer am 
Boden zu verhindern. Gerade dieses gegeneinander Aufrechnen der betroffenen Menschen 
am Boden mit den Passagieren in der Luft sowie die Tatsache, dass die Passagiere als Teil 
des entführten Flugzeuges und damit als Waffe angesehen würden, verdinglicht nach 
Ansicht des Gerichtes die Opfer einer Entführung und nimmt ihnen die jedem Menschen 
innewohnende Würde.735 Das wiederum lasse sich jedoch auf keinen Fall mit Artikel 1 des 
Grundgesetzes vereinbaren, welcher nach ständiger Rechtsprechung untersagt, Menschen 
allein als Objekt (staatlichen Handelns) zu betrachten.736 Ein weiterer 
verfassungsgerichtlicher Einwand gegen das LuftSiG, der hier nur der Vollständigkeit wegen 
genannt werden soll, ist durch den Einsatz der Bundeswehr im Inneren bedingt. Im 
Entführungsfalle würde ein solcher Einsatz jedoch notwendig werden, was weder den im 
Grundgesetz vorgesehen Länderkompetenzen bezüglich der Inneren Sicherheit entsprechen 
würde,737 noch dem Trennungsgebot.738 Ein Einsatz der Bundeswehr im Inneren wäre somit 
weder durch Art.87a GG noch durch Art.35 GG gedeckt.739 Dies alles führte dazu, dass das 
                                                 
731
 BVerfGE 115, 118. 
732
 Urteil des BVerfG, Absatz 81. 
733
 Urteil des BVerfG, Absatz 37. 
734
 Wie hoch die Anzahl der Opfer letztlich ist, lässt sich letztlich nicht im Vorhinein bestimmen. Zum 
Problem des Entscheidens unter Unsicherheit: Ekardt (2011) S.301ff. Hier speziell S.313: „Neben diese 
normativen Unsicherheiten tritt vielmehr meist eine tatsachenbezogene Unsicherheit. Diese erfordert dann 
wie das normative Abwägen ein subjektives Setzungselement, die »Tatsachensetzung« […], welches aber 
erneut nur im Rahmen bestimmter Regeln zulässig ist. Der Umgang mit tatsächlicher Ungewissheit kann 
auch als Risikoermittlung/ Risikomanagement sowie als Vorsorge bezeichnet werden […].“ 
735
 Art. 1, GG: „Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ 
736
 Urteil des BVerfG, Absatz 39: „Eine Relativierung des Lebensrechtes der Passagiere lasse sich auch 
nicht damit begründen, dass diese als Teil der Waffe Flugzeug angesehen würden. Wer so argumentiert, 
mache sie zum bloßen Objekt staatlichen Handelns und beraube sie ihrer menschlichen Qualität und 
Würde.“ 
737
 Dies wurde durch eine Änderung im Rahmen des Terrorismusbekämpfungsergänzungsgesetzes 
nachgeholt. Vgl. auch Busch (2007) S.416: „Obwohl die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes vom 
Bundesrat behauptet wurde, klagte kein Bundesland vor dem Verfassungsgericht […]“ 
738
 Auch wenn dieses – wie schon bei den Ausführungen zu den Polizeien und zur Bundeswehr gezeigt – 
mittlerweile vor allem zur politischen Rhetorik zu zählen ist. 
739
 Absatz 93 und 94 des Urteils des BVerfG. 
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Luftsicherheitsgesetz vom BVerfG am 15.02. 2006 für verfassungswidrig erklärt worden und 
damit nichtig ist.740 
Wie ist die Entscheidung jedoch im Einzelnen zu bewerten? Grundsätzlich ist das Urteil im 
Ergebnis zu begrüßen. Allerdings fehlt in der Urteilsbegründung ein wesentlicher Aspekt: Es 
wird nicht geklärt, welches Verhältnis der Staat zu potenziellen Opfern am Boden hat und 
wie er mit diesen umgehen soll: Prinzipiell unterliegen diese ja auch dem staatlichen 
Schutz.741 Denn durch das Urteil des BVerfG ist der Staat im Falle einer Entführung letztlich 
zur Handlungslosigkeit gezwungen,742 die Opfer am Boden werden somit in gewisser Weise 
im Stich gelassen. Hier zeigt sich, dass eine konsequente Anwendung des Konzeptes der 
staatlichen Schutzpflicht dazu führen würde, auch die Opfer eines Anschlages am Boden mit 
zu berücksichtigen – sei es im Falle einer „erfolgreichen“ Entführung oder eines 
„erfolgreichen“ Anschlages: Diese besitzen in jedem Fall auch Grundrechte und deren 
mögliche Nichtbeachtung wird vom BVerfG nur unzureichend berücksichtigt.743 
Ein weiterer Kritikpunkt an der Begründung des Urteils ist die unzureichende Erläuterung der 
Objekt-Formel, welche nach Ansicht des BVerfG dem Luftsicherheitsgesetz zugrunde liegt: 
es fraglich, ob sich die Ablehnung des LuftSiG allein aus Art.1 GG ableiten lässt.744 
Schlussendlich ist es inkonsequent bzw. nur unzureichend begründet, wieso der Mensch als 
Mensch das Recht auf Leben hat, eine Maschine jedoch, die nur von Entführern (Menschen!) 
besetzt wäre, theoretisch abgeschossen werden dürfte (wenn das Gesetz nicht aus anderen 
Gründen für nichtig erklärt worden wäre)745 und damit letztendlich das (vermeintlich absolute) 
Grundrecht auf Leben doch wieder eingegrenzt würde. 
 
Zu konstatieren ist, dass das BVerfG zu einem im Endergebnis durchaus gutem Urteil 
gekommen ist. Jedoch ist die Begründung des Urteils angreifbar. Zudem bleibt vom BVerfG 
völlig unbeachtet, dass durch das Luftsicherheitsgesetz zumindest theoretisch der Abschuss 
von Flugzeugen ausländischer Fluggesellschaften mit größtenteils auch ausländischen 
Passagieren möglich wäre, die völkerrechtlichen Grundlagen746 hierfür jedoch derzeit nicht 
gegeben sind.747 
Das Urteil des BVerfG zum Luftsicherheitsgesetz748 ist aber noch aus mindestens zwei 
weiteren Punkten von Interesse: Zum einen nimmt das Urteil dem Gesetzgeber (mit 
                                                 
740
 Urteil des BVerfG, Absatz 84: „§14 LuftSiG ist mit Art. 2 Abs.2 Satz 1 in Verbindung mit Art. 87a Abs.2 
und Art. 35 Abs.2 und 3 sowie in Verbindung mit Art. 1 Abs.1 GG unvereinbar und damit nichtig.“ 
741
 Zur generellen Kritik an der einseitigen Auslegung von Schutzpflichten durch das BVerfG: Ekardt (2011) 
S.193f; hier S.230: „Ebenso betroffen ist die traditionelle Ungleichgewichtung von Abwehr- und Schutzseite 
der Grundrechte. Gemeint ist hiermit die Ausscheidung der Schutzpflichten auf Schutzbereichs- oder 
Abwägungsebene, soweit kein „Evidenzfall“ vorliegt (wobei vom BVerfG, zugespitzt formuliert, unter 
Evidenzfall etwas verstanden wird, das realistischerweise niemals vorkommt, nämlich die völlig fehlende 
Regelung eines Rechtsgebiets).“ 
742
 Zumindest werden die Optionen in Bezug auf das entführte Flugzeug stark eingeschränkt. 
743
 Vgl. BVerfGE 115, 118 RN 120f. 
744
 Zur Begründung reicht es eben nicht, auf ältere Urteile des BVerfG zu verweisen, die ebenso ohne eine 
vollständig überzeugende Begründung für die Ablehnung der Objekt-Formel sind. Kritisch hierzu auch: 
Ekardt (2006), Ekardt (2011) S.173ff. 
745
 BVerfGE 115, 118 RN 153. 
746
 Unter anderem das auch in Deutschland gültige so genannte Chicagoer Abkommen aus dem Jahre 
1944, welches die rechtlichen Grundlagen des Luftverkehrs regeln soll. 
747
 Und dies trotz der Tatsache, dass beispielsweise der Deutsche Bundeswehrverband in seiner 
Stellungnahme auf dieses Problem hingewiesen hat. Dem Gericht schien es jedoch unnötig, hierzu Stellung 
zu nehmen. Vgl. hierzu auch das Urteil des BVerfG, Absatz 67. 
748
 BVerfGE 115, 118. Siehe: http://www.bverfg.de/entscheidungen/rs20060215_1bvr035705.html. 
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durchaus guten Gründen) die gesetzliche Grundlage für Handlungen in einer – je nach 
Standpunkt – bedrohlichen Situation. Diese Einschränkung staatlicher Handlungsoptionen 
wurde im Nachhinein und eher inoffiziellem Rahmen damit begründet, dass die Richter des 
BVerfG darauf hofften,749 dass sich in einer solchen Notsituation doch ein Verantwortlicher 
findet, der die politischen und strafrechtlichen Konsequenzen zu tragen bereit ist.750 Das 
lässt jedoch in gewisser Weise Züge einer Schmittschen Denkfigur erkennen, die schon 
weiter oben angesprochen wurde: Im Falle des Ausnahmezustandes würde sich – so die 
(vermeintlich implizite) Hoffnung des BVerfG – der „wahre“ Souverän zu erkennen geben 
und sich dann auch über das Gesetz stellen. Diese Denkfigur scheint – soweit erkennbar – in 
den öffentlichen Debatten über das Urteil wenig Beachtung gefunden zu haben. 
Zum anderen ist an der Urteilsbegründung des BVerfG interessant, dass zwar ausführlich 
Stellung zum Verhältnis Bürger – Staat genommen wird (wie soeben schon angedeutet). Das 
Verhältnis Bürger (Passagier) – Bürger (Terrorist) wird jedoch eher stiefmütterlich 
behandelt.751 Gerade im Verhältnis Bürger zu Bürger liegt jedoch ein nicht unwesentliches 
Rechtsproblem eines Entführungsfalls, wie er dem §14 (3) zugrunde liegt. Denn zunächst 
wird hierdurch vor allem die Beziehung zwischen Bürgern (also Entführern und Entführten) 
tangiert. Der Staat spielt hier erst dann eine Rolle, wenn er seinen möglichen 
Schutzpflichten752 nicht nachkommen kann. Zuvor werden jedoch die Grundrechte des 
Bürgers nicht durch den Staat bedroht, sondern durch andere Bürger/ Menschen.753 Es ist 
also fraglich, inwieweit das Urteil (bei aller Sympathie), bezüglich der grundrechtlichen 
Probleme überhaupt in die richtige Richtung blickt. Damit soll (abseits aller praktischen 
Probleme der Umsetzbarkeit754) keine moralische Aufwertung des Flugzeugabschusse 
erfolgen. Kritisch ist jedoch, dass durch die restriktive Ablehnung des Abschusses ein Raum 
frei von staatlichen Einflussmöglichkeiten eröffnet wird – was gerade beim Problem der so 
genannten Drittwirkung symptomatisch für die Entscheidungen des BVerfG ist und später 
noch ausführlicher zu diskutieren755 sein wird. Natürlich musste das Gericht sich nicht explizit 
zu diesem Problem äußern, da es primär um die Frage des Abschusses durch den Staat 
geht. Dass aber die möglichen Grundrechtsverletzungen durch Dritte bei Unterlassen des 
staatlichen Handelns (~Abschuss) überhaupt nicht im Urteil erwähnt werden, ist mindestens 
erstaunlich. 
 
4.1.5 Urteilsbegründung und politische Implikationen 
 
Fraglich ist schlussendlich, ob es aus Sicht der rot-grünen Bundesregierung klug gewesen 
war, den bis dato eher unklaren und ungeregelten Rechtsfall so eindeutig so regeln. Wäre 
                                                 
749
 Vgl. FAZ vom 05.01.2007, S.34. 
750
 Was dann möglicherweise ähnlich geregelt würde, wie der Fall der Folterandrohung durch den 
Frankfurter Vizepolizeipräsidenten Daschner. Hier wurde die Argumentationsfigur des rechtfertigenden 
Notstandes ausgiebig benutzt, um das Handeln Daschners nicht zu stark sanktionieren zu müssen.  
751
 BVerfGE 115, 118 RN 137: „Schließlich lässt sich § 14 Abs. 3 LuftSiG auch nicht mit der staatlichen 
Schutzpflicht zugunsten derjenigen rechtfertigen, gegen deren Leben das im Sinne von § 14 Abs. 3 LuftSiG 
als Tatwaffe missbrauchte Luftfahrzeug eingesetzt werden soll.“ 
752
 Grundsätzlich hierzu: Isensee (1983). 
753
 Vgl.: Ekardt (2006): „Denn Grundrechte sollen feste Garantien gegen typische Freiheitsgefahren 
verleihen. Diese aber drohen uns eben nicht nur direkt durch den Staat, wie die altliberale Philosophie gern 
suggerierte, sondern ebenso auch durch Private, die u.U. gefährlicher sind als die Polizei.“ Ausführlicher 
hierzu auch Ekardt (2007).  
754
 Siehe oben. 
755
 Vgl. die Überlegungen zur Video- und Kommunikationsüberwachung im folgenden Kapitel. 
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also beispielsweise ein „Ignorieren“ des ungeklärten rechtlichen Rahmens für einen 
Flugzeugabschuss besser gewesen? Eine eindeutige Antwort auf diese Frage kann es nicht 
geben – allerdings spricht das Urteil des BVerfG (sowie vor allem die kolportierten 
Intentionen hinter dem Urteil) dafür, dass unter Bezug auf Schmitts Souveränitätslehre sowie 
der Figur des Ausnahmezustandes ein Offenlassen besser gewesen wäre. 
Dagegen (und damit für die mittlerweile verfassungswidrige Regelung des §14 (3) LuftSiG) 
sprechen jedoch zwei Dinge: Zum einen wurde hierdurch politische Handlungsfähigkeit 
sowie der Willen, entschlossen gegenüber möglichen Entführern aufzutreten, demonstriert. 
Zum anderen wäre es nicht unbedingt ein Zeichen verantwortungsvoller Politik gewesen,756 
die im Falle einer Abschussentscheidung handelnden Personen in einer juristischen 
Grauzone arbeiten zu lassen und diesen damit ein erhöhtes Maß an Verantwortung 
zuzurechnen, als es (zumindest bei den Piloten) ihrer Stellung innerhalb der politischen 
Hierarchie entsprechen würde: 
 
„Es wäre unredlich und unverantwortlich, einer Klärung gerade in diesem extremen 
Fall auszuweichen. In einer Demokratie kann nur die Politik eine derart schwere 
Verantwortung übernehmen. Wir dürfen diese Last nicht den Soldatinnen und 
Soldaten aufbürden. Nur der Verteidigungsminister kann seinen Piloten einen 
entsprechenden Befehl geben.“757  
 
Aus Sicht der Politik ist also der Versuch, den Ausnahmefall regeln zu wollen, durchaus 
verständlich und zeugt in gewisser Weise von der Bereitschaft zur Übernahme von 
Verantwortung: Gerade für die beteiligten Soldaten wäre die rechtliche Normierung durchaus 
besser als eine Nichtregelung gewesen. Aus rechtstheoretischer wie aus politologischer 
Sicht sind die Regelungen des §14 LuftSiG jedoch mindestens als unglücklich zu 
bezeichnen; zugleich stellt sich die Frage der praktischen Umsetzbarkeit einer solchen 
„Abschusserlaubnis“ im Entführungsfall. 
 
4.1.6 Zusammenfassung Luftsicherheitsgesetz 
 
Neben den praktischen Problemen stellt sich letztlich immer noch die Frage, inwieweit die 
Autoren von „Schäubles Nachtlektüre“758 sich berechtigterweise (implizit oder explizit) auf 
Carl Schmitts Figur des Ausnahmezustands berufen können. Zugleich scheinen auch die 
Richter des BVerfG – bewusst oder unbewusst – in ihrem Urteil einige Denkfiguren Schmitts 
inkorporiert zu haben.  
Die Behauptung jedoch, dass das BVerfG in „schönfärberischer“,759 „sicherheitsblinder“760 
und „verfassungsautistischer“761 Weise eine nicht grundrechtskonforme Regelung des 
LuftSiG als verfassungswidrig bezeichnet und dabei die sicherheitspolitische Wirklichkeit der 
                                                 
756
 Bornemann (2007) S.77 verweist auf das Problem des Abschiebens von Verantwortung nach Karlsruhe: 
„[…] verlagere der Gesetzgeber besonders unpopuläre und daher in hohem Maße machrelevante 
Entscheidungen durch Nichtstun auf das Bundesverfassungsgericht und entzöge sich so der eigenen 
Verantwortung.“  
757
 Otto Schily, zitiert nach dem Plenarprotokoll der Bundestagssitzung vom 30.01.2004.  
758
 Die ZEIT, Ausgabe 33/2007 vom 09. August 2007, Seite 7. 
759
 So Josef Isensee (2007) S.213 in Bezug auf die Entscheidung des BVerfG: „Das Bild des Toren, das 
Cicero vorschwebt, weist Ähnlichkeit auf mit dem wahren, von schönfärberischen Retuschen befreiten (und 
vom BVerfG verkannten, TP) »Menschenbild des Grundgesetzes«.“  
760
 Hillgruber (2007) S.218. 
761
 Depenheuer (2007b) S.43. 
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Bedrohung durch den (internationalen) Terrorismus ignoriert habe, mag vor dem Hintergrund 
der dargestellten rechtstheoretischen Probleme vielleicht sogar zutreffend sein.762 Eine 
solche Kritik aber mit der Figur des Ausnahmezustands und der entsprechenden Theorie 
Carl Schmitts zu führen, scheint in Anbetracht dessen, dass auch Schmitt den 
Ausnahmezustand als letztlich nicht gesetzlich regelbar gesehen hat, fragwürdig. Denn der 
Souverän entscheidet, wann der Ausnahmezustand vorliegt und auch wie er bei Vorliegen 
desselben zu handeln gedenkt.763 Was das Recht vorschreibt, ist dabei nur sekundär von 
Belang. 
Genau hier zeigt sich aber das Wesen des Politischen: Zu Entscheiden, was die konkrete 
Situation verlangt. Und dies gerade auch im Zustand der höchsten Gefahr und dabei nicht in 
blinder Weise dem Gesetz zu folgen,764 das möglicherweise im Normalzustand (und auch 
nur für den Normalzustand) verfasst wurde und dadurch das volle Ausmaß des jeweils 
konkreten Ausnahmezustandes gar nicht vorhersehen konnte. Dafür existiert der Souverän 
in einem demokratisch verfassten Rechtsstaat765 und genau in dem Moment muss er auch 
bereit sein, politische (und juristische) Verantwortung zu übernehmen.766 Dies scheint das 
BVerfG besser erkannt zu haben, als seine Kritiker. Dass beim LuftSiG neben den 
verfassungsrechtlichen und den rechtstheoretischen Problemen das Problem besteht, dass 
in einem solchen Ausnahmefall wie dem Angriff von Terroristen mithilfe eines entführten 
Flugzeuges jegliche militärischen Mittel versagen könnten, die den politisch Verantwortlichen 
zur Verfügung stehen, ist dann nur noch ein flankierendes Problem, welches die Autoren von 
„Schäubles Nachtlektüre“ übersehen.  
Es mag für Rechtswissenschaftler (und insbesondere für Verfassungsjuristen) 
unbefriedigend sein, wenn es Bereiche des Politischen gibt, die nicht rechtlich überformt und 
geregelt sind.767 Auch mag es generell unbefriedigend sein, wenn Politik und 
Rechtsprechung die verfassungsrechtlichen Grundrechte schützen müssen, diese selber 
aber eher den Angreifer schützen als die Bürger. Aber genau hier zeigt sich das Wesen der 
bundesdeutschen Verfassung. Es wird kein Freifahrschein für einen allmächtigen Leviathan 
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 Kritisch (wenn auch mit anderer Tendenz als hier) zum Urteil des BVerfG in rechtsdogmatischer Hinsicht 
auch: Ekardt (2010) S.114: „Es ist in keiner Weise begreiflich zu machen, warum das Abschießen von 
Flugzeugen mit ohnehin todgeweihten Insassen (auch wenn damit ein – nicht sicherer, aber möglicher – 
Super-GAU vermieden werden kann) unter allen (!) Umständen verboten und die Opferung von 
schlimmstenfalls Hunderttausenden von Menschen am Boden damit strikt geboten sein sollte – und 
umgekehrt völliges gesetzgeberisches Belieben herrschen soll, wenn […] europaweit jährlich 310.000 Tote 
durch Feinstaub hingenommen werden, nur weil die Mitbürger nicht etwas teurere Autos, Heizungen usw. 
mit geeigneten Filtertechniken kaufen möchten (und es bestehen auch keine ernstlichen 
umweltmedizinischen Erkenntnisunsicherheiten hinsichtlich der Kanzerogenität von Feinstaub).“ 
763
 Schmitt (1994) S.176: „[...] derjenige, der die Nothandlung ausübt, nicht von demjenigen unterschieden 
werden kann, der darüber entscheidet, ob der Notfall gegeben ist [...]“ 
764
 Schmitt (2002a) S.39: „Politisch ist jedenfalls immer die Gruppierung, die sich am Ernstfall orientiert. sie 
ist deshalb immer die maßgebliche Gruppierung, die politische Einheit infolgedessen immer, wenn sie 
überhaupt vorhanden ist, die maßgebende Einheit und „souverän“ in dem Sinne, dass sie Entscheidung 
über den maßgebenden Fall, auch wenn das der Ausnahmefall ist, begriffsnotwendig immer bei ihr stehen 
muß.“ 
765
 Schmitt (1996a) S.53f: „Die heute übliche, auf Bodin zurückgehende Definition der Souveränität entstand 
aus der Erkenntnis, dass es mit Rücksicht auf die konkrete Sachlage immer von neuen notwendig wird, 
Ausnahmen von dem generell geltenden Gesetzen zu machen und Souverän derjenige ist, der über die 
Ausnahme entscheidet.“ 
766
 Zum Problem der Ministerverantwortlichkeit und -anklage: Schmitt (1996b) S.27f. 
767
 Schmitt (1996b) S.111: „Die Eigenart des Politischen liegt jedoch gerade darin, daß jedes denkbare 
Gebiet menschlicher Tätigkeit der Möglichkeit nach politisch ist und sofort politisch wird, wenn die 
entscheidenden Konflikte und Fragen sich auf dieses Gebiet begeben.“ 
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ausgestellt, sondern die Entscheidungen des Leviathans sind auch im Ausnahmezustand 
positiv (oder negativ) zu sanktionieren; nötigenfalls erst im Nachhinein.768 Das sorgt bei allen 
damit verbundenen Problemen vielmehr dafür, dass die Verantwortlichen eines Abschusses 
sich ihrer Verantwortung in aller Konsequenz auch bewusst sein müssen.769 Auch wenn 
Depenheuer,770 Hillgruber771 und Isensee772 dies anders sehen und meinen, dass durch das 
Urteil des BVerfG der Staat und die politisch Verantwortlichen zur Untätigkeit verurteilt sind 
und einem Anschlag mit einem entführten Flugzeug hilflos zusehen müssen, so ist gerade 
unter Verweis auf Carl Schmitt zu sagen, dass in einem solchen Ausnahmezustand die 
politische Verantwortung nicht konkret an das Recht gebunden sein kann und auch nicht 
sein muss.773 Dass das BVerfG bei seinem Urteil zum LuftSiG dies ähnlich gesehen hat,774 
mag für den Juristen unbequem sein. Es spricht im Übrigen dafür, dass sich die Positionen 
Schmitts775 und die des BVerfG in den Konsequenzen des nicht geregelten 
Ausnahmezustandes und in ihrer Erwartung an Politiker mit Verantwortungsbewusstsein 
ähnlich zu sein scheinen. Es muss festgehalten werden, dass zumindest für die Kritik am 
BVerfG-Urteil zum LuftSiG ein Verweis auf Schmitt nicht angebracht ist. Wenn es den 
genannten Autoren jedoch nur um eine Kritik an der Institution des BVerfG und seiner 
Entscheidungspraxis gegangen sein sollte, so erscheint der Verweis auf Schmitt eher 
nachvollziehbar zu sein.776  
Was jedoch mit Verweis auf die schon vorgetragenen Überlegungen zum Wesen des 
Terrorismus hinterfragt werden kann, ist die Wahrscheinlichkeit eines Anschlages ähnlichen 
denen des 11.September 2001. Wie oben dargestellt, setzt der „moderne“ Terrorismus auf 
spektakuläre Anschläge, um seine politischen Botschaften zu transportieren. Insoweit waren 
die Anschläge von New York und Washington schon aufgrund ihrer Einzigartigkeit 
spektakulär und haben die Botschaften Al-Qaidas prominent platzieren können. Eine 
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 Auf diesen Gedanken Schmitts weist Böckenförde in anderem Zusammenhang hin: Böckenförde, Ernst-
Wolfgang: Der verdrängte Ausnahmezustand: zum Handeln der Staatsgewalt in außergewöhnlichen Lagen. 
In: NJW 38/1978. S.1890. 
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 Weber (1992) S.71: „Der Verantwortungsethiker dagegen rechnet mit eben jenen durchschnittlichen 
Defekten der Menschen, - er hat, wie Fichte richtig gesagt hat, gar kein Recht, ihre Güte und 
Vollkommenheit vorauszusetzen. [...] Er wird sagen: diese Folgen werden meinem Tun zugerechnet.“ 
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 Depenheuer (2007b) S.47 
771
 Hillgruber (2007) S.217. 
772
 Isensee (2006a) S.192. 
773
 Baldus (2008) S.107 (unter Verweis auf Depenheuer (2007a)): „Diese Polarisierung irritiert und verstört 
wegen ihrer Dramatisierungen, Einseitigkeiten und Verkürzungen. Der Rechtsstaat des Grundgesetzes ist 
weder wehr- und kraftlos, noch schließt seine Logik die des Präventionsstaates aus.“ 
774
 Vgl. Isensee (2007), S.232: „Das bestätigte der Berichterstatter des Verfahrens, Dieter Hömig. Nach 
seinem Ausscheiden aus dem Amt verriet er […]: er habe darauf gehofft, dass es im Letzten ein 
verantwortlicher Amtsträger auf sich nehmen werde, das Notwendige zu vollziehen und als Person die Last 
eines Rechtsverstoßes auf sich zu laden.“ 
775
 Denn ein nur die Gesetze ausführender Roboter war nicht der Souverän, den Schmitt im Auge hatte. 
776
 Interessant ist, dass Hillgruber (2008) S.218 das BVerfG als „Hüter der Verfassung“ bezeichnet und ihm 
dabei zugesteht, „[…] die Erfüllung der aller verfassungsrechtlich gebundenen Gewalt gestellten Aufgabe, 
Sicherheit zu gewährleisten, als zur verbindlichen Letztinterpretation des Grundgesetz berufenen Autorität 
durch wehrhafte Verfassungsinterpretation erleichtern […]“. Bei Carl Schmitt (1996b) S.21 kommt dem 
„Hüter der Verfassung“ scheinbar eine ähnliche Aufgabe zu: „Die verfassungsrechtliche Aufgabe eines 
Hüters der Verfassung liegt aber gerade darin, dieses allgemeine und gelegentliche 
Gehorsamsverweigerungs- und Widerstandsrecht zu ersetzen und überflüssig zu machen.“ Auch wenn 
Schmitt damit eher das Amt des Reichspräsidenten als das BVerfG im Auge hatte, so gilt doch festzuhalten, 
dass dieser Hüter der Verfassung eben nicht der Souverän ist, der über den Ausnahmezustand entscheidet 
oder ihn gar regelt. 
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Wiederholung dieses Vorgehens in Deutschland hätte jedoch nicht den gleichen Effekt (auch 
wenn ein ähnlich verlaufender Anschlag sicher eine umfangreiche Berichterstattung zur 
Folge hätte) wie das „Original“. Vielmehr ist davon auszugehen, dass sich der Missbrauch 
eines entführten Flugzeuges als fliegende Bombe wahrscheinlich nicht in nächster Zeit 
ereignen wird – und weder der Abschuss eines entführten Flugzeuges noch die Regelungen 
eines solchen Ausnahmezustandes nötig werden.  
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4.2 Günther Jakobs´ Feindstrafrecht: Auferstehung des Feindes oder nur ein Ansatz 




„Diejenigen, die sagen Guantanamo ist nicht die richtige Lösung, müssen bereit sein 





Als Günther Jakobs im Mai 1985 einen später auch als Aufsatz778 veröffentlichten Vortrag zu 
einer von ihm im deutschen Strafrecht diagnostizierten Veränderung hielt, stand die 
Bundesrepublik noch unter dem Eindruck des politisch motivierten Terrorismus der Roten 
Armee Fraktion (RAF). Und unter anderem in der Auseinandersetzung mit den Mitgliedern 
der RAF kam es nach Meinung von Jakobs zu einer Entwicklung im Strafrecht (oder 
allgemeiner: in Rechtspolitik und Rechtsprechung), die sich im engeren Sinn nicht aus der 
Dogmatik des bisherigen Strafrechtes, sondern nur mit Hilfe strafrechtsexterne Argumente 
erklären ließ. Diese – von ihm in Abgrenzung zum „bisherigen“, dogmatisch klaren 
Bürgerstrafrecht als Feindstrafrecht bezeichnete – Problematik wollte Jakobs in seinem 
Vortrag skizzieren. Die Resonanz hierauf war zunächst eher gering, aber in der Tendenz 
durchaus freundlich; die Diskussion selbst ebbte recht schnell wieder ab.779  
Spätestens aber im Zuge der in den 1990er Jahren ins Bewusstsein der Öffentlichkeit 
rückenden Bedrohung durch organisierte Kriminalität und internationalen Terrorismus bekam 
die Debatte um das Feindstrafrecht eine neue Dynamik780 – zumal Jakobs nun seine 
Überlegungen mehrfach überarbeitete781 und dabei insbesondere auf den strafrechtlich 
angemessenen Umgang mit Terroristen einging.782 Das geschah vor dem Hintergrund, dass 
seit dem 11. September 2001 auch in Deutschland ein Bedarf nach neuen Rechtsregeln 
artikuliert wurde, um dem „neuen“ internationalen Terrorismus angemessen begegnen zu 
können. Jakobs argumentierte nun, dass Menschen, die sich (wie beispielsweise 
terroristische Attentäter) nachweisbar durch ihr Handeln selbst außerhalb der Rechtsordnung 
stellen würden, nicht den vollen Grundrechtsschutz des von ihnen angegriffenen Staates 
genießen könnten. Terroristen dürfen also vom Staat, den sie bekämpfen, nicht erwarten, 
dass er mit ihnen gleichermaßen umginge, wie mit einem „normalen“ Straftäter.  
Diese bis dahin eher rechtstheoretischen Überlegungen haben – wenn man der Diskussion 
beispielsweise in den deutschen Feuilletons783 glauben darf – eine praktische Umsetzung 
gefunden: Die US-Regierung ließ im Krieg gegen den Terrorismus festgenommene „unlawful 
                                                 
777
 Wolfgang Schäuble auf der Pressekonferenz zur internationalen Anti-Terrorkonferenz der sechs EU-
Innenminister sowie des amerikanischen Heimschutzminister in Werder/Havel. 
778
 Jakobs (1985) S.751 – 785. 
779
 Schulz (2006) S.315f. 
780
 Schulz (2006) S.315. 
781
 Jakobs (2004) S.88 – 95. 
782
 Jakobs (2006a) S.839 – 851. 
783
 Beispielsweise: Süddeutsche Zeitung vom 5. März 2005, Süddeutsche Zeitung vom 3. Mai 2005 oder 
auch Die Zeit 21/2004. 
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combatants“ u.a. in zwei Gefangenenlagern auf der Insel Guantanamo inhaftieren,784 in 
denen diese – außerhalb des amerikanischen Rechtsraumes und nur mit sehr 
eingeschränktem subjektivem Rechtsschutz785 ausgestattet – festgehalten und „verschärften 
Verhörmethoden“786 unterzogen werden konnten. Zuletzt sorgte die – aus rechtlicher Sicht 
durchaus problematische – Tötung Osama bin Ladens für Vergleiche mit den Überlegungen 
Jakobs.787 Das Vorgehen der Vereinigten Staaten (aber auch anderer westlicher Staaten) im 
Krieg gegen den Terrorismus war für Kritiker Jakobs´ ein Beispiel der Anwendung des 
Feindstrafrechtskonzepts.788 Neben Vergleichen des Konzeptes mit aktuellen politischen 
Entwicklungen begann ein Teil der Kritik auch Parallelen zu den deutlich älteren 
Überlegungen Carl Schmitts und seiner Theorie des Ausnahmezustandes zu ziehen.789  
Im Folgenden soll der Versuch unternommen werden, die in der deutschen Rechts- und 
Sozialwissenschaft umstrittenen Überlegungen zum so genannten Feindstrafrecht von 
Günther Jakobs produktiv als einen Analyserahmen zu nutzen. Dabei soll der Fokus der 
Untersuchung zunächst auf der Beschreibung von Veränderungen in der bundesdeutschen 
Gesetzgebung liegen, welche im Kontext der Bekämpfung des Terrorismus nach dem 11. 
September 2001 stehen. Hierzu sollen die in diesem Kontext relevanten Überlegungen von 
Jakobs rekonstruiert werden. Anschließend soll – im begrenzten Rahmen – auf den Vorwurf 
der Nähe Jakobs´ zu Carl Schmitt eingegangen werden. Des Weiteren soll in aller Kürze die 
rechtspraktische Frage diskutiert werden, inwieweit Parallelen vom Konzept des 
Feindstrafrechts zu den Lagern auf Guantanamo zu ziehen sind. Schlussendlich soll am 
Ende dieses Abschnittes in einer Art Exkurs dafür geworben werden, das Konzept des 
Feindstrafrechtes bei aller gebotenen Kritik auch als Analyserahmen für Kritik an 
Entwicklungen des deutschen Strafrechts zu nutzen – also die ursprüngliche Intention 
Jakobs aus den 1980er Jahren aufzugreifen und produktiv zu nutzen. 
 
4.2.2 Theorie des Feindstrafrechtes 
 
Die Theorie des Feindstrafrechtes entwickelte Günther Jakobs 1985790 in einem Vortrag791 
aus der Beobachtung heraus, dass die Rechtsprechung in Deutschland vor allem bei 
besonders schweren Straftaten (gerade auch im Bereich einiger damals neu geschaffener 
Strafrechtsnormen792) nicht mit der bisherigen Dogmatik des Strafrechts übereinstimmte. 
Zugleich würde bei genauer Betrachtung festzustellen sein, dass für bestimmte Straftäter nur 
                                                 
784
 So argumentiert beispielsweise Krasmann (2006), S.244: „Dabei erweist sich das Feindstrafrecht, 
paradigmatisch verstanden, in bemerkenswerter Übereinstimmung mit der US-amerikanischen 
Guantánamo-Politik.“ 
785
 Hierzu speziell Aradau (2007) insb. S.489f.; Waldmann (2009) S.22. 
786
 Wobei die „verschärften Verhörmethoden“ im Regelfall nur eine Umschreibung für Folter darstellen. 
787
 Prantl (2011) S.3: „Wenn man die Exekution (bin Ladens, TP) irgendwie rechtlich fassen will, dann geht 
das nur mit den Argumenten des sogenannten Feindstrafrechts. Das Feindstrafrecht - das es nicht offiziell 
gibt, das aber in konservativen politischen Kreisen diskutiert wird - ist etwas ganz anderes als das normale 
Strafrecht; es ist eigentlich gar kein Recht, sondern eine euphemistische Bezeichnung dafür, dass es gegen 
"Feinde" keine dieser schützenden Regeln mehr gibt.“ 
788
 Arnold (2006) S.311. 
789
 Mahncke (2010) S.206: „Dabei erfuhr er (Jakobs, TP) überwiegend Ablehnung, die allerdings aufgrund 
seiner Begrifflichkeiten, die manchen an Carl Schmitt oder sogar die NS-Zeit erinnerten, zunächst emotional 
aufgeladen und daher teilweise oberflächlich war.“ 
790
 Zum zeitlichen Kontext: Die Bundesrepublik hatte gerade den Höhepunkt der Auseinandersetzung mit 
der RAF erlebt und die politische und strafrechtliche Aufarbeitung war erst partiell abgeschlossen. 
791
 Kurz darauf veröffentlicht als: Jakobs (1985) Kriminalisierung im Vorfeld einer Rechtsgutsverletzung.  
792
 Vor allem der 1976 neu geschaffenen §129 StGB sowie das 1977 entstandene Kontaktsperregesetz. 
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ein verminderter Grundrechtsschutz gewährt wird. Dieses neue staatliche Strafrechtsregime 
würde Täter vielmehr als Feinde der Gesellschaft betrachten und entsprechend feindlich mit 
ihnen umgehen. 
Jakobs kam in seinen Überlegungen zu dem Schluss, dass sich sowohl Politik als auch 
Justiz in der Aufarbeitung der Taten der RAF hart an den Grenzen der Idee vom liberalen 
Rechtsstaat bewegten – und bisweilen diese Grenzen auch überschritten hätten.793 Der 1976 
eingeführte §129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen) stellte beispielsweise allein 
die Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung unter Strafe;794 eine weitere 
„rechtsgutsverletzende“ Tat wie beispielsweise Mord, Erpressung oder dergleichen musste 
im Einzelfall dem Täter nicht nachgewiesen werden, um auf Basis dieser Norm zu einer 
mehrjährigen Haftstrafe verurteilt zu werden. Auch wurde es möglich, „einfachere“ 
Gesetzesverstöße aus strafrechtlicher Perspektive als terroristische Aktivitäten einzuordnen 
und diese dann deutlich härter zu sanktionieren, als es durch das Strafrecht normalerweise 
vorgesehen wäre.  
 
So sehr das Entstehen der Norm in politischer Hinsicht erklärbar ist, so problematisch ist 
deren Einführung aus dogmatischer Perspektive. Denn in funktionaler Perspektive hieß das: 
Prinzipiell gleiches Verhalten konnten durch Hinzunahme des neuen §129a StGB in der 
Anklage (bzw. in der Urteilsbegründung) anders geahndet werden – je nachdem ob der Täter 
als Mitglied einer terroristischen Vereinigung betrachtet wurde oder nicht. Ein Bankraub war 
einmal „nur“ eine räuberische Erpressung795, die mit mindestens drei Jahren Gefängnis 
sanktioniert wurde. Ein anderes Mal konnte ein prinzipiell ähnlich ablaufender Bankraub aber 
auch als Vorbereitung terroristischer Taten eingeordnet werden – und damit für den 
Verurteilten (durch Bezug auf §129a StGB) 15 Jahre Gefängnis nach sich ziehen. Der 
konkrete Nachweis, dass dieser Bankraub tatsächlich zur Vorbereitung eines Anschlages 
genutzt wurde, musste im Zweifel nicht erbracht werden. Daraus folgerte Jakobs, dass die 
theoretisch auch für Terroristen geltenden, schützenden Elemente796 des 
»Bürgerstrafrechtes« ihnen in der Rechtspraxis nicht in vollem Umfang zuteil wurden.797 Das 
könne – so Jakobs – zwar möglicherweise für bestimmte Straftaten angemessen sein, müsse 
dann aber auch deutlich gemacht werden. Inwieweit dies tatsächlich sinnvoll ist, stand für 
Jakobs in den Ausführungen von 1985 nicht fest und er neigte in der Tendenz zur rein 
analytischen Kritik an solchen Grundrechtsbeschneidungen.798 
Erst gegen Ende der 1990er Jahre entwickelte Jakobs aus den dargestellten Ansätzen eine 
Theorie des Feindstrafrechtes. Allerdings nahm er dabei eine dramatische Veränderung vor: 
Er skizzierte nun nicht mehr nur die problematischen Tendenzen im Strafrecht, sondern 
forderte explizit für den Umgang mit den Feinden eines Staates ein solches zweites 
Strafrecht – also ein eigenständiges Feindstrafrecht, welches beispielsweise für den Umgang 
                                                 
793
 Jakobs verwies noch auf weitere Deliktsarten; diese dienten ihm aber als Untermauerung seiner Thesen 
und sollen hier auch aufgrund des eingeschränkten Platzes nicht weiter diskutiert werden. 
794
 Lepsius (2004) S.68 
795
 §255 StGB. Räuberische Erpressung. 
796
 Im hier diskutierten Kontext beispielsweise der detaillierte Nachweis der Tat inklusive Motiv(en). 
797
 Auch wenn diese zum Teil mehr als 25 Jahre als sind, so hat zuletzt der Spiegel einige der 
spektakulären juristischen Fehlentscheidungen dokumentiert. Siehe: Sontheimer (2010): Die zweifelhaften 
Urteile der RAF-Tribunale. 
798
 Vgl. Frankenberg (2010) S.157: „Zudem nimmt er in seinen ersten einschlägigen Publikationen, in denen 
er die staatlichen Maßnahmen gegen den RAF-Terror analysiert, die Position des Beobachters ein, der 
systemwidrige feindstrafrechtliche Einsprengsel im rechtsstaatlichen Bürgerstrafrecht und -
strafprozessrecht nur diagnostiziert und kritisiert, um das Bürgerstrafrecht zu retten.“  
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mit Terroristen deutlich härtere Strafen oder verminderten Grundrechtsschutz kodifizieren 
würde. 
Eine deutlicher gekennzeichnete Differenzierung im Umgang würde konsequenterweise zu je 
zwei Formen sowohl des materiellen, wie des formellen Strafrechts799 führen, die dann für 
Jakobs folgerichtig auch unterschiedlich bezeichnet werden müssten: Bürgerstrafrecht und 
Feindstrafrecht.800 Vorteilhaft wäre, dass im Rahmen einer solchen Trennung die von Jakobs 
identifizierten dogmatischen Verunreinigungen des normalen Strafrechtes in das 
Feindstrafrecht (mit eigener Dogmatik) ausgelagert werden könnten. Wenn man so will, sorgt 
eine solche Scheidung in zwei Arten des Strafrechtes (mit nicht zwingend unterschiedlichem 
Grundrechtsschutz!) für Transparenz und Klarheit des bestehenden Rechts. Gleichzeitig darf 
nach Jakobs die vorgenommene Trennung nicht total sein;801 denn auch ein ambitioniertes 
Feindstrafrecht muss immer noch als Recht bezeichnet werden können. 
Aus dieser Warte zeigt sich ein erster Vorteil der Scheidung in zwei Formen des Strafrechts: 
Das solchermaßen geteilte Recht sorgt für Klarheit und Sicherheit beim Bürger,802 der nun je 
nach Form des devianten Verhaltens nur unter eine der beiden Arten des Strafrechtes fällt 
und dies vor seiner Tat „abschätzen“ kann. Dieser Vorteil des Feindstrafrechts korrespondiert 
auch mit den Voraussetzungen seiner Anwendung: Nur derjenige fällt für Jakobs unter ein 
Feindstrafrecht, der für sein normenkonformes Verhalten keine kognitive Mindestgarantie 
leisten kann oder will. Wer sich bewusst vom Recht abwendet, kann dieses also nicht 
zugleich für sich in Anspruch nehmen. Die kognitive Garantie normenkonformen Verhaltens 
wird von Jakobs ganz explizit als eine Art »Mindestgarantie«803 qualifiziert, da schließlich 
nicht jedes deviante Verhalten einen Bürger zu einem Feind der Gesellschaft macht, sondern 
nur das besonders schwere Attackieren gesellschaftlicher Normen, was für Jakobs 
beispielsweise bei Sexualstraftätern oder Terroristen vorliegt. Zusammengefasst heißt das: 
Menschen, die schwerste Straftaten planen oder begehen, haben in den Augen von Jakobs 
auf jeden Fall bewiesen, dass sie eine solche (kognitive) Mindestgarantie normentreuen 
Verhaltens nicht abgeben wollen oder können.804  
                                                 
799
 Jakobs (2006b) S.296: „Warum übernimmt das Strafrecht diese Aufgabe trotz der Gefahr seiner 
Verpolizeilichung? Die Antwort fällt mehrschichtig aus: Die Polizei kann an den Tatbestand der Bildung einer 
terroristischen Vereinigung keine für lange Zeit sichernden Rechtsfolgen knüpfen – das ist die erste Schicht 
– und sie soll es auch nicht – das ist die zweite – weil dem Feindstrafrecht zumindest ein Teil der 
rechtsstaatlichen Garantien des materiellen Strafrechts und des Prozeßrechts gegeben werden soll, um es 
rechtsstaatlich erträglich zu machen, aber auch um die Differenz zum Bürgerstrafrecht zu verschleiern, 
[…].“ 
800
 Jakobs (2006b) S.295: „Die Entwicklung der Bestrafung der Verbrechensvorbereitung in Deutschland 
lehrt, wie nützlich die Unterscheidung zwischen Bürger und Feind sein könnte, so sie denn sauber 
durchgeführt würde.“ 
801
 Jakobs (2004) S.92: „Ich möchte dem Konzept von Rousseau und Fichte nicht folgen; denn es ist in 
seiner radikalen Trennung des Bürgers mit seinem Recht einerseits vom Unrecht des Feindes andererseits 
zu abstrakt. Eine Rechtsordnung muß im Grundsatz auch einen Verbrecher im Recht halten […].“ 
802
 Frankenberg (2010) S.195: „Der kognitiven Sicherheit – oder auch: gesicherten Unsicherheit – arbeiten 
vor allem jene rechtsstaatlichen Prinzipien zu, die dem bürgerlichen Erwartungshorizont Kontur geben 
sollen: Bestimmtheit, Normklarheit und effektiver, verhältnismäßiger (Grund-)Rechtsschutz.“ 
803
 Jakobs (2004) S.92: „[…] die kognitive Mindestgarantie nicht leisten, die für die Behandlung als Person 
erforderlich ist […].“ 
804
 Jakobs (2004) S.92: „So geht der Gesetzgeber (um zunächst beim materiellen Recht zu bleiben) zu 
einer - offen so genannten - Bekämpfungsgesetzgebung über, etwa bei der Wirtschaftskriminalität, beim 
Terrorismus, bei der organisierten Kriminalität, bei „Sexualdelikten und anderen gefährlichen Straftaten“ 
sowie überhaupt bei „Verbrechen“, wobei jeweils Individuen bekämpft werden sollen, die sich in ihrer 
Haltung (etwa bei Sexualdelikten) oder in ihrem Erwerbsleben (etwa bei Wirtschaftskriminalität, 
Rauschgiftkriminalität, sonst organisierter Kriminalität) oder durch Einbindung in eine Organisation (beim 
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4.2.3 Feindstrafrecht heißt nicht Rechtlosigkeit 
 
Ein Großteil der Kritik805 am Feindstrafrecht unterstellt Günther Jakobs, dass er vor allem mit 
seinen neueren Arbeiten die massive Einschränkung von Grundrechten im Kampf gegen den 
Terrorismus begründen will. Gleichzeitig wird versucht, das gesamte Konzept allein durch die 
als kritikwürdig betrachtete, vermeintliche oder tatsächliche Nähe806 zur Rechtstheorie Carl 
Schmitts807 als problematisch darzustellen. Diese Position vergisst dabei jedoch häufig, dass 
die ersten Überlegungen zur Theorie des Feindstrafrechts 1985 aus einer liberal 
begründeten Kritik an Entwicklungen des deutschen Strafrechts entstanden sind und sich 
das Konzept auch nicht auf sämtliche Straftaten, sondern nur auf besonders schwere 
Straftaten bezieht.808 Darüber hinaus kann man beobachten, dass Teile der Kritik sich nur 
selten die Mühe machen, begriffliche Differenzierungen in der eigenen Argumentation zu 
beachten oder gar selbst vorzunehmen. So werden beispielsweise Fußnoten in der nur für 
die eigene Position passenden Weise zusammengekürzt. Zitate Schmitts, die 
Menschenfeindlichkeit und nationalsozialistisches Gedankengut belegen sollen, werden 
Jakobs untergeschoben oder es wird der ursprüngliche Sinn der Belege durch 
Auseinanderreißen von Zitaten aus dem Zusammenhang verfremdet. Dass Jakobs dann 
auch noch persönlich diffamiert wird, erscheint ebenfalls eher unnötig.809 
An dieser Stelle soll zumindest der Versuch unternommen werden, dass etwas 
unübersichtliche Feld der Kritik an Jakobs zusammenzufassen und sich mit ausgewählten 
Punkten aus diesem zu beschäftigen. Grundlage für die folgenden Anmerkungen sind dabei 
die Überlegungen zum Umgang mit Terroristen, wie sie insbesondere ab 2006810 von Jakobs 
noch einmal expliziert wurden. Als rechtspraktische Folie und zum Vergleich soll der Umgang 
der Vereinigten Staaten mit Kombattanten dienen, die in den Kriegen in Afghanistan und dem 
Irak festgenommen und unter anderem in den Lagern von Guantanamo811 festgehalten 
wurden. Zuvor sollen aber noch einige Erläuterungen zum Konzept des Feindstrafrechtes 
vorgenommen werden. 
 
Basis des Feindstrafrechts in der aktuellen Fassung812 ist der schon erwähnte Gedanke, 
dass Menschen, die sich schwerster Straftaten gegen andere Menschen schuldig machen 
                                                                                                                                                        
Terrorismus, bei organisierter Kriminalität, schon bei der Verbrechensverabredung, § 30 StGB) vermutlich 
dauerhaft, zumindest aber entschieden vom Recht abgewandt haben […].“ 
805
 Eine Überblick über die kritische Auseinandersetzung findet sich beispielsweise bei: Uwer, Thomas 
(Hrsg.): Bitte bewahren sie Ruhe. Leben im Feindrechtsstaat. 
806
 Uwer (2006) S.42: „An keiner Stelle zitiert Jakobs Carl Schmitt, aber an jeder Stelle scheint er hervor.“ 
807
 Frankenberg (2010) S.156: „Gleichwohl bewegt sich Jakobs im Kraftfeld des Schmitt´schen Vokalbulars 
und innerhalb dessen apokalyptischen Szenarios nicht wegen der Intensität der Bürger/Feind-
Unterscheidung, sondern auch aufgrund der Kriegsmetapher, wenn er »Feindstrafrecht« als Krieg definiert, 
dessen Gehegtheit und Totalität auch davon abhängt, was vom Feind alles befürchtet wird.“ 
808
 Jakobs (2004) S.92: „Auf der anderen Seite ist nicht jeder Verbrecher ein prinzipieller Gegner der 
Rechtsordnung. Deshalb ist die Einführung einer mittlerweile kaum noch übersehbaren Menge an 
feindstrafrechtlichen Strängen und Partikeln in das allgemeine Strafrecht aus rechtsstaatlicher Sicht ein 
Übel.“ 
809
 Während eines Vortrages von Thomas Uwer an der Universität Leipzig (2009) wurde Jakobs als kleiner 
alter Mann bezeichnet, der in seiner kleinen grauen Welt nur von Feinden schwadroniere könne. Die 
Polemiken zusammenfassend auch Mahnke (2010) S.206. 
810
 Jakobs (2006a) S.839 – 851. 
811
 Einen ähnlichen, wenn auch öffentlich weniger beachteten Umgang mit vermeintlichen und tatsächlichen 
Terroristen pflegen die USA auch in Gefängnissen bei Abu-Ghuraib (Irak) sowie Bagram (Afghanistan). 
812
 Einen gute Überblick über die Entwicklungen des Feindstrafrechtkonzeptes liefert: Saliger (2006). 
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(wie beispielsweise Terroristen), sich mit ihren Taten nicht nur gegen die jeweilige 
gesellschaftliche und staatliche Ordnung stellen. Sie drücken mit ihrem Handeln zugleich die 
Ablehnung der Rechtsordnung aus und begeben sich durch ihre Taten auch außerhalb der 
für sie geltenden, staatlichen Ordnung. Das heißt: Ein Terrorist greift in den Augen von 
Jakobs mit seiner Tat nicht nur den Staat, seine Repräsentanten oder die Bevölkerung an, 
sondern er stellt die gesamte Gesellschaft und die ihr zugrunde liegende Rechtsordnung in 
Frage.813 Wenn aber die gesamte Rechtsordnung durch einen solchen terroristischen Akt 
implizit verneint wird, so gilt das nach Meinung von Jakobs auch für die durch diese 
Rechtsordnung kodifizierten Grundrechte.814  
Übersetzt heißt dies: Wer den Staat als Garanten der Grundrechte angreift und dadurch 
deren Ablehnung zum Ausdruck bringt, kann nicht im selben Atemzug diese staatlich 
garantierten Grundrechte in ihrem gesamten Umfang für sich beanspruchen.815 Jakobs816 
fragt auf Basis dieser Argumentation letztlich folgerichtig, ob eine solche schwere Straftat 
überhaupt mit den Mitteln des Strafrechts sanktioniert werden kann, da sich der Terrorist mit 
einer solchen Straftat selbst aus der Rechtsordnung exkludiert hat.817 Diese Frage 
beantwortet Jakobs zwar mit Nein; weist aber gleichzeitig darauf hin, dass eine mögliche 
Selbst-Exklusion für die staatlichen Behörden nicht die völlige Regellosigkeit im Kampf 
gegen den Terrorismus bedeuten kann.818  
Dieser Punkt erscheint wichtig für das Verständnis, denn damit verweigert Jakobs 
terroristischen Straftätern explizit nicht sämtliche Grundrechte. Denn auch wenn die 
Anwendung des Feindstrafrechts von der Idee her die Abwägung von Grundrechten im 
Umgang mit Terroristen möglich machen würde, so heißt das gerade nicht (wie manche 
Kritiker behaupten819), dass durch Grundrechtsabwägung die Grundrechte als Normen 
staatlichen Handelns völlig außer Kraft gesetzt werden könnten. Feindstrafrecht ist nur eine 
zweite Form des Strafrechts, die sich neben das normale Recht (bzw. das Bürgerstrafrecht) 
stellt und damit immer noch vom Souverän politisch und juristisch zu verantworten ist. Und 
gerade dadurch, dass es „immer noch“ (Straf-) Recht ist, erfüllt es neben der strafenden 
Funktion eine weitere, auch von Jakobs angedeutete Funktion:820 Erwartungssicherheit821 
                                                 
813
 Vgl. Jakobs (2004) S.92 und (2006a) S.842. 
814
 Jakobs (2004) S.94: „Von einigen - hauptsächlich westlichen - Staaten wird also eine globale Geltung 
von Menschenrechten behauptet, der am Ort der Taten zumindest die Täter radikal und erfolgreich 
widersprechen. Nun negiert ein Täter stets die Geltung der die Tat verbietenden Norm für das von ihm 
geplante Verhalten; denn ansonsten könnte er die Tat nicht begehen.“ 
815
 Die Doppelrolle des Staates als Garant und Ziel der Grundrechte kann an dieser Stelle nicht diskutiert 
werden. 
816
 Der sich damit auf Kant, Hobbes und Fichte beruft. Siehe hierzu näher Abschnitt 4.2.4 dieser Arbeit. 
817
 Jakobs (2006b) S.294: „Also ist der Feind exkludiert, genauer, von einigen seiner Rechte exkludiert.“ 
818
 Vgl. Jakobs (2008) S.50. 
819
 Albrecht (2006) S.856f: „Dieser Weg der Entrechtung bestimmter Personengruppen, den der deutsche 
Gesetzgeber seit langem einschlägt, ist keineswegs ein Phänomen der jüngsten Zeit, keineswegs erst eine 
Reaktion auf terroristische Gewaltszenarien, die strafrechtlich – von wem und wo auch immer – als 
Tötungsdelikte konsequent zu verfolgen und zu sanktionieren sind.“ 
820
 Jakobs (2004) S.91: „Wenn eine Norm die Gestalt einer Gesellschaft bestimmen soll, so muß das 
normgemäße Verhalten in der Hauptsache wirklich erwartbar sein, was heißt, die Kalkulationen der 
Personen müßten davon ausgehen, die anderen würden sich normgemäß und eben nicht normbrechend 
verhalten. Zumindest in Fällen auch nur einigermaßen gewichtiger Normen bedarf diese Erwartbarkeit der 
Normtreue anderer einer gewissen kognitiven Untermauerung, um wirklich werden zu können.“ 
821
 Depenheuer (2007a) S.38: „Das Recht sichert und stabilisiert die Erwartungen der Menschen auf 
normkonformes Verhalten der Mitbürger. [...] Das Recht sichert auch kontrafaktische Erwartungen, indem 
es rechtswidriges Verhalten unter Sanktionsdrohung stellt und damit Erwartungssicherheit stabilisiert.“ 
Siehe auch Jakobs (2008) S.51. 
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sowohl für Opfer (hinsichtlich der Sanktionierung von abweichendem Verhalten) wie für 
Täter822 (hinsichtlich der Sicherheit bezüglich der zu erwartenden Strafe).823 Feindstrafrecht 
muss aber auch wenn es Straftäter sanktionieren will, die sich vermeintlich oder tatsächlich 
außerhalb der Rechtsordnung gestellt haben, anschlussfähig an das Bürgerstrafrecht sein824 
und kann deshalb (wie dargestellt) den in der Verfassung garantierten Grundrechtsschutz 
auch bei schwersten Straftaten nicht völlig ausblenden. 
 
4.2.4 Ideengeschichtlicher Hintergrund 
 
Neben Bezügen auf Hobbes825 und Fichte826 (die hier nicht weiter ausgeführt werden 
können) wird vor allem Immanuel Kant von Jakobs als theoretische Quelle seiner 
Überlegungen benannt.827 So belegt Jakobs beispielsweise seine Position, dass für das nicht 
mit den „normalen“ Mitteln des Rechtsstaates zu fassende Handeln von Terroristen andere 
Normen gesucht werden müssen durch den Bezug auf Kant. Dieser verlangt, dass der 
rechtlich ungeregelte Naturzustand unbedingt zu verlassen sei, da jeder Zustand des 
(geregelten) Rechts besser ist, als das ungeordnete Chaos.828 Auch wenn dieser Verweis 
von Jakobs auf Kant durchaus kritisch gesehen wird,829 so ist doch festzuhalten, das für 
Jakobs ebenso wie für Kant830 die Position zentral ist, dass nur der liberale Rechtsstaat 
Sicherheit und Ordnung für seine Bürger schaffen kann und dieser sich dazu allgemein 
akzeptierter rechtlicher Institutionen bedienen muss. Ebenso zentral ist für Beide, dass der 
bürgerliche Rechtszustand dem Chaos des Naturzustandes vorzuziehen ist.  
 
Für Jakobs stellen nun besonders schwere Straftaten den Beginn des Weges zum 
ungeregelten Naturzustand dar – und um dies zu vermeiden, müsse dem Recht gerade bei 
schwersten Straftaten unbedingt Geltung verschafft werden: Im Zweifel vor allem durch 
Bestrafung derjenigen, die die gesellschaftlichen Normen durch ihre (Straf-)Taten 
offensichtlich negieren. Jakobs erweitert dieses Spannungsverhältnis zwischen Naturzustand 
und bürgerlichen Rechtszustand aber noch um die Kategorie des Feindes831 als demjenigen, 
                                                 
822
 Frankenberg (2010) S.196: „Je klarer also die Formulierung eines gesetzlichen Befehls und der 
Sanktionen, desto fassbarer ist ihre Drohung für den Normadressaten.“ 
823
 Isensee (1995) S.579: „Das Gesetz enthält für jeden, an den es sich richtet, die gleiche Aussage. […] 
Das Wort des Gesetzes muss eine klare Botschaft verkörpern, eine bestimmte Entscheidung.“ 
824
 Jakobs (2004) S.92. 
825
 Jakobs (2008) S.19f. Jakobs hat wohl vor allem den Bruch des Gesellschaftsvertrages durch „den 
prinzipiell Abweichenden“ im Auge. Nach Hobbes könne der Herrschende vor allem bei schwersten 
Straftaten diese auch besonders (schwer) bestrafen. Vgl. auch Jakobs (2004) S.89f. 
826
 Jakobs (2008) S.110. 
827
 Beispielsweise: Jakobs (2008) S.83ff. Die Kritik an Jakobs weist dies in der Regel zurück und sieht hier 
eher den Verweis auf Fichte. Vgl. hier beispielsweise: Bung (2006a), Bung (2006b). 
828Kant (1977) S.430 (§ 44, Metaphysik der Sitten): „… man müsse aus dem Naturzustand, in welchem 
jeder seinem eigenen Kopfe folgt, herausgehen und sich mit allen anderen […] dahin vereinigen, sich einem 
öffentlichen gesetzlichen Zwange zu unterwerfen, also in einen Zustand treten, darin jedem das, was für 
das Seine anerkannt werden soll, gesetzlich bestimmt, und durch hinreichende Macht (die nicht die seinige, 
sondern eine äußere ist) zu Teil wird…“ 
829
 Beispielsweise: Arnold (2006) S.305 oder Bung (2006b) S.69f. 
830
 Kant (1977) S.337: „Das Recht ist also der Inbegriff der Bedingungen, unter denen die Willkür des einen 
mit der Willkür des anderen nach einem allgemeinen Gesetze der Freiheit zusammen vereinigt werden 
kann.“ 
831
 Beispielsweise: Jakobs (2004) S.89: „»Recht« heißt die Bindung zwischen Personen, die ihrerseits 
Träger von Rechten und Pflichten sind, während das Verhältnis zu einem Feind nicht durch Recht, sondern 
durch Zwang bestimmt wird.“ Vgl. auch: Jakobs (2008) S.52. 
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der die bestehende Ordnung angreift – und wählt damit einen Begriff, der durchaus als 
Reminiszenz an die Rechtstheorie Carl Schmitts verstanden werden kann.832 
Wenn aber terroristischen Akteuren mit einer gewissen Plausibilität unterstellt werden kann, 
dass sie mit schockierenden Anschlagen genau das Chaos (des Naturzustandes) anstreben, 
um ihre politischen Überzeugungen oder Gerechtigkeitsvorstellungen durchzusetzen, dann 
ist auch mit einer gewissen Berechtigung zu fragen, ob das „normale“ Strafrecht tatsächlich 
zur Sanktionierung ausreicht, oder ob im Umgang mit Terroristen nicht andere Maßstäbe 
gelten sollten. Diese müssten sich zwar zunächst an den normativen Grundlagen der 
angegriffenen (und verneinten) Rechtsordnung orientieren, aber immer auch die Ziele833 des 
Terroristen für die Sanktionierung des Verhaltens berücksichtigen. Aus dieser Überlegung 
folgen für Jakobs zunächst zwei Dinge: Die strafrechtliche Aufarbeitung von terroristischen 
Taten kann sich staatlicherseits durchaus eines Ausnahmerechtes bedienen. Dieses 
Ausnahmerecht834 muss aber zugleich trotz aller möglichen Einschränkungen unbedingt 
kodifiziert sein und allen (dogmatischen) Ansprüchen an das Recht genügen.  
 
4.2.5 Probleme im Feindstrafrechtes 
 
Um zunächst eines klar festzuhalten: Ein spezielles Strafrecht für Terroristen (mit 
entsprechenden dogmatischen Problemen) existiert im weitesten Sinne innerhalb des 
deutschen Strafrechts schon.835 Deshalb ist auch der Teil der Kritik an Jakobs 
zurückzuweisen, der behauptet, es könne dogmatisch nur ein Strafrecht geben und deshalb 
sei das Konzept überflüssig.836 Hierzu genügen einerseits die Lektüre der Analyse von 
Jakobs aus dem Jahre 1985 (die als weitgehend unumstritten gilt) und andererseits der Blick 
in die strafrechtliche Wirklichkeit.837 Schon die Regelungen des 1976 geschaffenen §129a 
StGB waren in diesem Sinne zu deuten. Aber auch die hier noch später zu diskutierenden 
Regelungen des §89a laufen in eine ähnliche Richtung. In einem analytischen Verständnis 
des Feindstrafrechtskonzepts könnte man sogar sämtliche Maßnahmen, die unter das 
Stichwort Sicherungsverwahrung838 fallen, hinzuzählen.839  
 
                                                 
832
 Schmitt (2002a) S.26f: „Die spezifische politische Unterscheidung, auf welche sich die politischen 
Handlungen und Motive zurückführen lassen, ist die Unterscheidung von Freund und Feind. […] Er (der 
Feind, TP) ist eben der andere, der Fremde, und es genügt zu seinem Wesen , dass er in einem besonders 
intensiven Sinne existenziell etwas anderes und Fremdes ist, so dass im extremen Fall Konflikte mit ihm 
möglich sind, die weder durch eine im voraus getroffene generelle Normierung, noch durch den Spruch 
eines »unbeteiligten« und daher »unparteiischen« Dritten entschieden werden können.“ 
833
 Gemeint ist im hier diskutierten Kontext vor allem die Zerstörung der geltenden Rechtsordnung. 
834
 Vgl. hierzu: Schmitt (2004) S.19: „Der Ausnahmefall offenbart das Wesen der staatlichen Autorität am 
klarsten. Hier sondert sich die Entscheidung von der Rechtsnorm, und (um es paradox zu formulieren) die 
Autorität beweist, dass sie, um Recht zu schaffen, nicht Recht zu haben braucht.“  
835
 Freilich sind die entsprechenden Paragraphen nur Einsprengsel im normalen Strafrecht und werden 
nicht als eigenständiges Terrorismusstrafgesetzbuch zusammengefasst.  
836
 Vgl. beispielsweise: Krasmann (2006) S.233f: „Nicht zufällig suggeriert der Begriff, von einem zweiten, 
parallelen Strafrecht zu handeln, was rechtsstaatlich freilich eine Unmöglichkeit ist.“ 
837
 Alex/ Feltes (2009) S.98: „Auch im Strafvollzug sind das neue Sicherheitsdenken und Elemente eines 
Feindstrafrechtes bereits fest verankert.“ 
838
 Jakobs (2006b) S.296: „Wenn im Sommer 2005 der deutsche Bundesinnenminister öffentlich von 
Vorüberlegungen zu einer „vorbeugenden Sicherungsverwahrung“ spricht, bestätigt das die hier gegebene 
Deutung.“ 
839
 Denkowski (2008) S.169f geht (in kritischer Absicht) sogar soweit, dass sämtliche Gesetzesmaßnahmen 
der inneren Sicherheit zur Bekämpfung des islamistischen Terrorismus den Charakter des Feindstrafrechtes 
haben. 
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Trotzdem sind an das Konzept des Feindstrafrechts wie es Jakobs seit 2001 überarbeitet 
hat, kritische Fragen zu stellen. So überzeugt die vom Bürger letztlich permanent zu 
erbringende Vorleistung in Form der kognitiven Mindestgarantie840 (um nicht unter die 
Regelungen des Feindstrafrechts zu fallen), nur bedingt. Nur weil Jakobs diese 
Mindestgarantie aus den schon vorhandenen strafrechtlichen Normen zu rekonstruieren 
glaubt (über deren Plausibilität diskutiert werden kann), ist die Projektion einer 
Rekonstruktion auf das Gesamtkonzept in Form eines Feindstrafrechtes nicht schlüssig. Wie, 
so ist beispielsweise zu fragen, soll der Bürger die kognitive Garantie ständig und 
überzeugend im Voraus leisten? Jakobs meint, dass dies aus dem Verhalten des Bürgers 
herauszulesen sei, aber hier wird die Argumentation ungenau. Denn damit geht es beim 
Feindstrafrecht nicht allein um die kognitive Position des Täters außerhalb oder innerhalb der 
bürgerlichen Rechtsordnung, sondern vielmehr um das tatsächliche Verhalten des Bürgers 
und die zugrunde liegende subjektive Einstellung sowie die Handlungsmotive des Bürgers. 
Diese können, weil sie im Inneren des Bürgers dem direkten Zugriff der Strafverfolger 
entzogen sind, jedoch nur schwerlich als Grund für eine Bestrafung angeführt werden.841 
Weiterhin ist zu fragen, inwieweit durch eine Teilung in Bürgerstrafrecht und Feindstrafrecht 
nicht rechtliches Unrecht842 mit allen seinen Problemen für Rechtsprechung und 
Rechtssicherheit geschaffen wird.843 Und: Müsste nicht gerade der liberale Rechtsstaat sich 
dadurch auszeichnen, dass er im Umgang mit seinen Feinden Toleranz walten lässt sowie 
hier in penibler Weise Grundrechte beachtet, um Gegnern nicht auch noch Argumente für 
ihre Positionen zu liefern? Ein Hintergehen der verfassungsrechtlichen Sicherungslinien im 
(strafrechtlichen) Umgang könnte zumindest die Möglichkeit schaffen, dass sich ein 
Einfallstor für Gesetze öffnet, die zwar formaljuristisch korrekt sind, aber Unrecht in die 
strafrechtliche Dogmatik einziehen lassen. 
Auch noch in einer anderen Perspektive ist das Konzept zu hinterfragen: Jakobs geht implizit 
davon aus, dass durch das Feindstrafrecht und die damit verbundenen, erweiterten 
Sanktionsmöglichkeiten Terroristen von geplanten Anschlägen abgehalten844 (bzw. 
abgeschreckt) werden. Diese Annahme widerspricht jedoch sämtlichen Erkenntnissen der 
modernen Kriminalitätsforschung:845 Abschreckend wirken in der Regel nicht harte Strafen, 
                                                 
840
 Jakobs (2004) S.95: „Der prinzipiell Abweichende bietet keine Garantie personalen Verhaltens; deshalb 
kann er nicht als Bürger behandelt, sondern muß als Feind bekriegt werden. Dieser Krieg erfolgt mit einem 
legitimen Recht der Bürger und zwar mit ihrem Recht auf Sicherheit; er ist aber, anders als Strafe, nicht 
auch Recht am Bestraften, vielmehr ist der Feind exkludiert.“ 
841
 Passend hierzu: Habermas (1999), S.387: „Das moderne Recht stellt nämlich seinen Adressaten frei, ob 
sie die Normen nur als eine faktische Einschränkung ihres Handlungsspielraums betrachten und sich auf 
einen strategischen Umgang mit den kalkulierbaren Folgen möglicher Regelverletzungen einstellen oder ob 
sie den Vorschriften aus Achtung vor dem Gesetze Folge leisten wollen.“ 
842
 So Radbruch (1946) S.107: „Der Konflikt zwischen der Gerechtigkeit und der Rechtssicherheit dürfte 
dahin zu lösen sein, daß das positive Recht auch dann Vorrang hat, wenn es inhaltlich ungerecht und 
unzweckmäßig ist, es sei denn, daß der Widerspruch des positiven Gesetzes zur Gerechtigkeit ein so 
unerträgliches Maß erreicht, daß das Gesetz als »unrichtiges Recht« der Gerechtigkeit zu weichen hat.“ 
843
 Albrecht (2006) S.856: „Die Aufhebung von Grundrechten in rechtlich geordneter, d. h. legaler Weise, 
führt zu gesetzlichem Unrecht. Das Konzept des Feindstrafrechts will dieses gesetzliche Unrecht 
legalisieren und geht damit hinter den Stand der Rechtstheorie zurück, der nach dem Fall pervertierter 
Rechtssysteme der Neuzeit erreicht worden ist. Diesem Weg ist eine klare – auch verfassungsrechtlich 
gebotene – Absage zu erteilen.“ 
844
 Jakobs (2006a) S.845. 
845
 Für einen Überblick beispielsweise: Meier (2010) S.112ff. 
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sondern eher eine hohe Entdeckungswahrscheinlichkeit.846 Zugleich geht die Mehrzahl der 
Straftäter jedoch gegen jede Wahrscheinlichkeit davon aus, nicht gefasst zu werden. Täter 
aber, die ohnehin davon ausgehen, dass sie die vorgesehene Strafe nicht trifft, beziehen 
diese in ihre Opportunitätsüberlegungen nicht mit ein. Und bei bestimmten Formen des 
(sozialrevolutionären) Terrorismus ist sogar zu fragen, ob dieser mit seinen Taten nicht 
gerade den unmenschlichen Staat enttarnen will847 – und dies bei Anwendung des 
Feindstrafrechts leichter könnte. 
 
4.2.6 Guantanamo und das Feindstrafrecht 
 
Das von der US-Regierung auf Kuba geschaffene Gefangenenlager Camp X-Ray sowie 
dessen Nachfolgelager Camp Delta gelten in Teilen der Literatur, aber auch in den 
öffentlichen Debatten als eine konkrete Ausbuchstabierung des Feindstrafrechtkonzepts.848 
Neben den erwähnten robusten Verhörmethoden849 sind auch die Haftbedingungen sowie 
der eingeschränkte Zugang zu anwaltlichen Beistand für die Insassen der Lager häufig 
kritisiert worden. Diese Punkte ließen sich durchaus mit den Ausführungen von Jakobs zum 
Konzept des Feindstrafrechtes vereinbaren.850 
Um es an dieser Stelle noch einmal auszuführen: Den Gefangenen in Guantanamo stand 
sehr lange Zeit nur die Militärgerichtsbarkeit mit allen ihren Einschränkungen zur Verfügung. 
Klagen vor Zivilgerichten gegen Misshandlungen, Folter oder unrechtmäßige Behandlung 
bzw. Verhaftung waren für die Insassen nicht möglich.851 Auch der Zugang zu frei gewählten 
Anwälten wurde für die Gefangenen stark eingeschränkt – ähnlich dem deutschen 
Kontaktsperregesetz852 aus den 1970er Jahren, welches von Jakobs sogar explizit als eine 
feindstrafrechtliche Norm eingeordnet wurde. Punkte, die den Vergleich mit Jakobs nahe 
legen und den Verdacht aufkommen lassen, dass er die theoretische Folie für Guantanamo 
                                                 
846
 Kury (2009) S.41: „Wissenschaftliche Ergebnisse haben in den letzten Jahrzehnten immer wieder 
gezeigt, dass die Verschärfung der Sanktionen, gerade hinsichtlich schwerer Straftaten, wenig bis nichts 
hinsichtlich einer Kriminalprävention bewirken. Wenn überhaupt, dann schreckt die subjektive 
Entdeckungswahrscheinlichkeit ab […].“ 
847
 Waldmann (2005a) S.218: „[…] dass […] selbst schärfste staatliche Gegenmaßnahmen keinerlei 
Abschreckungseffekt mehr erzielen. Terroristen werden hierdurch lediglich in ihrer Auffassung bestärkt, sie 
hätten es mit einem gnadenlosen Feind zu tun, an welchen Zugeständnisse zu machen sinnlos sei.“  
848
 Beispielsweise auch: Uwer (2006) S.38f, Krasmann (2006) S.244f. 
849
 Ein Euphemismus für Verhörmethoden, die sich der Folter bedienen. Vgl. beispielsweise: Pany (2009). 
850
 So auch beispielsweise Arnold (2006) S.311: „Zu beobachten ist in einigen Ländern die Entwicklung 
einer besonderen Anti-Terror-Gerichtsbarkeit, bis hin zur Einrichtung von besonderen Militärtribunalen unter 
Verweigerung prozessualer Minimalrechte. Der Sprung in den rechtsfreien Raum, wie etwa Guantanamo, ist 
in dieser Logik dann nur folgerichtig.“ Ähnlich Mahnke (2010) S.205: „[…] spielen in Guantanamo doch 
weder Strafe nicht Recht eine vorrangige Rolle. Bereits diese Grundgedanken deuten auf die Problematik 
der Idee des Feindstrafrechtes hin […].“ 
851
 Sehr interessant: Jakobs (2004) S.93: „Was sich jenseits des geordneten Strafprozesses ereignen kann, 
ist seit den Taten vom 11. September 2001 weltweit bekannt: In einem Verfahren, das schon mangels einer 
Trennung von der Exekutive gewiss nicht als justizförmig, aber sehr wohl als kriegsförmig bezeichnet 
werden kann, versucht der Staat, auf dessen Territorium die Taten begangen wurden, mit Hilfe anderer 
Staaten, auf deren Territorien sich bislang, freilich nur bislang, nichts Vergleichbares ereignet hat, die 
Quellen der Terroristen zu zerstören und ihrer selbst habhaft zu werden, besser noch, sie sogleich zu töten, 
dabei die Tötung auch unschuldiger Menschen, Kollateralschaden genannt, in den Kauf nehmend. Die 
doppeldeutige Rechtsstellung der Gefangenen - Verbrecher? Kriegsgefangene? - belegt, dass es um 
Verbrechensverfolgung durch Krieg geht.“ 
852
 Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz §31. 
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zumindest in Teilen beigesteuert haben könnte.853 Wenn zugleich die Exekutive in die Lage 
versetzt wird, im Ausnahmezustand ohne rechtliche Bindungen zu handeln, wird auch der 
Eindruck einer gewissen Nähe zu Schmitt nachvollziehbar.854 
 
Tatsächlich bestehen jedoch große Unterschiede zwischen dem theoretischen Konzept 
Jakobs und seiner vermeintlichen Anwendung in Guantanamo. An erster Stelle muss dabei 
auf die Nutzung von Foltermaßnahmen zur Gewinnung von Aussagen und zum Erzwingen 
von Geständnissen hingewiesen werden. Im Gegensatz zur tatsächlichen Anwendung in 
Guantanamo finden sich in keiner bekannten Schrift von Jakobs Überlegungen, die eine 
derart exzessive Anwendung von Folter855 verschämt legitimieren oder gar offen fordern, wie 
sie scheinbar täglich in Guantanamo begangen wurden.856 Weiterhin spricht gegen eine 
Gleichsetzung des theoretischen Konzeptes mit der Praxis, dass die Gefangenen in 
Guantanamo sich überhaupt nicht juristisch gegen ihre ungesetzliche Behandlung wehren 
können. Das heißt in letzter Konsequenz, dass die vermeintlichen oder tatsächlichen 
Terroristen als „unlawful combatants“857 nicht nach rechtsstaatlichen Normen, sondern 
vielmehr nach willkürlichen Gesichtspunkten behandelt werden, die zumeist nicht einmal am 
Militärrecht orientiert sind. Ob diese Normen überhaupt ausreichen, um beispielsweise die 
Verfehlungen des Aufsichtspersonals im Umgang mit den Gefangenen angemessen zu 
sanktionieren, kann trotz der mittlerweile juristisch partiell aufgearbeiteten Skandale in Abu 
Ghuraib858 bezweifelt werden. Für Jakobs liegt jedoch ein Vorteil des Feindstrafrechtes darin, 
dass es als Rechtsnorm auch in Ausnahmezuständen jedem die Möglichkeit bietet, sich 
gegen dessen Verletzung zu wehren.859 Genau dieser Punkt wird aber im Regelfall von 
Kritikern unterschlagen, die einen Zusammenhang zwischen Jakobs´ Konzept und dessen 
Anwendung in Guantanamo zu konstruieren versuchen.  
Der Status der weitgehenden Rechtlosigkeit der Gefangenen änderte sich erst durch eine 
Entscheidung des Supreme Courts im Juni 2006; nun erhielten die Insassen beispielsweise 
die Möglichkeit, auch vor Zivilgerichten gegen ihre unrechtmäßige Behandlung zu klagen. 
Auch hat die seit Januar 2009 im Amt befindliche US-Regierung die Schließung des Lagers 
Camp Delta angekündigt, damit aber noch nicht die Frage geklärt, welche Möglichkeiten die 
Insassen des Lagers haben, gegen ihre Behandlung vorzugehen.  
                                                 
853
 Dieser Schluss ist zumindest nicht völlig abwegig, da Jakobs in mehrere Sprachen übersetzt wurde und 
er u.a. in diversen südamerikanischen Ländern (insbesondere Kolumbien und Ecuador) explizit als 
Referenz im Kontext der Bekämpfung Innerer Feinde genannt wird. 
854
 Schmitt (2004) S.13f. 
855
 Frankenberg (2010) S.170f: Günther Jakobs, der Advokat und vormalige Kritiker des »Feindstrafrechts«, 
kann zu Folter und Abschuss schweigen, obwohl es sich hier zweifelsohne um »feind(straf)rechtliche« 
Einsprengsel« in das bürgerliche Gefahrenabwehrrecht handelt.“ 
856
 Sehr instruktiv hierzu: Jakobs (2006b) S.296: „Der Beschuldigte ist im Grundfall des rechtsstaatlichen 
Strafprozesses Prozeßsubjekt, mitwirkende Person; das unterscheidet ja gerade den reformierten Prozeß 
vom Inquisitionsprozeß. Als Beispiele sind etwa zu nennen: das Recht auf rechtliches Gehör, das Recht, 
Beweisanträge zu stellen, bei Vernehmungen anwesend zu sein und, dies insbesondere, das Recht, bei der 
eigenen Aussage weder unzulässig getäuscht, noch gezwungen, noch verlockt zu werden.“ 
857
 Der Ausdruck Unrechtmäßige Kämpfer täuscht in gewisser Hinsicht. Besser wäre wohl: Außerhalb des 
Rechts stehende Kämpfer. Dies würde begrifflich auch eher zum Schmittschen Feindbegriff passen. 
858
 Abu Ghuraib ist der Name einer irakischen Stadt, die 2004 einer breiten Öffentlichkeit durch ein 
Gefängnis bekannt wurde, in dem amerikanische Militärpolizisten und Soldaten sadistische „Spiele“ mit den 
Insassen durchführten sowie Foltermaßnahmen zur Gewinnung von Aussagen genutzt wurden.  
859
 Hierfür blind beispielsweise Mahnke (2010) S.218: „Natürlich könnte man »Feinde« auch ganz ohne 
Prozess wegsperren. In Guantanamo wurden mehrere hundert Menschen ohne Schuldspruch inhaftiert.“ 
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Festgehalten werden kann bis hier, dass die in Guantanamo erfolgten, außerhalb jeglicher 
Rechtsordnung stehenden Foltermaßnahmen sowie der Umgang mit den Gefangenen 
insgesamt,860 sich mit dem Konzept des Feindstrafrechtes nur schwer vereinbaren lassen. 
Das Gewähren von weniger Rechten nach der Theorie des Feindstrafrechtes heißt gerade 
nicht die Verweigerung sämtlicher Rechte, wie es in Guantanamo geschehen ist. Im Konzept 
des Feindstrafrechts tritt zunächst nur ein weiteres Recht neben das Bestehende, dies ist 
aber immer noch Recht und bindet im Zweifel nicht nur den Gefangenen, sondern auch den 
Wärter. Die Mehrzahl der Kritiker an Jakobs scheint hier nicht verstanden zu haben, dass in 
Guantanamo und anderen derartigen Gefangenenlagern allein Militär(straf)recht galt. Dieses 
könnte zwar als ein zweites Recht neben dem bestehenden verstanden werden. Militärrecht 
stellt jedoch für Jakobs explizit kein Bestandteil des Feindstrafrechtskonzeptes dar861 und es 
fehlt diesem auch bezüglich der Reichweite des subjektiven Grundrechtsschutzes an 
entsprechender Kodifizierung. Ebenfalls ausgeblendet wird, dass die bisher vorliegenden 
Überlegungen von Jakobs zum Feindstrafrecht nicht zur Konstruktion eines vollständigen 
rechtsfreien Raumes wie er in Guantanamo de facto wohl zu existieren scheint, genutzt 
werden können.862 Das Konzept des Feindstrafrecht könnte also auch als ein Versuch 
gedeutet werden, unter anderem den Umgang mit Terrorismus (ganz gleich welcher 
Ausprägung ist863) rechtlich zu regeln. Es könnte tatsächlich als besonderes Recht 
verstanden werden, welches in gewisser Weise auch Exzesse wie sie in den Lagern auf 
Guantanamo geschehen sind, zumindest unwahrscheinlicher zu machen.864  
Denn dadurch, dass der Rechtsstaat im Umgang mit Terroristen nicht einfach sämtliche 
Grundrechte außer Kraft setzt865 und Terroristen komplett außerhalb der Rechtsordnung 
stellt,866 sondern neben dem bürgerlichen Strafrecht ein besonderes Strafrecht nutzt (mit 
potenziell einschränkbaren Grundrechten – das soll nicht bestritten werden), wird letztlich 
auch der Terrorist beim Verhör oder in Haft vor Exzessen geschützt. Dieses zweite Strafrecht 
garantiert dann – durchaus kritikwürdig – in möglicherweise nur eingeschränkter Weise die 
Grundrechte des terroristischen Täters. Aber die Kritik an solchen Einschränkungen muss 
sich darüber im Klaren sein, dass die prinzipiell garantierten Grundrechte sowohl aus 
                                                 
860
 Deskriptiv richtig: Krasmann (2006) S.244f: „Die Häftlinge dort können bekanntlich unbegrenzt und ohne 
weitere Begründung festgehalten werden, ohne als Kriegsgefangene anerkannt zu sein […] Auch ist es 
nicht die Justiz, die über das Schicksal jedes Einzelnen entscheidet, es sind Administratoren und Experten 
des Militärs, die über das „bloße Leben“ der Häftlinge verfügen.“ 
861
 Jakobs (2004) S.93 unter Verweis auf Guantanamo: „Die doppeldeutige Rechtsstellung der Gefangenen 
- Verbrecher? Kriegsgefangene? - belegt, daß es um Verbrechensverfolgung durch Krieg geht.“ 
862
 Argumentativ falsch: Krasmann (2006) S.245: „Jedoch bestimmt Jakobs die Feinde als „Unpersonen“, 
und so sollen sie, wie die Häftlinge in Guantánamo, nicht als Bürger und nicht als Menschen gelten, ihnen 
wäre jedes Recht eines Bürgers und letztlich jedes Menschenrecht abzusprechen.“ 
863
 Vgl. beispielsweise: Waldmann (2005a) S.99ff erläutert detailliert verschiedene Formen des Terrorismus. 
864
 So (un-)wahrscheinlich wie jedes Gesetz Handlungen beeinflusst. 
865
 Jakobs (2004) S.89: „Eine Rechtsordnung muß im Grundsatz auch einen Verbrecher im Recht halten 
und zwar aus einem doppelten Grund: Der Delinquent hat ein Recht, mit der Gesellschaft wieder ins Reine 
zu kommen, und dazu muß er seinen Status als Person, als Bürger, jedenfalls: im Recht, behalten, und 
zudem hat der Delinquent die Pflicht zur Wiedergutmachung, und auch Pflichten setzen Personalität 
voraus, mit anderen Worten, der Verbrecher kann sich nicht durch seine Tat willkürlich aus der Gesellschaft 
verabschieden.“ 
866
 Jakobs (2004) S.89: „Ich möchte dem Konzept von Rousseau und Fichte nicht folgen; denn es ist in 
seiner radikalen Trennung des Bürgers mit seinem Recht einerseits vom Unrecht des Feindes andererseits 
zu abstrakt.“ 
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dogmatischer Perspektive als auch in der täglichen Ermittlungsarbeit nicht immer frei von 
Abwägungen sind.867 
Ein Terrorist kann sich jedoch beim Feindstrafrecht sicher sein, dass für ihn zwar besondere 
Verhör- oder Umgangsformen existieren mögen, diese aber immer auch mit dem Wesen des 
Grundgesetzes übereinstimmen müssen.868 Das Feindstrafrecht würde letztlich diesen 
möglichen verminderten Grundrechtsschutz kodifizieren – was durchaus kritisierbar ist. Es 
bedeutet aber auch Rechtssicherheit869 und damit leichtere Überprüfbarkeit staatlichen 
Handelns. Gleichzeitig muss sich das an der Bewachung der Terroristen beteiligte 
Justizpersonal immer vergegenwärtigen, dass ein willkürlicher und nicht auf (feindstraf-) 
rechtlichen Regeln basierender Umgang (wie beispielsweise in Guantanamo) auch 
persönliche Konsequenzen haben kann, da Folter oder Erniedrigung auch dann gegen Recht 
verstoßen, wenn es sich „nur“ um Feindstrafrecht handelt und man sich in einem solchen 
Fall nicht mit fehlenden Regeln oder unklaren Verantwortlichkeiten870 herausreden kann. 
Dieser Aspekt scheint Teilen der Kritik ebenfalls nicht klar zu sein.871  
 
Die rechtlichen Normierungen von Ausnahmesituationen (deren Regelbarkeit durchaus 
diskutabel ist872) schließen natürlich nicht völlig einen rechtswidrigen Umgang mit Terroristen 
aus, sorgen aber zumindest für ein Mindestmaß an Rechtssicherheit auf beiden Seiten: Der 
Terrorist weiß, was für eine Strafe ihn erwartet; das Justizpersonal weiß, wie weit es auch in 
Extremsituation gehen darf873 und was mögliche Konsequenzen bei Übertreten der 
gesetzlichen Bestimmungen sind. Zugleich wird an dieser Stelle ein weiterer Punkt des 
Konzeptes deutlich: Der Terrorist übernimmt im Augenblick der Straftat im weitesten Sinne 
die Verantwortung für die eigene Bestrafung874 – ein Grundsatz der auch im „normalen“ 
Strafrecht zu finden ist und so schon bei Kant und Hegel875 diskutiert wird.  
Wenn der Täter für seine Bestrafung die Verantwortung übernimmt, so übernimmt die für die 
Ausgestaltung des Rechtssystem zuständige Politik in Jakobs Konzept die Verantwortung für 
die konkrete Formulierung von Strafnormen sowie den praktischen Umgang mit (politischen) 
Straftaten wie dem Terrorismus.876 Genau dort sollte sie für die Kritik an den Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Terrorismus aber zu suchen sein: Wer für Terroristen beispielsweise 
                                                 
867
 Man erinnere sich hierzu nur des Frankfurter Vizepolizeipräsidenten Daschner, der zum Erlangen von 
Aussagen zum Mittel der Androhung von Folter griff. 
868
 Anders: Mahnke (2010) S.223. 
869
 Radbruch (1946) S.107: „Freilich: einen Wert führt schon jedes positive Gesetz ohne Rücksicht auf 
seinen Inhalt mit sich: Es ist immer noch besser als kein Gesetz, weil es zum mindestens Rechtssicherheit 
schafft.“ 
870
 Zu den Problemen politischen Verantwortung in Ausnahmesituationen vgl. auch: Greven (2009) S.168f. 
871
 Krasmann (2006) S.246: „Im Feindstrafrecht hingegen dient das Recht zwar als Legitimationsfolie, aber 
es ist gerade nicht ein Garant der Mäßigung, sondern ein Programm der Entgrenzung.“ 
872
 Kant (1977) S.343 (Einleitung zur Metaphysik der Sitten): „Not hat kein Gebot; und gleichwohl kann es 
keine Not geben, welche, was unrecht ist, gesetzmäßig machte.“  
873
 Man denke hier beispielsweise auch an die Überlegungen bei Brugger (1996) S.67 – 97. 
874
 Jakobs (2008) S.112: „Insoweit lässt sich formulieren, dass der Normbrecher die anderen Personen und 
sich als Person gleichermaßen verletzt […].“ 
875
 Vgl. Hegel (1986), S.190: „Die Verletzung, die dem Verbrecher widerfährt, ist nicht nur an sich gerecht – 
als gerecht ist sie zugleich sein an sich seiender Wille, ein Dasein seiner Freiheit, sein Recht – sondern sie 
ist auch ein Recht an dem Verbrecher selbst, d.i. in seinem daseienden Willen, in seiner Handlungen 
gesetzt. […] Daß die Strafe darin als sein eigenes Recht enthaltend angesehen wird, darin wird der 
Verbrecher als Vernünftiges geehrt.“ 
876
 Weber (1992) S.71: „Der Verantwortungsethiker dagegen rechnet mit eben jenen durchschnittlichen 
Defekten der Menschen [...]. Er wird sagen: diese Folgen werden meinem Tun zugerechnet.“ 
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„robuste“ Verhörmethoden als angemessen bezeichnet, muss dafür auch die politische (oder 
im Zweifel die juristische) Verantwortung übernehmen.  
 
Wer also – wie der schon eingangs zitierte Wolfgang Schäuble – über die Anwendung von 
Folter in Deutschland ähnlich wie in Guantanamo nachdenken will, muss für die Folgen 
dieses öffentlichen Nachdenkens auch die politische und juristische Verantwortung 
übernehmen.877 Der Vorwurf jedoch, das Konzept des Feindstrafrechts würde die 
Regellosigkeit im Umgang mit „Feinden“ fördern878, darf zumindest angezweifelt werden. 
Diese Kritik ist – selbst wenn sie auf der theoretischen Ebene entgegen der hier 
vorgetragenen Position zutreffend wäre – vielmehr an die politisch Verantwortlichen zu 
richten, die über die Einrichtung von Lagern wie in Guantanamo auf politischem Wege 
entscheiden – unabhängig, ob auf Basis von Jakobs Theorie oder auf Basis eigener 
Überlegungen. 
 
4.2.7 Wer ist der Feind – und wer bestimmt über ihn? 
 
Eine weitere Linie der Kritik argumentiert, dass Jakobs mit seiner Theorie für begriffliche 
Verwirrung sorgt. Diese Position reibt sich insbesondere am Begriff des Feindes im 
Feindstrafrecht. Wegen dessen Verwendung wird Jakobs einerseits vorgeworfen, das 
Konzept eines (politisch konstruierten) Feindes von Carl Schmitt übernommen zu haben879 
(dies aber nicht kenntlich zu machen), andererseits wird kritisiert, dass im Unklaren bleibt, 
wer über den Feind und damit über die Zuständigkeit feindstrafrechtlicher Regelungen 
entscheidet.880 Zu guter Letzt würden sich bei Jakobs ähnlich wie bei Schmitt Parallelen 
hinsichtlich des einseitigen Denkens vom Ausnahmezustand her finden lassen.  
Dass es dieser Kritiklinie zumindest partiell an Substanz fehlt, soll hier in aller Kürze 
dargestellt werden. Zum einen gibt Jakobs eine Antwort darauf, wer Feind ist: Genau 
derjenige, der nicht die schon oben skizzierte, so genannte kognitive Mindestgarantie für 
sein normenkonformes Verhalten liefern kann.881 Über den Feind wird also nicht entschieden, 
sondern man kann ihn anhand seines Verhaltens erkennen. Wenn nun aber Jakobs, wie 
unterstellt, sich in seinen Überlegungen so stark auf Schmitt beziehen würde, dürfte in der 
Folge auch ohne diese Ausführungen klar sein, wer der Feind ist, denn der gescholtene 
Schmitt definiert den Feind nicht nur einmal, sondern mehrfach882 und auch in dem hier 
                                                 
877
 Greven (2009) S.75: „Man versucht dem Zwang zur Entscheidung in der Praxis […] zumeist 
auszuweichen. Das ist aber ganz und gar unmöglich und führt […] in der gesellschaftlichen Praxis aber zur 
Verantwortungslosigkeit. Denn Verantwortung ist der ethische Korrespondenzbegriff zur Entscheidung; nur 
für seine Entscheidungen und Handlungen kann der Mensch Verantwortung übernehmen – muß es auch.“ 
878
 Albrecht (2006) S.854: „Die Gefahr partikularer Anwendung von Menschenrechten, man kann es auch 
anders sagen: Rechtlosstellung von Menschen zur Abwehr vermeintlicher Gefahren für vermeintliche 
Mehrheiten, liegt in der Beliebigkeit ihrer Anknüpfungspunkte und damit in ihrer nicht zu zügelnden Willkür: 
Der Bezug auf Willkür ist ein instrumentelles Argument, weil dieser Ansatz von prinzipiell möglicher 
Verfügbarkeit des eigentlich Unverfügbaren ausgeht, was an sich falsch ist.“ 
879
 Destilliert finden sich diese Thesen auch bei Prantl (2008). 
880
 Uwer (2006) S.42: „Denn mit Carl Schmitt unterschlägt Jakobs auch die zentrale Frage, wer es denn ist, 
der in Bürger und Feinde unterscheidet.“ Vgl. auch Krasmann (2006) S.236: „Er (gemeint ist Jakobs, TP) 
vermeidet die unrühmliche Bestimmung des Politischen über die Freund-Feind-Dichotomie, die einst dazu 
diente, das Nazi-Regime zu legitimieren, und zieht es vor, so ehrenwerte Referenzen wie Rousseau und 
Hobbes oder Kant und Fichte anzuführen.“ 
881
 Dies wurde auch schon weiter oben ausgeführt. Vgl. im Original: Jakobs (2004) S.92. 
882
 Schmitt (2002a) S.26f: „Er (der Feind, TP) ist eben der andere, der Fremde, und es genügt zu seinem 
Wesen, dass er in einem besonders intensiven Sinne existenziell etwas anderes und Fremdes ist, so dass 
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betrachteten Kontext des Krieges gegen den Terrorismus.883 Allerdings etwas anders884 als 
Jakobs und damit ist der Vorwurf der inhaltlichen Bezugnahme nur noch schwer haltbar: Für 
Schmitt ist der Feind etwas existenziell anderes – für Jakobs hingegen ist der Terrorist oder 
Sexualstraftäter, der unter das Feindstrafrecht fällt, zunächst durchaus Teil der angegriffenen 
Gesellschaft885, aus der er sich zwar selbst exkludieren kann, für den aber die Normen dieser 
Gesellschaft Orientierung bieten sollen. Schlussendlich scheinen auch die von Jakobs selbst 
gemachten Ausführungen zum Bezug zwischen Feindstrafrecht und dem Schmittschen 
Begriff des Feindes ignoriert zu werden. Spätestens 2006 hat Jakobs hierzu klar Stellung 
bezogen. Es wird aufgrund der Bedeutung für die Debatte hier ausführlich zitiert: 
 
„Mit dem Begriff des Feindes, wie er in Carl Schmitts „Der Begriff des Politischen“ 
(1927) gebildet wird, mit dem Feind als existentiellem Gegner, ist der hiesige Begriff 
nicht deckungsgleich (Hervorhebung: TP). Bei Carl Schmitt ist der Begriff des 
Politischen ein säkularisierter theologischer Begriff, der eher Gottesfürchtige von 
Gottlosen scheidet als politische Gegner im heute geläufigen Verständnis. Der 
Schmittsche Begriff handelt nicht von einem Verbrecher, sondern vom hostis, vom 
anderen; im Staat kommt es erst bei einem Bürgerkrieg zu einer politischen 
Konfrontation im Sinne Schmitts. Der Feind des Feindstrafrechts ist hingegen ein 
Verbrecher der vermutlich nachhaltig gefährlichen Sorte, ein inimicus. Er ist nicht ein 
anderer, sondern er sollte sich als gleicher benehmen, und deshalb wird ihm auch 
Strafrechtsschuld zugeschrieben, anders als dem hostis Schmitts. Hätte ich mich bei 
meinen Darlegungen auf Carl Schmitt bezogen, so wäre das ein einigermaßen 
krasses Fehlzitat gewesen.“886  
 
Gerade vor diesem Hintergrund muss sich die Kritik an Jakobs den Vorwurf gefallen lassen, 
dass sie weder Jakobs noch Schmitt hinreichend konsultiert zu haben scheint und die 
aufgeworfenen Fragen an Jakobs nicht selbst zu beantworten versucht. 
 
4.2.8 Feindstrafrecht als Analyserahmen. Der Paragraph 89a StGB 
 
An dieser Stelle ist nicht der Platz, um auf weitere kritische Punkte sowie die Diskussion der 
Annahmen und Schlussfolgerungen des Feindstrafrechtskonzeptes einzugehen. Eine 
angemessene Auseinandersetzung hiermit würde den Rahmen der vorliegenden Arbeit 
deutlich überschreiten.887 Auch existieren schon zahlreiche Abhandlungen, welche sich – auf 
                                                                                                                                                        
im extremen Fall Konflikte mit ihm möglich sind, die weder durch eine im voraus getroffene generelle 
Normierung, noch durch den Spruch eines »unbeteiligten« und daher »unparteiischen« Dritten entschieden 
werden können.“ 
883
 Schmitt (2002a) S.33: „Der Krieg folgt aus der Feindschaft, denn diese ist die seinsmäßige Negierung 
des anderen Seins. Krieg ist nur die äußere Realisierung der Feindschaft.“  
884
 Frankenberg (2010) S.156: „Anders, und im übrigen präziser als Schmitt definiert Jakobs den »Feind« 
als »Unperson«, die sich weder unter eine bürgerliche Verfassung zwingen lässt noch sich punktuell von ihr 
separiert, sondern sich »in einem nicht nur beiläufigen Maß« »dauerhaft vom Recht abgewandt hat und 
insoweit die kognitive Mindestsicherheit personalen Verhaltens nicht garantiert«.“ 
885
 Jakobs (2008) S.116: „Der Normbrecher ist nicht Gegner der Gruppe im Sinn einer normativ nicht 
gebundenen widrig konstellierten Umwelt, die aus anderen Menschen besteht, sondern deren Mitglied.“ 
(Hervorhebung: TP) 
886
 Jakobs (2006b) S.294. 
887
 Es existieren mittlerweile genug kritische Arbeiten zum Konzept des Feindstrafrechtes. 
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unterschiedlichem Niveau – kritisch mit Jakobs´ Konzept auseinandersetzen.888 Stattdessen 
will ich mich auf die analytischen Aspekte des Konzepts konzentrieren, die bis heute in der 
deutschen Rechts- und Politikwissenschaft im Vergleich zur umfangreichen Diskussion des 
Gesamtkonzepts recht wenig Aufmerksamkeit erhalten haben, auch (oder gerade?) wenn sie 
als vergleichsweise unumstritten gelten. 
Es soll im Folgenden der Vermutung nachgegangen werden, dass sich das Konzept von 
Jakobs – unabhängig von strittigen normativen Implikationen – als analytischer Rahmen 
eignet, um dogmatische Probleme zu erfassen, die im deutschen Recht vorhanden sind und 
ähnlich schon vor 25 Jahren von Jakobs selbst diagnostiziert wurden. Hierzu wird der 
Versuch gemacht, unter Rückgriff auf den analytischen Teil des Konzepts aktuelle 
feindstrafrechtliche Tendenzen (vor dem Hintergrund der Terrorismusbekämpfung) im 
deutschen Recht darzustellen. Unter solchen feindstrafrechtlichen Tendenzen soll hier vor 
allem eine unterschiedliche strafrechtliche Behandlung prinzipiell ähnlichen Verhaltens 
verstanden werden. Im Anschluss an die Überlegungen von Jakobs aus dem Jahre 1985 
wird dargelegt, dass auch aktuell für den strafrechtlichen Umgang mit Terroristen Gesetze 
geschaffen werden, welche nicht allein – dogmatisch korrekt – das „äußerlich“ sichtbare 
Handeln bewerten, sondern – dogmatisch unplausibel – in der Sanktionsandrohung und -
vollstreckung auch innere Einstellungen und Haltungen des (potenziellen) Straftäters 
verwenden.889 Als Beispiel für diese Untersuchung soll der recht neue §89a des deutschen 
Strafgesetzbuches dienen. 
 
Nach langer öffentlicher Diskussion ist seit Juli 2009 in Deutschland der Besuch von 
terroristischen Ausbildungslagern (sogenannte Terrorcamps) unter Strafe gestellt.890 Hierzu 
wurden im Strafgesetzbuch die §89a891 und §89b892 neu geschaffen. Speziell die eingeführte 
strafrechtliche Sanktionierung des Besuchs von so genannten islamistischen 
Ausbildungslagern, um Kenntnisse im Umgang mit Waffen zu erlangen (§89a StGB, Abs.2), 
soll im Folgenden diskutiert werden. Die Regelung selbst erscheint auf den ersten Blick recht 
sinnvoll, da mit einiger Sicherheit unterstellt werden kann, dass Besucher eines solchen 
Ausbildungslagers mit dem dort erworbenen Wissen in der Lage sind, zahlreiche Menschen 
bei einem Anschlag zu verletzten oder zu töten. Trotzdem irritiert die Regelung bei 
genauerem Betrachten und weckt Assoziationen zum Feindstrafrechtskonzept. 
Zunächst unstrittig ist, dass vor einer Verurteilung die Ermittlungsbehörden möglichst 
gerichtsfest darlegen müssen, dass der Verdächtige ein solches Lager auch tatsächlich 
besucht hat. Problematisch (und damit für die Theorie des Feindstrafrechtes interessant) ist, 
wie aus einem Besuch893 (sowie möglicher Ausbildung) in einem solchen Ausbildungslager 
rechtlich einwandfrei der Beleg für die Vorbereitung eines terroristischen Anschlages 
                                                 
888
 Instruktiv: Arnold 2006, Saliger 2006. 
889
 vgl. hierzu schon Jakobs 1985, 753f. 
890
 Das Änderungsgesetz hat den etwas irreführenden Namen „Gesetz zur Verfolgung der Vorbereitung von 
schweren staatsgefährdenden Gewalttaten“. Inhaltlich werden Waffentraining und -schulung sowie die 
Vorbereitung derjenigen terroristischen Taten unter Strafe gestellt, die bis dato nicht durch §129 StGB 
erfasst wurden. Puschke (2009) spricht deshalb von der „Erfindung der Einpersonenterrorzelle“. 
891
 Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat. 
892
 Aufnahme von Beziehungen zur Begehung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat. 
893
 Wobei allein schon der Versuch strafbar ist – die Vollendung wird nicht als notwendig für den 
Deliktsbestand angesehen. 
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rekonstruiert werden kann. Denn unklar bleibt ohne entsprechende Aussage des 
Verdächtigen, ob mit dem Besuch die Planung eines Anschlages verbunden wurde.894  
Allein aus dem Fakt des Besuchs (und der möglichen Waffenausbildung) zu rekonstruieren, 
dass der Besucher auch Terrorist ist oder werden will, erscheint schwierig. Ohne weitere 
Beweise ergibt sich daraus nicht zwangsläufig, dass nicht vielleicht jugendlicher Leichtsinn, 
Entdeckerdrang, Neugierde oder sonstige Motive zu einem solchen Besuch geführt haben. 
Genauso gut kann ein Verdächtiger behaupten, zu (eigentlich rechtlich unproblematischen) 
journalistischen Recherchezwecken oder zur Festigung seines religiösen Glaubens ein 
solches Lager besucht zu haben. So abwegig diese Beweggründe klingen mögen, sie 
könnten tatsächlich Motive sein. §89a in der derzeitigen Form lässt jedoch nur die 
Schlussfolgerung zu, das der Besuch eines solchen Ausbildungslagers (und die Ausbildung 
an Waffen) letztlich allein der Vorbereitung eines terroristischen Anschlages dient.895 Diese 
Argumentationskette ist rechtsstaatlich nicht unproblematisch, verlagert sie doch die 
Strafbarkeit von Handlungen in das „Vorfeld einer Rechtsgutverletzung“896. 
Da zeigt sich nicht nur in der Logik des Paragraphen selbst, sondern auch auf funktionaler 
Ebene: So gibt es in Deutschland Einrichtungen, die ihre Mitglieder ganz legal im Gebrauch 
von Handfeuerwaffen unterrichten. Diese meist als Schützenvereine bekannten 
Einrichtungen erfreuen sich in einigen Regionen reger Beteiligung sowie hoher 
gesellschaftlicher Akzeptanz. Weder sind die Mitgliedschaft (und das Erlernen von 
Schusstechniken) unter Strafe gestellt, noch müssen die Mitglieder eines solchen Vereins 
durch ihre Mitgliedschaft gesellschaftliche Nachteile befürchten. Im Gegenteil: In einigen 
Regionen Deutschlands gehört es sogar zum guten Ton, sich als Politiker (seltener: als 
Politikerin!) in den entsprechenden Trachten eines solchen Vereins zu zeigen.  
Dies wird hier erwähnt, da sich aus der analytischen Perspektive des Feindstrafrechts bei 
dem zunächst vielleicht etwas abwegigen Vergleich eines Schützenvereins mit einem 
Ausbildungslager in den Bergen Afghanistans etwas Interessantes zeigt: Einrichtungen, die 
auf funktionaler Ebene keinen großen Unterschied besitzen,897 werden vom Strafrecht völlig 
verschieden erfasst.898 Im Fall des „islamistischen“ Ausbildungslagers drohen bis zu zehn 
Jahren Haft, im Fall des Schützenvereins „droht“ gesellschaftliche Anerkennung. Selbst 
wenn man als zusätzliche Begründung für §89a unterstellt, dass in einem „Terrorcamp“ 
gefährliche (religiöse) Ideologien oder Fundamentalismen vermittelt werden, wird der 
Vergleich zum Schützenverein nicht leichter: Auch dort wird weder weltanschauliche 
Offenheit vermittelt, noch eine religiöse Neutralität gewahrt899. Die unterschiedliche 
                                                 
894
 Das wäre – um das schon oben genutzte Beispiel noch einmal aufzugreifen – so, als ob aus einem 
Banküberfall zwangsläufig ein terroristischer Anschlag folgen würde. 
895
 Diese Vermutung gestützt durch die Bundestagsrede der damaligen Bundesjustizministerin Zypries zur 
Beratung des Gesetzentwurfes: „Wir erfassen damit zum Beispiel den Fall, dass sich jemand in einem 
islamistischen Ausbildungslager im Umgang mit Sprengstoff schulen lässt, damit er dann in Deutschland 
Sprengstoffanschläge begehen kann. […] Entscheidend ist, dass die Ausbildung oder der Erwerb des 
Sprengstoffs in der Absicht erfolgen, eine schwere staatsgefährdende Gewalttat zu begehen.“ Vgl. Protokoll 
der Plenarsitzung vom 29. Januar 2009, S.21831: http://dipbt.bundestag.de/dip21/btp/16/16202.pdf.  
896
 Jakobs (1985). 
897
 Es geht in beiden Fällen darum, die Mitglieder im Umgang mit Waffen zu schulen, die richtige 
Schusstechnik zu vermitteln oder Zusammenhänge zwischen Munition und Wirkung im Ziel darzustellen. 
898
 Jerzy Montag (Bündnis 90/Grüne) ging in der Beratung des Gesetzes sogar soweit, dass durch §89a 
auch die Ausbildung der Soldaten der Bundeswehr erfasst werden könnte – was ebenfalls die hochgradige 
Subjektivität des Paragraphen belegt. Vgl.: Protokoll der Plenarsitzung vom 29. Januar 2009, S.21832. 
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btp/16/16202.pdf. 
899
 Freilich ergibt sich deren Akzeptanz aus den in Deutschland akzeptierten Religionen. 
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strafrechtliche Sanktionierung bei funktional gleicher Tat ist jedoch eines der Merkmale des 
Feindstrafrechtes. 
 
Für den Fall, dass das Beispiel des Schützenvereins noch nicht überzeugend ist (da 
zugegebenermaßen nur bei einer rein funktionalen Betrachtung vollständig schlüssig) soll ein 
weiteres Beispiel das Problem noch einmal verdeutlichen: Verwiesen sei hierzu auf die 
„private military companies“ (PMC), bei denen es sich um Unternehmen zur Rekrutierung 
und Ausbildung von Söldnern handelt. Deren Aufgabe besteht letztlich darin, in 
asymmetrischen Kriegen, die politischen Kosten solcher Konflikte zu privatisieren. Wo 
Staaten die (schmutzige) Auseinandersetzung in Konflikten nicht eigenen Soldaten 
überlassen wollen oder können, führen diese als „inoffizielle“ Soldaten einen heimlichen und 
zumeist wenig gesetzeskonformen Krieg.900 Und vor ihren Einsätzen werden diese Söldner – 
ähnlich den angehenden Terroristen – in diversen Trainingslagern ausgebildet und gedrillt. 
Aber auch wenn Ausbildung und Söldnerdasein alles andere als rechtskonform sind, hält 
sich deren strafrechtliche Sanktionierung in Deutschland in Grenzen. Einzig das recht 
allgemein gehaltene Verbot für die Anwerbung von Söldnern901 existiert hier als 
Rechtsnorm902 – und hält nach verschiedenen Schätzungen eine mindestens vierstellige 
Zahl deutscher Staatsbürger nicht davon ab, sich vom deutschen Rechtssystem unbehelligt 
als Söldner zu verdingen.903  
Bei einem Vergleich des in Deutschland bis heute weitgehend unsanktionierten Handelns 
von PMCs mit den Sanktionen für den Besuch islamistischer Ausbildungslager, die §89a 
vorsieht, fällt auf, dass funktional ähnliche Handlungen einerseits straffrei bleiben, weil 
Söldnern scheinbar eine Art „kognitive Mindestgarantie“ der Rechtstreue unterstellt wird.904 
Andererseits wird bei Besuchern der islamistischen Ausbildungslager zumindest teilweise auf 
strafrechtsexterne Gründe für eine Sanktionierung zurückgegriffen, die sich weder aus der 
reinen Dogmatik des Strafrechtes noch allein aus der Funktion eines Ausbildungslagers 
ergeben. Diese externen Gründe sind im weitesten Sinne politisch-normative Gründe und sie 
sind zunächst auch durchaus nachvollziehbar: Potenzielle Terroristen stellen wohl eher als 
Söldner eine Gefahr für die deutsche Bevölkerung dar. Terroristen sollen durch solche 
Strafrechtsnormen auch von Anschlagsplänen abgehalten werden und gleichzeitig soll im 
Anschlagsfalle eine terroristische Tat rechtlich sanktionierbar sein. Zugleich drückt der 
Gesetzgeber durch diese Rechtsnorm eine (in der Gesellschaft akzeptierte) Missbilligung für 
den Besuch eines solchen Lagers aus. Darüber hinaus kann noch unterstellt werden, dass 
so politische Handlungsfähigkeit im Kampf gegen den Terrorismus signalisiert wird. Diese 
durchaus guten Gründe können aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass es sich speziell 
bei §89a um eine Strafrechtsnorm handelt, die ihren eigentlichen Sinn erst durch politisch-
                                                 
900
 Man könnte fast geneigt sein, hier von unlawful combatant zu sprechen. 
901
 Gemeint ist hier das in § 109h StGB geregelte Anwerben für den Wehrdienst in fremden Streitkräften. 
902
 Daneben gibt es noch völkerrechtliche Vereinbarungen zum Umgang mit Söldnern. 
903
 Von der Tatsache, dass es mit Asgaard German Security Group, H3 LLC, Praetoria und Praesidia 
Defence mindestens vier Unternehmen gibt, die zumindest teilweise im Bereich der PMC agieren und 
trotzdem legal ihren Firmensitz in Deutschland haben, ganz abgesehen. 
904
 Vgl. Jakobs (2006b) S.293: „Jeder, der zumindest einigermaßen verlässlich Rechtstreue verspricht, hat 
den Anspruch, als Person im Recht behandelt zu werden. Wer dieses Versprechen nicht in glaubhafter 
Weise leistet, wird tendenziell fremdverwaltet; ihm werden Rechte genommen.“ 
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normative (und nicht juristische) Begründungen erhält905 – und genau hier liegt ein weiteres 
Merkmal vor (neben dem Terroristen als Normadressaten und der unterschiedlichen 
Bestrafung funktional gleicher Handlungen), um von einer feindstrafrechtlichen Regelung im 
Sinne des Konzepts von Günther Jakobs zu sprechen.906 Und wie bei den meisten anderen 
feindstrafrechtlichen Regelungen ergibt sich ihr Sinn nicht aus der Strafrechtsdogmatik 
selbst, sondern nur durch Verwendung von strafrechtsexternen Gründen.907 Man kann §89a 
StGB deshalb wohl als Beispiel einer aktuellen feindstrafrechtlichen Regelung bezeichnen. 
 
 
4.2.9 Warum das Feindstrafrecht sinnvoll sein könnte – aber problematisch ist 
 
Genau das könnte aber dafür sprechen, eine solche – normativ vielleicht sogar sinnvolle – 
Regelung aus dem „Bürgerstrafrecht“ herauszuhalten und in ein eigenes Gesetzbuch 
(beispielsweise in ein Terrorismus-Strafgesetzbuch) zu überführen, unabhängig davon, ob 
die hier diskutierten Regelungen908 aus subjektiver Perspektive überzeugen können oder 
nicht. Dass Täter, die beispielsweise unter §89a StGB fallen, vom Gesetzgeber als 
potenzielle Gegner der Gesellschaft(-sordnung) betrachtet werden, wird ohnehin (wie schon 
dargelegt) durch §129a ausgedrückt. Der Besuch eines Ausbildungslagers stellt dagegen im 
engeren Sinn noch keine Rechtsgutverletzung dar. Die Strafbarkeit des Besuches liegt 
vielmehr - wie Jakobs dies ähnlich 1985 diagnostiziert hat - im Vorfeld der 
Rechtsgutverletzung. Durch Auslagerung solcher Feindstrafrechtsnormen aber würde die 
Strafrechtsdogmatik zu „alter“ Klarheit zurückkehren können und sich damit auch 
(unabhängig von weiteren damit verbundenen Problemen) einiger Begründungssorgen 
entledigen können, die dem „normalen“ Strafrecht eigen sind.909 Genau dies war jedoch einer 
der Gründe für Jakobs, ein spezielles Feindstrafrecht neben dem bürgerlichen Strafrecht zu 
konstruieren910  
Der Vorschlag von Jakobs ist – im Gegensatz zu den teilweise sehr ungenauen 
Darstellungen vieler Kritiker – nicht ein kodifiziertes Unrecht911, sondern ein besonderes 
Strafrecht für eine überschaubare Gruppe von Menschen. Was dies konkret heißt („sanfte“ 
Folter? Bestrafen ohne Gerichtsprozess? lebenslange Sicherheitsverwahrungen912 ohne 
                                                 
905Ich argumentiere damit nicht für Straffreiheit für (potenzielle) Terroristen. Nur sollten Strafrechtsnormen 
rechtlich einwandfrei zustande kommen und Urteile nicht erst durch (politische) Zusatzannahmen 
überzeugend werden. 
906
 Glaeßner (2010) S.182f. diskutiert ebenfalls die Politisierung des Strafrechts und verweist auf die 
Einführung der §§89a und 89b. Ohne Jakobs explizit zu nennen, verweist er im Fazit auf Handlungen „im 
Vorfeld einer Rechtsgutverletzung “ – was wiederum als Hinweis auf Jakobs Schrift aus dem Jahre 1985 
gedeutet werden könnte. 
907
 Frankenberg (2010) S.267:„Mit der Folter als ultima ratio der Gefahrenabwehr tritt neben den gezielten 
Todesschuss und das gezielte Abschießen von Flugzeugen ein weiteres Element – Günther Jakobs würde 
von einem »Einsprengsel« sprechen – des rechtsdogmatisch maskierten Feindrechtes.“ 
908
 Dies gilt aber auch für zahlreiche weitere Strafrechtsregeln (beispielsweise: §91a, §129a, §129b). 
909
 Dem schließt sich an: Frankberg (2010) S.158f: „Das lässt sich bei wohlwollender Deutung, die zum 
Beispiel die einschlägigen Ausführungen von Depenheuer nicht zulassen, als Intervention zur Rettung 
eines rechtstaatlichen Bürgerstrafrechtes vor seiner feindstrafrechtlichen Unterwanderung lesen.“ 
910
 Wobei durch Konstruktion eines speziellen „Terrorismus-Strafgesetzbuch“ noch nichts über die 
Einschränkung von Grundrechten gesagt ist. 
911
 Eher müsste man wohl von Ungerechtigkeit durch Recht sprechen. 
912
 Frankenberg (2010) S.260 FN96: „Insbesondere die 2002 eingeführte, äußerst umstrittene, 
nachträgliche Sicherheitsverwahrung (§66b StGB) dürfte Jakobs´ Konzeption eines Feindstrafrechtes 
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Gerichtsurteil? Extralegale Tötungen? etc.), wird von Jakobs leider nicht im Detail 
ausgeführt. Daraus aber automatisch zu schlussfolgern, Jakobs würde die theoretische Folie 
für Exzesse des Unrechts und der Unmenschlichkeit (wie in Guantanamo geschehen) liefern, 
ist mindestens unseriös.  
 
Zumindest der Wert des Feindstrafrechtskonzepts als Analyserahmen kann wohl nur schwer 
bestritten werden. Er liegt auf mindestens zwei Ebenen: Einerseits in der Beschreibung von 
Tendenzen, die hier nur ansatzweise dargestellt werden konnten und sich zumindest auf den 
ersten Blick nicht aus der Logik des deutschen Strafrechtes erklären lassen. Und 
andererseits hat Jakobs mit dem Konzept des Feindstrafrechts eine wichtige Diskussion 
angestoßen: Wie reagiert ein freiheitlicher Verfassungsstaat auf die absolute und feindlich 
gesinnte Negation seiner Grundlagen, ohne zugleich diese Grundlagen völlig aufzugeben. 
Was darf, was kann ein Rechtsstaat im Umgang beispielsweise mit Terroristen, die die 
Normen (und damit auch das Rechtssystem) der angegriffenen Gesellschaft vollständig 
negieren? Ist es in einem solchen Ausnahmefall tatsächlich sinnvoll, nur mit den Mitteln des 
(von Jakobs so bezeichneten) Bürgerstrafrechtes zu antworten, oder ist es nicht besser, ein 
zweites (angemessenes) Strafrechtssystem zu konstruieren?913 Inwieweit der dabei von 
Jakobs gemachte Vorschlag passend ist, wird zwar immer auch von den Umständen und den 
Formen einer terroristischen Bedrohung abhängig sein. Festzuhalten bleibt aber, dass 
Jakobs im Gegensatz zu vielen seiner Kritiker einen – wenn auch höchst diskutablen – 
Vorschlag für eine solche Situation liefert.  
 
                                                                                                                                                        
entsprechen.“ Siehe auch das Urteil des EGMR vom 17. Dezember 2009, welches diese nachträgliche 
Bestrafung als Verletzung des Grundsatzes nulla poena sine lege ansah und damit aufhob. 
913
 Heinrich/ Lange (2009) S.264 (mit weiteren Verweisen): „Dennoch könnte die Unterscheidung von 
Bürger- und Feindstrafrecht in einem ersten Anlauf in begrenzten Ausnahmefällen (zum Beispiel beim 
Folterverbot) in der grundrechtlichen Abwägung zwischen Menschenwürde und der staatlichen 
Verpflichtung zum Lebensschutz fallen – wenn eben keine so genannte Normaltat mehr vorliegt.“ 
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4.3. Die Rückkehr Carl Schmitts? 
 
Spätestens hier sollte klar sein, dass den eingangs diesen Kapitels zitierten Worten des 
ehemaligen Innenministers Baum nicht zuzustimmen ist: von einer Renaissance Schmitts in 
der deutschen Innenpolitik ist wohl eher nicht auszugehen. Zwar existieren (wie dargestellt) 
durchaus Anzeichen dafür, dass Schmitt immer noch eine Aktualität für Rechtspolitik und das 
Nachdenken über außergewöhnliche Situationen wie in der Folge des 11. September 2001 
hat. Es drängt sich jedoch der Verdacht auf, dass es sich bei der Frage nach Rückkehr 
Schmittschen Denkens eher um eine Geisterdiskussion handelt. Hierfür spricht, dass die 
aufgeführten Belege für die (vermeintliche) Rückkehr zumeist eher schwach sind oder (wie 
gezeigt) mitunter auch unsaubere Zitate genutzt werden, um die Befürworter einer (an sich 
durchaus diskutablen) extensiven Politik der Inneren Sicherheit zu diskreditieren. Zugleich 
müssen sich aber auch einige der im konservativen Lager verorteten Autoren fragen, ob sie 
den Vorwurf der Nähe zu Schmitt nicht geradezu provozieren. Wenn die Entscheidung des 
BVerfG kritisiert und dazu (auch) auf Schmittsche Denkfiguren zurückgegriffen wird, dann 
können die entsprechende Vorwürfe zumindest nicht überraschen. Das dabei übersehen 
wird, dass das LuftSiG als ein Versuch der Regelung des Ausnahmezustandes gerade nicht 
in Schmittsches Denken passt,914 gerät dann in einer solchen politisierten 
Auseinandersetzung völlig aus dem Blickfeld. Vielmehr könnte man – Schmitt aufgreifend – 
davon ausgehen, dass ein solcher Ausnahmezustand besser nicht geregelt werden sollte (da 
er letztlich nicht regelbar ist) – ein Gedanke, welcher der Entscheidung des BVerfG durchaus 
zugrunde gelegen haben könnte.  
Bei den Vorwürfen an Jakobs Feindstrafrechtskonzept bezüglich der Einsprengsel 
Schmittschen Denkens ist die Lage dagegen deutlich klarer. Die Kritik an Jakobs greift zu 
gerne den Begriff des Feindes und das Konzept des Ausnahmezustandes auf, um Jakobs in 
die Nähe Schmitts zu stellen und damit sein gesamtes Konzept als fragwürdig darzustellen. 
Untersucht man jedoch die Vorwürfe und vergleicht die Äußerungen Jakobs´ und Schmitts, 
dann bleibt von den „Argumenten“ (wie gezeigt) nicht mehr viel übrig. Einzig der Vorwurf, 
dass Jakobs sich in seinen ersten Arbeiten zur Präzisierung des Feindstrafrechtskonzeptes 
nicht klar genug von Schmitt abgegrenzt hat, scheint plausibel – allerdings kann sich auch 
niemand in seiner Arbeit gegen jeden Vorwurf im Vorhinein absichern.  
Somit kann an dieser Stelle festgehalten werden, dass die Arbeiten Carl Schmitts in der 
Diskussion vor allem dann aktuell sind, wenn es gilt, damit den Kontrahenten zu 
diskreditieren. Tatsächlich scheinen seine Arbeiten aber – zumindest an den beiden hier 
gezeigten Beispielen wenig nachweisbaren Einfluss auf die konkrete Gesetzgebung zu 
haben. Was jedoch an beiden untersuchten Gesetzen klar wird ist die inhaltliche Position der 
Politik zum Terrorismus: Sowohl das Luftsicherheitsgesetz als auch der (feindstrafrechtlichen 
Überlegungen gleichende) §89a StGB setzen auf eine starke Reaktion des Staates 
gegenüber terroristischen Tätern. Insoweit entsprechenden diese Normen in gewisser Weise 
einem Spiegelbild des Terrorismus: Dieser stellt die Staatlichkeit in Frage und die 
(bundesdeutsche) Politik reagiert darauf mit einer Demonstration staatlicher 
Handlungsfähigkeit. 
                                                 
914
 Schmitt (2004) S.14: „Alle Tendenzen der modernen rechtsstaatlichen Entwicklung gehen dahin, den 
Souverän in diesem Sinne zu beseitigen […] Aber ob der extreme Ausnahmefall wirklich aus der Welt 
geschafft werden kann oder nicht, das ist keine juristische Frage.“ 
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5.  Informationelle Selbstbestimmung, Datenschutz und Drittwirkung 
 
Das nachfolgende Kapitel will einen weiteren Aspekt der (Rechts-) Institutionen im Bereich 
der Inneren Sicherheit aufarbeiten. Nachdem bis hier die eher restriktiven gesetzlichen 
Reaktionen der Bundesrepublik auf die Bedrohungen durch Terrorismus untersucht wurden, 
soll an dieser Stelle der Fokus auf gesetzliche Maßnahmen zur Erweiterung der präventiven 
Kompetenzen der Ermittlungsbehörden gelegt werden. Einen Strang dieser vor allem seit 
dem 11. September 2001 in den Fokus des politischen Handelns geratenen Maßnahmen 
stellen Entwicklungen dar, die neben der Erweiterung von Ermittlungskompetenzen auch 
Fragen des Datenschutzes und der Datensicherheit betreffen. So sind beispielsweise (von 
Polizei oder Diensten durchgeführte) Videoüberwachungsmaßnahmen staatliche 
Handlungen, bei denen Daten anfallen und im Verdachtsfalle auch ausgewertet werden 
können.915 Ähnliches kann plausibel für den Einsatz des Bundestrojaners oder die 
Vorratsdatenspeicherung unterstellt werden, bei denen Datenerfassung und -auswertung im 
Mittelpunkt des staatlichen Handelns steht. 
Die hier vorgetragenen Überlegungen sollen jedoch nicht allein der Darstellung und Analyse 
dieser Maßnahmen dienen. Immer wieder wird bei einzelnen Maßnahmen auch auf die damit 
verbundenen Fragen des Grundrechtsschutzes eingegangen. Davon ausgehend sollen die 
folgenden Gedanken nicht nur der Darstellung der derzeitigen Gesetzeslage dienen, sondern 
sie gehen auch der Frage nach, inwieweit die datenschutzrechtlichen Normen nicht auch 
Fragen hinsichtlich des Verhältnisses von Staat und Privat aufwerfen und daraus 
resultierend: weiteren Regelungsbedarf produzieren. Schlussendlich sollen auch die sozialen 
und gesellschaftlichen Auswirkungen von Datenerfassung und -speicherung diskutiert 
werden. Da die folgenden Ausführungen immer wieder auf das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zur Volkszählung von 1983 verweisen, soll zunächst der im 
Hinblick auf die Grundrechtswirkung relevante Ausschnitt aus den damaligen Überlegungen 
des BVerfG direkt zitiert werden: 
 
„Wer nicht mit hinreichender Sicherheit überschauen kann, welche ihn betreffende 
Informationen in bestimmten Bereichen seiner sozialen Umwelt bekannt sind, und 
wer das Wissen möglicher Kommunikationspartner nicht einigermaßen 
abzuschätzen vermag, kann in seiner Freiheit wesentlich gehemmt werden, aus 
eigener Selbstbestimmung zu planen oder zu entscheiden.“916 
 
Zwar ist diese Passage ohne Zweifel eine auf rechtstheoretischen Überlegungen basierende 
Feststellung. In ihr enthalten ist aber auch eine Vermutung über die Beschränkungen des 
Verhaltens von Menschen, die um die Freiheit ihrer Kommunikation fürchten. Inwieweit sich 
diese Aussage mit soziologischen oder sozialpsychologischen Erkenntnissen deckt, soll hier 
noch nicht diskutiert werden – ebenso wie die generelle Frage, inwieweit durch Unwissenheit 
darüber, wer, wo und zu welchem Zweck Daten sammelt, Menschen ihr Verhalten verändern 
oder sich aus der Unkenntnis (und Unsicherheit über staatliche Datensammlungen auch 
Gefahren für das Funktionieren der Demokratie ergeben.917 Man halte sich die zitierten 
                                                 
915
 Was sich auch materiell darin zeigt, dass die Mehrheit der bis heute den Einsatz von 
Videoüberwachungsanlagen begrenzenden Regelungen vor allem in den Datenschutzgesetzen des 
Bundes und der Ländern festgehalten werden. 
916
 BVerfGE 65,1, RN 154. 
917
 Dies kann hier nicht erfolgen, da die (mögliche) Beeinflussung immer von der Form der „Bedrohung“ 
abhängt. Deshalb werden diese Fragen in den Abschnitten dieses Kapitels getrennt diskutiert. 
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Worte jedoch nicht nur für Fragen des staatlichen Datensammelns und -verarbeitens vor 
Augen, sondern setze sie in den Kontext der technischen und sozialen Entwicklungen der 
letzten 30 Jahre. Denn mittlerweile werden Daten auch durch nichtstaatliche Akteure 
gesammelt und verarbeitet – und das bisweilen in deutlich stärkerem Umfang als durch 
staatliche Akteure.918 Wenn also 1983 vor allem der Staat derjenige war, der unter kritischer 
Beobachtung der Karlsruher Richter919 stand, weil er allein die Kapazitäten zur Sammlung 
von riesigen Datenbeständen hatte, müssten heute auch private Akteure in den Fokus des 
Diskussionsinteresses geraten, da zahlreiche Private mittlerweile ähnlich weitreichende 
Möglichkeiten der Datenauswertung haben.920 Prinzipiell ist das auch unproblematisch. 
Wenig verständlich ist jedoch, wenn trotz der für private Akteure deutlich gestiegenen 
Möglichkeiten immer noch vor allem der Staat im Fokus der öffentlichen Kritik liegt.921 Um 
nicht missverstanden zu werden: Jede Grundrechtsverletzung ist kritisch zu hinterfragen – es 
sollte aber nicht einseitig gegen staatliche Eingriffe argumentiert werden, wenn dadurch 
private Grundrechtseingriffe aus dem Blick geraten. 
Wenn jedoch das im Volkszählungsurteil geschaffene „Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung“ im Kontext eines anderen, sehr viel älteren Karlsruher Urteils betrachtet 
wird, bekommen Überlegungen zum Verhältnis von Staat und Datenschutz einen ganz 
anderen Status. Konkret geht es um die Überlegungen des BVerfG zur Drittwirkung von 
Grundrechten, die schon 1958922 nicht unumstritten waren.923 Zunächst sei hier jedoch die 
Begründung des Lüth-Urteils – wieder in einem kurzen und für die folgenden Überlegungen 
relevanten Ausschnitt – zitiert: 
 
„Ebenso richtig ist aber, daß das Grundgesetz, das keine wertneutrale Ordnung sein 
will (BVerfGE 2, 1 [12]; 5, 85 [134 ff., 197 ff.]; 6, 32 [40 f.]), in seinem 
Grundrechtsabschnitt auch eine objektive Wertordnung aufgerichtet hat und daß 
gerade hierin eine prinzipielle Verstärkung der Geltungskraft der Grundrechte zum 
Ausdruck kommt (Klein-v. Mangoldt, Das Bonner Grundgesetz, Vorbem. B III 4 vor Art. 
1 S.93). Dieses Wertsystem, das seinen Mittelpunkt in der innerhalb der sozialen 
Gemeinschaft sich frei entfaltenden menschlichen Persönlichkeit und ihrer Würde 
findet, muß als verfassungsrechtliche Grundentscheidung für alle Bereiche des Rechts 
gelten; Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung empfangen von ihm 
Richtlinien und Impulse. So beeinflußt es selbstverständlich auch das bürgerliche 
Recht; keine bürgerlich-rechtliche Vorschrift darf in Widerspruch zu ihm stehen, jede 
muß in seinem Geiste ausgelegt werden.“924 
 
                                                 
918
 Auskunfteien, Marktforschungsinstitute, Datendienste haben daraus ein eigenes Geschäftsfeld 
entwickelt; Daten werden jedoch auch von vielen anderen Unternehmen gesammelt, um Abrechnungen zu 
erstellen (beispielsweise Mobilfunkunternehmen), die Kundenbindung zu erhöhen oder um soziale 
Dienstleistungen anzubieten (Soziale Netzwerke).  
919
 Und der interessierten Öffentlichkeit, welche letztendlich den Grundstein für das Urteil des BVerfG zur 
Volkszählung gelegt hat. 
920
 Zurawski (2007) S.9f. 
921
 Frankenberg (2010) S.84: „In der Folge wandelt sich das Vertrauen in den Staat als Garant bürgerlicher 
Freiheit allmählich in ein Misstrauen gegenüber dem Staat als deren potenziellen Gegner.“  
922
 Ein Jahr zuvor hatte schon das Bundesarbeitsgericht die Drittwirkung von Grundrechten anerkannt. Vgl.: 
BAG NJW 1957, S.1688ff. Das BVerfG nahm in seiner Entscheidung Bezug auf dieses Urteil. 
923
 Für die frühe Diskussion zur Drittwirkung vgl. beispielsweise Schwabe (1971).  
924
 BVerfGE 7, 198, RN 25. 
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Grundrechte können also eine Ausstrahlung auf den Rechtsverkehr zwischen Privaten 
haben. War diese Aussage in den 1950er und 1960er Jahren durchaus umstritten, wird sie 
heute in großen Teilen der entsprechenden Literatur zumindest anerkannt.925 Wenn diese 
Erkenntnis aber zutreffend ist, resultieren daraus einige Fragen, deren Untersuchung 
Spannung verspricht. 
Genau eine solche Diskussion soll in den folgenden Abschnitten dieses Kapitels stattfinden. 
Zunächst werden jedoch die hier schon angerissenen (grund-)rechtstheoretischen Probleme 
der Video- und der Kommunikationsüberwachung sowie empirische Untersuchungen zu 
derartigen Überwachungsmaßnahmen vorgestellt und diskutiert. Auch wenn die Studienlage 
gerade im Hinblick auf die empirischen Probleme solcher Maßnahmen nur unbefriedigend 
und im Ergebnis bisweilen etwas uneindeutig ist, lohnt sich ein Blick in die soziale 
Wirklichkeit. Dies vor allem, weil in Debatten um Überwachungsmaßnahmen immer wieder 
auf die Befürchtungen des BVerfG im oben zitierten Urteil verwiesen (oder darüber 
hinausgegangen) und damit eine faktische Einschränkung von Grundrechten prognostiziert 
wird. Ob es aber derartige Auswirkungen tatsächlich gibt, ist durchaus umstritten. 
Abschließend soll noch einmal auf Probleme der Drittwirkung von Grundrechten 
eingegangen werden; dieses stellt auch einen wichtigen Punkt der Überlegungen dar, die 
hier vorgetragen werden.  
 
Alle hier vorgestellten Gesetze und Gesetzesmaßnahmen aus dem Bereich der Inneren 
Sicherheit drehen sich letztlich um Fragen des Datenschutzes und damit verbundenen 
(potenziellen) Grundrechtsverletzungen, welche in der Öffentlichkeit gemeinhin mit 
Überwachungsmaßnahmen bezeichnet werden. Am Anfang des Kapitels steht das Thema 
Videoüberwachung926, welches hinsichtlich seiner sozialen, grundrechtstheoretischen und 
kriminologischen Folgen untersucht wird. Im Anschluss wird in ähnlicher Weise auf den 
Problemkreis der Kommunikationsüberwachung eingegangen. Zunächst werden hierzu eher 
deskriptiv die Anti-Terror-Datei (welche nur in einem weiten Verständnis zur 
Kommunikationsüberwachung zählt) und die damit verbundenen Probleme dargestellt. 
Anschließend werden die auch im engeren Sinne zur Kommunikationsüberwachung zu 
rechnenden Maßnahmen (Vorratsdatenspeicherung, Onlinedurchsuchung sowie –
überwachung) diskutiert und hinsichtlich ihrer Funktionsweise und ihrer möglichen sozialen 
Auswirkungen diskutiert. Am Ende des Kapitels sollen die bis dahin gemachten 
Überlegungen zur Video- und zur Kommunikationsüberwachung unter dem Fokus der 
Drittwirkung von Grundrechten und dem Verhältnis von Grundrechtsverletzungen durch 
staatliche und private Institutionen zusammengefasst werden. 
                                                 
925
 Schwabe (1971) S.9: „Die sog. »Drittwirkung« der Grundrechte ist im Prinzip nicht mehr ernstlich 
umstritten; nur das »wie« wird noch debattiert. Vornehmlich die Rechtsprechung des BGH (zum 
Persönlichkeitsrecht) und des BAG haben ihr zum Durchbruch verholfen, das BVerfG erkennt sie an.“ 
926
 Das Thema Videoüberwachung ist (neben Fragen des Datenschutzes) ein schönes Beispiel des 
deutschen Polizeiföderalismus. Es wird deshalb nicht auf ein einzelnes „Videoüberwachungsgesetz“, 
sondern auf bundesweite Regelungen zur Videoüberwachung eingegangen. 
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„Wir leben in Deutschland in einem der sichersten Länder der Welt. Glücklicherweise 
ist die Kriminalitätsrate leicht rückläufig. Die Zahl der aufgeklärten Straftaten ist in 
den letzten Jahren leicht angestiegen. [.. ] Ich weiß aber auch: Das Empfinden der 
Bürgerinnen und Bürger, wie sicher es in unserem Lande wirklich ist, das hängt nicht 
von nüchternen Zahlen ab, sondern das hängt von dem persönlichen Empfinden ab. 
Und da ist mir klar: Vieles ist in unserem Land noch zu tun. [...] Da ist für mich zum 
Beispiel das Thema Video-Überwachung von Plätzen ein ganz besonderes Beispiel. 
Video-Überwachung alleine reicht aber nicht, um den Gefährdungen zu begegnen. 





Die Überwachung von öffentlichen Plätzen und Einrichtungen mittels Videokameras hat in 
Deutschland Konjunktur.928 Wenn man den entsprechenden Studien glauben kann, so nimmt 
der Einsatz von Videoüberwachungstechnik sowohl in Deutschland, aber auch in anderen 
westlichen Industriestaaten zu.929 Gleichwohl ist der Einsatz der Videoüberwachung im 
Bereich der Inneren Sicherheit und des Schutzes von öffentlicher Infrastruktur schon seit 
mindestens 50 Jahren nachweisbar und wurde spätestens Anfang der 1990er Jahre durch 
staatliche Institutionen verstärkt vorangetrieben.930 Vor allem aber nach terroristischen 
Aktionen oder besonders schweren und spektakulären Straftaten im öffentlichen Raum wird 
öffentlich ein noch stärkerer Ausbau der entsprechenden Technik gefordert;931 über Sinn und 
konkreten Präventionszweck wird jedoch seltener ausführlich diskutiert. So wurde 
beispielsweise nach den gescheiterten Anschlägen auf zwei Züge der Deutschen Bahn am 
31. Juli 2006 vielfach geäußert, dass mit Hilfe von Video-Überwachung auch terroristische 
Anschläge zu verhindern seien – was jedoch gerade bei terroristischen (Selbstmord-) 
Attentaten eher auszuschließen ist.  
Auch nach mehreren Überfällen im öffentlichen Nahverkehr, in deren Folge die Opfer 
schwere körperliche Verletzungen davontrugen (bis hin zum Tod von Beteiligten),932 wurden 
                                                 
927




 Gusy (2009b) S.223. 
929
 Bornewasser (2005) S.235f, der in seiner Bilanz zu dem Ergebnis kommt, dass diese Entwicklung in 
Großbritannien begann und sich dann ausbreitete: „Von dort aus wurden sie [Videokameras zur 
Überwachung, TP] aufgrund ihrer anfänglichen Erfolgsbilanz in viele Länder Europas exportiert […].“  
930
 Zur Geschichte der Videoüberwachung vgl. Hempel (2009) S.86f. 
931
 Krempl (2003): „Das Vordringen der Videoüberwachung in immer mehr öffentliche Räume ist insgesamt 
heftig umstritten. Die Polizei und die Innenminister sehen darin ein geeignetes Mittel zur effektiven 
Strafverfolgung, während Datenschützer den Aufbau unkontrollierbarer Videoarchive und mögliche 
Koppelungen mit biometrischen Analyseverfahren zur Identifizierung von Einzelpersonen fürchten.“ 
932
 Besonders bekannt wurden zwei Vorfälle in der Münchner U-Bahn: Der Überfall auf einen Rentner im 
Dezember 2007 sowie die tödliche Verletzung eines Mannes im September 2009, der diese in Folge seiner 
Unterstützung für bedrängte Jugendliche erlitt. 
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in den letzten Jahren Forderungen nach einer verstärkten Video-Überwachung öffentlicher 
Räume laut. Derartige Forderungen können sich der Unterstützung weiter Teile der 
Bevölkerung sicher sein.933 Diese hohe öffentliche Zustimmung sorgt dafür, dass trotz aller 
berechtigten Vorwürfe des Populismus die Befürworter einer stärkeren Videoüberwachung 
darauf verweisen können, nur auszusprechen, was ohnehin verbreitete Meinung in der 
Bevölkerung sei.934 Denn so sehr man Kritik an einer Ausweitung der Videoüberwachung 
üben kann: Politiker wollen in einer Demokratie auch (wieder) gewählt werden und die 
Nichtbeachtung der recht hohen Sympathien für die Videoüberwachung in der Bevölkerung 
könnte sich beim nächsten Urnengang rächen.935 
Arbeiten, die sich praktisch und theoretisch mit dem Thema Videoüberwachung näher 
auseinandersetzen, monieren häufig, dass moderne Videoüberwachungsanlagen ideal dazu 
geeignet sind, Bewegungsprofile von Menschen zu erstellen und so dem (vermeintlich) 
allmächtigen Überwachungsstaat936 Vorschub leisten. Vor allem von Datenschützern wird 
häufig der potenzielle Eingriff in Grundrechte kritisiert, da die installierten Kameras 
unterschiedslos jeden Bürger aufnehmen – unabhängig davon, ob er zuvor strafrechtlich in 
Erscheinung getreten ist (bzw. zumindest ein entsprechender Verdacht vorliegt) oder aber 
der Bürger nur zufällig am Standort der Kamera vorbeikommt. Verwiesen wird dazu vor allem 
auf die Verletzung von Persönlichkeitsrechten (vgl. Art.2 (1) GG), die durch die Speicherung 
und Verarbeitung der Aufnahmen erfolgende Verletzung des Grundrechts auf informationelle 
Selbstbestimmung (BVerfGE 65, 1) sowie die Gefahr der Einschränkung der 
Meinungsfreiheit (vgl. Art.5 (1) GG).  
Die folgenden Ausführungen sollen die Diskussion um das Thema Videoüberwachung 
aufbereiten. Damit verbunden sollen vorhandene empirische Studien hinsichtlich der 
Wirksamkeit vorgestellt und zugleich auf kritische Positionen eingegangen werden. 
Insbesondere das Problem der (unterstellten) Verhaltensänderung soll dabei vor dem 
Hintergrund ausgewählter kriminologischer Ansätze zur Erklärung abweichenden Verhaltens 
untersucht werden. Schlussendlich sollen auch einige Rechtsprobleme beim Einsatz der 
Videoüberwachung diskutiert werden. Zunächst werden jedoch die rechtlichen Grundlagen 
für den Einsatz von Videoüberwachungsmaßnahmen vorgestellt. 
 
5.1.2 Gesetzliche Grundlagen 
 
Eine Gesamtdarstellung der gesetzlichen Grundlagen für den Einsatz der 
Videoüberwachung in Deutschland würde zwangsläufig sehr umfangreich ausfallen, da es 
keine Einzelnorm zur Regelung aller Formen der Videoüberwachung in Deutschland gibt. 
Um trotzdem einen Überblick zu geben, muss vor dem Hintergrund der existierenden 
Gesetzeslage zunächst unterschieden werden, ob es sich um private Anlagen oder Anlagen 
im öffentlichen Auftrag handelt. Für Anlagen im öffentlichen/ staatlichen Auftrag gelten im 
                                                 
933
 So beispielsweise das Ergebnis einer repräsentativen Umfrage des Allensbach-Institutes, bei der 69 % 
der Befragten für eine stärkere Video-Überwachung an Bahnhöfen stimmten. Nur 26 % äußerten die 
Vermutung, dass dies nicht die Sicherheit erhöhen würde. Vgl. Allensbach (2006). 
934
 Bornewasser (2005) S.247: „Eine deutliche Mehrheit von 65% spricht sich für eine Ausdehnung und 
gegen eine Einstellung der Überwachung aus.“ Vgl. auch Kersten (2009) S.301. 
935
 Biehl/ Jacobs (2009) S.235 zum Verhältnis Öffentliche Meinung und deutsche Sicherheitspolitik: 
„Einerseits ist in einer repräsentativen Demokratie auf lange Sicht jede Politik zum Scheitern verurteilt, die 
sich gegen große Teile der Bevölkerung richtet. […] Der ständige Legitimationsdruck erfordert von der 
politischen Elite, Meinungen von potenziellen Wählern in ihren Entscheidungen zu berücksichtigen.“ 
936
 Das dieser Begriff an sich problematisch ist, wurden schon im Abschnitt 2.1.5 dargestellt. 
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Regelfall die Polizeigesetze der Länder, da zum ganz überwiegenden Teil die „staatliche“ 
Videoüberwachung durch die Landespolizeien durchgeführt wird.937 Ergänzend gilt für die 
Bundespolizei das Bundespolizeigesetz,938 welches den Einsatz der Technik beispielsweise 
an Bahnhöfen, Flughäfen oder Grenzübergängen regelt.  
Die Vorstellung sämtlicher landesgesetzlicher Maßnahmen, welche die Überwachung von 
öffentlichen Räumen mit Video-Kameras durch die Bundes- und Landespolizei ermöglichen, 
beziehungsweise dieser eine rechtliche Grundlage geben, kann und soll an dieser Stelle 
nicht erfolgen.939 Es wird daher stellvertretend auf das Bundespolizeigesetz eingegangen, 
dessen Regelungen sich in ähnlicher Form in den meisten Landespolizeigesetzen wieder 
finden – was aufgrund der Abstimmung aller Innenminister für den größten Teil des 
rechtlichen Handlungsrahmens der Polizeien der Länder und des Bundes gilt.940 Für die 
Unterschiede der Landespolizeigesetze im Detail sowie die historisch bedingten Ursachen 
für diese Unterschiede kann zudem auf die weiter oben gemachten Ausführungen941 sowie 
auf weitere Untersuchungen verwiesen werden.942 
 
Grundsätzlich gilt beim Einsatz von Videokameras, dass vor deren Anwendung Gründe 
benannt werden müssen, die einen Einsatz rechtfertigen und die in der Abwägung zu 
anderen polizeilichen Maßnahmen die Videoüberwachung als vorteilhaft darstellen.943 So 
findet der stationäre Einsatz häufig an Kriminalitätsschwerpunkten statt,944 an denen es in 
der Vergangenheit zu einer Häufung von Straftaten gekommen ist und bei denen andere 
Möglichkeiten der Verhinderung selbiger sich als schwierig erweisen.945 Weiterhin ist es 
möglich, im Rahmen von größeren Veranstaltungen Video-Aufnahmen anzufertigen, wenn 
es hierfür Gründe gibt.946 In der Mehrzahl der Fälle soll die Videoüberwachung demnach 
verwendet werden,  
 
„... wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass bei oder im Zusammenhang mit 
einer solchen Veranstaltung oder Ansammlung erhebliche Gefahren für die öffentliche 
                                                 
937
 Für den Freistaat Sachsen beispielsweise § 38 des Sächsischen Polizeigesetzes. 
938
 Insbesondere § 26 bis § 28 sowie § 70 des „Gesetzes über die Bundespolizei“ beispielsweise unter: 
http://bundesrecht.juris.de/bgsg_1994/. 
939
 Für die datenschutzrechtlichen Fragen der Videoüberwachung: Schenke (2005) S.107ff. 
940
 Möllers (2009) S.145: „Die Länder regeln Polizeiorganisation und erlassen allgemeine Polizeigesetze. 
[…] Während die Polizeiorganisation bei Bund und Ländern größere Verschiedenheiten aufweist, stimmt 
das Recht des polizeilichen Handelns weitgehend überein. Ausgangspunkt ist der 1975 von der 
Innenministerkonferenz verabschiedete (erste) »Musterentwurf eines einheitlichen Polizeigesetzes des 
Bundes und der Länder«.“ 
941
 Vgl. Abschnitt 3.2.2 dieser Arbeit. 
942
 Lange/ Frevel (2009) S.120ff. 
943
 Schenke (2005) S.107ff. 
944
 Schenke (2005) S.109: „Unproblematisch ist eine Videoaufnahme dann, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass an der überwachten Örtlichkeit eine deutlich erhöhte Wahrscheinlichkeit besteht, dass 
Ordnungswidrigkeiten mit erheblicher Bedeutung oder Straftaten begangen werden […].“ 
945
 So lautet beispielsweise in Leipzig die Begründung für die Installation von zwei Videokameras in der 
Innenstadt, dass die hier massiv aufgetreten Einbruchsdiebstähle in KFZ sich auch durch gesteigerte 
Polizeipräsenz nicht verhindern ließen. Für die jüngste Installation in der Leipziger Ostvorstadt wurde auf 
die dort vorhanden offene Drogenszene verwiesen, die ebenfalls nicht durch Razzien und verstärkte 
Streifentätigkeit zurückgedrängt werden konnte. 
946
 Wenn beispielsweise im Rahmen einer Demonstration schwere Straftaten erwartet werden, kann diese 
überwacht werden. 
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Sicherheit an der Grenze oder die Sicherheit der in § 23 Abs.1 Nr. 2 bezeichneten 
Objekten entstehen.“947 
 
Diese Formulierung findet sich in ähnlicher Form auch in den Landespolizeigesetzen 
wieder.948 In der täglichen Polizeiarbeit geht es jedoch nicht nur um singuläre 
Veranstaltungen, sondern vielfach auch um eine Dauerüberwachung von belebten 
öffentlichen Plätzen. Hierbei stehen zum einen Überlegungen im Vordergrund, die sich durch 
den Einsatz von Videoüberwachungsanlagen präventive Effekte erhoffen, zum anderen 
sollen dadurch bei begangenen Straftaten die Täter leichter festgestellt werden können. Vor 
dem Hintergrund dieser Überlegung ist es der Bundespolizei erlaubt,  
 
„…selbsttätige Bildaufnahme- und Bildaufzeichnungsgeräte ein[zu]setzen, um […] 
Gefahren für die in § 23 Abs.1 Nr. 4 bezeichneten Objekte oder für dort befindliche 
Personen oder Sachen zu erkennen. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 muss der 
Einsatz derartiger Geräte erkennbar sein.“949 
 
Ergänzend regelt §23 des BPolG, dass Videoüberwachung eingesetzt werden kann, wenn 
 
„…Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dort Straftaten begangen werden 
sollen, durch die in oder an diesen Objekten befindliche Personen oder diese Objekte 
selbst unmittelbar gefährdet sind, und die Feststellung der Identität auf Grund der 
Gefährdungslage oder auf die Person bezogener Anhaltspunkte erforderlich ist…“950 
 
Auch wenn die Regelungen des Bundespolizeigesetzes nicht vollständig mit den 
Regelungen der Länder übereinstimmen, so wird eines deutlich: Greifen Bundes- oder 
Landespolizeien auf die Maßnahme der Videoüberwachung zurück, so geschieht diese nicht 
allein nach den Wünschen oder Überlegungen einzelner Polizisten, sondern im Rahmen 
eines Verfahrens, bei dem (verwaltungsgerichtsfest) von Seiten der Polizei nachgewiesen 
werden muss, dass eine solche Maßnahme angemessen, geeignet und verhältnismäßig ist.  
Dieser aufwändig zu führende Nachweis erklärt auch, dass beispielsweise in Leipzig – der 
„Vorreiterstadt“951 der Videoüberwachung – lediglich fünf Kameras im Dienst der Polizei sind. 
Diese Zahl überrascht sowohl angesichts der teilweise sehr engagierten publizistischen 
Debatten über den Sinn des Einsatzes, als auch vor dem Hintergrund, dass nach besonders 
schweren Straftaten immer wieder eine stärkere Überwachung des öffentlichen Raumes von 
Seiten der lokalen Politik gefordert wurde und so das Thema polizeiliche Videokameras 
einen recht großen Anteil in der öffentlichen Darstellung hat. Hintergrund derartiger 
Forderungen von Seiten der Politik ist es, durch den Einsatz von Video-
Überwachungsmaßnahmen im öffentlichen Raum strafbares Verhalten oder terroristische 
Aktivitäten einzuschränken.  
Die Plausibilität derartiger Äußerungen soll an dieser Stelle zunächst nicht untersucht 
werden. Vielmehr soll darauf hingewiesen werden, dass die Überwachung durch private 
                                                 
947
 § 26 (1) des Bundespolizeigesetzes. Der Verweis auf die Sicherung der Grenze(n) ergibt sich aus dem 
Aufgabengebiet der Bundespolizei und findet sich in den Gesetzestexten der Länderpolizeien nicht. 
948
 Pietschmann (2010) S.144. 
949
 § 27 des Bundespolizeigesetz. 
950
 § 23 (1) des Bundespolizeigesetz. 
951
 Leipzig war die erste Großstadt, die unter Verweis auf Kriminalitätsschwerpunkte und deren Bekämpfung 
Videokameras im öffentlichen Raum eingesetzt hat. Die erste Anlage wurde 1996 in der Leipziger 
Innenstadt installiert. Hierzu auch: Töpfer (2007) S.33 und S.39. 
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Kameras in weit stärkerem Maß existiert, als in der Öffentlichkeit wahrgenommen. Um beim 
Beispiel Leipzig zu bleiben: Hier existieren je nach Zählung allein in der Innenstadt von 
Leipzig zwischen 5000 und 7000 privat betriebene Kameras.952 Auch wenn diese Zahl nicht 
völlig zutreffen mag und manche Kameras, die Bestandteil von Kamerasystemen sind, 
doppelt gezählt wurden, so zeigt sich hier das problematische Verhältnis der 
Überwachungsmaßnahmen: Die „private“ Überwachung durch Videokameras besitzt rein 
quantitativ einen viel stärkeren Umfang, als die oft thematisierte und kritisierte staatliche 
Überwachung – in der öffentlichen Wahrnehmung verhält es sich jedoch häufig 
spiegelverkehrt und die Auswirkungen privater Videoüberwachung werden entsprechend 
selten problematisiert.  
Die genannten Unterschiede zwischen staatlichen und privaten Kameras mögen auch einen 
Grund in den unterschiedlichen gesetzlichen Grundlagen sowie den Anforderungen an den 
konkreten Einsatz haben. Die Video-Überwachung durch Privatpersonen wird allein durch § 
6b Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Hierbei wird vorgeschrieben, dass  
 
„[…] die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit optisch-elektronischen 
Einrichtungen (Videoüberwachung) nur zulässig [ist], soweit sie 1. zur 
Aufgabenerfüllung öffentlicher Stellen, 2. zur Wahrnehmung des Hausrechts oder 3. 
zur Wahrnehmung berechtigter Interessen für konkret festgelegte Zwecke erforderlich 
ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen 
überwiegen.“953 
 
Wer jedoch für die Prüfung und Einhaltung der Vorschrift im Detail zuständig ist, bleibt im 
Gesetzestext ungeklärt.954 Da im Gegensatz zu den Kameras, die durch die Polizei installiert 
werden, auch eine geringere Begründungslast vom Betreiber zu erbringen ist und 
gleichzeitig die (öffentliche) Kontrolle solcher Anlagen niedriger ist, kann eine Kamera von 
Privatpersonen prinzipiell leichter installiert und genutzt werden, als dies für staatliche 
Akteure zutrifft. Dieses Problem tritt insbesondere in „halb-öffentlichen“ Räumen, wie 
beispielsweise Banken,955 Kaufhäusern oder Nahverkehrsmitteln auf, da hier der Zweck 
(Schutz von Privateigentum oder Menschen) recht leicht darstellbar ist und die Abwägung im 
Regelfall häufig zu ungunsten der Grundrechte der (potenziell) vom Einsatz betroffenen 
Bürger ausfällt. Darüber hinaus wird für Verstöße gegen die entsprechenden Regelungen 
zwar ein Bußgeld angedroht. Hierbei handelt es sich jedoch um einen eher zahnlosen Tiger, 
da es keine automatisierten staatlichen Überprüfungen gibt. Die sich in ihren Grundrechten 
eingeschränkt fühlenden Bürger haben nur die Möglichkeit der Privatklage gegen den 
jeweiligen Betreiber, um den Abbau von problematischen Kamerasystemen zu erreichen.956 
In der öffentlichen Debatte werden jedoch die potenziell entstehenden Grundrechtsprobleme 
zumeist unabhängig vom Betreiber diskutiert. Im argumentativen Zentrum steht dabei das 
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung, welches öffentlichkeitswirksam durch das 
BVerfG 1983 aus den schon existierenden Grundrechten im so genannten 
                                                 
952
 Vgl. Lehmann (2004). 
953
 § 6b (1) des Bundesdatenschutzgesetz. 
954
 Was häufig heißt, dass dies nur durch ein Gerichtsverfahren geklärt werden kann. Vgl. Krempl (2003) 
955
 Für Banken und Spielkasinos bestehen besondere Regelungen im Rahmen der Unfallverhütungs-
vorschriften (sic!). So verlangt der einschlägige §6 der Unfallverhütungsvorschrift „Kassen“: „Öffentlich 
zugängliche Bereiche, in denen Banknoten von Versicherten ausgegeben oder angenommen werden, 
müssen mit einer optischen Raumüberwachungsanlage ausgerüstet sein.“ 
956
 Zu Rechtsproblemen von Videokameras im privaten Bereich: Horst (2009). 
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Volkszählungsurteil957 rekonstruiert wurde. In Bezug auf Kamerasysteme kann als besonders 
problematisch gelten, dass die Mehrzahl der Anlagen über die Möglichkeit der Aufzeichnung 
verfügen und der aufgenommene Bürger nicht mehr nachvollziehen kann, wo seine Bilder 
verwendet werden.958 Wenn man die Argumentation des BVerfG von 1983 anwendet, könnte 
so der Bürger in seiner individuellen Handlungs- und Bewegungsfreiheit eingeschränkt 
werden. Dieses Problem gilt in noch größerem Umfang für Kamerasysteme, die die 
Aufnahmen mit schon anderweitig gespeicherten Daten abgleichen, um beispielsweise 
gesuchte Straftäter zu finden. Zukünftige technische Entwicklungen werden es darüber 
hinaus ermöglichen, die Aufnahmen der Kameras mit Datenbanken so zu verknüpfen, dass 
anhand von gespeicherten Bewegungsprofilen potenzielle Straftäter schon vor der 
eigentlichen Straftat erkannt werden.959 Auch hier kann der Bürger zumeist nicht 
nachvollziehen, wie und wofür die Aufnahmen verwendet werden und auf welcher Basis die 
automatisierte Einschätzung erfolgt.  
Der Gesetzgeber hat sowohl in den Polizeigesetzen als auch in Datenschutzgesetzen 
versucht, diesem Problem durch die Forderung nach klarem Zweckbezug der Speicherung 
von Daten zu begegnen. Hier ergeht die Aufforderung, dass  
 
„…Aufzeichnungen sowie daraus gefertigte Unterlagen […] unverzüglich nach 
Beendigung der Veranstaltung oder Ansammlung zu vernichten, soweit sie nicht 
benötigt werden - 1. zur Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit von erheblicher 
Bedeutung oder einer Straftat oder - 2. zur Verhütung von Straftaten bei oder im 
Zusammenhang mit Versammlungen, öffentlichen Veranstaltungen oder 
Ansammlungen, weil die betroffene Person verdächtig ist, solche Straftaten vorbereitet 
oder begangen zu haben und deshalb Grund zu der Annahme besteht, dass sie auch 
künftig solche Straftaten begehen wird.“960 
 
Etwas unpräziser, aber mit vergleichbarem Inhalt regelt das Bundesdatenschutzgesetz dies 
für private Kameraaufnahmen.961 Fragen der Sanktionierung im Missbrauchsfall werden aber 
auch dort nur untergeordnet behandelt. Die jeweils geforderte Zweckbindung ist formal 
eindeutig geklärt, allerdings lassen sich derartige Bezüge im „Polizeialltag“ recht leicht 
konstruieren. Gleichzeitig wachsen die Wünsche von Seiten der Politik, nicht nur öffentliche 
Räume mit (automatisierten) Kamerasystemen zu überwachen, sondern auch den 
Autoverkehr. Derartige Systeme sollen beispielsweise automatisch Kennzeichen erfassen, 
um gesuchte Fahrzeuge besser feststellen zu können. Auch wenn das 
                                                 
957
 BVerfGE 65, 1 – Volkszählung. Hirsch (2008a) S.12 meint hingegen zutreffend, dass zumindest der 
Begriff schon vor dem Volkszählungsurteil eingeführt war. Tatsächlich findet sich der Begriff schon 1981 in 
einem Urteil des BVerfG. Vgl. BVerfGE 57, 170, RN 84: „Da die Befugnis des Einzelnen, selbst zu 
entscheiden, wann und unter welchen Bedingungen persönliches Verhalten und individuelle Eigenschaften 
der Öffentlichkeit enthüllt werden, das Kernstück des durch Art. 2 Abs.1 GG geschützten allgemeinen 
Persönlichkeitsrechts ist […] , wird das informationelle Selbstbestimmungsrecht (Hervorhebung: TP) 
verletzt, wenn persönliche Informationen ohne Bindung an den gesetzlichen Zweck verwertet werden.“ 
958
 Hempel/ Metelmann (2005) S.10: „… die Aufzeichnung und Speicherung von Bildsequenzen bedeutet 
eine erhebliche Steigerung des Überwachungspotenzials beziehungsweise einen Eingriff in die 
Persönlichkeitsrechte der Bürger. Nicht mehr nur punktuell kann eine Beobachtung erfolgen, sondern auch 
räumlich und zeitlich unabhängig.“ 
959
 So beispielsweise die Geräte der britische Firma Ipsotek (www.ipsotek.com) oder die der 
amerikanischen Firma visionics (www.visionics.com). Diese Hersteller „versprechen“, dass durch Einsatz 
ihrer Videoüberwachungssysteme potenzielle Straftäter anhand von Bewegungsprofile erkannt werden. 
960
 § 26 (3) des Bundespolizeigesetzes. 
961
 Vergleich § 6b(5) BDSG. 
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Bundesverfassungsgericht diese Überwachungsmaßnahmen als nicht vereinbar mit dem 
Grundgesetz bewertet hat,962 hindert dies deutsche Politiker nicht daran, mit teilweise 
obskuren Begründungen den Einsatz für die öffentliche Sicherheit weiterhin zu fordern.  
Es bleibt festzuhalten, dass formalrechtlich eine gewisse Schranke für die Reichweite 
potenzieller Grundrechtsverletzungen vom Gesetzgeber gezogen wurde, diese sich in der 
Rechtswirklichkeit für staatliche/ polizeiliche Kameraanlagen nur als begrenzt wirksam 
erweist. Für privat betriebene Anlagen kann festgehalten werden, dass mangels wirksamer 
Sanktionen die Regelungen im Gesetzestext nur als theoretische Schranken zu betrachten 
sind, die in der Rechtswirklichkeit (sowie der Praxis der Installation) eigentlich nicht existiert. 
Inwieweit der Gesetzgeber vor allem für staatliche Anlagen überhaupt eindeutige Grenzen 
festlegen wollte (da beispielsweise die Polizei ursprünglich deutlich mehr Möglichkeiten als 
private Akteure besaß, aus den gewonnen Bildinformationen weitere Schlüsse zu ziehen), 
bleibt offen. Konstatiert werden muss jedoch, dass sowohl rechttheoretisch als auch 
rechtspraktisch die gesetzliche Regulierung im Bereich privat betriebener Anlagen deutlich 
geringer ausgeprägt ist. 
 
5.1.3 Gesellschaftliche Auswirkungen  
 
Von der Mehrzahl der Kritiker an Videoüberwachungsmaßnahmen wird neben den 
grundrechtstheoretischen Problemen immer wieder auf die diversen – im weitesten Sinne – 
kriminologischen963 Probleme verwiesen, die durch die Verbreitung dieser 
Überwachungstechnik entstehen könnten. Hier diskutiert werden sollen die am stärksten 
verbreiteten Befürchtungen,964 die den Videoüberwachungsanlagen implizit oder explizit die 
Möglichkeit der Verhaltenssteuerung und -kontrolle965 und der Einschüchterung 
unterstellen.966 Es wird davon ausgegangen, dass durch verstärkte Überwachung des 
öffentlichen Raums mit Videokameras eine Veränderung von menschlichem Handeln 
provoziert wird und dies – so weite Teile der Kritik – sich an einem definierten Normalmaß967 
                                                 
962
 BVerfGE 120, 378 - Automatisierte Kennzeichenerfassung. Hier Entscheidungsformel: „1. § 14 Absatz 5 
des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Januar 2005 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I, Seite 
14) ist mit Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes unvereinbar und 
nichtig. 2. § 184 Absatz 5 des Allgemeinen Verwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein 
(Landesverwaltungsgesetz -- LVwG --) in der Fassung von Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe b des Gesetzes 
zur Anpassung gefahrenabwehrrechtlicher und verwaltungsverfahrensrechtlicher Bestimmungen vom 13. 
April 2007 (Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein, Seite 234) ist mit Artikel 2 Absatz 1 in 
Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes unvereinbar und nichtig.“ 
963
 Kriminologische Theorien stellen einen Versuch dar, abweichendes Verhalten (im Sinne von 
Normabweichung jeglicher Art!) zur erklären und dies im Hinblick auf mögliche Restriktionen zu 
untersuchen. Es stellt einen Zweig der Sozialwissenschaft dar, der sowohl soziologische und 
psychologische Erkenntnisse als auch Einflüsse aus Ökonomie und Rechtswissenschaft aufnimmt.  
964
 Eine Diskussion, welche die soziologischen und sozialpsychologischen Begriffe verarbeitet, ist im 
begrenzten Rahmen dieser Arbeit nicht möglich. Ein Versuch findet sich unter Rekurs auf verschiedene - 
vor allem der kritischen Kriminologie zugehöriger - Ansätze bei Singelnstein/ Stolle (2008). 
965
 Zum Begriff der sozialen Kontrolle beispielsweise: Singelnstein/ Stolle (2008) S.33ff: „Soziale Kontrolle 
dient der Normalisierung und der Kontrolle der Abweichung.“ Vgl. auch Eifler (2009) S.269ff.  
966
 Krasmann (2004) S.170: „… verweist die Videokamera den Beobachteten auf sich selbst. Es wird von 
ihm erwartet, sich als Adressat zu fühlen und sich selbst auszurechnen, welche Verhaltensweise oder 
welches Erscheinungsbild hier gewünscht oder unerwünscht sind.“ 
967
 Waldschmidt (2004) S.195f: „Normalität ist nicht nur Verheißung, sondern erzeugt auch 
Normalisierungsdruck. Die Sorge, aus den Normalitätszonen herauszufallen, die Angst davor, in eine 
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(~Disziplinierung968) zu orientieren habe, während gleichzeitig jegliches davon abweichendes 
Verhalten unterdrückt wird. Diese Kritik basiert häufig auf den theoretischen Vorarbeiten von 
Michel Foucault.969 Was in diesem Kontext „normales“ und was „abweichendes“ Verhalten im 
Detail heißt oder wie dies zu verstehen ist, wird jedoch weder von Foucault970 noch von 
seinen Rezipienten genau geklärt.971 Vielmehr wird diffus auf ein nicht näher erklärtes, in der 
jeweiligen Bevölkerung verbreitetes Verständnis von Normalität bzw. normalen Verhaltens 
verwiesen, an welches die installierten Überwachungsmaßnahmen erinnern sollen. 
Unabhängig von diesen Definitionsversuchen soll abweichendes Verhalten (oder Devianz) in 
der vorliegenden Arbeit verstanden werden als Abweichen von impliziten oder expliziten 
Normen wie Gesetzen, Wertvorstellungen, aber auch Erziehungsvorgaben und 
Moralmaßstäben. Devianz kann tatsächlich nur schwer generalisierend und allgemein 
diskutiert werden, sondern immer nur im Kontext gesellschaftlicher Wirklichkeit.  
An anderer Stelle werden Befürchtungen geäußert, dass durch die Zunahme von 
Videokameras im öffentlichen Raum auch die sie einsetzende Polizei noch stärker als 
repressive und einschüchternde Macht auftritt.972 Dass diese Befürchtungen nicht unbedingt 
zutreffen müssen,973 zeigt sich allein darin, dass durch Videoüberwachungsmaßnahmen 
zumeist auch Effizienzsteigerungen erhofft werden und in der Regel zugleich mit der 
Einführung solcher Maßnahmen über Personalkürzungen bei den entsprechenden Polizeien 
nachgedacht wird.974  
Zur Klärung derartiger Vermutungen muss zunächst Ordnung in die zuweilen etwas 
unübersichtliche Debatte gebracht werden. Dabei wird zur Untersuchung der unterstellten 
verhaltensbeeinflussenden Wirkung hinsichtlich einer offenen und einer verdeckten 
Kameraüberwachung unterschieden. Die hier skizzierten Probleme gelten im übrigen 
unabhängig davon, ob die Überwachungskamera tatsächlich Bilder anfertigt oder nur als 
funktionslose Attrappe dient, da dies die unterstellte oder tatsächliche Wirkung in Hinblick auf 
das soziale Verhalten von Menschen nicht beeinflusst und die problematisierten 
                                                                                                                                                        
Randposition zu geraten, aus der ein Entkommen nicht mehr möglich ist, diese Denormalisierungsangst 
treibt die Subjekte um.“ 
968
 Foucault (2003) S.85: „Es handelt sich um eine Form von Macht und einen Gesellschaftstyp, den ich im 
Unterschied zu den vorangegangenen Strafgesellschaften als Disziplinargesellschaft bezeichne. Es ist das 
Zeitalter der sozialen Kontrolle.“ Vgl. auch Foucault (2005) S.144ff; für eine Darstellung der Rezeption vgl. 
beispielsweise Singelnstein/ Stolle (2008) S.57ff. 
969
 Foucault (2003) S.102: „Der Panoptismus ist ein charakteristisches Merkmal unserer Gesellschaft. Er ist 
eine Form von Macht, die über den Einzelnen in Form einer ständigen Überwachung ausgeübt wird, in 
Form von Kontrolle, Strafe und Belohnung, in Form von Besserung, das heißt der Formung und 
Veränderung des Einzelnen im Sinne bestimmter Normen.“ 
970
 Zur philosophischen Kritik an Foucaults Überlegungen beispielsweise: Honneth (1989) S.221: „… in 
seiner eigentümlichen Beerbung seiner strukturalistischen Anfänge setzt Foucault, sobald er seiner 
Machttheorie die Gestalt historischer Untersuchungen gibt, die Subjekte behavioristisch als gestaltlose, 
konditionierbare Wesen voraus.“ Etwas umfassender auch: Habermas (1988) S.332f. 
971
 Instruktiv: Zurawski (2007) S.13: „… der Ansatz von Michel Foucault zur Gouvernementalität [bietet] die 
Möglichkeit, die Formen der Überwachung als totales und vor allem institutionelles Phänomen zu 
untersuchen (1976). Mit seinen Ausführungen zum Panoptismus – in Bezug auf Jeremy Benthams Design 
des Gefängnisses – lassen sich die Entwicklungen im Bereich gesellschaftlicher Kontrolle und staatlicher 
Macht sehr gut erfassen und analysieren.“ 
972
 Hempel/ Metelmann (2005) S.14. 
973
 Etwas was von Goold (2005) S.224ff. zumindest für das Beispiel England zurückgewiesen wurde. Er legt 
dar, dass auf Grund von Vorurteilen und mangelnden Ressourcen die Einführung von „CCTV“ in den von 
ihm untersuchten sechs englischen Städten nur zu geringen Veränderungen im Polizeialltag geführt hat.  
974
 Belege hierzu beispielsweise bei Rolfes (2007) S.68. 
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Grundrechtseingriffe ebenfalls unabhängig von der Funktion der Kamera sind.975 Einzig die 
Verletzung von Datenschutzbestimmungen bei der Aufzeichnung und Auswertung der Bilder 
ist bei abgeschalteter Kamera (prinzipbedingt) nicht möglich. 
 
5.1.4 Offene Überwachung 
 
Die Mehrzahl der in Deutschland installierten Videoüberwachungsanlagen müssen zu den 
offen arbeitenden Überwachungsanlagen gezählt werden, da der Gesetzgeber eine 
Kennzeichnungspflicht für derartige Geräte vorgesehen hat und diese mittlerweile auch 
beachtet wird. Wenn man davon ausgeht, dass die installierten Kameras eindeutig 
gekennzeichnet sind,976 dann muss man konstatieren, dass zumindest das Verhalten von 
Menschen, die dieses Zeichen sehen (und verstehen), tatsächlich beeinflusst werden 
könnte. Das entspricht in gewisser Weise auch den Hoffnungen, die von Seiten der Politik in 
die Videoüberwachung gesteckt werden: Im Rahmen eines präventiven Einsatzes sollen 
potenzielle Straftäter von ihren geplanten Verbrechen abgehalten werden, während 
gleichzeitig das Sicherheitsgefühl der übrigen Bevölkerung gestärkt wird. 
Dieser Präventionsgedanke folgt auch der Logik einiger kriminologischer Theorien,977 die 
darlegen, dass durch das Erhöhen des individuellen „Einsatzes“ für ein Verbrechen 
(beispielsweise die zu erwartende Strafe, Entdeckungswahrscheinlichkeit, 
Sicherungsmaßnahmen, etc.) der individuelle Nutzen der Taten für den Täter sinkt.978 
Erhöhen Kameras die Wahrscheinlichkeit der Entdeckung, könnten sie demnach tatsächlich 
auch Verbrechen vermindern oder verhindern. Zugleich gibt es kriminologische Ansätze, die 
davon ausgehen, dass Bürger mit einem hohen Sicherheitsgefühl selbstbewusster in der 
Öffentlichkeit auftreten und auch dies die Kriminalitätsbelastung senken kann.979 Insoweit 
entsprechen die Vorstellungen der meisten Politiker im gewissen Sinne tatsächlich den 
„Vorwürfen“, die bezüglich der Kameraüberwachung existieren und eine Verhaltensänderung 
durch derartige Maßnamen unterstellen. Allerdings ist es, wenn man so will, gerade ein Teil 
der Strategie, das Verhalten von potenziellen Straftätern zu beeinflussen und dadurch auch 
das Kriminalitätsaufkommen an den entsprechend überwachten Orten zu senken.980 
Problematisch wird diese zunächst gute Intention aus Sicht der Kritiker dadurch, dass 
Überwachungskameras unterschiedslos sämtliche Passanten in ihrem Verhalten 
beeinflussen könnten. So wird unterstellt, dass insbesondere sozial unerwünschtes 
Verhalten (was jedoch keineswegs strafbar oder ordnungswidrig sein muss) in der Nähe von 
Kameras unterlassen wird.981 So schlüssig diese eher theoretischen Untersuchungen 
zunächst sein mögen; so problematisch werden sie bei Konfrontation mit empirischen 
                                                 
975
 Dies gilt natürlich nur, wenn dem Passanten nicht klar ist, ob die Kamera funktioniert oder nicht! 
976
 Hierfür soll im Regelfall das Piktogramm Videoüberwachung (DIN 33450) verwendet werden. Vgl. hierzu 
auch: Stieler (2004). 
977
 Die ihren Ursprung häufig in den Arbeiten von Gary Stanley Becker haben. 
978
 Eifler/ Brandt (2005) S.157: „Maßnahmen der Videoüberwachung sollen in diesem Sinne das 
Entdeckungsrisiko für eine Straftat erhöhen, um einen potenziellen Täter die Straftat als zu kostspielig 
erscheinen zu lassen.“ 
979
 Vgl. beispielsweise Schewe (2009) S.45f. 
980
 Bornewasser (2005) S.235: „Die VÜ wird an Brennpunkten der Kriminalität installiert, deshalb erwartet 
jedermann eine lokale Reduktion, möglicherweise auch eine räumliche Verdrängung von Straftaten.“ 
981
 Krasmann (2004) S.169: „Es lebt von dem Traum, unerwünschtes Handeln unmöglich zu machen. [...] 
Videoüberwachung, seit den 1990er Jahren nahezu flächendeckend im semi-öffentlichen Räumen von 
Einkaufspassagen oder Transportsystemen installiert, hat eine ähnliche Funktion der vorwegnehmenden 
Kontrolle und flexibilisiert zugleich eine ältere Überwachungstechnik: Das Panoptikum.“ 
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Studien.982 So muss zum einen der Beobachtete (um sein Verhalten zu verändern/ 
anzupassen) die Überwachung auch wahrnehmen.983 Tatsächlich nimmt ein großer Teil der 
Passanten von Kamerasystemen überhaupt nicht wahr, dass gefilmt wird.984 Wenn jedoch 
der „Reiz“ (Wahrnehmung der Kamera) als auslösender Faktor fehlt, kann zwangsläufig 
keine Reaktion (in Form von erwünschtem/ angepasstem Verhalten) erfolgen.985 Diskutabel 
wäre zwar, wie unabhängig von beobachtbaren Reaktionen gezeigt werden kann, ob 
Menschen überhaupt Kameras wahrnehmen (unbewusst oder bewusst). Weiterhin muss die 
Form des erwünschten Verhaltens der Person auch bekannt sein, damit sie im Falle der 
Wahrnehmung von Kameras dieses auch „abrufen“ kann.986  
Auch diese Bedingung des Konstruktes „erwünschtes Verhalten“ gestaltet sich alles andere 
als unproblematisch. Insbesondere in Großstädten (die im Schnitt deutlich mehr 
Videokameras haben als ländlich geprägte Orte) und in denen Menschen mit 
verschiedensten Lebensentwürfen und Wertvorstellungen aufeinander treffen, müssen 
Zweifel hinsichtlich einer wie auch immer gestalteten konkreten Vorstellung von 
„erwünschtem Verhalten“ angemeldet werden. Der Mehrzahl der Menschen wird vielmehr 
selbst bei Wahrnehmen einer Kamera schlicht nicht klar sein, welches Verhalten 
(unabhängig von der strafrechtlichen Relevanz) in der konkreten Situation „erwünscht“ oder 
erwartet wird.987 Dies wird unterstrichen durch die Tatsache, dass immer wieder in der 
Öffentlichkeit Videoaufzeichnungen auftauchen (und von Teilen der Medienlandschaft gierig 
aufgegriffen werden), die alles andere als „erwünschtes“ Verhalten in der Öffentlichkeit 
darstellen, obwohl die entsprechenden Videoanlagen sichtbar sind.988 Schlussendlich ist in 
entsprechenden Studien festgestellt worden, dass sich bei öffentlich bekannten 
Kameraanlagen schon nach kurzer Zeit Gewöhnungseffekte einstellen.989 Das heißt, dass 
kurz nach Installation der Anlagen (und entsprechenden Hinweisen auf die Anlage sowie 
einer medialer Begleitung990) zwar zunächst eine Veränderung des Verhaltens von 
sämtlichen Passanten zu beobachten war (die als Anpassung an erwünschtes Verhalten 
interpretiert (!) werden könnte), diese Veränderung aber nur kurz anhielt und selten ein 
direkter Zusammenhang mit der Wahrnehmung der Anlage nachgewiesen werden konnte. 
Diskutabel wäre in diesem Zusammenhang aus Sicht der oben aufgeführten Kritiker, 
inwieweit diese „Nichtreaktion“ schon eine Art der Anpassung („Disziplinierung“) darstellt. 
D.h., die nur kurzzeitig zu beobachtende Verhaltensänderung könnte als eine Art 
Konditionierung betrachtet werden und würde damit letztendlich doch einen Teil der Kritik 
                                                 
982
 McCahill/ Norris (2002) S.4: „It is assumed that either visual surveillance systems have been introduced 
to detect and prevent crime or to extend the disciplinary potential of panoptic systems. What is often 
missing in this literature is a detailed micro-sociological account of the construction and operation of visual 
surveillance systems in different institutional settings.” 
983
 Bezüglich der Beeinflussung von Verhalten und den Faktoren, die eine Überwachungsanlage spielen 
kann umfangreich: Eifler/ Brandt (2005) S.157ff. 
984
 Die Gründe dafür sind derzeit unzureichend erforscht, mögen aber in der begrenzten menschlichen 
Wahrnehmungskapazität liegen, die gerade in Großstädten andere Prioritäten der Wahrnehmung hat. 
985
 Diese Überlegung basiert auf dem Reiz-Reaktions-Modell der behavioristischen Sozialpsychologie. 
986
 Gusy (2009b) S.218: „Nicht immer sind allen Nutzern des öffentlichen Raums die gerade für diesen 
geltenden sozialen Regeln sogleich erkennbar. Und daneben ist auch nicht jeder und jedem sogleich 
erkennbar, wie ausgeprägt die Bereitschaft der anderen Nutzer ist, sich an diese Regeln zu halten.“ 
987
 Zur Transparenz (ungeschriebener) Sozialnormen vgl.: Schewe (2009) S.219f. 
988
 Beispielsweise öffentliches Urinieren oder öffentliches Betrinken. 
989
 Vgl. bspw. Bornewasser (2005) S.243f sowie S.248 für die in Brandenburg installierten Kameras. 
990
 Insbesondere bei Fehlen einer medialen Berichterstattung sind die beobachteten Verhaltensänderungen 
deutlich geringer ausgeprägt. 
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bestätigen, die das „reaktionslose“ Fortsetzen des Verhaltens als Teil eines 
Normalisierungsdiskurs interpretieren würde. Ob aber das Fehlen eines Beleges 
sinnvollerweise als ein Beleg interpretiert werden sollte, ist mehr als nur fraglich. 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die genanten Punkte es zulassen, die 
unterstellte Eindeutigkeit einer angeblich „disziplinierenden“ Wirkung991 von 
Videoüberwachungsanlage zumindest zu bezweifeln. Gleichzeitig muss konstatiert werden, 
dass eine Verhaltensänderung nicht nur beim „Normalbürger“ unterbleibt, sondern auch bei 
vielen Menschen mit normabweichendem Verhalten.992 Das lässt jedoch auch die Frage 
nach dem Nutzen der Anlagen in einem anderen Licht erscheinen. 
 
5.1.5 Verdeckte Überwachung 
 
Bezüglich einer verdeckten Kameraüberwachung (das heißt letztendlich auch: heimlichen 
Beobachtung) können zumindest teilweise die soeben gemachten Anmerkungen 
übernommen werden. Wie bereits gezeigt, bleibt im Regelfall eine Veränderung des 
Verhaltens aus, wenn der Passant einer verdeckten Kamera nicht realisiert, dass er gefilmt 
wird bzw. gefilmt werden könnte. Insoweit sind auch hier Fragen an die Kritik zu stellen, auf 
welcher Basis eine Verhaltensänderung in Richtung eines sozial erwünschten bzw. 
angepassten Verhaltens vermutet oder unterstellt wird. Ebenfalls müssen Zweifel 
angemeldet werden, inwieweit durch verdeckte Kameras Einschüchterungen erfolgen, da der 
Bürger prinzipbedingt nicht wissen kann, dass er im Fokus einer Kamera steht. Dies 
relativiert die Kritik an den – verhaltenskonfirmierenden – Wirkungen, die den meisten 
Überwachungskameras unterstellt wird, auch wenn dadurch der Umfang möglicher 
Grundrechtsverletzungen nicht geringer wird. Da jedoch die Mehrzahl der so motivierten 
Kritik Überwachungskameras generell skeptisch betrachtet, muss diese Kritik auch nicht 
hinsichtlich der sozialen Wirkung differenzieren. 
Obgleich die soeben gemachten Darstellungen zumindest die sozialen Auswirkungen einer 
verdeckten Überwachung als (relativ) unproblematisch erscheinen lassen, soll an dieser 
Stelle ganz eindeutig für eine deutlich sichtbare Kennzeichnung entsprechender 
Maßnahmen plädiert werden. Wenn schon in die Grundrechte der betroffenen Bürger 
eingegriffen wird (unabhängig wie stark dieser Eingriff letztendlich zu bewerten ist und ob 
dieser Eingriff nur potenziell droht oder tatsächlich stattfindet), dann sollte der Bürger 
darüber zumindest informiert werden. Dies sichert die Möglichkeit (neben der in einer 
Demokratie hoch zu bewertenden Transparenz staatlichen Handelns) gegen als 
unangemessen empfundene Kamerasysteme den Weg der Klage zu beschreiten und klären 
zu lassen, inwieweit ein vermeidbarer Grundrechtseingriff vorliegt.993 Weiß der Bürger 
hingegen nicht von der Beobachtung, bleibt er nur Objekt staatlichen Handelns und nicht 
                                                 
991
 Krasmann (2004), S.169: „Videoüberwachung, seit den 1990er Jahren nahezu flächendeckend in den 
semi-öffentlichen Räumen von Einkaufspassagen oder Transportsystemen installiert, hat eine ähnliche 
Funktion der vorwegnehmenden Kontrolle und flexibilisiert zugleich eine ältere Überwachungstechnik: das 
Panopticon.“ 
992
 Im Sinne der oben gemachten (vereinfachende) Definition von Devianz. 
993
 Zum Problem des Rechtsschutz bei offener oder verdeckter Überwachung beispielsweise: Lisken (1995) 
S.172: „Was könnte also die Rechtsschutzgarantie der Verfassung (in Art. 19 GG) nützen, wenn der 
Betroffene nichts weiß?“ 
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Wie soeben dargestellt, sind an einige der stark theoretisierenden Überlegungen kritische 
Fragen zu stellen,995 was die Befürchtungen und unterstellten Auswirkungen von 
Überwachungskameras auf das Verhalten von Menschen betrifft. Ein solches Infragestellen 
der kritischen Argumentation gegen die Videoüberwachung öffentlicher Räume will jedoch 
nicht behaupten, dass die Installation von Kameras grundsätzlich zu begrüßen ist. Vielmehr 
sollte die Kritik (stärker als bisher) andere Maßstäbe entwickeln, statt auf Basis von 
Vermutungen zu arbeiten. Neben den grundrechtstheoretischen Fragen, die allein schon 
einen recht großen Strang der Kritik bilden und eine gewisse Plausibilität besitzen, müssen 
auch Fragen zur Effektivität996 gestellt werden. Auch könnte stärker auf empirische Studien 
verwiesen werden, deren Ergebnisse im Folgenden in aller Kürze vorgestellt werden. 
Schwierig ist jedoch, dass das methodische Design dieser Studien nicht immer frei von 
Problemen ist.997  
Grundsätzlich lässt sich jedoch festhalten, dass die meisten Studien und Evaluationen zur 
Videoüberwachung zu dem Ergebnis kommen, dass insbesondere in klar umrissenen 
Räumen (Parkhäuser,998 Parkplätze,999 etc.) Videokameras einen gewissen Erfolg (wenn 
auch auf niedrigem Niveau) hinsichtlich der Verringerung der Zahl der registrierten Straftaten 
besitzen. Des Weiteren konstatieren die meisten der verfügbaren Studien, dass durch 
derartige Überwachungsmaßnahmen insbesondere die geplanten Straftaten (soweit 
erfassbar) zurückgehen;1000 ein Effekt der durchaus von Seiten der Polizei und der Politik 
gewünscht ist und den auch die meisten Bürger als begrüßenswert einschätzen.1001 Insoweit 
kann eine abschreckende Wirkung durchaus bestätigt werden.  
Gleichzeitig beweist die Installation von Polizeikameras die Handlungsfähigkeit der Betreiber, 
was von vielen Bürgern begrüßt wird und auch geeignet ist, das Vertrauen in die Polizei zu 
stärken.1002 Inwieweit weitergehende Wünsche und Hoffnungen im Zusammenhang mit 
                                                 
994
 BVerfGE 109, 279 (Lauschangriff): „Das Bundesverfassungsgericht hat wiederholt betont, dass es mit 
der Würde des Menschen nicht vereinbar ist, ihn zum bloßen Objekt der Staatsgewalt zu machen.“ 
995
 Zum schwierigen Verhältnis von (soziologischer) Theorie und empirischer Forschung: Joas/ Knöbl 
(2004) S.13f. 
996
 Effektivität als Maß des Erreichens vorher definierter bzw. propagierter Ziele der Kameraüberwachung in 
Hinblick auf Senken der Kriminalität. 
997
 Instruktiv: Hempel (2007) S.117ff. 
998
 Eifler/ Brandt (2005) S.161: „Am Beispiel der Evaluation von Videoüberwachungsmaßnahmen in 
Parkhäusern wird in der Studie gezeigt, dass die Technik der Videoüberwachung Straftaten in Parkhäusern 
wie beispielsweise Diebstähle verhindert.“ 
999
 Hempel/ Metelmann (2005) S.13: „[…] dass Videoüberwachung vor allem auf Parkplätzen einen 
kriminalitätsreduzierenden Effekt entfaltet, stellt dieser doch einen recht klar umrissenen Ort dar […].“ 
1000
 Bornewasser (2005) S.241f kommt in einer Studie, die die Videoüberwachungsmaßnahmen für das 
Land Brandenburg sozialwissenschaftlich begleiten soll, zu dem (vorläufigen) Ergebnis: „Dieser Rückgang 
kann einerseits nicht auf einen generellen Rückgang der Kriminalität (ausgedrückt zum Beispiel in der 
Häufigkeitszahl) zurückgeführt werden, andererseits wird er auch nicht durch erkennbare 
Verdrängungseffekte in anderen Bereichen der einbezogenen Städte kompensiert.“ 
1001
 Kury (2009) S.39 kommt (in Anschluss an Laue) allerdings zu einem etwas differenzierterem Urteil. Er 
zweifelt an der Belegbarkeit der Wirkung von Kameras im Rahmen der Kriminalprävention, denkt aber 
durchaus, dass diese abschreckend wirken (können). 
1002
 Gleichzeitig sind Videokameras in den Augen der meisten Kritiker wohl eher dazu geeignet, das 
Misstrauen in die Polizei zu verstärken. 
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Kameraüberwachungen jedoch gerechtfertig sind, ist damit noch nicht geklärt. Vor allem sind 
installierte Kameras hinsichtlich ihrer vertrauensstärkenden Wirkung dann problematisch, 
wenn in ihrem Sichtfeld Straftaten stattfinden, aber anwesende Bürger keine direkte 
Reaktion durch Polizei (oder Sicherheitsdienste) wahrnehmen können.1003 
Ein weiteres Problem bezüglich der Wirkung von Kameras besteht in der möglichen 
Verlagerung von Straftaten.1004 Auch wenn ein Großteil der Bürger Kameraanlagen nicht 
wahrnimmt, so nimmt doch zumindest ein Teil der (potenziellen) Straftäter derartige Systeme 
wahr.1005 Hier (und genau hier) soll auch ein Teil der Verhaltensänderung stattfinden und 
zwar in dem Sinne, dass in den von Kameras überwachten Gebieten die Straftaten 
zurückgehen. Eine Verdrängung von Straftaten lässt sich tatsächlich empirisch feststellen – 
jedoch anders als vielfach beabsichtigt. So kommt das von der EU geförderte Projekt 
„Urbaneye“1006 in einer Studie, über die unter anderem die Süddeutschen Zeitung ausführlich 
berichtete,1007 zu dem Ergebnis, dass nach Installation von Videoüberwachungsanlagen 
tatsächlich die Kriminalität lokal zurückgeht, allerdings mit der unintendierten Folge, dass die 
entsprechenden Taten (zumindest teilweise) an anderer Stelle gehäufter auftreten. Inwieweit 
eine solche Verdrängung/ Verlagerung aber ursächlich mit der Installation neuer Kameras 
zusammenhängt, kann auch hier nicht eindeutig geklärt werden. Die gleiche Studie hat auch 
– wenig überraschend – gezeigt, dass Videoüberwachungsmaßnahmen häufig ungeeignet 
sind, so genannte spontane Kriminalität messbar einzuschränken.1008 Dies korreliert mit der 
schon angeführten Überlegung, dass eine unterstellte Verhaltensänderung durch 
Videoüberwachung voraussetzt, dass der Betroffene die entsprechenden Systeme auch 
wahrnimmt – was wiederum nur von einem geringen Teil der Bevölkerung tatsächlich 
realisiert wird. Gleichzeitig kann damit widerlegt werden, dass die Systeme zu einer 
Verstärkung sozial erwünschten Verhaltens führen, da beispielsweise Trunkenheit in der 
Öffentlichkeit sich gerade nicht messbar verändert. 
Ein weiterer Aspekt soll bezugnehmend auf die vergleichend angelegte Untersuchung von 
Eifler/ Brandt (2004) genannt werden, welcher nur im weitesten Sinne unter dem 
Gesichtspunkt der Effektivität von Videoüberwachungsanlagen zu fassen ist. Die Autorinnen 
kommen in einer vergleichenden Auswertung von 27 Städten mit installierten 
Kameraanlagen zu dem Schluss, dass diese Systeme vor allem auf der Ebene des 
subjektiven Sicherheitsempfindens wirken. Das heißt, dass für einen Teil der Bevölkerung 
                                                 
1003
 Hempel (2007) S.137. 
1004
 Kritisch hierzu: Wendt (2009) S.121: „Und die »Verlagerungstheorie« von Kriminalität aus überwachten 
Bereichen ist spätestens nach der Auswertung der Videoüberwachungsmaßnahmen in der Leipziger 
Innenstadt eindeutig widerlegt – obwohl sie immer wieder hartnäckig vertreten wird.“ Leider nennt Wendt 
nur polizeiliche Quellen für diese Position. 
1005
 Eifler/ Brandt (2005), S.162: „… dass durch Schilder, die auf die Überwachung hinweisen, der 




 Süddeutsche Zeitung vom 26.10.2006: „Er zieht daraus die Erkenntnis, dass die hochgesteckten 
Erwartungen von Polizei und Politikern nur teilweise erfüllt werden. Zwar lassen sich – wichtig für Image 
und Tourismus – Taschendiebe, Autoknacker und Hütchenspieler einschüchtern […] Gewaltverbrechen 
aber, oft im Affekt begangen, gehen kaum zurück. Und nach Bombenanschlägen aus einer riesigen 
Datenmenge die Attentäter herauszufiltern, ist enorm aufwendig und kompliziert. Töpfer vermutet, die 
Sicherheitssysteme dienten vielfach auch der sozialen Kosmetik, soll heißen: man hat Bettler, Randalierer, 
Trunkenbolde oder Schwarzhändler besser im Blick und im Griff.” 
1008
 Bornewasser (2005) S.248: „Die Befunde deuten an, dass eher die geplanten Diebstahls- und 
Sachbeschädigungsdelikte deutlich zurückgehen, die affektiv geprägten Körperverletzungsdelikte jedoch 
kaum einer dauerhaften Reduktion unterworfen sind. Dieser Befund deckt sich mit britischen 
Evaluationsergebnissen.“ 
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diese Systeme unabhängig von ihrer tatsächlichen (meist eher begrenzten) Wirkung auf die 
tatsächliche Kriminalitätslage das subjektive Sicherheitsempfinden der Bürger stärken.1009 
Unter Betrachtung dieses (nur schwer messbaren) Aspektes kann den Anlagen zumindest 
eine gewisse Effektivität unterstellt werden.1010 Gleichwohl muss festgehalten werden, dass 
der Wert des Sicherheitsgefühls1011 eine nicht unproblematische1012 Größe für die tägliche 
Arbeit von Sicherheitsbehörden ist.1013 Dies verweist aber auf die schon dargestellte 
Vielschichtigkeit des Sicherheitsbegriffes und auf Messbarkeit von Sicherheit auf: Was heißt 
Sicherheit in der polizeilichen Praxis eigentlich genau?1014 
Ein generelles methodisches Problem der Auswertung von Studien zur Effektivität von 
Videoüberwachung soll an dieser Stelle noch erwähnt werden. Um wirklich belastbare 
Aussagen zur Effektivität von Kameraüberwachungsmaßnahmen zu erhalten, bräuchte man 
entweder Studien, die auf vergleichbare Weise die Kriminalitätslage (also sowohl für das 
Hell- als auch das Dunkelfeld) vor und nach Installation der Kameraanlagen ausweisen 
können oder aber Räume untersuchen, bei denen vergleichbare bauliche und soziale 
Tatbestände vorliegen und die sich nur durch das Vorhandensein/ Nichtvorhandensein von 
entsprechenden Videoüberwachungsanlagen unterscheiden.1015 Dabei müsste auch ein 
möglicher Verdrängungseffekt durch die Installation von Videokameras anhand von 
Kriminalitätsstatistiken untersucht werden. Ein solcher Aufwand (ganz abgesehen von der 
tatsächlichen Möglichkeit, dies umzusetzen) wurde jedoch nach Kenntnis des Verfassers bis 
heute nicht betrieben, sodass sämtliche hier vorgestellten Ergebnisse mit entsprechender 
Vorsicht zu interpretieren sind.1016 Vor dem Hintergrund dieses methodischen Problems soll 
auch auf ein Forschungsprojekt der Berliner Verkehrsbetriebe verwiesen werden, bei dem 
(rein statistisch) sogar eine leichte Zunahme von Straftaten nach Installation von 
                                                 
1009
 Eifler/ Brandt (2005) S.168: „Dagegen konnte in den Städten eine Steigerung des Sicherheitsgefühls 
festgestellt werden. Über die Folgen eines gesteigerten Sicherheitsgefühls lassen sich nur Vermutungen 
anstellen.“ 
1010
 Kritisch: Goold (2005) S.232: „Vielleicht fühlen sich manche Leute dank Kameras sicherer, aber mehr 
Polizeibeamte auf den Straßen und andere sichtbare Zeichen der Polizeipräsenz hätten die selbe Wirkung.“  
Kury (2009) S.38 kommt zu dem Schluss, dass eine stärkere Polizeipräsenz an Kriminalitätsschwerpunkten 
eine präventive Wirkung haben kann. 
1011
 Kritisch hierzu Singelnstein/ Stolle (2008) S.39: „Vor allem in politischen Debatten, wie bei der 
Einführung der Videoüberwachung im öffentlichen Raum und dem Verbot des Trinkens in der Öffentlichkeit, 
wird oft nur noch auf dieses subjektive Empfinden abgestellt, nicht aber auf eine wie auch immer zu 
definierende objektive Gefahrenlage.“  
1012
 Gusy (2009b) S.220: „Das bekannteste Beispiel hierfür ist die Stärkung der subjektiven Sicherheit durch 
Präsenz uniformierter Polizeikräfte in der Öffentlichkeit. Diese Präsenz stärkt wohlgemerkt zunächst das 
Sicherheitsgefühl der Bürger: Präsente und sichtbare Kräfte sind zu ihrem Schutz aufgeboten. Ob dadurch 
die objektive Sicherheit steigt, lässt sich aber nicht einfach aus einem Rückgang der Straftaten an den 
überwachten Orten ableiten. Denn diejenigen Polizisten, die hier Uniform zeigen, fehlen zugleich bei der 
Wahrnehmung anderer polizeilicher Sicherheitsaufgaben, etwa der Bekämpfung der »Organisierten 
Kriminalität«.“ 
1013
 Bornewasser (2005) S.246 weist darauf hin, dass ältere Frauen oder Geschäftsleute sich durch 
Videoüberwachung subjektiv sicherer fühlen, jüngere Menschen davon jedoch eher unbeeinflusst bleiben. 
Wessen Empfinden hier dann „höher“ zu bewerten ist, bleibt offen. Ähnlich Gusy (2009a) S.326. 
1014
 Gusy (2009a) S.322f: „Jüngere Debatten im Recht der Inneren Sicherheit haben gezeigt: »Sicherheit« 
kann nicht allein objektiv verstanden werden. Sie kann – und wird zunehmend auch – subjektiv begriffen. In 
diesem Sinne ist Sicherheit zugleich gefühlte Sicherheit, aus der Sicht des Einzelnen tritt das subjektive 
Sicherheitsgefühl nicht selten an die Stelle der objektiven oder jedenfalls objektivierbaren) Sicherheitslage.“ 
1015
 Ähnlich: McCahill/ Norris (2002) S.4: „What is often missing in this literature is a detailed micro-
sociological account of the construction and operation of visual surveillance systems in different institutional 
settings.” 
1016
 Auf methodische Probleme von Studien zur Videoüberwachung weist auch Eifler (2009) S.275ff hin. 
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Videokameras festgestellt wurde.1017 Da allerdings die Datenbasis vor und nach Installation 
unsicher1018 (und schwer vergleichbar) war, ist das Auswertungsergebnis ebenfalls vorsichtig 
zu interpretieren. So könnte beispielsweise die Zunahme der festgestellten Delikte (was 
vorherigen Prognosen entgegen steht) nach der Installation von Videokameras darauf 
zurückzuführen sein, dass aufgrund der Kameras eine deutlich höhere Anzahl von Delikten 
angezeigt bzw. registriert wurde. Die Kameras haben also möglicherweise nur das 
Dunkelfeld verkleinert und somit allein die registrierte, nicht aber die tatsächliche Kriminalität 
erhöht. 
Festgehalten werden kann, dass die verfügbaren Studien andeuten (aber auch nicht mehr), 
dass Videoüberwachungsmaßnahmen in der Bekämpfung von Kriminalität hilfreich sein 
können. Dieser Erfolg hängt jedoch stark von begleitenden Umständen (beispielsweise der 
bauliche Struktur, Deliktarten, etc.) ab. Zudem weisen insbesondere Metaevaluationen 
deutlich darauf hin, dass einige der existierenden Studien ursprünglich für den internen 
Gebrauch bestimmt waren und den Eindruck vermitteln, politische Entscheidungen zum 
Einsatz der Videoüberwachung (im Nachhinein) zu legitimieren. Methodisch gesicherte 
Studien, welche sowohl vergleichend (vorher/nachher, bauliche Gegebenheiten) als auch 
differenzierend (zwischen Tatzeit und Deliktsart) vorgehen, sind dagegen Mangelware.1019 
 
5.1.7 Praktische Überlegungen 
 
Die bis hier gemachten, eher theoretischen Ausführungen sollen im Folgenden durch ein 
Beispiel ergänzt werden, welches die Grenzen der Videoüberwachung sehr anschaulich 
darstellt. Hierfür bieten sich die gescheiterten Anschläge auf zwei Regionalbahnen am 31. 
Juli 2006 an, da die Täter sich größtenteils im öffentlichen Raum bewegten und von ihnen 
hier Videoüberwachungsaufnahmen angefertigt wurden.1020 So konnte vor allem die am 
ursprünglichen Tatort (Kölner Hauptbahnhof) installierte Video-Überwachung zahlreiche 
Aufnahmen der Täter anfertigen, die entsprechend schnell zu Ergebnissen führten: Die Täter 
waren schon kurz nach den missglückten Anschlägen ermittelt. Abschreckend wirkte die 
Anlagen jedoch nicht,1021 genauso wenig wie sie einen besser geplanten Anschlag verhindert 
hätten und auch nicht direkt zur Verhaftung der Täter führten.1022 Vielmehr spielte den 
Ermittlungsbehörden die Tatsache in die Hand, dass die Täter trotz zuvor erfolgreicher 
Flucht aus Deutschland und laufender öffentlicher Fahndung in die Bundesrepublik 
zurückkehrten. Auch konnte durch die Video-Aufnahmen allein nicht nachgewiesen werden, 
dass die gefilmten Täter tatsächlich für den Bau der so genannten Kofferbomben 
                                                 
1017
 Vgl.: Mühlbauer (2007): „Danach führte die Videoüberwachung und -aufzeichnung auf den drei U-Bahn-
Linien nicht zu einer sinkenden Kriminalitätsrate, sondern im Gegenteil sogar zu einem leichten Anstieg.“ 
Vgl. auch den Hempel/ Alisch (2006), insbesondere S.6f. 
1018
 Verglichen wurden nur die vor der Installation gemeldeten Taten mit sämtlichen nach der Installation 
erfassten Taten. 
1019
 Hempel (2007) S.125 benennt instruktiv die Probleme sowie die methodischen Mindestanforderungen 
einer guter Videoüberwachungsevaluation. 
1020
 Wenn nicht anderes vermerkt, dann basieren die genannten Daten auf: Schwabe/ Strohmaier (2006) 
sowie auf einer Chronologie der Ereignisse der Süddeutschen Zeitung vom 24.08.2006. 
1021
 Wenn dies der Fall gewesen wäre, hätten die Täter die Bomben entweder gar nicht oder an einem 
weniger überwachten Bahnhof in den Zügen platziert.  
1022
 Möllers (2009) S.152f: „Die Arbeit der Sicherheitsbehörden, im Falle der Kofferbomber vor allem das 
BKA, führte zwar zu sehr rascher Ermittlung der Täter, hat aber die Anschläge selbst nicht verhindert.“ 
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verantwortlich waren – hierfür bedurfte es des umständlichen Nachweises von DNA-Spuren 
in den sichergestellten Koffern.1023 
Verhaftet wurden die beiden gescheiterten Attentäter jedoch weder bei ihrer Ausreise nach 
den missglückten Anschlägen und auch nicht bei ihrer späteren Wiedereinreise nach 
Deutschland. Erst durch Hinweise des libanesischen Geheimdienstes1024 konnte einer der 
Attentäter zehn Tage nach seiner Wiedereinreise gefasst werden (und damit insgesamt 22 
Tage nach dem gescheiterten Anschlag). Der zweite Attentäter stellte sich knapp vier 
Wochen nach den missglückten Anschlägen den Behörden. Diese Tatsachen überraschen in 
gewisser Weise, da (wenn man den Befürwortern einer Ausweitung der Videoüberwachung 
glauben mag) die an allen deutschen Flughäfen und auch an zahlreichen anderen 
öffentlichen Orten in Deutschland installierten Video-Überwachungsmaßnahmen eigentlich 
einen schnelleren Fahndungserfolg hätten erwarten lassen. Hätten die Täter nicht so viele 
Fehler begangen (vor allem: schlechte Konstruktion der Bomben und Rückkehr nach 
Deutschland), hätte man am Ende nicht nur eine hohe Zahl an Opfern1025 zu beklagen 
gehabt, sondern hätte wahrscheinlich nicht einmal die Täter verhaften können. Deutlich wird 
dabei aber auch: Letztlich kann Videoüberwachung die Ermittlungsarbeit vor Ort nicht 
ersetzen. 
Ergänzend soll an dieser Stelle die fast flächendeckende Videoüberwachung in den meisten 
Städten Großbritanniens erwähnt werden, welche mindestens 4,2 Millionen installierte 
Kameras umfasst.1026 Auch diese enorm hohe Anzahl von Kameras hat beispielsweise die 
Anschläge von London am 07. Juni 2005 nicht verhindern können, allein die Bilder der Täter 
konnten relativ schnell der Öffentlichkeit präsentiert werden1027 – von der alltäglichen 
Kleinkriminalität (deren Zahlen recht konstant sind) ganz zu schweigen. Und auch die 
Anschläge auf den Flughafen Glasgow sowie die Londoner Innenstand im Juni 2007 wurden 
nicht aufgrund der zahlreichen Videoüberwachungsmaßnahmen vereitelt.1028 
Ein letzter Hinweis zur praktischen Anwendung der Videoüberwachung im polizeilichen 
Alltag soll einem Projekt des Bundeskriminalamtes gelten, dass bis Ende Januar 2007 am 
Bahnhof Mainz durchgeführt wurde1029 und bei dem nicht nur die Überwachungsfunktion von 
Videokameraanlagen, sondern auch die Verknüpfung mit Personen-Datenbanken getestet 
wurde. Hierbei sollten im Zuge des Tests von automatisierten Kamerasystemen die 
Gesichter von zuvor gespeicherten Personen automatisch erkannt werden. Eine solche 
Verknüpfung stellt in gewisser Hinsicht die nächste Stufe der Videoüberwachung dar, da der 
„menschliche Faktor“ bezüglich der Erkennung fast vollständig durch eine automatisierte 
Einschätzung ersetzt wird. Von besonderem Interesse ist, dass das federführende BKA im 
Rahmen der Untersuchung für einen „erfolgreichen“ Einsatz der Videoüberwachung die 
Erkennungsrate auf lediglich 80 Prozent setzte – und das trotz einer relativ „guten 
Umgebung“ für den Einsatz der Videoüberwachung (ausgeleuchtete Gesichter, lange 
Verweildauer der Personen vor den eingesetzten Kameras, genaue Kenntnisse der – nur 
                                                 
1023




 Ramelsberger (2007) S.5: „Nur einem handwerklichen Fehler ist es zu verdanken, dass die beiden 
Bomben nicht explodierten. Wären sie hochgegangen, dann hätten sie, da sind sich die 
Sprengstoffexperten des Bundeskriminalamtes (BKA) sicher, zum größten Anschlag in der Geschichte der 
Bundesrepublik und zu zahlreichen Toten geführt.“ 
1026
 Süddeutsche Zeitung vom 03.11.2006. 
1027
 Vgl. van Elsbergen (2007) S.109. 
1028
 Oldag (2007). 
1029
 Vgl. hierzu: „Augen des Gesetzes.“ In: Die Zeit, Ausgabe 05/2007 sowie auch: Ziegler (2006) 
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wenigen – zu erkennenden Personen).1030 Dies erklärt im Umkehrschluss eine beachtliche 
Fehlerquote von 20 Prozent für zulässig, um von einem erfolgreichen Einsatz sprechen zu 
können. Unabhängig davon, dass die Folgen einer fehlerhaften Arbeit solcher 
automatisierten Systeme im echten Einsatz weitreichend sein können, erstaunt die Quote 
auch im Vergleich zu anderen Arbeitsfeldern staatlicher Institutionen: Wenn man 
beispielsweise eine solche Quote für eine herkömmliche Grenzkontrolle ansetzen würde und 
zusätzlich diese Grenzkontrollen bei den gleichen optimalen Bedingungen durchführen 
würde,1031 könnte man sich einer lebhaften Diskussion in Presse und Öffentlichkeit sicher 
sein. Hier jedoch reichte eine recht niedrige Erkennungsquote, um von Seiten der 
Verantwortlichen von einem „Erfolg“ zu sprechen. 
 
5.1.8 Das Verhältnis von Staat und Privat 
 
Eines der wohl grundlegendsten Probleme in der Diskussion um die Vor- und Nachteile der 
Videoüberwachung ist die nur unzureichende Differenzierung zwischen privaten und 
staatlichen (d.h. im Regelfall polizeilichen) Überwachungsmaßnahmen. Eine pauschalisierte 
Darstellung, die mit Schlagworten wie Überwachungs- oder Kontrollstaat1032 arbeitet, mag in 
der politischen Auseinandersetzung eine gewisse Aufmerksamkeit erzielen. Eine 
differenzierte Darstellung und die fundierte Kritik solcher Maßnahmen finden sich unter 
diesen Stichworten jedoch selten. Dabei ist eine Unterscheidung zwischen staatlichen 
Kameraanlagen und privaten Videoüberwachungen durchaus sinnvoll, um einen Blick für die 
Grenzen und Möglichkeiten dieser zu bekommen. Wie schon dargestellt, bestehen für den 
Bürger deutlich bessere Möglichkeiten, gegen (vermeintlich) unnötige polizeiliche Anlagen 
vorzugehen, als dies bei privaten Anlagen der Fall ist. Auch der Umfang der polizeilichen 
Anlagen ist im Vergleich zur Anzahl der privat betriebenen Kameras derzeit dramatisch 
niedriger. Davon abgesehen ist die Verwendung der Aufnahmen bei Privaten völlig 
ungeregelt – während die Polizei hier eindeutigen Regeln folgen muss. Gerade wenn man 
jeglichen Formen von Kameraüberwachung gegenüber kritisch eingestellt ist, würde ein 
differenzierter Umgang sinnvoll sein, um die Kritik entsprechend mit guten Argumenten zu 
belegen. 
Denn: Wenn man derartigen technischen Geräten eine so starke Gestaltungs- und 
Beeinflussungsmöglichkeit des gesellschaftlichen Lebens unterstellt, dann sollte man auch in 
der Lage sein zu klären, wer Urheber und was das Ziel der unterstellten Veränderungen ist. 
Ein pauschales Verurteilen des (Kontroll-) Staates ist jedenfalls dann wenig sinnvoll, wenn 
zumindest rein quantitativ die deutliche Mehrheit der Kamerasysteme in Deutschland durch 
private Akteure betrieben wird. Hier wäre in einem ersten Schritt von Seiten der Kritiker 
sinnvollerweise zunächst eine deutlich stärkere gesetzliche Regulierung der privaten 
Kameras mit entsprechenden Sanktionsmöglichkeiten zu fordern.1033 Das heißt nicht, dass 
                                                 
1030
 Ziegler (2006): „In dem technisch günstigen Umfeld des ausgeleuchteten Bahnhofs mit Kameras, die 
keine 10 Meter von den Treppen installiert sind, hofft er auf eine Erkennungsrate von 80 Prozent. Eine 
derartige Rate würde ausreichen, die biometrische Gesichtserkennung zum Zwecke der Strafverfolgung 
aber auch zu präventiven Zwecken einzusetzen [...].“  
1031
 „Richtig mutig wäre es, einen Pilotversuch wie in Mainz an einem Ort durchzuführen, wo schlechte 
Lichtverhältnisse sich ständig ändern“, sagt Sicherheitsexperte Lubich. „Aber das wagt im Moment kein 
Hersteller.“ In: Die Zeit, Ausgabe 05/2007. 
1032
 Zur Kritik am Begriff des Überwachungsstaates siehe Abschnitt 2.1.5 dieser Arbeit. 
1033
 Hierzu könnte auf die schon oben erwähnte Schutzpflichtlehre sowie damit verbunden, auf die 
Drittwirkung von Grundrechten abgestellt werden. 
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auch für die von Seiten der Polizei betriebenen Kameras stärkere Regulierungen sinnvoll 
sein könnten. Aber zumindest der Blick für die tatsächlichen Verhältnisse sollte gewahrt 
werden. 
Die starke Fokussierung der Kritik auf die Probleme staatlicher Videoüberwachung unter 
weitestgehender Ausblendung der mindestens ebenso großen (Rechts-)Probleme privater 
Videoüberwachung entspricht interessanterweise auch der herrschenden – klassisch 
liberalen – staatsrechtlichen Lehre,1034 die Grundrechte primär im Bereich der Abwehrrechte 
verortet.1035 Diese Verortung basiert darauf, dass die Möglichkeiten staatlicher Institutionen 
umfangreicher sind und ein Zuwachs an „Wissen“ die Möglichkeiten des Staates (unnötig) 
erweitert. Deshalb sind die Handlungen staatlicher Behörden einem Generalverdacht 
auszusetzen.1036  
Kehrseite dieser „altliberalen“ Sichtweise1037 auf das Problem Videoüberwachung ist, dass 
das Handeln von Privaten bezüglich der Frage von Grundrechtsverletzungen als eher 
nachrangig betrachtet wird,1038 da hier (vermeintlich) keine Grundrechte verletzt werden oder 
aber diese Verletzungen als deutlich weniger schwerwiegend beurteilt werden und somit kein 
Bedarf für eine staatliche Regulierung bestehen würde.1039 Tatsächlich verhält sich die Politik 
gegenüber diesem Problem bis heute eher passiv und wird in diesem altliberalen 
Verständnis der Grundrechte auch durch die Rechtsprechung des BVerfG unterstützt,1040 
obwohl gerade in solchen Fällen staatliches Handeln nötig wäre.1041 Eine solche passive 
                                                 
1034
 Hofmeister (2007) S.37: „In der deutschen Lehre und Rechtsprechung werden die Grundrechte in erster 
Linie als staatsgerichtete, subjektive Abwehrrechte gesehen. […] Neben der subjektiv-rechtlichen 
Dimension der Grundrechte existiert aber noch eine weitere Grundrechtsdimension, die als objektive 
Wertentscheidung auch in ihrer Abstraktion Verbindlichkeit der Staatsorgane beansprucht.“  
1035
 Zur Diskussion um den Status der Grundrechte vgl. beispielsweise BVerfGE 7, 198 (Lüth): „Die 
Grundrechte sind in erster Linie Abwehrrechte des Bürgers gegen den Staat; in den 
Grundrechtsbestimmungen des Grundgesetzes verkörpert sich aber auch eine objektive Wertordnung, die 
als verfassungsrechtliche Grundentscheidung für alle Bereiche des Rechts gilt.“ Hier wird angedeutet, dass 
Grundrechte neben der abwehrrechtlichen Funktion weitergehende Funktionen haben können. 
1036
 So auch beispielsweise Gusy (2009a) S.326. 
1037
 van Ooyen/ Möllers (2006c) S.367 sprechen von liberal-etatistischer Sichtweise. Ähnlich beispielsweise 
Ekardt (2011) S.234. 
1038
 Greven (2009) S.56f. fasst diese Sichtweise etwas salopp so zusammen: „Ein Ziel der frühen 
sozialphilosophischen Konstruktion […] war vor allem, im politischen Kampf mit der bestehenden Herrschaft 
den missliebigen und vor jeder rechtsstaatlichen Hegung stets willkürlichen und unkalkulierbaren Eingriff 
der Obrigkeit abzuwehren, also […] »diese Politik draußen zu halten«; vor allem natürlich wenn es um 
Eigentum, die Geschäfte und die Steuern ging. Dafür musste die »Gesellschaft« als ein selbstständiges, 
sich im Idealfall ganz ohne politischen Eingriff entwickelndes Sozialsystem dargestellt und begründet 
werden, für das der »Staat« allenfalls rechtliche Rahmenbedingungen sowie die Instrumente zu ihrer 
Durchsetzung und Garantie und den Schutz gegen den gewaltsamen äußeren Angriff bereithielt.“ 
1039
 Hofmeister (2007) S.54: „Darüber hinaus ist die dem abwehrrechtlichen Ansatz zugrunde liegende 
Prämisse, dass alles erlaubt sei, was nicht ausdrücklich mit einem staatlichen Verbot belegt wurde, nur 
bedingt zutreffend. Dies gilt vor allem für das hieraus abgeleitete Duldungsgebot des Beeinträchtigten. Aus 
dem Fehlen eines spezifischen Eingriffsverbot für Private folgt nicht per se eine Duldungspflicht der 
betroffenen Grundrechtsinhaber.“ 
1040
 Zur Kritik an dieser „Schlagseite“ vgl. auch: Ekardt (2011) S.233: „In Deutschland würden in der 
Jurisprudenz – die Ethik widmet sich den Einzelheiten hier selten – viele auf das Gesagte freilich erwidern, 
die Schutzfunktion der Grundrechte könne doch nur eine objektiv-rechtliche Funktion ohne Einklagbarkeit 
und ohne echte Gleichrangigkeit sein, weil sie eben der vom BVerfG entwickelten Lehre von den 
Grundrechten als (auch) objektiver Wertordnung entspränge. Doch dieser Einwand vermag nicht zu 
überzeugen.“ 
1041
 Möllers/ van Ooyen (2006c) S:367: „Auf der einen Seite lässt sich in der Rechtsprechung des BVerfG 
immer wieder »echte« Liberalität nachweisen, die sowohl den Konflikt mit den höchstrichterlichen 
Fachgerichten nicht scheut als auch den Versuchungen des »Zeitgeistes« - in der Regel – widersteht, die 
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Haltung verkennt insbesondere, dass gerade die Möglichkeiten von privaten Akteuren im 
Bereich der Videoüberwachung sowohl quantitativ als auch qualitativ deutlich zugenommen 
haben und mittlerweile über die Möglichkeiten der Polizei hinausgehen. Den hier eigentlich 
nötigen staatlichen Regulierungsbedarf bestreitet diese Position aber weitestgehend.1042 
 
Gleichzeitig muss auf ein mit der verstärkten Nutzung von Videoüberwachungsanlagen 
verwandtes Problem hingewiesen werden. Im Zuge der Privatisierung von öffentlichen 
Räumen (beispielsweise Bahnhöfe, Shopping-Malls, etc.1043) werden verstärkt auch ehemals 
öffentliche Räume videoüberwacht. Das geht einher mit der schon diskutierten 
voranschreitenden Privatisierung der Staatsaufgabe Sicherheit,1044 bei der private Akteure 
Aufgaben übernehmen, die in früheren Jahren zu den klassischen Aufgaben der Polizei und 
anderer staatlicher Sicherheitsbehörden gehörten. So patroullieren beispielsweise an 
Bahnhöfen, die zu Einkaufszentren umgebaut wurden, kaum noch Angehörige der 
Bundespolizei, sondern zunehmend Mitarbeiter privater Sicherheitsdienste; und diese 
übernehmen auch die Auswertung der Videoüberwachung. Da aber im Bereich des 
Einsatzes von Videoüberwachungsmaßnahmen durch Private eine geringere 
Regelungsdichte1045 mit den daraus resultierenden oben skizzierten Problemen1046 existiert, 
besitzt der Bürger auch weniger Möglichkeiten, sich gegen die unverhältnismäßige Nutzung 
der Systeme in solchen Situationen zu wehren. Wenn aber die Privatisierung öffentlicher 
Räume zunimmt, müsste auch die rechtliche Regulierung (und Sanktionierung) des privaten 
Einsatzes der Videoüberwachung diesen Veränderungen angepasst werden. 
 
5.1.9 Videoüberwachung – ein Fazit 
 
Videoüberwachung wirkt – wenn auch anders, als die meisten Kritiker und Befürworter 
vermuten. Dass Videoüberwachung zur Kriminalitätsbekämpfung hilfreich sein kann, muss 
mit Blick auf die Empirie festgehalten werden. Allerdings ist die präventive Wirkung nur unter 
klar begrenzten Bedingungen und bei einem entsprechenden Ressourceneinsatz durch die 
Ermittlungsbehörden zur Aufklärung der Straftaten gegeben.1047 Behauptungen, dass 
Videoüberwachung generell Straftaten verringern kann, müssen jedoch zurückgewiesen 
werden. Dies gilt in besonderer Weise für den Einsatz gegen Terrorismus,1048 dessen 
                                                                                                                                                        
Menschen- und Bürgerrechte angesichts angespannter Sicherheitslagen einfach drastisch einzuschränken. 
Andererseits verhält sich dieses Verständnis auf den Staat bezogener Abwehrrechte blind gegenüber allen 
»nichtsstaatlichen« Formen politischer Macht, sodass der Grundrechtsschutz hier leer läuft.“ 
1042
 Passend dazu: Riescher (2010) S.20: „Im Falle von Freiheit verhält sich der Staat dagegen passiv: um 
negative Freiheit zu ermöglichen, ist staatliche Zurückhaltung gefordert.“ Zur kritischen Darstellung dieser 
Positionen u.a. auch Ekardt (2011) 234ff. 
1043
 Gusy (2009b) S.224: „Vielfach geht es eher um eine genauere Selektion der erwünschten von der 
unerwünschten Öffentlichkeit, flexiblere Handhabung der Ordnungsgewalt durch private „Hausrechte“ und 
die Inanspruchnahme „privater“ Selbsthilferechte – auch durch private Sicherheitskräfte – bei deren 
Durchsetzung. 
1044
 Vgl. hierzu Lange (2009). 
1045
 Vgl. zum Recht und seinen Gestaltungsmöglichkeiten im öffentlichen Raum beispielsweise: Gusy 
(2009a), Gusy (2009b). 
1046
 Siehe auch Abschnitt 3.7 dieser Arbeit. 
1047
 So auch: Gusy (2009b) S.223: „Richtig eingesetzt und organisiert scheint der Einsatz der 
Videoüberwachung an bestimmten Orten Sicherheitsgewinne zu versprechen.“ 
1048
 Krempl (2006): „Auch die Videoüberwachung kann Terrorattacken bislang nicht verhindern: Die 
installierte Technik erleichtere zwar die Fahndung nach aufgenommenen Tätern, sei aber noch nicht in der 
 - 160 - 
Verhinderung in den letzten Jahren häufig als Argument für einen stärkeren Einsatz der 
Videoüberwachung genannt wurde. Hier kommt es den Tätern teilweise ja sogar darauf an, 
entweder erkannt (und berühmt zu werden) oder auch symbolisch hochgradig aufgeladene 
Bilder zu produzieren – und dies sichern Videoüberwachungsanlagen in gewisser Weise ab. 
Unter Verweis auf die in Abschnitt 2.2.3 diskutierten kommunikativen Aspekte des 
Terrorismus muss man wohl sogar davon ausgehen, dass Kameraaufzeichnungen die 
Platzierung von Botschaften der Attentäter unterstützen können – was den Einsatz von 
Videoüberwachungsmaßnahmen durch Polizei oder Dienste im Kampf gegen den 
Terrorismus zumindest fragwürdig erscheinen lässt. 
Genauso fragwürdig ist es jedoch, ob Videoüberwachungsmaßnahmen (wie von einem 
großen Teil der Kritik unterstellt) dazu führen, dass die Passanten solcher Anlagen sich nur 
noch an den Maßstäben einer (wie auch immer gearteten Normalität) orientieren und 
keinerlei abweichendes Verhalten mehr „produziert“ wird. Wäre dieses theoretisch vielleicht 
plausible Argument auch empirisch zutreffend und würde man es konsequent zu Ende 
denken, würde es in der Nähe solcher Anlagen schließlich zu gar keinen Verbrechen 
kommen1049 (was bezüglich abweichendem Verhalten spontaner Natur1050 nicht beobachtet 
werden kann). Dies ist jedoch nicht der Fall: Wenn überhaupt, dann verringert sich die Zahl 
der geplant begangenen Taten. 
Daraus kann nur gefolgert werden, dass die empirische Forschung bezüglich der Wirkung 
von Kameras viel stärker in den argumentativen Mittelpunkt der Kritik zu stellen ist. Eine rein 
theoriegeleitete und teilweise wirklichkeitsfremde Meinungsmache über das soziale 
Phänomen Videoüberwachung ist dagegen schwer ernst zu nehmen. Die Ergebnisse 
empirischer Forschung sind – wie hier immer wieder angedeutet – viel besser in der Lage, 
eine kritische, aber differenzierte Betrachtung des Phänomens Videoüberwachung zu 
ermöglichen. Gleichzeitig könnte damit auch eine fundierte Untermauerung der Kritik an 
möglichen Grundrechtsverletzungen stattfinden. Fließen die Ergebnisse empirischer Arbeiten 
zudem noch in die Arbeit der Polizei „vor Ort“ ein, könnten möglicherweise die aus 
Fahrlässigkeit begangenen Grundrechtsverletzungen minimiert und die Effektivität anderer 
Präventionsmaßnahmen erhöht werden.  
Ob aber diese erhöhte Effektivität die damit einhergehenden Grundrechtsprobleme gänzlich 
„aufwiegen“ kann, ist eine Frage, die in der Demokratie immer auch durch den (Volks-) 
Souverän zu entscheiden ist. Wenn dieser sich trotz bekannter Probleme und Zweifel an der 
Effektivität für entsprechende Maßnahmen ausspricht, dann muss dies auch von Seiten der 
Politik aufgenommen werden – zumindest wenn das Prinzip demokratischer Legitimation 
nicht nur dann ernst genommen wird, wenn der Wählerwille sich mit den eigenen 
Wertvorstellungen deckt.1051 Fraglich ist aber auch, inwieweit die verschiedenen Akteure der 
                                                                                                                                                        
Lage, auf Tatverdächtige an Ort und Stelle aufmerksam zu machen, heißt es beim Bund Deutscher 
Kriminalbeamter. Die automatische Identifikation sei unzureichend.“ 
1049
 Vgl. zu den „abstrakten und konstruierten Theorieanlagen der Normalisierungstheorie“: Kersten (2009) 
S.301f. 
1050
 Verbrechen spontaner Natur werden hier deshalb hervorgehoben, da die unterstellte Disziplinierung 
nicht unbedingt auf der Ebene der bewussten Verhaltensänderung stattfindet, sondern der Bürger dies im 
Regelfall nicht mitbekommt. Eine solche „geheime“ Disziplinierung würde also primär im Bereich des 
ungeplanten Verhaltens sichtbar werden müssen. 
1051
 Biehl/ Jacobs (2009) S.241: „Die handelnden Politiker werden durch den Souverän – die Bevölkerung – 
legitimiert und erhalten ihre Macht durch periodisch stattfindende Wahlen. Demgemäß ist es für den Erwerb 
und Erhalt von politischer Macht notwendig, dass die Mehrheit der Gesellschaft ihrem Handeln bzw. 
Handlungsangebot zumindest nicht ablehnend gegenübersteht.“ 
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Inneren Sicherheit dadurch quasi gezwungen werden, Videoüberwachungsmaßnahmen 
wieder besseres Wissen einzusetzen. Wenn aber ein Großteil der Bevölkerung trotz der 
immer wieder geführten Debatten über Grundrechtskonflikte und sonstige Probleme von 
derartigen Anlagen einen Ausbau fordert, kann dann von Seiten der Politik und der Polizei 
tatsächlich ein Aufbegehren gegen den Willen des Bürgers verlangt werden? Muss hier nicht 
vielmehr demokratische Politik stärker in die (aufklärerische) Verantwortung genommen 
werden, damit zum einen die Debatte versachlicht wird, zum anderen die Adressaten der 
Kritik eindeutig klar sind? Muss nicht vielleicht auch die Frage gestellt werden, inwieweit die 
aufgewendeten Ressourcen1052 für die Installation von Videoüberwachungsanlagen nicht 
sinnvoller in die angemessene personelle Ausstattung der Polizei investiert wäre.1053 Gerade 
in den letzten Jahren scheint Videoüberwachung weniger aufgrund des Interesses von 
Bürgern eingeführt und ausgebaut worden zu sein, sondern um damit die aufgezeigten 
Stellenstreichungen vor allem bei Landespolizeien und den Ermittlungsbehörden 
„auszugleichen“.1054 Hierüber eine Diskussion zu führen, erscheint ebenso sinnvoll, wie die 
Diskussion über bloß vermutete Verhaltensänderungen, die von derartigen Anlagen 
ausgehen sollen.  
Was die Diskussion um die Probleme der Videoüberwachung zeigt – dies betrifft aber nicht 
nur den Bereich der Videoüberwachung – ist die Notwendigkeit über eine Neubewertung des 
Grundrechtsverständnisses nachzudenken. Solange die Grundrechte in der öffentlichen 
Debatte primär als Abwehrrechte gegen staatliches Handeln verstanden werden, entspricht 
die derzeitige mangelnde Regulierung privater Videoüberwachungsanlagen zwar der 
(herrschenden) Lehre, verkennt aber, wo die eigentlichen grundrechtsverletzenden Probleme 
liegen.  
                                                 
1052
 Vgl. Schnorr (2001) S.292: „In Großbritannien wurden seit 1995 über 45 Millionen Pfund in 
Videoüberwachung investiert.“ Das heißt umgerechnet knapp 8 Millionen Pfund pro Jahr (1995 – 2001). 
Interessant wäre die Gegenüberstellung mit den im selben Zeitraum gestrichenen Stellen bei der Polizei. 
1053
 Gusy (2009b) S.223: „Wer die Kameras hauptsächlich deshalb einsetzt, um Kosten für Polizeibeamte 
zu sparen, die dann fehlen, um Nutzer vor tatsächlichen Übergriffen zu schützen, braucht sich über 
ausbleibende Sicherheitsgewinne nicht zu wundern.“ 
1054
 Mit dem Verweis auf Überfälle in Berliner U-Bahnen, bei denen zwar Videoaufnahmen der Täter 
existieren, das Personal zum Eingreifen aber fehlte: Lutz (2011): „Der Berliner GdP-Vorsitzende Klaus 
Eisenreich fordert für die städtische U-Bahn zunächst einmal eine Gefährdungsanalyse, um den 
Personalbedarf genau feststellen zu können. »Dann muss ein Sicherheitskonzept erarbeitet werden. Wer 
nur auf die Videoüberwachung setzt, verhöhnt die Opfer. Polizeipräsenz ist entscheidend«, sagte 
Eisenreich“ 
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5.2 Anti-Terror-Datei 
 
Bei der Anti-Terror-Datei handelt es sich nicht um eine aktive Überwachungsmaßnahme wie 
beispielsweise bei der Videoüberwachung oder der Kommunikationsüberwachung. Vielmehr 
werden Daten auch ohne aktives Handeln der erfassten Personen gespeichert und 
zusammengeführt; man könnte die durch die Anti-Terror-Datei erfassten Daten als eine Art 
„Datenerfassung von Lebensumständen“ bezeichnen, da die Daten in der Gesamtschau 
zumindest potenziell sehr viel über die Lebensführung der erfassten Personen aussagen 




Im Zuge der Ermittlungen nach den Anschlägen vom 11. September 2001 und der Analyse 
der bestehenden Sicherheitskonzepte wurde vor allem in den Vereinigten Staaten, aber auch 
in Deutschland festgestellt, dass zumindest ein Teil der Informationen, die zur Verhinderung 
der Anschläge nötig gewesen wären, den Behörden prinzipiell schon vor den Anschlägen zur 
Verfügung stand. Aufgrund struktureller Grenzen (Trennungsgebot im Grundgesetz), 
technischer Probleme (fehlende Austauschformate für Daten) oder auch mangelnder 
Kooperationsbereitschaft der Beteiligten untereinander konnten die zuständigen Behörden 
ihre Erkenntnisse jedoch nicht oder nur unzureichend austauschen. Wäre ein Austausch 
eher erfolgt, hätten möglicherweise die Anschläge des 11. September verhindert werden 
können. Für die Bundesrepublik wurde in der Analyse der Sicherheitsstrukturen vor allem auf 
das Trennungsgebot hingewiesen,1055 welches (vermeintlich)1056 die Zusammenarbeit der 
Behörden behindere1057 und dazu führen könne, dass zukünftige Anschlagsvorbereitungen 
nicht rechtzeitig erkannt werden. Mit Einführung der Anti-Terror-Datei sollten zumindest die 
organisatorischen Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit der einzelnen Dienste minimiert 
werden.1058 Eine detaillierte Vorstellung der die Einführung der Anti-Terror-Datei 
begleitenden gesetzlichen Maßnahmen und organisatorischen Veränderungen erscheint 
angesichts des recht umfangreichen Projektes schwierig. Deshalb wird sich hier auf 
datenschutz- und verfassungsrechtliche Fragen der Zusammenführung von Daten im Kampf 
gegen den Terrorismus beschränkt.  
 
Vom Parlament beschlossen wurde die Anti-Terror-Datei mit dem „Gemeinsame-Dateien-
Gesetz“ am 31.12.2006 in Form eines Artikelgesetzes. Dadurch wurde eine Rechtsgrundlage 
für die Zusammenarbeit und den Erkenntnisaustausch von insgesamt 38 verschiedenen 
Ermittlungsbehörden geschaffen.1059 Beteiligt an der Anti-Terror-Datei bzw. betroffen von den 
Regelungen sind folgende Behörden: Bundeskriminalamt, Bundespolizei, Bundesamt für 
                                                 
1055
 Auf das Trennungsgebot und seine Bedeutung in der Architektur der Inneren Sicherheit wurde schon im 
Abschnitt 3.2.2 eingegangen. Diese Überlegungen sollen hier nicht wiederholt werden. 
1056
 Tatsächlich muss wohl davon ausgegangen werden, dass neben den entsprechenden rechtlichen 
Rahmenbedingungen auch Eifersüchteleien und der Ehrgeiz der jeweiligen Behörden eine Zusammenarbeit 
erschweren. 
1057
 Mehde (2005). 
1058
 „Durch diese Formen gemeinsamer Dateien wird die Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden gezielt 
unterstützt und der Informationsaustausch verbessert.“ PM des BMI zur Anti-Terror-Datei. 
http://www.bmi.bund.de/Internet/Content/Nachrichten/Pressemitteilungen/2006/09/Antiterrordatei.html. 
1059
 Pietschmann (2010) S.141. 
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Verfassungsschutz, Militärischer Abschirmdienst, Zollkriminalamt, Bundesnachrichtendienst, 
alle 16 Landeskriminalämter sowie alle 16 Landesbehörden für Verfassungsschutz.  
Nach Verabschiedung der gesetzlichen Grundlagen wurden die Daten ab dem 1. März 2007 
auf Servern des BKA zusammengeführt und gespeichert; sie stehen jedoch aufgrund der im 
Gesetzgebungsverfahren gemachten Zugeständnisse an Kritiker der 
Datenzusammenführung sowie aufgrund des grundsätzlichen Versuch der Bundesregierung, 
das Trennungsgebot zu berücksichtigen, den beteiligten Einrichtungen nur teilweise zur 
Verfügung. So ist beispielsweise ein Teil der Daten, die durch den Bundesnachrichtendienst 
eingepflegt wurden, nur unter bestimmten Voraussetzungen zugänglich.1060 Auch stehen 
nicht sämtliche Daten der Nachrichtendienste und der Verfassungsschutzbehörden den 
Polizeibehörden zur Verfügung. Insgesamt handelt es sich bei den erfassten und 
zusammengeführten Daten um 334 Datenbankdateien und 511 Protokolldateien.1061 In 
diesen Dateien werden Informationen über potenzielle Attentäter gespeichert. Durch 
Austausch und Abgleich der gespeicherten Daten sollen „Auffälligkeiten“ identifiziert und so 
möglichst früh Hinweise auf mögliche Attentäter gefunden werden.1062  
 
Die die Einführung des „Gemeinsame-Dateien-Gesetzes“ begleitenden öffentliche Kritik 
bezog sich neben der Verletzung des Trennungsgebotes1063 vor allem auf Fragen der 
Grundrechtseingriffe (insbesondere in Hinblick auf die Verletzung des Grundrechts auf 
informationelle Selbstbestimmung).1064 Relativ selten wurde dagegen hinterfragt, inwieweit 
tatsächlich durch einen erhöhten Austausch von Daten mögliche Anschläge verhindert 
werden könnten – dies wurde einfach vorausgesetzt. Ein ebenfalls in der öffentlichen 
Diskussion selten thematisierter Aspekt des Gemeinsame-Dateien Gesetzes verbirgt sich in 
§ 6 (Abs.1) des Gesetzes, der die Berechtigung für Datenzugriffe durch Sicherheitsbehörden 
regelt.  
Der Zugriff auf die gespeicherten Daten wird danach nicht nur vom Vorliegen des Verdachtes 
terroristischer Aktivitäten abhängig gemacht, sondern ist nach §6 auch bei Vorliegen von 
besonders schweren Straftaten möglich. Dies wurde jedoch weder im 
Gesetzgebungsverfahren thematisiert, noch wurde darauf bei den in der Öffentlichkeit 
genannten Begründungen für die Notwendigkeit der Anti-Terror-Datei hingewiesen und 
könnte ein Indiz dafür sein, dass im BMI schon vor den Anschlägen des 11. September 
entsprechende Ideen existierten. Fraglich ist in diesem Zusammenhang, ob hier durch den 
vermeintlichen Zusammenhang mit der sinnvollen Erweiterung von Ermittlungskompetenzen 
zur Bekämpfung des Terrorismus die Grenzen des Trennungsgebotes weiter überschritten 
                                                 
1060
 Borchers (2007b). 
1061
 So die Antwort der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage der Bundestagsfraktion der Linkspartei: 
http://dip.bundestag.de/btd/16/028/1602875.pdf. 
1062
 Die Funktionsweise wird folgendermaßen erläutert: „Dieses Konzept stellt eine intelligente Kombination 
von Index- und Volltextlösung dar. Die Antiterrordatei gibt den Sicherheitsbehörden auf den ersten Blick die 
Informationen, die erforderlich sind, um eine gesuchte Person zu identifizieren und zu erkennen, welche 
anderen Behörden ebenfalls über Informationen zu dieser Person verfügen. sie stellt zudem sicher, dass 
die jeweiligen Behörden sich in einem zweiten Schritt miteinander in Verbindung setzen und 
kommunizieren. sie gewährleistet, dass die bisherigen Regelungen für die Kommunikation zwischen 
Polizeien und Nachrichtendiensten weiterhin beachtet werden.“ (PM des BMI vom 20.09.2006). 
http://www.bmi.bund.de/Internet/Content/Nachrichten/Pressemitteilungen/2006/09/Antiterrordatei.html. 
1063
 Müller et al. (2009) S.31. 
1064
 So Wolfgang Wieland während der Bundestagsdebatte am 01.12.2006. Vgl. Wieland (2006): „Diese 
Gesetze atmen den Geist der Überwachungsgesellschaft.“ 
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wurden, als unbedingt nötig und ob eine Einführung auch ohne Bedrohung durch den 
Terrorismus erfolgt wäre. 
 
5.2.2 Technische Aspekte der Anti-Terror-Datei 
 
Unabhängig von Fragen des Grundrechtsschutzes und möglicher Übertretungen des 
Trennungsgebotes sollen hier jedoch zunächst die technischen Grundlagen1065 dargestellt 
werden. Verantwortlich für die praktische Umsetzung ist das BKA, auf dessen Servern die 
Daten gespeichert und vorgehalten werden. Bei Beginn der Datenvernetzung am 30.03.2007 
wurden in den gemeinsamen Datenbanken circa 13.000 Personen erfasst,1066 diese Zahl 
hatte sich knapp anderthalb Jahre später schon auf 18.000 Personen erhöht.1067 Fraglich ist, 
ob diese Zahlen tatsächlich denen potenzieller Terroristen entsprechen, welche in 
Deutschland für einen Anschlag in Frage kommen. Selbst wenn wie behauptet, nur circa ein 
Viertel der gespeicherten Personen in Deutschland leben, müsste davon ausgehend mit 
aktuell mindestens 3500 bis 4500 Personen gerechnet werden, welche in Deutschland in die 
Planungen eines terroristischen Anschlags involviert sind – was reichlich unwahrscheinlich 
erscheint. Dies wird auch bestätigt beim Blick auf die Einzeldateien, welche in der Anti-
Terror-Datei zusammengefasst werden und deren Zusammenhang mit terroristischen 
Aktivitäten nur zum Teil nachvollziehbar ist.1068  
Unabhängig davon, dass hier schon am Kreis der erfassten Personen und Daten Zweifel 
anzumelden sind, werden von potenziellen Terroristen – soweit verfügbar – folgende Daten 
zusammengeführt:  
 
- Zugehörigkeit zu einer terroristischen Vereinigung. 
- Waffenbesitz. 
- Telekommunikations- und Internetdaten. 
- Bankverbindungen und Schließfächer. 
- Schul- und Berufsausbildung. 
- Arbeitsstelle. 
- Familienstand – Religionszugehörigkeit. 
- Verlust von Ausweispapieren. 
- Reisebewegungen und bekannte Aufenthalte an Orten mit terroristischem 
Hintergrund (beispielsweise Ausbildungslager).1069 
 
Die hinter der Speicherung und Zusammenführung stehende Idee ist, dass potenzielle 
Attentäter bestimmte Auffälligkeiten oder Verhaltensweisen besitzen, welche sie (zumindest 
in Kombination mehrerer dieser Merkmale) von „normalen“ Bürgern unterscheidet. Zugleich 
müssen diese (vermeintlichen oder tatsächlichen Auffälligkeiten) in den Datenbanken 
abbildbar und klassifizierbar sein. Inwieweit jedoch aus den erfassten Daten tatsächlich 
                                                 
1065
 Einem knappen und gelungenen Überblick für die technischen Grundlagen liefert Borchers (2007b). 
1066
 Krempl (2007a). 
1067
 Krempl (2008b). 
1068
 Beispielhaft: Borchers (2007b): „Wie die weiter unten aufgeführte Tabelle zeigt, umfasst die Anti-Terror-
Datei kleine Bestände wie die G8-Datei der mutmaßlichen Störer des kommenden G8-Gipfels in 
Heiligendamm mit 162 Einträgen […].“ 
1069
 So der Beschluss der 181. Sitzung der Innenministerkonferenz. Vgl.: http://www.bundesrat.de/cln_050 
DE/gremien-konf/fachministerkonf/imk/Sitzungen/06-09-04/06-09-04Beschluss,templateId=raw,property 
=publicationFile.pdf/ 06-09-04-Beschluss.pdf. Ausführlich auch: § 3 des Gesetzes.  
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Anschlagsplanungen vorhergesagt werden können, ist nicht vollständig geklärt. Unter 
Berücksichtigung der oben diskutierten „Eindeutigkeit“ einer terroristischen Persönlichkeit 
sind hier sogar ernste Zweifel anzumelden.1070 Um die schon gespeicherten Datenbestände 
mit weiteren (aktuellen) Informationen zu erweitern, sollen Angehörige so genannter 
Risikogruppen (beispielsweise einbürgerungswillige Ausländer aus Risikostaaten1071) bei 
ihrer Einbürgerung einen Fragebogen mit detaillierten Fragen zu ihren Gewohnheiten und 
Lebensumständen ausfüllen. 
 
Im Ermittlungsalltag stehen den Diensten und Polizeien speziell gesicherte 
Datenverbindungen zum Zugriff auf die beim BKA gespeicherten Dateien zur Verfügung. Im 
Falle einer Datenabfrage erfahren die ermittelnden Mitarbeiter zunächst nur, ob ein Eintrag 
vorhanden ist und aus welcher der zusammengeführten Datenbanken der Eintrag 
stammt.1072 Lediglich wenn kurzfristig Gefahren drohen („Gefahr im Verzug“), können hier 
auch umfangreichere Informationen abgerufen werden. Im Regelfall jedoch erfährt der 
polizeiliche Ermittler bei einer Datenabfrage nicht, aus welcher Quelle die angezeigten 
Informationen stammen (im Gegensatz zu Mitarbeitern der Dienste). Kommen die 
Information ausschließlich aus einer Datenbank der Dienste, werden bei Abfragen durch die 
Polizei die jeweils zuständigen Mitarbeiter der Dienste informiert und können dann 
entscheiden, wie mit dieser Anfrage umzugehen ist. Liegen ausreichend plausible 
Informationen vor, so kann davon ausgegangen werden, dass eine entsprechende Person 
im (Fahndungs-) Raster hängen bleibt und die Ermittlungsbehörden durch die erweiterte 
Vernetzung von Daten auch eher Anschlagsplanungen erkennen können.  
 
Problematisch sind jedoch Ermittlungen gegen Personen, über die keine oder nur wenige 
Informationen vorliegen. Potenzielle Attentäter, die sich den gespeicherten Daten nach 
„vorbildlich“ in die Gesellschaft integriert hätten (wie beispielsweise die Attentäter der 
Londoner Anschläge vom Juli 2005), würden den Ermittlungsbehörden nicht auffallen. 
Unbestritten problematisch ist zudem an einer solchen „Rasterfahndung“1073 die Prämisse, 
dass die Komplexität des menschlichen Lebens sich in Daten bzw. Datenbanken abbilden 
lassen würde.1074 Diesbezügliche Fragen wurden schon während der entsprechenden 
Debatte im deutschen Bundestag gestellt1075 und diese Kritik wird durch Untersuchungen 
über die Ergebnisse des Einsatzes der Rasterfahndung bestätigt.1076 Für den Fall, dass die 
Behörden jedoch keinen Hinweis auf Anschlagsplanungen erhalten oder dass über die 
                                                 
1070
 Vgl. Straßner (2004), der sehr ausführlich darlegt, dass es keine eindeutigen Persönlichkeitsmerkmale 
von Terroristen gibt. Darauf basierend weist er auch darauf hin, dass es äußerst schwierig ist, 
entsprechende Vorhersagen aufgrund gespeicherter Daten zu machen. 
1071
 Dabei handelt es sich vornehmlich um Länder mit überwiegend muslimischer Bevölkerung.  
1072
 Borchers (2007b). 
1073
 Lepsius (2004) S.80f; Zur Rasterfahndung selbst datenschutz- und polizeirechtlicher Hinsicht: Schenke 
(2005) S.136ff. 
1074
 Krempl (2006b) S.216: „Experten zufolge sind die Datenabgleichmethoden aber denkbar ungeeignet, 
um Attentäter zu fangen. »Diese Programme basieren auf dem gefährlichen Mythos, dass Terroristen 
einem bestimmten Profil entsprechen und wir sie aus einer Menge herauspicken können, wenn wir nur alle 
Leute darin identifizieren« warnt der Sicherheitsberater Bruce Schneider.“ 
1075
 Wieland (2006): „Angesichts dessen, dass diese Datei, über deren Einführung wir jahrelang diskutiert 
haben, eine absolut stigmatisierende Wirkung haben wird - das ist gar nicht anders möglich; wer dort drin 
steht, wird als Terrorist gelten - sollte man sich sehr genau überlegen, wen man in die Datei aufnimmt. Das 
tun sie nicht. sie definieren noch nicht einmal entsprechende Kriterien.“ 
1076
 Ziegler (2007b) (m.w.N.): „Lediglich 13 Prozent der Maßnahmen (4 Festnahmen) seien als erfolgreich 
zu bewerten […].“ 
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gesuchten Personen keine Daten vorliegen, besteht nur eine geringe Aussicht auf einen 
Fahndungserfolg. Zugleich müssten die „am Schreibtisch“ gewonnenen Erkenntnisse durch 
entsprechendes Personal überprüft und durch alltägliche Ermittlungsarbeit ergänzt werden. 
Fraglich ist aber, inwieweit für solche sehr kleinteilige Ermittlungsarbeit in Anbetracht der 
schon dargestellten Personalkürzungen bei den Landespolizeien überhaupt genügend 
Personal vorhanden ist.  
Zugleich stellt die Tatsache, dass Daten über eine Person gespeichert werden, einen 
Grundrechtseingriff dar. Dieser ist zunächst unproblematisch und mehr oder weniger Alltag 
im polizeilichen Ermittlungsbetrieb. Dadurch jedoch, dass die erfassten Personen im 
Regelfall hierüber keine Kenntnis erlangen und zugleich die Auswertung der gespeicherten 
Daten umfangreiche Informationen über den Lebensalltags dieser Personen ergeben, ist von 
einer Verletzung des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung1077 auszugehen. Ob 
dieser Eingriff tatsächlich durch Ermittlungsergebnisse aufgewogen werden kann, steht in 
Frage. Bis dato scheint die Zusammenführung von Daten sich aber nicht unbedingt in einer 
verbesserten Aufklärungs- und Ermittlungsarbeit niederzuschlagen. 
 
5.2.3 Anti-Terror-Datei – Ein Fazit 
 
Dem durchaus vorhandenen potenziellen Nutzen der Anti-Terror-Datei steht ein recht 
umfangreicher Grundrechtseingriff bei denjenigen Personen gegenüber, die in den 
Datenbanken gespeichert werden. Dieser lässt sich nur schwer wegdiskutieren. 
Eingeschränkt sinnvoll ist für die Ermittler, dass durch verbesserte Datenbanken und einen 
verstärkten Technikeinsatz Personalstellen in der Auswertung eingespart und beispielsweise 
in der Ermittlungsarbeit eingesetzt werden könnten. Fraglich ist aber, inwieweit solche 
Umsetzungen tatsächlich erfolgen, denn plausibler ist wohl, dass mit den technischen 
Innovationen weitergehende Personaleinsparungen begründet werden können. Ob 
Investitionen in Personal langfristig nicht die bessere Antwort auf die Herausforderungen des 
Terrorismus wären (auch angesichts der hohen Kosten der Technik1078) stellt jedoch immer 
auch eine politische Frage dar. Bei diesen Entscheidungen werden zumeist die 
(vermeintlichen) Vorteile der einmaligen Investition in Technik gegenüber den dauerhaften 
Kosten von (verbeamteten) Ermittlern gesehen. 
 
Abseits von Datenschutzfragen und Fragen der praktischen Einsetzbarkeit steht das 
Gemeinsame-Dateien-Gesetz vor allem für einen Umbau der Ermittlungsbehörden in 
Deutschland. Die Anti-Terror-Datei und die damit verbundene verstärkte Zusammenarbeit 
der Sicherheitsbehörden ist ein wichtiger Baustein in der schrittweisen Aufhebung des 
Trennungsgebotes. Ob dies allein aus der Reaktion auf terroristische Herausforderungen 
begründet werden kann, ist beispielsweise in Anbetracht der Zugriffsberechtigung in § 6 
Abs.1 des Gesetzes (siehe oben) zu bezweifeln. Zugleich steht das Gemeinsame-Dateien-
                                                 
1077
 Vgl. BVerfGE 65,1, RN 154. 
1078
 Gesetzentwurf des Gemeinsame-Dateien-Gesetzes, S.1: „Die Einrichtung einer gemeinsamen 
standardisierten zentralen Antiterrordatei führt zu einem einmaligen finanziellen Mehraufwand beim Bund 
und bei den Ländern von schätzungsweise 15,3 Mio. Euro sowie laufenden Kosten von jährlich etwa 6,4 
Mio. Euro.“ (http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/16/029/1602950.pdf). Bei der Eröffnungsveranstaltung 
sprach Wolfgang Schäuble dann schon von höheren Kosten: „Die einmaligen Investitionskosten bezifferte 
Schäuble mit 15,3 Millionen Euro, wovon der Bund […] rund zwei Drittel zahle. Die jährlichen Kosten für 
Wartung und Betrieb werden auf rund eine Million Euro geschätzt. Personalkosten sollen beim Bund rund 
5,4, bei den Ländern drei Millionen Euro anfallen.“ Vgl. auch Krempl (2007a). 
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Gesetz für die zunehmende Zentralisierung von Ermittlungskompetenzen im Bereich der 
Inneren Sicherheit (siehe Abschnitt 7.3), da mit der Verabschiedung des Gesetzes zugleich 
der Aufbau eines Gemeinsamen Terrorismus-Abwehrzentrum vollzogen wurde, in dem 
Ermittler alle Sicherheitsbehörden zusammenarbeiten.1079 Diese Zentralisierung ist im 
Bereich der Terrorismusabwehr aus polizeipraktischer Sicht durchaus sinnvoll. Daraus 
resultieren allerdings Fragen, wie weit und in welcher Form diese Bestrebungen 
fortgeschrieben werden können (Stichwort: Zusammenlegung von BKA und Bundespolizei), 
ohne das die Architektur der Innere Sicherheit aus der Balance gerät. 
 
Auch wenn die mit der umfangreichen Speicherung von Daten verbundenen Möglichkeiten 
der Auswertung kritisch zu diskutieren sind, so muss darauf verwiesen werden, dass diese in 
mindestens ähnlicher Form mittlerweile auch bei privaten Akteuren wie Sozialen Netzwerken 
(z.B. Facebook) oder Kundenbindungssystemen (z.B. Payback) vorhanden sind. Und ähnlich 
wie beim Thema Videoüberwachung sollte die durchaus kritische Diskussion der Anti-Terror-
Datei die mindestens ähnlich umfangreichen Möglichkeiten der Datenauswertung bei 
Privaten nicht aus dem Blick verlieren. 
                                                 
1079
 Krempl (2008). 
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Im Zuge der präventiven Bekämpfung des Terrorismus rückte auch die Überwachung der 
Telekommunikation1080 von (potenziellen) Terroristen verstärkt in den Mittelpunkt der 
politischen und öffentlichen Debatte. Die hierzu nutzbaren Möglichkeiten unterscheiden sich 
sowohl in technischer wie auch inhaltlicher Sicht: Neben der Vorratsdatenspeicherung, 
welche die Überwachung des individuellen Kommunikationsverhaltens zum Ziel hat, 
existieren noch die beiden Möglichkeiten der in der Öffentlichkeit häufig gemeinsam 
diskutierten Online-Durchsuchung und Online-Überwachung. Im Folgenden sollen die 
technischen Möglichkeiten der verschiedenen Formen der Telekommunikationsüberwachung 
vorgestellt und anschließend hinsichtlich ihrer technischen Grundlagen und ihrer 
grundrechtlichen Auswirkungen1081 analysiert werden. Hierzu wird sowohl auf einschlägige 
informationstechnische Publikationen wie auch auf die mittlerweile existierenden, thematisch 
einschlägigen Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtes eingegangen. 
 
Prinzipiell gleich ist bei allen hier diskutierten Formen der Kommunikationsüberwachung, 
dass die Ermittlungsbehörden aus den erfassten Daten Erkenntnisse über geplante 
terroristische oder kriminelle Aktivitäten gewinnen wollen. Allerdings sind die verschiedenen 
Formen der Kommunikationsüberwachung hinsichtlich ihrer Grenzen und technischen 
Voraussetzungen zur Informationsgewinnung deutlich zu unterscheiden: Während die 
Online-Durchsuchung dem Auslesen von „statischen“ Informationen auf Datenspeichern 
(beispielsweise Festplatten, etc.) zu einem bestimmten Zeitpunkt1082 über das Internet mit 
Hilfe des so genannten Bundestrojaner dient,1083 wird bei der Online-Überwachung der 
gesamte Kommunikationsfluss bzw. Datenstrom zwischen einem Computer und dem 
Internet1084 über einen längeren Zeitraum abgegriffen und anschließend untersucht. Die 
Online-Überwachung kennt wiederum verschiedene Formen der Durchführung, die weiter 
unten detailliert vorgestellt werden sollen. Schlussendlich soll auf die 
Vorratsdatenspeicherung eingegangen werden, da diese ebenfalls eine Form der 
Überwachung der Kommunikation von Verdächtigen darstellt, wenn auch mit stärkerem Blick 




Bei der Onlinedurchsuchung werden – ähnlich wie bei einer physischen Beschlagnahmung 
des Zielrechners – die vorhandenen Daten hinsichtlich ihrer strafrechtlichen Relevanz 
geprüft und ausgewertet.1085 Im Unterschied zur klassischen Beschlagnahmung im Rahmen 
einer Wohnraumdurchsuchung erfolgt der Zugriff auf die zu untersuchenden Daten mit Hilfe 
                                                 
1080
 Telkommunikation wird hier als Informationsaustausch über Internet und Telefon verstanden. 
1081
 Für eine stärker strafrechtstheoretische Betrachtung: Puschke/ Singelnstein (2008) S.113ff. 
1082
 Natürlich ist auch ein mehrfaches Auslesen der Daten möglich. 
1083
 Das Wort Bundestrojaner soll auf das Trojanische Pferd aus der Ilias von Homer verweisen: ein 
Holzpferd, mit dessen Hilfe die angreifenden Griechen in das belagerte Troja gelangten. 
1084
 Worunter die Datennutzung mit mobilen Internetzugangsgeräten und Mobiltelefonen zu verstehen ist.  
1085
 Kemper (2007) S.106. 
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einer angepassten Software (Remote Forensic Software,1086 oft auch Bundestrojaner1087 
genannt), die entweder heimlich vor Ort auf den Zielrechner aufgespielt oder aber (vom 
Nutzer unbemerkt) über das Internet übertragen wird. Nach erfolgter Übertragung auf den 
Zielrechner installiert sich die Überwachungssoftware selbstständig und (idealerweise) vom 
Nutzer unbemerkt auf dem Rechner.1088 Problematisch an dieser Form der Datengewinnung 
ist, dass sie in technischer Hinsicht voraussetzungsreich ist, die Umsetzung mehrere 
praktische Hindernisse zu überwinden hat und ein erfolgreicher Einsatz mehrere 
Grundrechte berührt. Schon vor einem möglichen Einsatz sind zahlreiche Fragen zu 
klären,1089 die neben der richterlichen Erlaubnis zur Durchführung der Überwachung auch 
technische Aspekte betreffen, um einen reibungslosen (und damit von der Zielperson 
unbemerkten) Einsatz abzusichern. Da die Remote Forensic Software für jeden 
Einsatzzweck individuell angepasst werden muss, ist insbesondere zu klären:1090 
 
- Wird der Computer in einem Netzwerk verwendet oder besitzt er eine direkte 
Verbindung zum Internet? 
- Welche Hardware und welche Software/ welches Betriebssystem wird eingesetzt? 
- Wie hat der Nutzer seine Daten organisiert? 
- Welche Schutzmaßnahmen hat der Überwachte bereits getroffen (Anti-Viren-
Programm, Anti-Spyware Programm, Personal-Firewall, etc.)?  
- Welche Formen der Datenverschlüsselung werden genutzt? 
- Welche Stichwörter für die Durchsuchung des Rechners garantieren einerseits 
hohe Trefferwahrscheinlichkeit, generieren andererseits aber nur wenige Daten? 
- Wie kann der Datentransfer möglichst gering gehalten werden, damit dieser für 
den Nutzer unbemerkt bleibt? 
- Wie häufig wird vom Nutzer ein Netzzugang hergestellt? 
- Gibt es mögliche Inkompatibilitäten mit der vom potenziellen Täter eingesetzten 
Soft- oder Hardware? 
- Wie kann sichergestellt werden, dass die Remote Forensic Software nicht 
bestehende Daten zerstört? 
                                                 
1086
 Krempl (2009a): „Das vom BKA als "Remote Forensic Software" betitelte, nach wie vor 
geheimnisumwitterte Untersuchungswerkzeug werde »in Fällen schwerwiegender terroristischer 
Gefahrenlagen« angewendet, wenn alle anderen Ermittlungsmöglichkeiten ausgeschöpft seien.“ 
1087
 Wobei diese Bezeichnung im föderalen Deutschland nicht präzise ist: Auch einige Landeskriminalämter 
sowie die Verfassungsschutzbehörden der Länder arbeiten an den technischen Möglichkeiten der Online-
Durchsuchung. 
1088
 Zu den Problemen des Begriffes Online-Durchsuchung: Kutscha (2009) S.314: „Dieser Begriff ist 
allerdings irreführend, weil der Einsatz dieses Instruments im Gegensatz zur polizeilichen 
Wohnungsdurchsuchung vom Betroffenen nicht bemerkt wird.“ Vgl. auch Roggan (2008) S.97: „… der 
Begriff der Online Durchsuchungen durchaus mit einer gewissen Unschärfe behaftet ist, weil er sich 
charakterlich erheblich von Maßnahmen der Durchsuchung von Sachen und Personen unterscheidet.“  
1089
 Krempl (2007b): „Konkret soll sich nach "Umfeld-Analysen" mit Hilfe verdeckter Ermittler ein BKA-Team 
heimlich in die vier Wände einer zu überwachenden Person vorarbeiten, dort zunächst Kopien von allen zu 
findenden Festplatten ziehen und die Daten analysieren. Wie BKA-Präsident Jörg Ziercke bereits 
wiederholt ankündigte, werde daraufhin gleichsam in Einzelanfertigung die RFS gebastelt und direkt auf 
das Zielsystem zugeschnitten. Im Rahmen einer erneuten "Wohnungsöffnung" soll das modulare 
Überwachungsprogramm dann auf dem bereits in Grundzügen ausgeforschten PC installiert werden.“ 
1090
 Diese Punkte gelten prinzipiell für alle Formen der Kommunikationsüberwachung, bei denen eine 
Software auf dem Zielrechner installiert werden muss. Aus Sicht der Ermittler ist jedoch der Zeitpunkt 
unterschiedlich, wann diese Frage im Einzelnen geklärt werden müssen. Die aufgezählten Punkte basieren 
auf plausiblen Vermutungen. 
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Zumindest ein Teil der Fragen scheint auch durch die Behörden nicht abschließend geklärt 
zu sein, da die Software nur relativ selten zum Einsatz zu kommen scheint.1091 Allein schon 
die in dieser Liste aufgeführten Fragen verdeutlichen, dass zur Gewinnung der notwendigen 
technischen Informationen idealerweise ein physischer Zugang1092 zum Rechner schon vor 
der eigentlichen Überwachung nötig ist.1093 Nur dadurch sind die meisten der gestellten 
Fragen mit hinreichender Sicherheit zu beantworten. In diesem Fall stellt sich jedoch die 
Frage, inwieweit der Einsatz der Software dann überhaupt noch nötig ist. Denn: Haben sich 
die Ermittler erst einmal einen Zugang zum Zielsystem verschafft, können sie (bei Vorliegen 
der entsprechenden richterlichen Genehmigung) ohnehin sämtliche Daten begutachten. Ein 
einfacherer Weg wäre deshalb eigentlich die sofortige Beschlagnahmung des Rechners. 
Eine Antwort auf diese Frage lieferte der Präsident des BKA Jörg Ziercke in einem Interview 
mit der TAZ:1094 
 
„Frage: „Wieso müssen Sie überhaupt einen Computer heimlich via Internet 
"durchsuchen"? Früher genügte es doch auch, den Computer zu beschlagnahmen 
oder die Festplatte zu kopieren. 
Jörg Ziercke: Es ist kein Geheimnis, dass Datenträger, die mittels frei verfügbarer 
Kryptierungsprogramme verschlüsselt wurden, kaum zuverlässig entschlüsselt 
werden können. Für eine erfolgreiche Beweisführung müssen wir deshalb vor der 
Verschlüsselung oder nach der Entschlüsselung ansetzen, also am Computer des 
Täters. Außerdem werden Daten heute oft sogar ganz in die Weiten des World Wide 
Web ausgelagert. Sie sind dann auf dem häuslichen PC gar nicht mehr vorhanden. 
Den "Schlüssel" zu diesem Versteck findet die Polizei nur durch die Online-
Durchsuchung. Offene Maßnahmen sind auch wenig geeignet bei der Bekämpfung 
von Netzwerken des Terrorismus und der Organisierten Kriminalität. Eine 
Beschlagnahme würde die noch unerkannten Täter des Netzwerks warnen.“ 
 
Diese Antwort enthält gleich mehrere – eigentlich vermeidbare – Ungenauigkeiten, wobei 
fraglich ist, ob der Präsident des BKA diese mangels technischen Verständnisses oder wider 
besseres Wissen macht. Zum einen stellt eine vorhandene, ausreichend starke 
Verschlüsselung rein technisch auch bei dieser Art der Überprüfung ein Problem für die 
eingesetzte Software dar und verhindert im ungünstigsten Fall vollständig eine Auswertung 
der Daten, während bei physischem Zugriff dies selbst bei einer starken Verschlüsselung 
deutlich leichter wäre.1095 Sollten die relevanten Daten – wie von Zierke im Interview 
                                                 
1091
 Borchers (2009): „Im Zuge der jüngst angelaufenen Diskussion über Online-Durchsuchungen durch den 
Verfassungsschutz hat BKA-Chef Jörg Ziercke darauf hingewiesen, dass seine Behörde von der seit 
Anfang 2009 bestehenden Möglichkeit zur Online-Durchsuchung keinen Gebrauch gemacht hat.“ Vgl. auch 
Wilkens (2009): „Das Bundeskriminalamt (BKA) hat seit Inkrafttreten der Novelle des Gesetzes für das 
Bundeskriminalamt am 1. Januar diesen Jahres noch keine heimliche Online-Durchsuchung durchgeführt.“ 
1092
 Roggan (2008) S.100: „Eine andere Methode zur Manipulation eines informationstechnischen Systems 
besteht im unmittelbaren physischen Zugriff. Nur auf diese Weise kann – was gelegentlich übersehen wird 
– ausgeschlossen werden, dass beispielsweise Rechner von unbeteiligten Dritten ebenfalls in den Fokus 
der Ermittler geraten […]“. 
1093
 Krempl (2007b).  
1094
 Rath (2007). 
1095
 Prinzipiell gibt es keine (!) Verschlüsselung, die absolut sicher eine Entschlüsselung verhindert. 
Vielmehr gibt es starke oder schwache Methoden der Verschlüsselung, die je nach Aufwand und 
eingesetzten Ressourcen Zeit für eine Entschlüsselung in Anspruch nehmen. Im Zweifel funktioniert ein so 
genannter Brute-Force-Angriff auf die verschlüsselten Daten (bei dem einfach unter Einsatz massiver 
Rechnerkapazitäten alle Schlüssel ausprobiert werden) immer. Aus Sicht von Ermittlern sollen die 
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unterstellt – in einem räumlich vom Zielrechner getrennt aufgestellten Server (~ im Internet) 
gespeichert sein, würde die eingesetzte Software dagegen letztlich auf dem falschen 
Rechner sein und die für die Ermittler interessanten Daten gar nicht erfassen können.1096 
Hier ließe sich stattdessen deutlich einfacher (bei Vorhandensein eines begründeten 
Verdachtes) durch das Erwirken eines richterlichen Durchsuchungsbeschlusses für das 
Rechenzentrum (in dem die gewünschten Daten physisch lagern)1097 nach §§ 102-110 der 
Strafprozessordnung (StPO) der Zugriff auf die entsprechenden Daten erlangen – im Zweifel 




Bei der Online-Überwachung wird im Gegensatz zur Online-Durchsuchung permanent und 
im Regelfall über einen längeren Zeitraum ein Datenstrom abgegriffen. Dies kann unter 
Verwendung entsprechender Software entweder auf dem zu überprüfenden Rechner (PC, 
Mobiltelefon, PDA, Surftablett, etc.) oder aber während der Datenübertragung zwischen 
Rechner und Zugangspunkt zum Zielnetz (im Regelfall dem Internet) erfolgen. Auf der rein 
technischen Ebene unterscheiden sich beide Formen nicht gravierend, wobei bei Installation 
einer Überwachungssoftware auf dem Zielrechner die oben gemachten Einschränkungen 
bezüglich der notwendigen individuellen Anpassung gelten.  
Die Form des Datenabgriffes kann dabei unterschiedlich sein: Entweder wird der Datenstrom 
permanent an die Ermittlungsbehörden übertragen oder es wird automatisiert eine Log-Datei 
angelegt,1099 welche die Daten in unregelmäßigen Abständen (bzw. bei Vorliegen einer 
Datenverbindung) überträgt. Bei der ersten Form des Datenabgriffes gestaltet sich die 
Überwachung des Datenstroms recht einfach. Prinzipiell bereitet sie – technisch betrachtet – 
genauso wenig Aufwand, wie das „Anzapfen“ einer Telefonleitung. Vorteilhaft bei dieser 
Variante ist, dass die Kommunikation des Verdächtigen in Echtzeit analysiert werden kann 
und bei Vorliegen konkreter Verdachtsmomente eine schnelle Reaktion durch die 
Ermittlungsbehörden möglich ist. Wird hingegen eine Log-Datei angelegt, könnte der 
überwachte Nutzer dies bemerken und die in der Datei angelegten Aufzeichnungen 
manipulieren. Zudem werden bei dieser Form in unregelmäßigen Abständen größere 
Datenmengen übertragen, was ebenfalls das Misstrauen der Zielperson erwecken könnte. 
 
Prinzipielle Voraussetzung für beide Arten der Überwachung (direkt am Zielrechner oder am 
Datenstrom) ist aber, dass die Kommunikation selbst nicht oder nur schwach verschlüsselt 
                                                                                                                                                        
relevanten Daten jedoch möglichst zeitnah entschlüsselt werden, um daraus Ermittlungsergebnisse zu 
gewinnen und weitere Maßnahmen auslösen zu können. 
1096
 Einziger Ermittlungserfolg könnte die Gewinnung von Zugangsdaten für externe Server sein; die 
eigentlich relevanten Daten würden aber nur mit Glück oder durch Zufall erfasst werden. 
1097
 Die gilt auch, wenn das Rechenzentrum im Ausland liegt. Für die Mehrzahl der in Frage kommenden 
Ländern liegen Möglichkeiten der Amtshilfe vor – sollte der Bedarf bestehen, könnte darauf zurückgegriffen 
werden. Dass diese Einschätzung realistisch ist, hat sich am Rande der Evaluation des 
Zugangserschwerungsgesetz gezeigt, in der ebenfalls die Kooperation mit Kommunikationsanbietern 
notwendig war, um das von Seiten des BKA das (eigentlich im Gesetz nicht so vorgesehene) 
grundrechtsfreundlichere „Löschen statt Sperren“ anzuwenden. Vgl. Krempl (2011c). 
1098
 Dies gilt auch bei „Gefahr im Verzug“, bei der auch der Richtervorbehalt nur eingeschränkt wirksam ist 
(Vgl. beispielsweise §§ 98 (1) StPO: „Beschlagnahmen dürfen nur durch das Gericht, bei Gefahr im Verzug 
auch durch die Staatsanwaltschaft und ihre Ermittlungspersonen (§ 152 des Gerichtsverfassungsgesetzes) 
angeordnet werden.“). 
1099
 Dies kann beispielsweise auf dem Rechner der Privatperson oder in einem Rechenzentrum erfolgen. 
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erfolgt. Bei Einsatz entsprechender Verschlüsselungssoftware durch die Zielperson erhalten 
die Behörden dagegen nur die verschlüsselten Kommunikationsdaten. Deren 
Entschlüsselung kann jedoch mit vergleichsweise hohem technischem und zeitlichem 
Aufwand verbunden sein.1100 In einem solchen Fall biete sich das Verfahren der so 
genannten Quellen – Telekommunikationsüberwachung (kurz: Quellen-TKÜ) an, um so an 
die Daten vor der eigentlichen Verschlüsselung durch die Zielperson zu gelangen. 
 
5.3.4 Quellen-TKÜ  
 
Die Quellen-TKÜ stellt in methodischer und juristischer Hinsicht einen besonderen 
Anwendungsfall der Onlineüberwachung dar, der vom technischen Vorgehen jedoch eher 
der Onlinedurchsuchung ähnelt.1101 Ebenso wie bei der Onlineüberwachung gilt, dass der 
Datenstrom durch die Ermittlungsbehörden analysiert werden soll, um Erkenntnisse über das 
Kommunikationsverhalten, die Kommunikationspartner und den Inhalt der Kommunikation zu 
erlangen. Allerdings werden die entstehenden Daten nicht während der Datenübertragung 
„mitgeschnitten“, sondern mit Hilfe einer entsprechenden Aufzeichnungssoftware1102 direkt 
an der Quelle (am Rechner der Zielperson) abgegriffen.  
Hintergrund dieser Überwachungsart ist die Tatsache, dass sich zunehmend auch bei 
privaten Nutzern Methoden zur Anonymisierung des Datenverkehrs1103 sowie zur 
Verschlüsselung des Datenstromes1104 zwischen den Kommunikationspartnern verbreiten 
(bzw. für Ermittlungsbehörden die Gefahr besteht, das die Zielpersonen diese einsetzen), die 
aufgrund ihrer Schlüsselstärke nicht mit einem vertretbaren Aufwand entschlüsselt werden 
können. Eine „einfache“ Überwachung des Datenstromes wäre somit aus 
ermittlungstechnischer Sicht sinnlos, da die verschlüsselten Daten nicht nutzbar wären. Die 
direkte Aufzeichnung an der „Quelle“ bietet dagegen den Vorteil, dass der noch 
unverschlüsselte Datenstrom vor der Verschlüsselung erfasst wird und eine Auswertung mit 
vergleichsweise geringem Aufwand möglich ist. 
Um zunächst eines klar zu sagen: aus ermittlungstaktischer Sicht ist die Quellen-TKÜ (wenn 
sie technisch funktioniert und die Grundrechtsprobleme irrelevant sind!) ein sinnvolles und 
Erfolg versprechendes Mittel zur Überwachung von Verdächtigen, da sie den 
Ermittlungsbehörden umfangreiche Informationen liefert. Allerdings gelten auch hier die 
schon oben aufgeführten Einschränkungen hinsichtlich der individuellen Anpassung der 
Software an den Zielrechner, welche einen Einsatz deutlich erschweren. Einschränkend wirkt 
zudem die Tatsache, dass der überwachte Datenstrom nur abgegriffen werden kann, wenn 
er von der entsprechenden Software erkannt wird und die Zielperson den überwachten 
Kommunikationsweg tatsächlich zur Planung und/ oder Durchführung von Straftaten nutzt. 
                                                 
1100
 Borchers (2009): „Während normale VoIP-Gespräche den Ermittlern keine Probleme bereiteten 
(Ausleitung durch Provider), scheiterten sie beim Einsatz der Verschlüsselung, bei der Passwörter benötigt 
werden.“ 
1101
 Roggan (2009) S.262: „In § 20l II BKAG wird die so genannte Quellen-TKÜ gestattet. Diese ist mit der 
unbemerkten Infiltration eines von der Zielperson genutzten informationstechnischen Systems verbunden 
und weist insoweit technische Ähnlichkeiten mit einer Online-Durchsuchung auf.“ 
1102
 Das kann in Form eines so genannten Key-Loggers erfolgen, der sämtliche Tastatureingaben 
protokolliert oder auch mit Hilfe einer Software, die die geführten Internet-Telefonate mitschneidet.  
1103
 Bekannt sind hier vor allem TOR oder AN.ON. Vgl. hierzu Hoeren (2008) S.670: „Die 
Vorratsdatenspeicherung betrifft auch Internet-Anonymisierungsdienste wie TOR oder AN.ON.“ De facto 
beteiligen sich diese privaten Einrichtungen jedoch nicht an der Speicherung. 
1104
 Für E-Mail beispielsweise das Programm PGP. Bei den meisten Programmen zur Nutzung der 
Internettelephonie (~ Voice over IP) ist eine Verschlüsselung schon systembedingt enthalten sind. 
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Wenn also beispielsweise eine „exotische“ Software zur Internettelefonie genutzt wird und 
das Überwachungsprogramm diese nicht erkennt, könnte die Überwachung fehlschlagen. 
Diese technischen Probleme werden gerade vor dem Hintergrund möglicher Abwägungen 
mit anderen Maßnahmen (beispielsweise Beschlagnahme des Rechners) relevant, da die 
Grundrechtseingriffe1105 beim Einsatz der Quellen-TKÜ als deutlich weitgehender 
einzuschätzen sind. Denn letztlich handelt es sich um eine Überwachung, die weit in den 
Kernbereich privater Lebensgestaltung1106 hineinreicht. Umstritten ist zudem, inwieweit der 
Einsatz dieser Methode durch die gesetzlichen Regelungen des Bundestrojaners (denen sie 




„Vom Bundestag erst abgelehnt, dann über den europäischen Umweg 
durchgedrückt, nach massiven Protesten der Öffentlichkeit und einer bis dato 
ungekannten Massenbeschwerde vom Bundesverfassungsgericht ausgesetzt und 
schließlich für grundgesetzwidrig befunden – kaum ein zweites Gesetz hat eine so 
dramatische Geschichte hinter sich wie die Vorratsdatenspeicherung.“1107 
 
Auch wenn man dem Urteil von Frank Rieger – einem der Sprecher des Chaos Computer 
Clubs – nicht vollständig zustimmen möchte, so ist doch festzuhalten, dass die 
Vorratsdatenspeicherung in Deutschland zu einer lebhaften Debatte über das Verhältnis von 
Sicherheit und Freiheit geführt hat.1108 Die Möglichkeiten der Überwachung des 
Kommunikationsverhaltens der Bürger, die durch die Vorratsdatenspeicherung eröffnet 
werden, sind umfangreich und die Reichweite der Eingriffe in die Persönlichkeitssphäre der 
Betroffenen ist massiv.1109 
Was aber macht die Vorratsdatenspeicherung so besonders und unterscheidet sie von den 
bisher vorgestellten Möglichkeiten der Ermittlungsbehörden? Zunächst handelt es sich bei 
enger Betrachtung des Begriffs nicht um eine Kommunikationsüberwachung, da der Inhalt 
der Kommunikation durch die Vorratsdatenspeicherung unberührt bleibt bzw. nicht 
überwacht wird.1110 Erfasst werden vielmehr nur die „Eckdaten“ der jeweiligen 
Kommunikation (die so genannten Verbindungs- oder Verkehrsdaten1111) durch die Provider 
(~Anbieter von Kommunikationsdienstleistungen). Ein Aushändigen und anschließendes 
                                                 
1105
 Dies vor allem vor dem Hintergrund des Mitschneides der Telefongespräche: Eine Unterscheidung, 
welche geführten Gespräche in den Kernbereich der Privaten Lebensführung fallen, kann prinzipbedingt 
erst nach dem Mitschneiden gemacht werden – der Kernbereich Privater Lebensführung ist dann durch die 
Speicherung aber schon verletzt.  
1106
 Hierbei handelt es sich um einen Bereich des Lebens, der dem Zugriff der Ermittlungsbehörden 
entzogen ist. Vgl. Rux (2008), Kutscha (2008) S.165f oder Kühne (2008), hier vor allem S.93: „Das BVerfG 
erkennt, dass die elektronische Kommunikation immer stärkere Bereiche des persönlichen Lebens umfasst 
und daher vor allem auch das Problem des absoluten Schutzes des Kernbereiches auftritt. […] Zugriffe auf 
Kernbereichsinformationen müssen soweit als möglich unterbleiben.“  
1107
 Rieger (2011). 
1108
 Zuletzt im Februar und März 2011 im Feuilleton der FAZ: hier lieferten sich Frank Rieger und Christoph 
Möllers einen Schlagabtausch über die Grenzen und Möglichkeiten der Vorratsdatenspeicherung über 
mehrere Beiträge hinweg. 
1109
 Was auch im Urteil des Bundesverfassungsgerichts im März 2010 sehr deutlich gerügt wird. 
1110
 Hefendehl (2009) S.170: „Nicht der Speicherung unterliegen Daten, die Aufschluss über den Inhalt der 
Kommunikation geben.“ 
1111
 Hoeren (2008), S.669: „Verkehrsdaten sind nach § 3 Nr. 30 TKG solche Daten, die bei der Erbringung 
eines Telekommunikationsdienstes erhoben, verarbeitet oder genutzt werden.“ 
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Auswerten dieser Daten durch die Ermittlungsbehörden erfolgt – dem Gesetz nach – nur bei 
Vorliegen von konkreten Verdachtsmomenten.1112 Die Speicherung erfolgt also nicht durch 
die Ermittlungsbehörden, sondern wird den Anbietern von Kommunikationsleistungen1113 
gesetzlich auferlegt. Gespeichert1114 werden: 
 
- Bei Telefonverbindungen: Rufnummern von Anrufer und Angerufenem, Anrufzeit; 
bei Handys zudem die IMEI-Nummer und die Funkzelle. Für die Nutzung des 
SMS-Dienstes gilt dies ebenfalls.  
- Bei Internettelefonie: Anrufzeit und IP-Adressen von Anrufer und Angerufenem. 
- Bei Internetverbindungen: die für die Verbindung vergebene IP-Adresse. 
- Beim E-Mail-Versand: IP-Adressen des Senders, E-Mail-Adressen aller Beteiligten, 
Zeitpunkt des Versands, beim Zugriff auf das Postfach der Benutzername und die 
IP-Adresse des Abrufers.  
 
Kritisiert wurde diese Form (bzw. die Umsetzung) der Datenspeicherung aus zweierlei 
Gründen. Zum einen wird der entstehende finanzielle Aufwand auf Seiten der Anbieter 
diesen nicht ersetzt. Das stellt letztlich einen Eingriff in die unternehmerische Freiheit der 
Kommunikationsprovider dar – was hier aber zunächst nicht weiter verfolgt werden soll, da 
auch argumentiert werden könnte, dass die Mehrheit der Anbieter die dafür notwendige 
Infrastruktur teilweise ohnehin vorrätig halten, um die Abrechnung der Verbindungen 
vornehmen zu können.1115 Weitaus schwerwiegender ist jedoch, dass die Daten aller 
Kommunikationsteilnehmer1116 in Deutschland auf Vorrat gespeichert werden und dies 
unabhängig davon erfolgt, ob ein entsprechender Verdacht vorliegt, strafbare Handlungen 
begangen zu haben.1117 Die Kommunikationsteilnehmer (de facto alle Bundesbürger) stehen 
unter einem Generalverdacht,1118 auch wenn sie sich dieser Form der Datenspeicherung mit 
                                                 
1112
 Hoeren (2008), S.671: „Im Rahmen des manuellen Auskunftsverfahrens nach § 113 TKG besteht für 
geschäftsmäßige Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen im Einzelfall eine unverzügliche 
Auskunftspflicht über die nach § 111 TKG erhobenen Daten, aber auch über sämtliche weiteren 
Bestandsdaten, die vom Diensteanbieter erhoben wurden.“ 
1113
 Hoeren (2008), S.668: „Der Adressat der Vorratsdatenspeicherung ergibt sich aus § 113a TKG. 
Hiernach richtet sich die Speicherungspflicht an denjenigen, der öffentlich zugängliche 
Telekommunikationsdienste für Endnutzer erbringt. Ausweislich der Gesetzesbegründung wird hierdurch 
der nichtöffentliche Bereich wie etwa unternehmensinterne Netze, Nebenstellenanlagen oder E-Mail-Server 
von Universitäten, die ausschließlich für dort immatrikulierte Studenten betrieben werden, von der 
Verpflichtung zur Speicherung ausgenommen.“ 
1114
 Vgl. § 113a des Telekommunikationsgesetz (TKG); die Liste stellt eine verkürzende Zusammenfassung 
der 11 Absätze (mit insgesamt 18 Abschnitten und Unterabschnitten) des Paragraphen dar.  
1115
 Dies gilt nicht für Telekommunikationsanbieter, die ausschließlich Flatrate-Tarife anbieten, da hier die 
Abrechnung pauschal erfolgt und eigentlich keine Verbindungsdaten erfasst werden müssten. 
1116
 Soweit sich Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen nicht gegen die Durchführung der 
Speicherung juristisch gewehrt haben. Hierzu: Krempl (2009b): „Mobilcom, Debitel, Klarmobil und 
Callmobile sowie die Provider BT Deutschland und QSC dürfen laut Entscheidungen des 
Verwaltungsgerichts Berlin derzeit von der zuständigen Bundesnetzagentur nicht zur 
Vorratsdatenspeicherung gezwungen werden.“ 
1117
 Hoffmann-Riem (2008) S.1012: „Diese „Verletzlichkeit“ des Persönlichkeitsrechts führt zu Forderungen 
nach Schutz, so (weiterhin) hinsichtlich der dem Nutzer grundsätzlich bekannten Daten und 
Datensammlungen, aber auch hinsichtlich der im Nutzungsvorgang entstehenden Inhaltedaten sowie der 
flüchtig oder dauerhaft generierten, dem Nutzer häufig nicht bekannten Daten (der Funktionsdaten) und 
Verwendungsmöglichkeiten. Grundrechtliche Relevanz gewinnen Sicherungen insbesondere, soweit sie 
erforderlich sind, um Persönlichkeitsschutz zu gewährleisten (Persönlichkeitsrelevanz).“ 
1118
 Zu den verfassungsrechtlichen Problemen der Vorratsdatenspeicherung, die bei Einführung bekannt 
waren: Leutheusser-Schnarrenberger (2007): S.9ff, sowie zu Datenschutzproblemen: Engling (2009) S.70f. 
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fundiertem technischem Wissen widersetzen könnten. Gleichzeitig ermöglicht die 
Speicherung von Verkehrsdaten die Anfertigung von detaillierten Persönlichkeitsprofilen,1119 
die dann auch missbräuchlich genutzt werden könnten.1120 Auch wird das Erstellen von 
Bewegungsprofilen durch die gespeicherten Daten für die Ermittlungsbehörden möglich.1121 
Das gilt insbesondere für die Daten der Mobilfunknutzung, da durch Auswertung der 
genutzten Funkzellen eine sehr detaillierte räumliche Zuordnung vorgenommen werden 
kann.1122 Die Genauigkeit der so gewonnen Positionsangaben hängt zwar davon ab, welchen 
Aufwand Mobilfunkanbieter und/ oder Ermittlungsbehörden betreiben. Es ist aber problemlos 
möglich (wenn gewünscht), die Position der Zielperson insbesondere in urbanen Regionen 
bis auf wenige Meter genau zu erfassen.1123 Dies ist jedoch letztlich auch das Ziel der 
Vorratsdatenspeicherung – und eine Auswertung ist auch ohne diese Regelung 
beispielsweise den Mobilfunkanbietern schon vorher möglich gewesen.1124 
 
5.3.6 Gesetzliche Grundlagen 
 
Grundsätzlich lassen sich für die oben aufgeführten Formen der 
Telekommunikationsüberwachung zwei Gesetze sowie eine Rechtsverordnung einschlägig 
anführen.1125 Die gesetzlichen Grundlagen auf Bundesebene wurden im Rahmen der 
umfangreichen Novellierung des BKA-Gesetzes1126 und durch die Umsetzung der EG-
Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung geschaffen. Zugleich wurden die Regelungen der 
Telekommunikations-Überwachungsverordnung entsprechend angepasst. Diese Vorschriften 
sollen kurz diskutiert werden, andere Rechtsvorschriften und Detailregelungen sollen keine 




                                                 
1119
 Hefendehl (2009) S.170. 
1120
 Krempl (2009c): „Sachverständige schätzen die Gefahr des Missbrauchs der von Providern 
verdachtsunabhängig auf Vorrat zu speichernden Telekommunikations-Verbindungsdaten als hoch ein. So 
sind sich alle neun vom Bundesverfassungsgericht im Hauptverfahren gegen die flächendeckende 
Protokollierung von Nutzerspuren befragten Experten und Verbände einig, dass ein ungerechtfertigter 
Zugriff auf die sechs Monate aufzubewahrenden Verbindungs- und Standortdaten nicht zu verhindern ist. 
Selbst das Bundesjustizministerium räumt in seiner Stellungnahme ein, dass eine "vollständige 
Verhinderung" einer Zweckentfremdung der Datenhalden nicht möglich sei.“  
1121
 Krempl (2009d): „Der Mannheimer Informatikprofessor Felix Freiling warnt in seinem Gutachten im 
Auftrag der Karlsruher Richter vor einer "nahezu lückenlosen räumlichen Überwachung" durch die 
sechsmonatige Protokollierung von Nutzerspuren.“ 
1122
 Rieger (2009) S.60: „Die Lokalisierung von Mobiltelefonen nutzt die Eigenschaft des Netzes aus, zu 
jedem Zeitpunkt zu wissen, in welcher Zelle sich ein Endgerät befindet. […] Im Allgemeinen wird von 
Strafverfolgungsbehörden und Geheimdiensten im Alltag die Lokalisierung per Cell-ID benutzt.“ 
1123
 Vgl. Schultzki-Haddouti (2007) S27f, Rieger (2009) S.61f. 
1124
 Die dies (Stichwort Location Based Services) nutzen, um dem Nutzer personalisierte und lokalisierte 
Dienste anzubieten. Auf die Daten können auch externe Anbieter (beispielsweise Google Maps) zugreifen. 
1125
 Dies sind das Gesetz zur Neuregelung der Telekommunikationsüberwachung und anderer verdeckter 
Ermittlungsmaßnahmen sowie zur Umsetzung der Richtlinie 2006/24/EG; das BKA-Gesetz (insbesondere § 
20k, § 20l, § 20m) sowie die Telekommunikations-Überwachungsverordnung. 
1126
 Insbesondere § 20k, § 20l und § 20m des novellierten BKAG sind für die Kommunikationsüberwachung 
von Bedeutung.  
1127
 Vollständig: Verordnung über die technische und organisatorische Umsetzung von Maßnahmen zur 
Überwachung der Telekommunikation. 
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Die Telekommunikations-Überwachungsverordnung (kurz TKÜV) ist die 
Ausführungsverordnung von § 110 (genauer: Abs. 2; Abs. 6 Satz 2 und Abs. 8 Satz 2) des 
Telekommunikationsgesetzes1128 und regelt im Wesentlichen die technische und 
organisatorische Umsetzung der in der StPO vorgesehenen Möglichkeiten zur Überwachung 
des Kommunikationsverhaltens von Verdächtigen. Sie soll zudem klären, wer zur 
Speicherung von Daten verpflichtet ist1129 (aber auch welche Ausnahmen existieren)1130 und 
gleichzeitig das Verfahren des Datenabrufes durch die Ermittlungsbehörden auf eine 
organisatorisch nachvollziehbare und rechtlich eindeutige Grundlage stellen. Diskutiert 
wurde im Gesetzgebungsverfahren auch, inwieweit die den Kommunikationsdienstleistern1131 
entstehenden möglichen Mehrkosten für den Speicher- und Abrufaufwand ersetzt werden 
müssen;1132 diese Überlegungen wurden im weiteren Verfahrensverlauf aber nicht weiter 
diskutiert. 
 
5.3.6.2 Gesetz zur Neuregelung der Telekommunikationsüberwachung1133  
 
Durch dieses Gesetz wurde – wie im vollständigen Name schon andeutet – eine europäische 
Richtlinie in deutsches Recht umgesetzt. Im Vorfeld gab es bezüglich der Reichweite der 
Umsetzung teils heftige Debatten,1134 welche aber grundsätzlich den Inhalt des Gesetzes 
nicht verändern konnten. Die Entstehungsgeschichte, an der der damalige 
Bundesinnenminister Otto Schily1135 maßgeblich beteiligt war, erzählt ein Stück europäischer 
Politik.1136 Da Schily (sowie die Mehrzahl seiner europäischen Innenministerkollegen) die 
direkte Vorlage eines Gesetzes zur Regelung der Vorratsdatenspeicherung in den nationalen 
Parlamenten vermeiden wollte, ging er in Absprache mit seinen Kollegen den Umweg über 
den europäischen Rat der Justiz- und Innenminister.1137 Dieser stellte sich als wesentlich 
„kooperationswilliger“ dar, als die meisten nationalen Parlamente und so wurde hier der 
entscheidende Schritt für die Einführung der Vorratsdatenspeicherung in den Jahren 
                                                 
1128
 Vgl. Eingangsformel TKÜV. 
1129
 Vgl. insbesondere § 3 TKÜV; dieser verpflichtet die Anbieter von Kommunikationsdienstleistungen zur 
Speicherung von Verbindungsdaten. Vgl auch: Hoeren (2008), S.668. 
1130
 § 26 Abs.2 TKÜV. 
1131
 Vgl. für die Konsequenzen für die Privatwirtschaft insgesamt: Hoeren (2008) S.668f.  
1132
 Krempl (2004). Engling (2004) S.72f weist darauf hin, dass die Kosten für die Auswertung letztlich bei 
den Anbietern verbleiben und sie zu „Erfüllungsgehilfen“ der Ermittlungsbehörden gemacht werden. 
Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.116 fragen zudem, ob die „…Inpflichtnahme der Dienstanbieter zur 
Vorratsdatenspeicherung…“ im Bereich der Inneren Sicherheit Modellcharakter haben könnte. 
1133
 Gesetz zur Neuregelung der Telekommunikationsüberwachung und anderer verdeckter 
Ermittlungsmaßnahmen sowie zur Umsetzung der Richtlinie 2006/24/EG vom 21. Dezember 2007 (BGBl. I 
S.3198). 
1134
 Vgl. beispielsweise Leutheusser-Schnarrenberger (2007) S.9f. 
1135
 Dass der damalige Innenminister Schily „gerne“ den Umweg über Europa nahm, wenn im Bundestag 
nicht die erforderlichen Mehrheiten für seine Gesetzesvorschläge zur Inneren Sicherheit vorhanden waren, 
erwähnt am Beispiel der Eurodac und den biometrischen Reisepass: Kurz (2009) S.102f. Bei Eurodac 
handelt es sich um eine Datenbank der EU, welche die Fingerabdrücke von Asylbewerbern speichert.  
1136
 DPA (2004): „Bundesinnenminister Otto Schily und Justizministerin Brigitte Zypries verhandeln nach 
Informationen der Bild am Sonntag mit Telefonunternehmen über eine längere Speicherung von Telefon- 
und Internet-Verbindungsdaten. Es gehe darum, einen Rahmenbeschluss für die Europäische Union 
vorzubereiten, der den Behörden im Kampf gegen Terror und Kriminalität helfen soll.“ 
1137
 Über die Rolle des Ministerrates im Europäischen Institutionengefüge sowie dessen Möglichkeiten bei 
der europäischen Gesetzgebung beispielsweise: Bogumil/ Jann (2009) S.283ff. 
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2004/2005 gelegt.1138 Der deutsche Bundestag hatte (wie andere nationale Parlamente in 
Europa) zuvor inhaltlich vergleichbare Initiativen sowohl des Bundesrates als auch der CDU-
Fraktion abgelehnt.1139 Einmal als europäische Rahmenrichtlinie beschlossen, konnte der 
deutsche Bundestag jedoch viel weniger Einfluss auf die Ausgestaltung des Gesetzes 
nehmen.1140 So bot der Umweg über die Vorlage durch den „Rat der Justiz- und 
Innenminister“ die Möglichkeit, das nationale Gesetzgebungsverfahren durch Brüssel in 
Gang zu setzen.  
 
Auf europäischer Ebene wurde darüber hinaus nicht der normale Verfahrensweg im Bereich 
der justiziellen Zusammenarbeit gewählt, sondern es wurde der (Um-)Weg über die 
Vereinheitlichung des europäischen Binnenmarktes genommen (Art. 95 EGV).1141 Wenn 
schon Daten gespeichert werden – dann sollte dies europaweit einheitlich passieren.1142 
Zwar sind die Kosten der Datenspeicherung – wie schon dargelegt – tatsächlich relevant für 
die Marktteilnehmer im Kommunikationsmarkt. Ob dies aber eine derartige Verbiegung des 
Verfahrens rechtfertigt, kann bezweifelt werden.1143 De jure wurde mit der „Richtlinie 
2006/24/EG über die Vorratsspeicherung von Daten“ europäisches Recht geschaffen, 
welches zur Vereinheitlichung des Binnenmarktes auch in die jeweiligen nationalen 
Rechtssysteme umgesetzt werden musste.1144 Der Einfluss des Bundestages und der 
anderen nationalen Parlamente beschränkte sich durch diesen „Trick“ vor allem auf 
kosmetische Änderungen – an der grundsätzlichen Einführung und Ausgestaltung konnte 
von den nationalen wie vom europäischen Parlament jedoch nicht mehr gerüttelt werden.1145 
Gegen diese Form der Umsetzung hatten Irland und die Slowakei zwar vor dem EuGH 
geklagt, dieser wies die Klagen jedoch im Februar 2009 zurück und erklärte das Vorgehen 
und die juristische Gestaltung der Vorratsdatenspeicherung für prinzipiell rechtmäßig.1146 
Gleichwohl ist die Diskussion um das Gesetz auch auf europäischer Ebene nicht beendet.1147 
                                                 
1138
 Leutheusser-Schnarrenberger (2007) S.10: „Mit der Übernahme der aus der Richtlinie resultierenden 
gesetzgeberischen Verpflichtungen setzt sich die Bundesregierung über eindeutige Beschlüsse des 
Deutschen Bundestages hinweg, der die Vorratsspeicherung von Kommunikationsdaten wiederholt 
abgelehnt hat.“ 
1139
 Vgl. Engling (2009) S.69f. 
1140
 Dieses „Spiel über Bande“ wurde in der Vergangenheit häufiger von der nationalen Exekutive genutzt, 
wenn sie mit der Legislative uneinig war. Vgl. hierzu auch: Greven (2009). 
1141
 Engling (2009) S.70: „Unter dem Vorwand der Harmonisierung von Rechtsvorschriften zur 
Verbesserung des Binnenmarktes wurde ein Weg mit besserer Aussicht auf eine erforderliche Mehrheit 
gewählt.“ 
1142
 Was auch durch den EuGH bestätigt wurde. Kritisch: Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.113: „Der 
EuGH betonte insoweit – ganz entgegen der genuin sicherheitspolitisch motivierten Stoßrichtung der 
fraglichen Richtlinie – binnenmarktspezifische Aspekte…“  
1143
 Hefendehl (2009) S.170: „Diese europarechtliche Regelung ist dabei heftig umstritten und Gegenstand 
einer Nichtigkeitsklage der Republik Irland. Dabei soll geklärt werden, ob die EG tatsächlich die Kompetenz 
hat, die Richtlinie in der ersten statt der dritten Säule zu erlassen, obwohl der primäre Regelungszweck die 
Prävention von Straftaten ist.“ 
1144
 Dies wäre nicht der Fall gewesen, wenn es sich um einen Beschluss zur Vereinheitlichung der 
Kriminalitäts- oder Terrorismusbekämpfung gehandelt hätte. Diesen Punkt brachte auch Irland bei seiner 
Klage gegen die Vorratsdatenspeicherung vor dem EuGH vor, die Klage wurde jedoch abgewiesen.  
1145
 Engling (2009) S.70: „Das EU-Recht sieht eine Nichtumsetzung von Richtlinien nicht vor.“ 
1146
 Pietschmann (2010) S.139. 
1147
 Wilkens (2010): „100 Organisationen aus 23 europäischen Ländern haben die EU-Kommission in einem 
gemeinsamen Brief aufgefordert, die Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung von Telekommunikationsdaten 
aufzuheben. Unter den Unterzeichnern sind […] Bürgerrechts-, Datenschutz- und 
Menschenrechtsorganisationen, Telefonseelsorge- und Notrufvereine, Berufsverbände von Journalisten, 
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Rechtstechnisch stellt der Beschluss des deutschen Bundestages ein Änderungsgesetz zur 
Änderung des Telekommunikationsgesetzes dar, welches die bestehenden Grundlagen für 
die Arbeit von Kommunikationsdienstleistern an europäisches Recht anpasst. Inhaltlich wird 
durch das Gesetz eine rechtliche Grundlage für den Einsatz der Vorratsdatenspeicherung 
gelegt. Es sieht vor, dass die Anbieter von Kommunikationsdienstleistungen (Internet- und 
Telefonprovider, E-Mail-Dienstleister, etc.) die Verbindungsdaten detailliert speichern und auf 
Verlangen der Strafverfolgungsbehörden zur Verfügung stellen müssen.1148 Nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 02. März 2010 sind wesentliche Teile der 
Vorratsdatenspeicherung nicht mehr verfassungsgemäß; die bis dahin gespeicherten Daten 
mussten unverzüglich gelöscht werden. Interessant ist aber, dass das BVerfG nicht 
grundsätzlich die verdachtslose Speicherung von Daten untersagt hat,1149 sondern vielmehr 
eine konkretere Gesetzesgrundlage für die Abwägung von Interessen der 
Ermittlungsbehörden und den Grundrechten der zu Überwachenden gefordert hat. 
 
5.3.6.3 BKA-Gesetz  
 
Ebenso wie bei der Regelung der Vorratsdatenspeicherung gab es im Vorfeld der 
Novellierung des BKA-Gesetzes1150 heftige öffentliche Auseinandersetzungen über den 
Umfang der Befugnisse, die dem Bundeskriminalamt zustehen sollten. Notwendig war die 
Novellierung des BKA-Gesetzes durch die Beschlüsse der Föderalismusreform (2006) 
geworden,1151 welche unter anderem für das BKA deutlich stärkere Kompetenzen in der 
Bekämpfung des Terrorismus sowie der schweren Kriminalität vorsahen.1152 Für die in 
diesem Abschnitt1153 zu behandelnde Kommunikationsüberwachung von besonderer 
Relevanz ist die Tatsache, dass durch das novellierte BKA-Gesetz dem BKA die 
Verwendung der Online-Überwachung und Onlinedurchsuchung1154 sowie die Quellen-
Telekommunikationsüberwachung erlaubt wird.1155 
Ein hinter vorgehaltener Hand häufig diskutiertes Problem aus „rechtstechnischer“ Sicht stellt 
die Vielzahl der Buchstaben des §20 im BKA Gesetz dar. Diese reichen von §20a bis §20x 
                                                                                                                                                        
Juristen und Ärzten, Gewerkschaften, Verbraucherzentralen und Wirtschaftsverbände wie der deutsche 
eco-Verband.“ 
1148
 Hefendehl (2009) S.170: „Das am 9.11.2007 vom Bundestag verabschiedete Gesetz zur Neuregelung 
der Telekommunikationsüberwachung und anderer verdeckter Ermittlungsmaßnahmen sowie zur 
Umsetzung der RiL 2006/24/EG45 verpflichtet in den neu eingefügten §§ 113a, 113b TKG die Anbieter von 
Telekommunikationsdiensten (insbesondere Telefon, Handy, Email, Internet, Fax) zur Speicherung aller 
anfallenden Verkehrsdaten, unter anderem von Telefonnummern, Name und Anschrift des Teilnehmers 
oder registrierten Benutzers, der aufgerufenen IP-Adressen, IMSI und IMEI, Datum, Uhrzeit und Dauer der 
Verbindung und der Standortkennung zu Beginn der Verbindung.“ 
1149
 BVerfG, 1 BvR 256/08 vom 2.3.2010. 
1150
 Von Interesse für die vorliegende Arbeit sind insbesondere § 20k „Verdeckter Eingriff in 
informationstechnische Systeme“, § 20l „Überwachung der Telekommunikation“, § 20m „Erhebung von 
Telekommunikationsverkehrsdaten und Nutzungsdaten“. 
1151
 Roggan (2009) S.257: „Diese durch die Föderalismusreform 2006 eingefügte Vorschrift bestimmt die 
ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes bei der Abwehr von Gefahren des internationalen 
Terrorismus durch das BKA in Fällen, in denen eine länderübergreifende Gefahr vorliegt, die Zuständigkeit 
einer Landesbehörde nicht erkennbar ist oder die oberste Landesbehörde um eine Übernahme ersucht.“ 
1152
 Baum/ Schantz (2008) S.137f: „…hierdurch erhält das BKA zum ersten Mal auch präventive Befugnisse 
zur Terrorismusbekämpfung und unter anderem auch das politisch wie rechtlich problematische 
Ermittlungsinstrument der Online-Durchsuchung.“ 
1153
 Andere Aspekte der Novellierung des BKA-Gesetzes wurden schon im Abschnitt 3.3 behandelt. 
1154
 §§ 20k, 20l BKAG. 
1155
 Vgl. Roggan (2009) S.262. 
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und widersprechen damit der dem Recht immanenten Idee der Normenklarheit. Ursächlich 
dafür ist die Tatsache, dass das Gesetz das Ergebnis eines langwierigen 
Aushandlungsprozesses zwischen den damals regierenden Parteien der Großen Koalition 
ist, die zwar den Veränderungs- und Anpassungsbedarf des alten BKA-Gesetzes an neue 
Entwicklungen erkannten, dabei aber einerseits unterschiedlicher Ansicht über den Umfang 
der Änderung waren und andererseits auch Rücksicht auf die umfangreichen Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichtes zur Kommunikationsüberwachung nehmen mussten. 
 
5.3.7 Technische Grundlagen und Probleme 
 
Insbesondere die Online-Durchsuchung und -Überwachung stellen die Ermittlungsbehörden 
vor technische Probleme, welche in der Art der Überwachung liegen. Diese sollen in aller 
Kürze aufgeführt werden, da sie neben der Diskussion um mögliche 
Grundrechtsverletzungen einen Hauptstrang der Kritik bildeten.1156  
An erster Stelle ist dabei das Problem zu nennen, dass die Überwachungssoftware für die 
Online-Durchsuchung und -Überwachung sehr individuell an den zu überwachenden 
Computer1157 mit all seinen spezifischen Unterschieden angepasst werden muss,1158 was 
schon allein aufwendig werden kann, zugleich aber auch Folgeprobleme aufwirft. Denn für 
eine solche individuelle Anpassung (und zur Absicherung, dass das Zielsystem tatsächlich 
das Zielsystem ist!) ist es eigentlich fast unumgänglich, sich vor Ort ein Bild vom zu 
überwachenden Computer zu machen – was wiederum das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung tangiert.1159 Auch bedarf es für die Anpassung der Software an das Zielsystem 
(so dessen Details bekannt sind) eine gewisse Zeit,1160 - was wiederum den möglichen 
Ermittlungserfolg schmälert, da für erfolgreiche Planungen von terroristischen oder anderen 
kriminellen Aktivitäten nicht unbedingt mehrere Wochen oder Monate benötigt werden. 
Mindestens ebenso schwierig ist aus technischer Sicht die eindeutige Zuordnung der 
Ermittlungsergebnisse zu einer Person. Denn da häufig mehrere Nutzer an einem Computer 
arbeiten, wird die eindeutige Zuordnung strafrechtlich relevanter Daten zu einer einzigen 
Person schwierig. Auch wenn dem Besitzer/ Hauptnutzer eine Mithaftung zuzurechnen ist, 
wenn der überwachte Rechner für Straftaten und/oder terroristische 
Vorbereitungshandlungen genutzt wurde, ist damit noch keine eindeutige Täterschaft 
bewiesen. Weiterhin müssen die Behörden belegen können, dass die vorhandenen Daten 
nicht allein durch Nutzung des Computers bei Aufspielen der Remote Forensic Software 
geändert wurden. Denn jegliche Form der aktiven Überwachung ist technisch gesehen eine 
Veränderung des Zielsystem, bei der sich nicht ohne weiteren Aufwand vor Gericht darlegen 
lässt, dass die beabsichtigte Veränderung durch Aufspielen der Überwachungssoftware nicht 
                                                 
1156
 Einen interessanten Überblick über die rechtlichen Fragen der technischen Seite der Online-
Durchsuchung liefert Roggan (2008) S.99ff. 
1157
 Die Idee des PC ist, dass es prinzipiell eine unendliche Zahl von Hard- und Softwarekombinationen gibt, 
die zusammenspielen sollen; ein Standard-PC ist also mitnichten „Standard“. Dies treibt den Aufwand für 
eine Anpassung zum Teil deutlich nach oben. 
1158
 Roggan (2008) S.100 (m.w.N.): „Die Erstellung der Remote Forensic Software nimmt einen erheblichen 
Zeitraum in Anspruch […] Die durch die Entwicklung der RFS-Unikate verursachten Kosten liegen im 
mittleren bis oberen sechsstelligen Bereich.“ 
1159
 Art. 13 GG, Abs.1: „Die Wohnung ist unverletzlich.“ Zur Rechtsprechung des BVerfG über Art. 13 GG: 
vgl. Hornung (2009) S.255f. 
1160
 Roggan (2008) S.100: „Bei leistungsfähigen Zielsystemen soll bis zu einem Personenjahr notwendig 
sein.“ 
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auch unbeabsichtigte oder zufällige Veränderungen zur Folge hatte.1161 Das heißt, es muss 
nachgewiesen werden, dass entsprechende Daten nicht durch die Installation der Software 
(wodurch der Beweisgegenstand schon verändert wurde) entstanden sind,1162 sondern bei 
der Nutzung des Gerätes von der Zielperson.  
Weiterhin muss die Datenerfassung vom Nutzer vollständig unbemerkt erfolgen. Dies ist 
beim technisch unerfahrenen Nutzer recht wahrscheinlich, da er den Computer als eine 
funktionierende Einheit betrachtet, bei der nur besondere Ausnahmesituationen die 
Aufmerksamkeit auf die technischen Grundlagen der Funktionen eines Computers lenken. 
Da aber potenziellen Terroristen oder Kriminellen unterstellt werden kann,1163 dass sie im 
eigenen Interesse großen Wert auf den Schutz ihrer Computer legen und deshalb geeignete 
Schutzmaßnahmen ergreifen, sind die Hürden hier für die Ermittlungsbehörden ungleich 
höher als bei einem „Normalnutzer“. Und da diese Schutzmaßnahmen zugleich technisch 
ohne großen Aufwand durchzuführen sind, könnten schon an dieser Stelle die Ermittlungen 
scheitern.1164 Gleichzeitig besteht die Gefahr, dass die Zielperson die von der 
Überwachungssoftware gespeicherten Daten bei einer Untersuchung des eigenen Rechners 
entdeckt. Wenn diese aber einmal gefunden sind, könnten potenzielle Straftäter die Daten 
(oder auch den Datenstrom bei der Datenübermittlung) im eigenen Sinne und ohne 
Kenntnisnahme der Ermittlungsbehörden manipulieren – und diese damit ins Leere laufen 
lassen. Schlussendlich muss durch die Installation des Bundestrojaners vermieden werden, 
dass die „Tür“ für andere „Schadsoftware“ geöffnet wird. Das würde (abgesehen von der 
eigentlichen Illegalität) zugleich die Möglichkeit einer Veränderung vorhandener Daten durch 
Viren oder andere Schadsoftware schaffen1165 und wirft zugleich im Hinblick auf die sinnvolle 
Kriminalisierung von (kommerzieller) Schadsoftware Fragen auf.1166 
 
Für den Bereich der Vorratsdatenspeicherung sind die technischen Probleme kürzer 
abzuhandeln. Die Mehrzahl der Probleme bezieht sich hier auf die Verwaltung der 
gespeicherten Daten. Vor allem der Umgang mit einer so großen Menge an potenziell 
relevanten Daten stellt für die Ermittlungsbehörden ein Problem dar. Dass die Daten bei den 
Providern gespeichert werden, sichert prinzipiell eine technisch funktionierende 
Datenverwaltung. Zugleich wird durch die dezentrale Speicherung der Daten aber einer 
Vielzahl von Personen bei den jeweiligen Kommunikationsanbietern Zugriff auf die Daten 
                                                 
1161
 Hansen/ Pfitzmann (2008b) S.135: „Die Installation einer Komponente mit schreibendem Zugriff auf das 
IT-System ist eine Manipulation, die die Beweiseignung aller ab diesem Moment erfassten Daten in Frage 
stellt.“ 
1162
 Hoffmann-Riem (2008) S.1017: „Auch ist mit der Möglichkeit der Infiltration des Systems das Risiko der 
(praktisch kaum erkennbaren) Verfälschung einzelner erfasster Daten und deren Kombination mit anderen 
verbunden, die insoweit ein verfälschtes Persönlichkeitsprofil entstehen lassen können. Gegen solche 
Verfälschungen kann der Betroffene sich praktisch nicht mehr wehren, wenn einmal eine mit derartigen 
Möglichkeiten verbundene Infiltration erfolgt ist, die grundsätzlich auch durch Dritte nutzbar ist.“ 
1163
 Hansen/ Pfitzmann (2008b) S.140: „Im Falle sensibilisierter IT-Nutzer ist eine Infiltration über 
Kommunikationsnetze daher nur noch wenig Erfolg versprechend.“ 
1164
 Hansen/ Pfitzmann (2008b) S.142. 
1165
 Hoffmann-Riem (2008) S.1018: „Es besteht insbesondere ein (vorliegend schon mehrfach 
angedeuteter) Bedarf an Schutz vor dem Risiko, dass (private) Dritte sich die durch staatliche Behörden 
erfolgte Infiltration des informationstechnischen Systems zunutze machen und beispielsweise die infiltrierte 
Software ihrerseits zu Ausspähungen des Systems oder zu deren Manipulationen nutzen, also die 
Infiltration wie eine Art staatlich gelegtes Kuckucksei für eigene Zwecke umwidmen, ohne dass der 
Betroffene dies ahnen und sich wirkungsvoll schützen kann.“ 
1166
 Hansen/ Pfitzmann (2008b) S.140: „Da sich staatliche und kriminelle Angriffe technisch nicht 
unterscheiden, muss es im Interesse des Staates sein, Angriffsmöglichkeiten zu minimieren.“ 
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gewährt. Da bei den Providern zugleich das Prinzip „Outsourcing“ zunimmt, ist die 
Verantwortlichkeit für Fehler noch unklarer und die Zahl der beteiligten Personen erhöht sich 
weiter.  
Für den Fall, dass dann die Verbindungs- und Kommunikationsdaten von bestimmten 
Personen durch die Ermittlungsbehörden benötigt werden, müssen die umfangreichen Daten 
konsistent übertragen werden (was ein lösbares Problem darstellt), andererseits gleicht dann 
die Suche nach den relevanten Informationen in der riesigen Menge an übermittelten Daten 
der sprichwörtlichen Suche nach der Nadel im Heuhaufen. Alternativ könnte über eine 
zentrale Speicherung durch eine unabhängige, staatlich finanzierte Institution nachgedacht 
werden. Diese könnte mit weniger Zutrittsberechtigten arbeiten, würde zugleich die Kritik 
hinsichtlich der Kostenübernahme minimieren und darüber hinaus die eindeutige 
Zuständigkeit klären. Eine solche Lösung hätte aber sicher eine breitere Kritik zur Folge, da 
dadurch deutlich klarer erkennbar ist, wer für die Speicherung verantwortlich ist. Zugleich 
würde die zentrale Speicherung dann nicht mehr den Vorgaben der für die Einführung 
verantwortlichen EG-Richtlinie entsprechen, der es ja – zumindest rhetorisch – um eine 
Angleichung der Marktverhältnisse ging. 
Gegen die grundsätzliche Verwendung der Vorratsdatenspeicherung führten Kritiker Fragen 
hinsichtlich der generellen Wirksamkeit an. So wurde im Verfahren vor dem 
Bundesverfassungsgericht einerseits die präventive Wirkung bestritten,1167 andererseits 
deuten Vergleichsstudien des Arbeitskreises Vorratsdatenspeicherung1168 und des Max-
Planck-Institutes für ausländisches und internationales Strafrecht1169 darauf hin, dass die 
Vorratsdatenspeicherung in der Zeit ihrer Anwendung auch wenig zur Aufklärung von 
Straftaten beigetragen hat. 
 
5.3.8 Wer wird überwacht? 
 
Neben diesen originär technischen Problemen gibt es noch eine Reihe von 
Vermeidungsstrategien, um sich einer Überwachung zu entziehen. So existieren für sensible 
persönliche Daten sehr gute Festplattenverschlüsselungsprogramme, welche nach 
derzeitigem Stand der Technik die Ermittlungsbehörden vor große Hindernisse stellen 
würden – wenn nicht sogar eine Entschlüsselung (mit vertretbarem Aufwand) unmöglich 
machen. Für den eigentlichen Kommunikationsvorgang bieten sich unterschiedliche 
Vermeidungsstrategien an, welche von der Nutzung unregistrierter Mobilfunkanschlüsse,1170 
speziellen Verschlüssungstelefonen, öffentlichen Telefonzellen bis hin zu so genannten 
Telecafes reichen, bei denen keine Form der Nutzeridentifizierung und -speicherung 
stattfindet. Auch im Bereich der Internetnutzung bestehen für Interessierte durch die 
anonyme Nutzung von Internetcafes, die Verwendung von nicht registrierten 
                                                 
1167
 BVerfG, 1 BvR 256/08 vom 2.3.2010, 98: „Generalpräventive Wirkungen der Vorratsdatenspeicherung 
seien nicht ernsthaft zu erwarten.“ 
1168
 Krempl (2011a): „Nach einer Analyse der polizeilichen Kriminalstatistik kommt der Arbeitskreis 
Vorratsdatenspeicherung zu dem Schluss, dass die verdachtsunabhängige Datenspeicherung bislang bei 
der Aufklärung schwerer Straftaten nicht geholfen hat.“ 
1169
 Albrecht/ Grafe/ Kilchling (2008). 
1170
 So gibt es beispielsweise auf Trödelmärkte vorregistrierte SIM-Karten, welche nicht auf den Käufer 
registriert sind. Daneben werden bei der vorgeschriebenen Feststellung der Identität beim Kauf von SIM-
Karten die gesetzlichen Vorschriften häufig nicht eingehalten, sodass auch hier eine anonyme Nutzung 
möglich ist. Vgl.: Mansmann (2010). 
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Mobilfunkanschlüssen mit Datenoption oder durch Einsatz von Routingsoftware1171 genug 
Möglichkeiten, sich mit großer Aussicht auf Erfolg einer Überwachung zu entziehen. 
Angesichts dessen ist es fraglich, ob auch 65% der Befragten den Einsatz des 
Bundestrojaners für sinnvoll halten würden,1172 wenn sie wüssten, dass ihre Grundrechte nur 
für eine geringfügige Erhöhung der Sicherheit beschränkt werden, während sich gleichzeitig 
technisch kundige Personen recht problemlos derartiger Einschränkungen entziehen 
können.1173 
Um nicht missverstanden zu werden: Jedes Gesetz bietet prinzipiell die Möglichkeit der 
Umgehung oder Missachtung. Bei der Vorratsdatenspeicherung, der Online-Überwachung 
und der Onlinedurchsuchung besteht für die Mehrzahl der betroffenen Personen jedoch nicht 
die Möglichkeit, das Gesetz zu umgehen. Nur für eine bestimmte Personengruppe („IT-
Experten“) besteht die Möglichkeit, die damit verbundenen vermeintlichen oder tatsächlichen 
Grundrechseinschränkungen zu minimieren.1174 In Anbetracht dessen, dass auch potenzielle 
Zielpersonen (zumindest teilweise) die bekannten Möglichkeiten der Umgehung und 
Vermeidung nutzen können, stellt sich die Frage nach der Zielgruppe der Maßnahme: 
Diejenigen, die eine Überwachung mangels Wissen oder technischer Kompetenz nicht 
vermeiden können oder aber die zufällig überwacht werden, weil ihre 
Kommunikationspartner1175 in das Visier der Ermittlungsbehörden geraten sind, sind in der 
Regel nicht das Ziel der Ermittlungen. Terroristen oder Schwerstkriminellen hingegen, die 
das Internet oder andere Kommunikationswege für ihre Straftaten nutzen, kann dagegen 
sowohl das technische Wissen für eine Vermeidungsstrategie, als auch eine gewisse 





Wie schon erwähnt, waren sämtliche hier aufgeführte Formen der Telekommunikations-
überwachung schon vor ihrer Einführung Gegenstand von öffentlichen Diskussionen. Neben 
den rein technischen Problemen standen auch die zahlreichen mit einer solchen 
Überwachung verbundenen Grundrechtsprobleme im Zentrum der kritischen 
Auseinandersetzung. Für die Gegner der Vorratsdatenspeicherung und der Online-
Überwachung/-Durchsuchung stellten diese Instrumente den Weg in den 
                                                 
1171
 Diese Software ermöglicht (vereinfacht gesagt), sich nicht direkt mit dem Internet zu verbinden, sondern 
über mehrere Anonymisierungsserver den Internetverkehr zu leiten. Dieser wird für die 
Ermittlungsbehörden nicht mehr direkt nachvollziehbar. Der Aufwand für den Nutzer beschränkt sich auf die 




 Instruktiv: Engling (2009) S.74: „Die meisten der hier genannten Punkte sind für den 
Durchschnittsbürger zu umständlich, stellen aber für einen Kriminellen gerade kein Hindernis dar.“ 
1174
 Zumindest was Vorratsdatenspeicherung betrifft, wurde dem Verfasser die Möglichkeit der Umgehung 
auch von Vertretern von Ermittlungsbehörden bestätigt. Man hoffe aber zum einen auf Fehler der Straftäter 
sowie darauf, dass nicht jeder der Kommunikationspartner Verschlüsselungs- und 
Anonymisierungsmethoden einsetzt. 
1175
 Hoffmann-Riem (2008) S.1017: „Die Infiltration und die dadurch ermöglichte, gegebenenfalls lang 
andauernde und die unterschiedlichsten Kommunikationsakte erfassende und sie gegebenenfalls 
dynamisch verknüpfende Überwachung ist nicht auf deren Adressaten als Betroffenen begrenzt, sondern 
bezieht einen grundsätzlich vorher nicht übersehbaren Kreis von Dritten als Kommunikationspartner des 
Betroffenen ein.“ 
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Überwachungsstaat1176 dar. Zugleich wurde von Kritikern auf das durch das BVerfG 
konstruierte Grundrecht der informationellen Selbstbestimmung1177 verwiesen, welches 
schon in den 1980er Jahren im Bereich des Datenschutzes besondere Bedeutung gewonnen 
hatte.1178 Neben diesem verfassungsrechtlich nicht kodifizierten Grundrecht wurden auch 
zahlreiche weitere Grundrechte durch die Überwachung der individuellen Kommunikation als 
bedroht gesehen.1179  
Worauf an dieser Stelle nur hingewiesen werden kann ist die Tatsache, dass für die Online-
Überwachung oder die Online-Durchsuchung technische Verfahren durch die 
Ermittlungsbehörden genutzt werden, die zugleich an anderer Stelle durch staatliche 
Ermittler als kriminell betrachtet werden:1180 Während der Einsatz von Trojanern, Key-
Loggern oder Backdoor-Programmen und das damit verbundene Aushebeln von technischen 
Sperren (beispielsweise das Antivirenprogrammen oder die Firewall, etc.) durch private 
Akteure als kriminell angesehen und strafrechtlich verfolgt wird, setzen die staatlichen 





Diese sowie zahlreiche weitere Grundrechtsprobleme wurden (in verschiedenen Kontexten) 
auch durch das Bundesverfassungsgericht geprüft – mit dem Ergebnis das Teile der 
Telekommunikationsüberwachung ausgesetzt oder für verfassungswidrig erklärt wurden. So 
wurde die Vorratsdatenspeicherung im (vorläufigen) Beschluss vom 11. März 2008 als 
teilweise unvereinbar mit dem Grundgesetz betrachtet und Teile des Gesetzes außer Kraft 
gesetzt.1181 Von den Gegnern der Vorratsdatenspeicherung war dies erwartet worden. 
In seinem abschließenden Urteil zur Vorratsdatenspeicherung im März 2010 hat sich das 
BVerfG weitaus differenzierter als erwartet mit dem Problem der Vorratsdatenspeicherung 
beschäftigt und diese nicht vollständig untersagt.1182 Vielmehr hat es versucht, einen 
                                                 
1176
 Hirsch (2008a) S.15: „Ich denke, dass die Bundesrepublik die Grenze zum Überwachungsstaat 
überschritten hat, wenn es dabei bleiben sollte, dass alle Telekommunikationskontakte aller Einwohner 
vorsorglich auf jeweils sechs Monate gespeichert werden […].“ 
1177
 Möllers (2009) S.143: „Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung nach Art. 2 Abs.1 i.V. m. Art. 1 
Abs.1 GG gewährleistet allen Menschen die Befugnis, grundsätzlich selbst über Preisgabe und 
Verwendung ihrer Daten zu bestimmen. Jeder darf selbst entscheiden, wann und innerhalb welcher 
Grenzen eigene persönliche Sachverhalte offenbart werden.“ 
1178
 Denninger (1985). Hirsch (2008a) S.12 meint hingegen zutreffend, dass zumindest Begriff schon vor 
dem Volkszählungsurteil eingeführt war. Tatsächlich findet sich der Begriff schon 1981 in einem Urteil des 
BVerfG. Vgl. BVerfGE 57, 170 RN 84. 
1179
 Rux (2007) S.292: „Bei einer näheren Betrachtung erscheint es allerdings zweifelhaft, ob der Online-
Zugriff der Polizeibehörden auf private Rechner und die auf diesen gespeicherten Daten tatsächlich nur das 
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung verletzt. Vielmehr stellt sich die Frage, ob von solchen 
Maßnahmen nicht auch weitere Grundrechte betroffen sind. In Betracht kommen insbesondere Eingriffe in 
das Telekommunikationsgeheimnis und in das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung.“ 
1180
 Hansen/ Pfitzmann (2008b) S.140: „Da sich staatliche und kriminelle Angriffe technisch nicht 




 BVerfG, 1 BvR 256/08 vom 2.3.2010, 213: „Trotz der außerordentlichen Streubreite und des mit ihr 
verbundenen Eingriffsgewichts ist dem Gesetzgeber die Einführung einer sechsmonatigen 
Speicherungspflicht, wie in § 113a TKG vorgesehen, verfassungsrechtlich nicht schlechthin verboten. 
Allerdings entspricht es der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, dass dem Staat 
eine Sammlung von personenbezogenen Daten auf Vorrat zu unbestimmten oder noch nicht bestimmbaren 
Zwecken verfassungsrechtlich strikt untersagt ist […]. Um eine solche von vornherein verbotene Form der 
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Kompromiss zwischen der Wahrung der Freiheitsrechte und den Sicherheitsbedürfnissen 
des Staates zu finden.1183 So wird die Vorratsdatenspeicherung erlaubt, wenn sie weiterhin 
dezentral1184 erfolgt, wenn die Anforderungen an den Zugriff auf die Daten gesetzlich 
eindeutig geklärt werden und gleichzeitig die Auswertung der Daten allein auf schwerste 
Formen der Kriminalität (wie Terrorismus) beschränkt bleibt. Interessant ist, dass das BVerfG 
auch ausdrücklich das sogenannte Quick-Freeze-Verfahren als Alternative empfohlen hat1185 
– fraglich ist jedoch, ob diese Empfehlung von Seiten der Politik verstanden wurde und bei 




Auch mit den gesetzlichen Grundlagen der Online-Durchsuchung hat sich das BVerfG 
beschäftigen müssen.1187 Anlass war die im Rahmen der Neufassung des nordrhein-
westfälischen Landesverfassungsschutzgesetzes den Verfassungsschutzbehörden durch die 
damalige schwarz-gelbe Koalition eingeräumte Möglichkeit, die Daten von Verdächtigen 
unter Rückgriff auf die Online-Durchsuchung zu analysieren. Dass BVerfG erachtete diese 
sehr weitgehende und wenig spezifische Erlaubnis in weiten Teilen für verfassungswidrig.1188 
Spektakulär war das Urteil vom 27. Februar 2008 vor allem dahingehend, dass ähnlich wie 
fast 25 Jahre zuvor1189 ein neues Grundrecht aus den vorhandenen grundgesetzlichen 
Regelungen rekonstruiert wurde:  
 
                                                                                                                                                        
Datensammlung handelt es sich bei einer vorsorglich anlasslosen Speicherung der 
Telekommunikationsverbindungsdaten nicht in jedem Fall. Erfolgt sie zu bestimmten Zwecken, kann eine 
solche Speicherung eingebunden in eine dem Eingriff adäquate gesetzliche Ausgestaltung (siehe unten V) 
vielmehr auch den Verhältnismäßigkeitsanforderungen im engeren Sinne genügen.“  
1183
 Vgl. Hoeren (2008), S.672: „Das BVerfG hat mit Beschluss vom 11. 3. 2008 Teile der 
Vorratsdatenspeicherung vorläufig außer Kraft gesetzt. Dies betrifft allerdings nicht die grundsätzliche 
Speicherungspflicht nach § 113a TKG, sondern die Verwendung der nach § 113a TKG gespeicherten 
Daten. Nach der amtlichen Fassung des § 113b TKG dürfen die auf Vorrat gespeicherten Daten nur zur 
Verfolgung von Straftaten, zur Abwehr von erheblichen Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder zur 
Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden, des BND und des MAD an die 
zuständigen Stellen übermittelt werden.“ 
1184
 Hier zeigt sich wieder die „altliberale“ Sichtweise: Im Zweifel ist dem Staat mehr zu misstrauen ist, als 
privaten Akteuren. 
1185
 Vgl.: BVerfGE 125, 260 RN171: „Angesichts der Schwere des Grundrechtseingriffs habe das Quick-
Freezing-Verfahren als Alternative geprüft werden müssen. Auch sei das Gebot der 
grundrechtsschonenden Umsetzung der Richtlinie 2006/24/EG missachtet, wenn die Nutzung der 
gespeicherten Daten bereits für die Verfolgung von einfachen Straftaten sowie zur Abwehr von Gefahren 
für geringwertige Schutzgüter zugelassen werde.“ 
1186
 Wilkens (2011): „Der niedersächsische Justizminister Bernd Busemann und sein Kollege im 
Innenressort, Uwe Schünemann, haben einen Gesetzesentwurf zur Neuauflage der 
Vorratsdatenspeicherung im Bund vorgelegt. […] Laut einem Eckpunktepapier wollen die beiden 
niedersächsischen Minister die einjährige Speicherfrist aus dem von Karlsruhe gekippten Gesetz belassen, 
die Auflagen zur Datensicherheit aber hochschrauben.“ 
1187
 BVerfGE 120, 274 (Grundrecht auf Computerschutz).  
1188
 Roggan (2008) S.98: „Es ist den Gesetzgebern keineswegs versagt, Online-Durchsuchungen im 
genannten Sinne nur bestimmten Sicherheitsbehörden, die mit präventiven Auftrag betraut sind, 
zuzusprechen. Werden allerdings Verfassungsschutzbehörden mit entsprechenden Ermächtigungen 
ausgestattet, so sind die Gesetzgeber bei der Regelung an allgemein geltende verfassungsrechtliche 
Vorgaben – namentlich der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz – gebunden.“ 
1189
 BVerfGE 65, 1 - Volkszählung. 
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„Das allgemeine Persönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs.1 i.V.m. Art. 1 Abs.1 GG) umfasst 
das Grundrecht auf Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität 
informationstechnischer Systeme.“1190 
 
Dieses vom BVerfG neu1191 geschaffene Grundrecht1192 versucht die Bedeutung, die 
Computer für viele Menschen im täglichen Leben haben, auch verfassungsrechtlich 
einzufangen. Es unterstellt, dass die Informationen, die heute durch PC-Nutzer auf ihrem 
Rechner gespeichert werden, einen hohen Bezug zur individuellen Lebensgestaltung haben 
und teilweise intimste Details enthalten1193 – häufig wird hier auf elektronische Tagebücher 
sowie die elektronische Buchführung verwiesen. Diese Daten gehören nach allgemeiner 
Rechtsauffassung zum Kernbereich der individuellen Lebensgestaltung1194 und unterstehen 
auch gegenüber den Sicherheitsinteressen des Staates einem besonderen Schutz. 
Das vom BVerfG neu geschaffene Grundrecht könnte sich perspektivisch als massive 
Schranke in Hinblick auf staatliches Handeln erweisen, da die Informationsverarbeitung 
zunehmend im Rahmen von „informationstechnischen Systemen“ erfolgt und die dort 
gespeicherten und verarbeiteten Daten stellenweise tatsächlich einen hohen Bezug zur 
Intimsphäre der Nutzer haben. Interessant an der Konstruktion des neuen Grundrechtes ist, 
dass es quasi subsidiär neben andere Grundrechte tritt und dadurch eine Auffangkompetenz 
für den Fall entwickelt, dass andere Grundrechte staatliches Handeln nicht ausreichend 
beschränken können. Zu nennen ist im Kontext der Online-Durchsuchung (aber durch die 
Ähnlichkeit der technischen Realisierung auch der Online-Überwachung) vor allem das 
Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art.13 GG). Schon hierdurch werden die 
Möglichkeiten der Ermittlungsbehörden beim Betreten der Wohnung stark eingegrenzt – und 
durch das neue Grundrecht noch weiter beschnitten.1195 
 
Was im Urteil des BVerfG, aber auch in der öffentlichen Debatte um das Urteil jedoch fast 
vollständig ausgeblendet wurde, ist die Frage der Wirkung dieses neu geschaffenen 
Grundrechts in Hinblick auf private Akteure. Auch wenn sich das Urteil aufgrund des 
Gegenstandes „Online-Durchsuchung durch die Verfassungsschutzbehörden in Nordrhein-
Westfalen“ zwangsläufig nur mit dem staatlichen Zugriff auf private Daten befasst, so sind 
(abseits der Online-Durchsuchung) die Möglichkeiten privater Akteure gerade auch im 
Bereich der Informationstechnologie mittlerweile vergleichbar. Das heißt, dass es mittlerweile 
privaten Akteuren möglich ist, die auf großen Serverfarmen liegenden, teils hoch privaten 
                                                 
1190
 BVerfGE 120, 274. 
1191
 Lepsius (2008) S.22 fragt hierzu: „Handelt es sich beim Grundrecht auf Gewährleistung der Integrität 
und Vertraulichkeit der informationstechnischen Systeme um eine Fortentwicklung oder Neuschöpfung?“ 
Letztendlich kommt er jedoch zu dem Schluss, dass es sich um eine (durchaus mit Problemen verbundene) 
Neuschöpfung handelt.“ 
1192
 Hoffmann-Riem (2008) S.1014: „Dem hat das BVerfG im Urteil zur Online-Durchsuchung als weitere 
Teilausprägung ein Grundrecht auf Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität der eigenen 
informationstechnischen Systeme hinzugefügt, das gelegentlich als IT-Grundrecht bezeichnet wird.“ 
1193
 Hoffmann-Riem (2008) S.1012: „Schon die Festplatte vieler PCs bietet ein Spiegelbild der persönlichen 
Interessen und Neigungen, der ökonomischen Situation sowie auch der physischen und psychischen 
Befindlichkeit oder der Verhaltensweisen ihrer Nutzer. Sensible Informationen sind aber nicht nur auf dem 
eigenen Computer „gelagert“, sondern befinden sich auch im Netz selbst. Wer sich den Zugang zum 
informationstechnischen System verschafft, kann gewissermaßen – jedenfalls ausschnitthaft – Zugang zum 
„ausgelagerten Gehirn“ oder gar zur „ausgelagerten Psyche“, aber auch zu vielen anderen wichtigen 
Informationen über die betroffene Persönlichkeit erhalten.“ 
1194
 Vgl. Rux (2008), Kutscha (2008) S.165f. 
1195
 Pietschmann (2010) S.140f. 
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Daten auszuwerten (und zu nutzen1196) und bei Verwendung der daraus gewonnenen 
Informationen (zumindest potenziell) in die Grundrechte der Betroffenen einzugreifen. So 
abstrakt diese Argumentation auch wirkt, so kann zumindest auf rein funktionaler Ebene eine 
solche Gleichsetzung durchaus vorgenommen werden, da beispielsweise das BKA oder der 
Verfassungsschutz genauso wie große Datenhändler, Kundenbindungssysteme (Payback) 
oder Marktforschungsinstitute an den persönlichen Daten der Bürger interessiert sind. 
Unterschiede bestehen lediglich in der Zielrichtung: Die genannten staatlichen Institutionen 
wollen die öffentliche Sicherheit stärken (und dienen damit im weitesten Sinne dem 
Gemeinwohl), die erwähnten privaten Akteure wollen mit diesen Daten ein noch genaueres 
Bild des Bürgers als Kunden gewinnen (und damit eher nicht dem Gemeinwohl dienen).1197 
Aber sowohl von der Datengewinnung als auch Verwertung ist ein ähnliches Vorgehen 
dieser Akteure festzuhalten. 
 
5.3.10 Das Verhältnis von Staat und Privat 
 
An dieser Stelle soll (erneut1198) auf das Problem des Verhältnisses von staatlichen und 
privaten Akteuren eingegangen werden. Hintergrund für die folgenden Überlegungen ist die 
Beobachtung, dass private Datensammler mittlerweile mindestens ebenso umfangreiche 
Möglichkeiten haben,1199 die Daten von Bürgern zu erfassen und auszuwerten, wie die 
staatlichen Ermittlungsbehörden.1200 Mit diesem Verweis soll die Kritik an den staatlichen 
Aktivitäten nicht grundsätzlich relativiert werden. Aber die Tatsache, dass viele Bürger ihre 
Daten diversen Unternehmen teilweise sehr bereitwillig zur Verfügung stellen oder die 
Möglichkeiten der möglichst freizügigen und offenherzigen Präsentation in diversen 
Internetforen und sozialen Netzwerken nutzen1201 und sich von den umfangreichen 
Möglichkeiten der Datenauswertung und -nutzung nicht abschrecken lassen,1202 lässt 
zumindest Fragen aufkommen, inwieweit die Mehrheit der Bürger heute nicht ein völlig 
                                                 
1196
 Das bekannteste Beispiel hierfür ist die Firma Google, welches die Daten von Kunden und Nutzern 
speichert, auswertet und anschließend zur Schaltung von Werbung nutzt. 
1197
 Undiskutiert sollen hier die privaten Akteure bleiben, die sich illegal handelnd mit Hilfe von Trojaner oder 
anderer Schadsoftware Zugriff auf die Daten von Menschen verschaffen. 
1198
 Vgl. die Ausführungen zur Schutzpflicht beim Luftsicherheitsgesetz (4.1.5) oder auch die in der Intention 
(Staat und Privat) ähnlichen Überlegungen zur Videoüberwachung (5.1.8). 
1199
 Dix (2008) S.73: „Derartige Gefährdungen gehen nicht nur vom Staat, sondern (zunehmend) auch von 
privaten Akteuren aus, die auf Informationen zurückgreifen können, die von informationstechnischen 
Systemen erzeugt wurden und die ihrerseits mit Hilfe von Informationstechniken analisiert und zur 
Gewinnung weiterer Informationen (Persönlichkeitsprofile) genutzt werden können.“ 
1200
 Hoffmann-Riem (2008) S.1010: „Dass Machtgebrauch und damit Risiken des Machtmissbrauchs 
keineswegs auf den Staat beschränkt sind, tritt immer stärker in das öffentliche Bewusstsein, etwa wenn 
über die Fülle der Daten und Selektionsmöglichkeiten, über die etwa Google verfügt, diskutiert wird, oder 
wenn Skandale aufgedeckt werden, wie etwa die Nutzung der Verbindungsdaten der Kunden der 
Deutschen Telekom zur Überwachung der eigenen Mitarbeiter oder der illegale Verkauf von Bankdaten. 
Gleichzeitig aber greift der Staat, insbesondere im Bereich der Gefahrenvorsorge und -abwehr sowie der 
Strafverfolgung, auf Daten zu, so dass auch Schutz vor solchen Eingriffen zu gewähren ist.“ 
1201
 Gottschalk-Mazouz (2009) S.215: „So scheint es für manche Jugendliche regelrecht Teil des 
Identitätsbildungsprozesses zu sein, die persönlichsten Erlebnisse Freunden und Fremden öffentlich zur 
Kenntnis zu geben, d.h. sich auf bestimmte Weise zur Schau zu stellen und die Schau, die andere 
veranstalten zu rezipieren […].“ 
1202
 Schmieder (2010) S.148ff untersucht die aktuellen Datenschutzbestimmungen und AGB´s der 
verbreitetsten Sozialen Netzwerke und kommt dabei zu dem Schluss, dass diese zum Teil sehr 
umfangreich selbst gegen die recht schwachen deutschen Datenschutzbestimmungen verstoßen. 
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anderes Verständnis1203 von Privatsphäre und Datenschutz entwickelt hat.1204 Wenig 
überraschend kommt vor dem Hintergrund dieser Beobachtungen eine Studie zum Thema 
Datenschutz im Auftrag von Nokia-Siemens (einem der ehemals größten Anbieter von 
technischer Infrastruktur für Kommunikationsprovider) nach Befragung von 5000 Personen 
zu dem Schluss, dass ein Drittel der Bundesbürger bereit wären, persönliche Daten 
Unternehmen zur Verfügung stellen, wenn diese Unternehmen dafür personalisierte Dienste 
zur Verfügung stellen.1205 Überspitzt gesagt: Ein bisschen weniger Datenschutz für einen 
höheren Nutzwert von Technik. 
Dass die meisten dieser „Datenfreigaben“ durch die Bürger zunächst freiwillig geschehen,1206 
da diese sich beispielsweise einen Vorteil hinsichtlich leichterer Benutzbarkeit (von 
Onlinediensten), besserer Sichtbarkeit (in sozialen Netzwerken wie Facebook) oder 
größeren Rabattmöglichkeiten (beim Einkauf) erhoffen, ist zunächst schwer zu übersehen. 
Fraglich ist aber, inwieweit sich die Nutzer über die datenschutzrechtlichen Konsequenzen 
ihres Handelns im Klaren sind.1207 Wenn man vom Idealbild des mündigen und 
verantwortungsbewussten Bürgers ausgeht, könnte man sogar soweit gehen und 
unterstellen, dass die Mehrzahl der Bürger mit den aus grundrechtstheoretischer Sicht 
problematischen (zuvor geschilderten) Formen der staatlichen Terrorismusbekämpfung 
(unabhängig von ihrer tatsächlichen Wirksamkeit) einverstanden sein müssten,1208 da sie in 
das „normale“ Leben der meisten Menschen ebenso wenig sicht- oder fühlbar eingreifen, wie 
beispielsweise die Nutzung von Google, Payback oder des Mobiltelefons. Allerdings erhalten 
die Bürger als Gegenleistung für diese Eingriffe ein erhöhtes Maß an öffentlicher Sicherheit. 
Ob dieses veränderte Bild jedoch tatsächlich zutreffend ist, kann bis heute mangels 
aussagekräftiger Untersuchungen nicht hinreichend klar beantwortet werden – erste Studien 
deuten jedoch auf eine gewisse Bereitschaft der Bürger hin, ihre Daten auch für ein Mehr an 
Sicherheit bereitzustellen. 
Tatsache ist jedoch, dass Kundenbindungssysteme wie Payback (betrieben von der Loyalty 
Partner GmbH) mittlerweile über enorme Daten bezüglich des Einkaufsverhaltens der 
Karteninhaber verfügen. Nach eigener Auskunft besitzt beispielsweise Payback Daten von 
circa 27 Millionen Deutschen.1209 Schon allein mit den erfassten Daten über das 
                                                 
1203
 Lepsius (2008) S.51: „Die subjektive Einstellung gegenüber dem Datenschutz jedenfalls hat sich in den 
letzten 25 Jahren drastisch gewandelt, wenn man sich die Aufregung um das Volkszählungsurteil 1983 vor 
Augen hält.“ 
1204
 Kutscha (2008) S.157f. 
1205
 Vgl. FAZ vom 01.02.2011; S.17: Deutsche sehen Datenschutz locker. 
1206
 Gottschalk-Mazouz (2009) S.214: „Teils unterwerfen wir uns aus Bequemlichkeit oder Neugier […]. 
Teils tun wir dies, weil wir auf bestimmte (technisierte oder nicht technisierte) Handlungen nicht verzichten 
wollen oder können. Teils lassen wir uns ganz bewusst darauf ein, überwacht zu werden […], teils begeben 
wir uns auch aktiv in Überwachungssituationen […].“ 
1207
 Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.111: „Denn es entspricht gerade dem Bild des 
eigenverantwortlichen Bürgers, selbst über die Preisgabe persönlicher Daten zu bestimmen. Da allerdings 
bei der Preisgabe von Daten auf sozialen Plattformen die vielfältigen (oft negativen) Folgen eigenen 
Handelns wohl von der Mehrheit der Betroffenen nicht übersehen wird, kann es angezeigt sein, 
staatlicherseits ein »Problembewusstsein« zu generieren “ 
1208
 Soweit es hierzu belastbare Umfragen geben sollte, sind sie dem Verfasser nicht bekannt. 
1209
 So zumindest die Selbstdarstellung des Payback-Betreibers Loyalty Partner GmbH im Jahre 2008 unter 
http://www.loyaltypartner.com/de/company/facts-and-figures.php: „Fast jeder dritte Deutsche sammelt 
Punkte mit PAYBACK.“ Mittlerweile (2011) finden sich diese Daten nicht mehr online, stattdessen wird nur 
noch allgemein davon gesprochen, dass: „Zwei Drittel aller Haushalte […] eine PAYBACK Karte [besitzen], 
mit der sie beim Einkaufen Punkte sammeln. In den Geldbörsen der Deutschen steckt sie an dritter Stelle, 
gleich nach der EC- und der Krankenversicherungskarte.“ (http://www.payback.net/Programm.7.0.html) 
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Konsumverhalten ließen sich hinreichend detaillierte Persönlichkeitsprofile erstellen1210 (die 
seit 2009 um die erfassten Daten aus der Bezahlfunktion der Payback-Karte ergänzt 
werden), welche mit den im Rahmen der staatlichen Kommunikationsüberwachung 
anfallenden Daten durchaus konkurrieren können. Die Auswertung dieser Daten lässt zum 
Teil sehr genaue Rückschlüsse nicht nur auf das Einkaufsverhalten, sondern damit 
verbunden auf Einkommen, Krankheiten und sozialen Status zu; bei hinreichend großen 
Datenmengen und langen Auswertungszeiträumen lassen sich aus diesen Daten auch 
Aussagen über bestimmte Wertvorstellungen des Einzelnen anhand der konsumierten 
Produkte vorhersagen.  
Wenn man sich vor diesem Hintergrund vergegenwärtigt, dass die Metro-Gruppe in ihrem so 
genannten Future Store1211 massiv auf den Einsatz von RFID Chips setzt, zugleich aber auch 
einer der größten Kunden von Payback ist1212, vergrößern sich die daraus ergebenden 
Möglichkeiten für die fast lückenlose Überwachung des Alltagslebens der Bürger durch 
private Unternehmen nicht nur enorm – sondern sie reichen deutlich weiter als die 
Möglichkeiten von Polizei oder Nachrichtendiensten. Die fingernagelgroßen RFID-Tags 
brauchen zur Datenübertragung mit niederfrequenten Wellen (im Nahbereich) keine eigene 
Energiequelle und lassen sich einfach sowie vom Kunden unbemerkt auslesen. Was für die 
Logistik eines Unternehmens (welches solche Etiketten an jedem einzelnen Produkt anbringt 
und so den Weg der Waren nachvollziehen kann) von Vorteil ist, wird zum Problem, wenn so 
markierte Produkte zum Endbenutzer gelangen und dort von anderen Privaten ausgelesen 
werden können. Über die Nutzung dieser eigentlich aus dem Bereich der Logistik 
stammenden Etiketten wurden die Kunden jedoch regelmäßig nicht informiert.1213 Das jedoch 
durch das Auslesen solcher Markierungen das Bild eines „Gläsernen Kunden“ perfektioniert 
wird, liegt auf der Hand. 
 
Eine weitere Form des privaten (und weithin tolerierten) Datensammelns von privaten 
Akteuren stellen die so genannten Scoringverfahren oder auch die in den Datenbanken der 
Auskunfteien gesammelten Informationen dar.1214 Diese privaten Unternehmen speichern (in 
Zusammenarbeit mit Banken und Sparkassen sowie den meisten Handelsunternehmen) 
Daten über das Einkaufsverhalten, das verfügbare Einkommen sowie die 
                                                 
1210
 Auch wenn Payback selbst dies bestreitet: „Nein, PAYBACK erstellt keine individuellen Kundenprofile.“ 
(http://www.payback.net/Datenschutz.9.0.html) Über die Glaubwürdigkeit dieser Aussagen kann nur 
gemutmaßt werden, angesichts der schon nachgewiesenen Datenschutzverstöße sind jedoch Zweifel 
angebracht. 
1211
 http://www.future-store.org/fsi-internet/html/de/1477/index.html: „Als eines der ersten 
Handelsunternehmen weltweit begann die METRO GROUP im Jahr 2004 mit der schrittweisen Einführung 
von RFID in der Logistik und im Lagermanagement. Beteiligt sind die Vertriebsmarken Metro Cash & Carry, 
real,- und Galeria Kaufhof sowie der Logistikdienstleister des Konzerns MGL METRO GROUP Logistics. 
[…] Die METRO GROUP wird den Einsatz von RFID in den kommenden Jahren deutlich ausweiten. 
Geplant ist, RFID sukzessive im gesamten Konzern flächendeckend in der Logistik und im 
Lagermanagement einzusetzen.“ 
1212
 http://www.metrogroup.de/servlet/PB/menu/1000176_l1/index.html: „Im Jahr 2000 hat die METRO 
GROUP deshalb in ihren Vertriebslinien Kaufhof und Real die PAYBACK Karte in Deutschland eingeführt.“ 
1213
 Jänicke (2004): „Nur durch Zufall fanden die Bielefelder Datenschützer des FoeBuD e.V. Ende Januar 
diesen RFID-Chip in der Metro-Kundenkarte. Zusammen mit anderen Organisationen hatten sie dem Metro 
Future Store schon letztes Jahr den BigBrotherAward verliehen, von dieser neuen Entwicklung ahnten sie 
damals noch nichts.“ 
1214
 Kutscha (2008) S.159f 
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Zahlungsbereitschaft und -fähigkeit der konsumierenden Bürger.1215 Zugleich werden die 
Daten mit anderen verfügbaren Informationen wie Wohnumfeld und Familienstand der 
Kunden verknüpft. Zwar erfolgt die Speicherung (und Auswertung) nach Aussagen der 
Betreiber in anonymer Form. Die Ergebnisse der Auswertung führen jedoch zu Rasterungen 
und Kategorien von Kundengruppen, deren Anwendung auch Auswirkungen auf das tägliche 
Leben der Betroffenen haben können. In der Konsequenz erhält man beispielsweise nur 
aufgrund eines Wohnsitzes in einer „unpassenden“ Wohnlage schlechtere Kreditkonditionen 
bei Banken oder wird beim Einkauf von Internetversandhäusern nicht (oder nur unter 
bestimmten Auflagen wie beispielsweise Vorkasse) als Kunde akzeptiert. Auch negative 
Schufa-Einträge (die nicht immer durch tatsächliches Fehlverhalten begründet sind) können 
derartige Einschränkungen zur Folge haben.  
Die überwiegende Zahl der Kreditkartenfirmen sowie die Anbieter von 
Zahlungsdienstleistungen (die die Abrechnung des Einkaufes per EC-/Maestro-Karte 
abwickeln) besitzen ebenfalls vergleichbare Datenbanken, welche im Detail speichern, in 
welchen Geschäften bestimmte Kundengruppen häufiger verkehren und inwieweit diese 
Kunden ein höheres oder niedriges Risiko des Zahlungsausfalles haben. Dass alle diese 
Datenspeicherungen und -auswertungen in der Regel ohne Wissen und nur durch die 
abstrakte Zustimmung beim Unterschreiben des Kassenbons im Rahmen des 
Bezahlvorganges stattfinden, ist mit dem Geist der Entscheidung des BVerfG von 1983 nur 
schwer zu vereinbaren. Zur Erinnerung soll aus diesem Urteil hier noch einmal zitiert werden:  
 
„Wer nicht mit hinreichender Sicherheit überschauen kann, welche ihn betreffende 
Informationen in bestimmten Bereichen seiner sozialen Umwelt bekannt sind, und 
wer das Wissen möglicher Kommunikationspartner nicht einigermaßen 
abzuschätzen vermag, kann in seiner Freiheit wesentlich gehemmt werden, aus 
eigener Selbstbestimmung zu planen oder zu entscheiden.“1216 
 
Auch die von zahlreichen Mobilfunkbetreibern angebotenen, lokal differenzierten Dienste1217 
(meist diskutiert unter dem Stichwort: Location Based Services1218) nutzen umfangreiche 
persönliche Daten auf Basis sowohl eines Bewegungsprofils als auch des Kundenprofils. 
Auch wenn Kunden oder Nutzer davon auf der Anwendungsebene unbestritten Vorteile 
haben, so stellt die Nutzung und Auswertung dieser hochpersonalisierten Daten durch 
Mobilfunkanbieter oder Hardwarehersteller in funktionaler Hinsicht nur einen (wenn 
überhaupt) geringen Unterschied zu dem dar, was BKA oder Verfassungsschutz an Daten im 
Rahmen der Vorratsdatenspeicherung nutzen und auswerten können. Dass es aber nicht 
einmal der aktiven Nutzung solcher Dienstleistungen vom Kunden bedarf, um 
Bewegungsprofile1219 zu erstellen und Vorhersagen über das Verhalten von Mobilfunknutzern 
                                                 
1215
 Kutscha (2008) S.168f: Mit ihrer diesbezüglichen »Neugier« stehen sie freilich nicht allein da: Auch 
zahlreiche Privatunternehmen betreiben data-mining, um möglichst viel über die Interessen und 
Konsumgewohnheiten ihrer Kunden in Erfahrung zu bringen. Effektiver Datenschutz ist mithin nicht nur 
gegenüber den verschiedenen Überwachungsmethoden staatlicher Sicherheitsbehörden gefordert, sondern 
auch gegenüber den nicht wenigen »big brothers« der datenverarbeitenden Privatwirtschaft.“ 
1216
 BVerfGE 65,1, RN 154. 
1217
 Zum Spannungsverhältnis von Datenschutz und Ortbezogen Diensten: Kiefer/ Feldmann (2011) S.90ff. 
1218
 Für eine (englischsprachige) Übersicht: http://www.positioningtechniques.eu/. 
1219
 Schultzki-Haddouti (2007) S.28f. 
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zu machen, gilt spätestens1220 seit 2010 als nachgewiesen.1221 Die entsprechenden Studien 
wurden in Deutschland jedoch kaum rezipiert – geschweige denn, dass die Ergebnisse 
öffentlich diskutiert wurden.  
Ähnlich problematisch sind die zunehmend genutzten Smartphones wie das iPhone von 
Apple oder die unter dem von Google entwickelten Betriebssystem Android laufenden 
Telefone. Diese Telefone nutzen in hohem Maße persönliche Daten, um personalisierte 
Zusatzdienste anzubieten. Zugleich werden zahlreiche Positionsdaten (über GPS, W-Lan 
und die Mobilfunkzellen) sowie das Nutzungsverhalten gespeichert und können vom 
Hersteller ausgewertet werden.1222 Den entsprechenden Willen vorausgesetzt, sind die hier 
von privaten Akteuren erstellten Daten weitaus umfangreicher, detaillierter und greifen tiefer 
in die Grundrechte ein, als es im Rahmen der staatlichen Vorratsdatenspeicherung möglich 
wäre.  
Aber auch beim Besuch von Internetseiten können umfangreiche Daten vom Betreiber der 
Website gespeichert1223 werden. Und auch hierfür stehen vielfältige Möglichkeiten zur 
Auswertung bereit, um den Anbietern Informationen über den Besucher zu liefern.1224 Wird 
hierzu nicht nur eine einfache, serverbasierte statistische Analyse-Software eingesetzt, 
sondern das von Google1225 angebotene „Google Analytics“, können komplette „Internet-
Bewegungsprofile“ erstellt (und vom Nutzer der Software ausgewertet) werden. Da die so 
gewonnenen Daten nicht nur mit dem Nutzerverhalten für jede einzelne Internet-Seite 
gespeichert, sondern die Daten von allen Internetseiten (die diese Software einsetzen) 
verknüpft werden, wird der eigentlich anonyme Surfer zu einem gut einzuschätzenden und 
individuell zu unterscheidenden Nutzer. Die intransparente Auswertung wird zusätzlich 
problematisch durch die Tatsache, dass Google selbst keinerlei Details über die Art und den 
Umfang der Datenverarbeitung und Auswertung bei „Google Analytics“ macht. Die 
gewonnenen Informationen (und Erkenntnisse) über individuelle Personen und deren 
Verhalten würden staatliche Datensammler jedoch vor Neid erblassen lassen – und zugleich 
in Ausnahmesituationen Begehrlichkeiten bei den Ermittlungsbehörden wecken, wodurch am 
Ende die Daten auch wieder beim Staat landen.1226  
Vor diesem Hintergrund ist dem ehemaligen Innenminister Thomas de Maizière durchaus 
zuzustimmen, wenn er die staatlichen Datensammlungen als „Fliegendreck“ im Vergleich zu 
                                                 
1220
 Vgl. auch Albrecht (2009) S.139f, der auf Studien mit ähnlichen Zielen hinweist: „Die Ergebnisse der 
Analyse zeigen, dass mit den Verkehrsdaten soziale Netzwerke (und zugrunde liegende Beziehungen) 
besser identifiziert werden können, als mit Befragungsdaten.“ 
1221
 Song et al. (2010) p. 1021: “In summary, the combination of the empirically determined user entropy 
and Fano’s inequality indicates that there is a potential 93% average predictability in user mobility, an 
exceptionally high value rooted in the inherent regularity of human behavior. Yet it is not the 93% 
predictability that we find the most surprising. Rather, it is the lack of variability in predictability across the 
population.” 
1222
 Aktuell hierzu: Lischka/ Reißmann (2011): „Das Telefon als Ortungswanze, ganz ohne staatliche 
Vorratsdatenspeicherung und ohne Zugriff auf die Positionsdaten der Mobilfunkbetreiber: Apples iPhones 
zeichnen ständig auf, wo sie sich gerade befinden. […] Wer sich Zugang zu dem Computer verschaffen 
kann, hat mit einfachen Mitteln Zugriff auf ein genaues Bewegungsprofil des Nutzers.“ 
1223
 Störing (2008). 
1224
 Bleich/ Heidrich (2010) S.154ff. 
1225
 An dieser Stelle wird auf Google verwiesen, weil es das bekannteste der zahlreichen Internet-
Unternehmen ist, welche wegen problematischer Datenschutzbestimmungen genannt werden könnten. Für 
weitere Beispiele beispielsweise: Schultzki-Haddouti (2007) S.25f. 
1226
 Hempel (2009) S.83 weist darauf hin, dass sich nach den Anschlägen des 11. September zahlreicher 
US-amerikanische Datensammeldienste freiwillig (!) dazu bereit erklärten, ihre Datenbestände für die 
amerikanische Ermittler zur Verfügung zu stellen. 
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den Aktivitäten privater Akteure bezeichnet.1227 Zugleich ist angesichts der umfangreichen 
Möglichkeiten von privaten Akteuren, individuelle Profile von Personen anzulegen fraglich, 
warum dieses Problem in der öffentlichen Debatte nur selten diskutiert wird.1228 Zwar hat sich 
in letzter Zeit zumindest in einigen Bereichen des Datenschutzes eine gewisse Sensibilität 
entwickelt. Im Zweifel wird jedoch immer zuerst auf staatliche Datenschutzprobleme 
verwiesen, Datenschutzfragen im privaten Bereich werden dagegen eher randständig 
behandelt.1229 Diese (nicht unbedingt der Realität angemessene) Ungleichgewichtung trifft 
auch auf wissenschaftliche Debatten zu, denen man eigentlich einen höheren Grad an 
Informiertheit unterstellen können müsste.  
 
5.3.11 Telekommunikationsüberwachung – ein Fazit 
 
Dass die gezeigten Formen der staatlichen Telekommunikationsüberwachung in mehrfacher 
Hinsicht problematisch sind, ist hinreichend ausgeführt worden. Dies beginnt bei den rein 
praktischen Problemen der Durchführung und endet bei zahlreichen Grundrechtsfragen (die 
zum Teil durch das BVerfG schon diskutiert worden sind). Erschwerend kommt hinzu, dass 
bei zahlreichen Grundrechtseingriffen im Bereich der Telekommunikationsüberwachung die 
Betroffenen (aus polizeipraktischer Hinsicht durchaus sinnvoll) von der Überwachung nichts 
erfahren und sich demzufolge nicht gegen eine (vermeintlich oder tatsächlich) 
ungerechtfertigte Überwachung wehren können.1230 Diese Problematik trifft jedoch in 
qualitativ ähnlicher und quantitativ deutlich stärkerer Weise auf die Speicherung von Daten 
durch Private zu – nur leider richtet sich das öffentliche Interesse nur unzureichend auf diese 
Formen der Grundrechtsverletzung. Bestenfalls kommt es zu einer kurzen öffentlichen 
Erregung, wenn Unternehmen Daten von Kunden rechtswidrig auswerten oder 
Mitarbeiterdaten missbräuchlich verwendet werden. Lang anhaltende (Rechts-)Folgen sind 
damit jedoch selten verbunden. 
 
Was aber – ebenso wie bei anderen Formen der Überwachung des sozialen Lebens – noch 
ungeklärt ist, ist die Frage nach den sozialen Auswirkungen der Überwachung privater 
Kommunikation. Findet in der Folge solcher Maßnahmen tatsächlich eine Veränderung des 
Kommunikationsverhalten1231 im Speziellen sowie des sozialen Handelns im Allgemeinen 
                                                 
1227
 Heitkamp (2010): „Die Vorratsdatenspeicherung, die das Bundesverfassungsgericht in der alten Form 
gestoppt hatte, sei im übrigen ein "Fliegendreck" gegen die Bewegungs- und Geschmackprofile, die große 
kommerzielle Anbieter wie Amazon oder Pizzadienstleister von ihren Kunden erstellten.“ 
1228
 Kutscha (2008) S.159: „Entgegen den Befürchtungen von Datenschützern ist es derzeit – jedenfalls in 
europäischen Staaten – nicht der gewaltige Zentralrechner einzelner staatlicher Behörden, der als »big 
brother« die Privatsphäre der Menschen zu erfassen sucht, sondern dies leistet ein ganzes Herr von 
»intelligent brothers«, die sich überwiegend in privater Verfügungsgewalt befinden.“ 
1229
 Singelnstein/ Stolle (2008) S.65: „Diese Entwicklung schlägt sich in einem massiven Ausbau von 
staatlichen Eingriffsbefugnissen nieder, wie insbesondere in den Möglichkeiten der staatlichen 
Überwachung. Der Zugriff auf grundrechtliche geschützte Bereiche wird somit umfassender und 
zunehmend anlassunabhängiger, wie sich an der Vorratsdatenspeicherung von 
Telekommunikationsverbindungsdaten, dem automatisierten Kennzeichenabgleich im Straßenverkehr, an 
den heimlichen Zugriffen auf Bestandsdaten der Telekommunikationsanbieter und dem Anstieg der 
Telefonüberwachung ablesbar ist. Das gleiche gilt für die Möglichkeit des Zugriffs auf sämtliche 
Kontodaten, der nicht nur für die Polizei und die Staatsanwaltschaft, sondern auch für sämtliche Finanz-, 
Sozial-, und andere Ämter jederzeit möglich ist.“  
1230
 Zum Problem des Rechtsschutz bei offener oder verdeckter Überwachung: Lisken (1995) S.172. 
1231
 Lepsius (2008) S.50: „Er soll sein Verhalten gar nicht ändern! Der heimlich agierende Staat ist an einer 
Änderung des Verhaltens nicht interessiert, weil dies dem Zweck der Überwachung zuwider liefe.“ Nur 
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statt?1232 Wird hierdurch – wie im Volkszählungsurteil des BVerfG von 1983 angedeutet – der 
kritische Staatsbürger tatsächlich mundtot gemacht und in seiner freien Meinungsäußerung 
unterdrückt?1233 Auch wenn die Vermutung nicht ganz unplausibel klingt, so fehlen hier 
entsprechende empirische Untersuchungen,1234 die einen Zusammenhang zwischen 
Überwachung und Verhaltensänderung nahe legen. 
 
Für die Ermittlungsbehörden sind die durch die BVerfG-Urteile bedingten Einschränkungen 
der Kommunikationsüberwachung zwar durchaus problematisch: Einerseits werden sie 
zunehmend auch durch Straftaten herausgefordert, die durch die erweiterten Möglichkeiten 
neuer Kommunikationsmittel erst möglich werden, zum anderen gibt es immer wieder 
spektakuläre Fälle, in denen die Behörden ihre Ermittlungen nicht zu Ende führen konnten, 
weil sie die Vorgaben des BVerfG zu beachten hatten. Hier zeigt sich dann in besonders 
dramatischer Weise das Spannungsfeld von Sicherheit und Freiheit im deutschen 
Rechtsstaat: Im Zweifel werden die Grundrechte sehr umfangreich geschützt, auch wenn 
dadurch die Sicherheitslage in gewissen Umfang leidet.1235 
                                                                                                                                                        
wenige Zeile später kommt Lepsius jedoch zu einem etwas gegensätzlichen Urteil: „Die Heimlichkeit 
erzeugt […] ein Gefühl der latenten Überwachung in der Bevölkerung und sät ein Klima des Misstrauens. 
[…] Gesamtgesellschaftliche Einschüchterungsversuche werden die Folge sein – das BVerfG hat sie oft 
benannt.“ 
1232
 Gusy (2009b) S.223: „Verzichtet derjenige, welcher wegen der Vorratsdatenspeicherung befürchten 
muss, dass seine Telefonverbindungen aufgezeichnet werden, auf Kommunikationsmöglichkeiten oder -
mittel? Und unter welchen Bedingungen ist dies der Fall? Hierzu ist bislang kein gesicherter 
Forschungsstand ersichtlich, mir sogar noch nicht einmal methodisch anspruchsvolle Forschung bekannt.“ 
1233
 So Frankenberg (2010) S.198: „Überspitzt formuliert: diffuse politisch-rechtliche Bedrohungslagen 
begünstigen die Entstehung neurotischer Formen der Angst, die an die dispositionelle Ängstlichkeit des 
Kindes anknüpfen und den souveränen, zumindest aktiv gedachten Staatsbürger infantilisieren.“ 
1234
 Einen ersten - methodisch nicht unproblematischen - Hinweis gibt eine Forsa-Umfrage vom 
27./28.05.2008, bei der 11% der (über die Vorratsdatenspeicherung informierten) Befragten angaben, dass 
sie aufgrund der Vorratsdatenspeicherung ihr Kommunikationsverhalten geändert hätten. Inwieweit diese 
Selbstbeschreibung tatsächlich zutrifft (Stichwort: erwünschtes Antworten sowie der Unterschied zwischen 
Handeln und Beschreibung des Handelns), kann hier nicht diskutiert werden. Vielmehr weisen diese 
Ergebnisse auf einen Bedarf für weitere Untersuchungen hin. 
1235
 Wobei dem Verfasser von Seiten der Ermittlungsbehörden bestätigt wurde, dass Deutschland durch die 
Urteile des BVerfG nicht unsicherer geworden ist – es fehlen eben nur bestimmte Ermittlungsmaßnahmen, 
was wiederum die Ermittlungsarbeit verzögert oder behindert. 
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5.4  Grundrecht auf Datenschutz, Innere Sicherheit und die Drittwirkung von 
Grundrechten 
 
Gerade an den bis hier aufgeführten Beispielen der Video- und 
Kommunikationsüberwachung zeigt sich deutlich, welche Ambivalenz im Bereich der Inneren 
Sicherheit dem Grundrechtsschutz zukommt. Auf der einen Seite steht das (insbesondere 
von den Innenministern Schily und Schäuble) propagierte Grundrecht auf Sicherheit. Dieses 
von Josef Isensee 1982 in einem (kurze Zeit später auch publizierten1236) Vortrag entwickelte 
Grundrecht geht davon aus, dass Grundrechte zwar den Staat zur Zurückhaltung gegenüber 
dem Bürger verpflichten. Zugleich kann man darin auch den Herleitungsversuch einer 
verfassungsrechtlichen und verfassungshistorischen Begründung sehen, warum der „Staat 
des Grundgesetzes“ aktiv die Sicherheit des einzelnen Bürgers schützen soll und muss.1237 
Die durchaus umstrittene1238 Argumentation (die teilweise auch Gemeinsamkeiten mit der 
Theorie der staatlichen Schutzpflicht besitzt) basiert (dies erscheint nicht unwichtig) aber im 
Wesentlichen auf den freiheitlichen Prinzipien des Rechtsstaates. Dem stehen in gewisser 
Weise diametral1239 das 1983 vom BVerfG entwickelte Grundrecht auf Informationelle 
Selbstbestimmung sowie das 2008 darauf aufbauende Grundrecht auf Gewährleistung der 
Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme gegenüber. Diese beiden 
Grundrechte basieren darauf, dass es trotz aller Sicherheitsansprüche auch Räume der 
Privatheit geben muss, damit eine Demokratie funktioniert und der Bürger zugleich auch sein 
Leben in freier Entscheidung entfalten kann.1240  
Das Urteil des BVerfG Jahre 1983 hatte im Rückblick für die Entwicklung des Datenschutzes 
eine enorme Wirkung. Mit Blick auf die Drittwirkung der Grundrechte muss jedoch gefragt 
werden, ob der Staat nicht stärker dazu verpflichtet werden könnte, die Einhaltung des 
Datenschutzes auch bei privaten Akteuren in den Blick zu nehmen.1241 Fraglich ist zwar, 
inwieweit der Staat in das Binnenverhältnis seiner Bürger eingreifen soll. Da aber die Idee 
der staatlichen Schutzpflicht staatliches Handeln impliziert, wenn der Bürger selbst nicht 
ausreichend seine eigenen Grundrechte verteidigen kann, muss zumindest die Diskussion 
                                                 
1236
 Isensee (1983). 
1237
 Womit Isensee nicht der Erste war. Zur Diskussion um eine mögliche Drittwirkung der Grundrechte vgl. 
beispielsweise BVerfGE 7, 198 (Lüth): „Die Grundrechte sind in erster Linie Abwehrrechte des Bürgers 
gegen den Staat; in den Grundrechtsbestimmungen des Grundgesetzes verkörpert sich aber auch eine 
objektive Wertordnung, die als verfassungsrechtliche Grundentscheidung für alle Bereiche des Rechts gilt.“  
Knapp 15 Jahre später bekam die Diskussion durch Jürgen Schwabes Dissertation „Die sogenannte 
Drittwirkung der Grundrechte“ einen weiteren Schub (auch wenn die These Schwabes, dass sämtliche 
Grundrechtsverletzungen staatlich sanktioniert seien und es deshalb keine Drittwirkung im 
Privatrechtsverkehr geben könne, recht deutlich zurück gewiesen wurde.). Vgl. Schwab (1971) S.26ff. 
sowie zusammenfassend S.154: „Weil die Grundrechte allein der staatlichen Rechtsmacht konfrontiert sind 
und von niemandem anderem als dem Staat beschränkt werden können, gibt es keinen »Dritten«, denen 
gegenüber sie wirken können; der Begriff der »Drittwirkung« ist schon deshalb verfehlt.“  
Eine aktuelle und systematisch umfassende Darstellung oder Diskussion des Problems der Drittwirkung 
existiert hingegen nach Kenntnisstand des Verfassers nicht; für überblicksartige Darstellungen 
beispielsweise: Münch (1998) S.9ff. sowie Hofmeister (2007) S.40ff. 
1238
 Meier (2003) S.174 – 177. 
1239
 Trotz aller Diskussion um ein „Grundrecht auf Sicherheit“ ist die im Vortrag entwickelte Lehre von den 
Schutzpflichten Bestandteil der Rechtsprechung des BVerfG. Vgl.: Hofmeister (2007) S.47ff. 
1240
 Vgl. BVerfGE 65, 1 (Volkszählung) und BVerfGE 120, 274 (Datenschutz). 
1241Vgl. Holznagel/ Schumacher (2011) S.57f: „Diese Schutzpflicht gebietet es dem Staat und seinen 
Organen, sich schützend und fördernd vor die Grundrechte des einzelnen zu stellen; das heißt vor allem, 
sie auch vor rechtswidrigen An- und Eingriffen Dritter zu bewahren.“ 
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darüber geführt werden. Und wenn man die Rechtsprechung des BVerfG als Maßstab 
nimmt, so scheint dies zumindest grundsätzlich möglich zu sein,1242 zumal die 
verfassungsmäßigen Grundrechte in immer größerem Umfang durch private Akteure verletzt 
werden.1243 Das sind heute zwar zumeist weniger lebensbedrohliche Verletzungen1244 – aber 
die Folgen können für die Betroffenen höchst unangenehm und lang anhaltend sein. 
Allerdings müsste dazu nicht nur deutlicher gemacht werden, wo die problematischen Folgen 
des staatlichen Nichteingreifens liegen, sondern die Theorie der grundrechtlichen 
Schutzpflichten müsste im staatlichen Handeln und in der Rechtsprechung einen deutlich 
höheren Stellenwert erhalten.1245  
 
Beispielhaft für derartige – in gewisser Weise schwerwiegende – Grundrechtsverletzungen 
soll hier einerseits auf die schon in den jeweiligen Abschnitten problematisierten 
Grundrechtsverhältnisse im Bereich Videoüberwachung und Vorratsdatenspeicherung, aber 
auch auf die Verletzung von Arbeitnehmer(-grund-)rechten in der jüngsten Vergangenheit 
verwiesen werden. Grundlegend gleich ist an allen diesen Fällen, dass die Verletzung von 
individuellen Grundrechten eben nicht durch staatliche Institutionen erfolgte,1246 sondern 
dass private Akteure (Unternehmen, aber auch „einfache“ Bürger) in die Freiheitsrechte1247 
anderer Bürger eingegriffen haben.1248 Gleichzeitig stellt sich für die von solchen Eingriffen 
                                                 
1242
 BVerfGE 49, 24, RN 114 (Kontaktsperre): „Das Grundgesetz verwehrt dem Staat nicht schlechthin, 
verfassungsrechtlich geschützte Rechtsgüter auf Kosten anderer Güter, deren Bestand ebenfalls 
verfassungsrechtlich verbürgt ist, zu bewahren, mag es sich bei solchen Rechtsgütern um Grundrechte 
oder andere, verfassungsrechtlichen Schutz genießende Belange handeln. Diese Abwägung ist 
verfassungsrechtlich unausweichlich, wenn sonst die staatlichen Organe die ihnen nach dem Grundgesetz 
und der verfassungsmäßigen Ordnung obliegenden Aufgaben nicht mehr sachgerecht wahrnehmen 
können.“ 
1243
 Münch (1998) S.26: „Da im Rechtsstaat der Staat das Gewaltmonopol besitzt, der Bürger sich also 
gegen gewaltsame Angriffe Privater nicht mit Gegengewalt wehren kann (abgesehen vom Fall einer 
strafrechtlich Notwehr), darf der Staat nicht tatenlos zusehen, wenn Grundrechte durch Angriffe Privater 
verletzt werden. So gesehen liegt die Begründung des Strafrechts im modernen Staat nicht nur, aber auch 
in der Erfüllung dieser staatlichen Schutzpflicht.“ 
1244
 Isensee (1983) S.17f: „Die verfassungsstrukturelle Lösung eines Sicherheitsproblems ruft ein neues 
hervor. Aber das neue ist subtiler als jenes, das ihm vorausliegt. Wenn die prototypische Gefahr auf der 
Fundamentalebene der Mord ist, so ist es auf der rechtsstaatlichen Ebene die Einkerkerung, auf der 
sozialstaatlichen die Arbeitslosigkeit. Der Verursacher der Gefahr erscheint von Stufe zu Stufe abstrakter: 
zuerst der Mitmensch, sodann die Staatsorganisation, schließlich die Wirtschaftsgesellschaft.“ 
1245
 Ekardt (2011) weist darauf hin, dass beispielsweise auch im Bereich des Umweltschutzes staatliches 
Handeln geboten wäre. Vgl. S.193: „Da explizit über Grundrechte und Nachhaltigkeit bisher gerichtlich nicht 
geurteilt wurde, muss hier an die entsprechenden Judikate zum Umweltschutz, z.B. gegen Schadstoffe, 
Lärm oder radioaktive Strahlung, angeknüpft werden. Bekanntlich geht die BVerfG-Rechtsprechung und 
auch insgesamt die deutsche Rechtsprechung mit der Anerkennung entsprechender Grundrechtspositionen 
bisher ziemlich zurückhaltend um und sah bisher bei entsprechenden Klagen im Umweltschutz stets keine 
Grundrechtsverletzung. Vermieden wird bereits der Begriff Schutzrechte statt (sofern überhaupt 
anzuerkennender) bloßer Schutzpflichten der öffentlichen Gewalt, der überhaupt erst deutlich machen 
würde, dass es sich hier um subjektive Rechte handelt, erst recht aber eine Befassung mit dem 
Vorsorgethema.“ 
1246
 Schultzki-Haddouti (2007): S.25: „Dabei sind es nicht staatliche Behörden, die die Entwicklung des 
Panoptikum vorantreiben, sondern private Unternehmen.“  
1247
 Die betroffenen Grundrechte können nur stichpunktartig aufgeführt werden, da die Fälle verschieden 
gelagert sind. Wesentlich scheint aber gerade bei den Problemkreisen privater Videoüberwachung, 
Arbeitnehmerdaten oder Datenverwendung durch Telekommunikationsprovider, dass das Grundrecht auf 
informationelle Selbstbestimmung. Vgl. BVerfGE 65, 1 (Volkszählung) 
1248
 Kutscha (2008) S.168f: „Auch zahlreiche Privatunternehmen betreiben data-mining, um möglichst viel 
über die Interessen und Konsumgewohnheiten ihrer Kunden in Erfahrung zu bringen. Effektiver 
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betroffenen Bürger das Problem, dass im Gegensatz zu einer staatlichen Verletzung von 
Grundrechten der Verursacher solcher Grundrechtsverletzungen deutlich schwerer rechtlich 
zu sanktionieren ist bzw. der Anspruch auf Unterlassung der Grundrechtsverletzung deutlich 
schwieriger durchzusetzen ist. An dieser Stelle könnte die Lehre der Drittwirkung von 
Grundrechten einsetzen, da sie von einer Grundrechtsbindung nicht nur für staatliche 
Institutionen, sondern auch für private Akteure ausgeht.1249 Im Falle des Zutreffens dieser 
Argumentation würde also in den dargestellten Fällen grundrechtsrelevanten privaten 
Handelns nicht nur von einer Verletzung einfachgesetzlicher Normen, sondern auch von 
verfassungsrechtlichen Normen auszugehen sein. In einem solchen Fall aber wäre 
staatliches Eingreifen geboten.1250  
 
Ist dies wiederum zutreffend, dann kommen sowohl die Lehre von einer Drittwirkung der 
Grundrechte als auch die Lehre von den (staatlichen) Schutzpflichten1251 zu einem 
vergleichbaren Ergebnis: Der Staat wäre durch die in der sozialen Wirklichkeit stattfindenden 
Verletzungen von Grundrechten (und nicht nur durch in der Rechtstheorie konstruierten 
Fälle) von private Akteure zum Handeln genötigt.1252 Er müsste gegenüber seinen Bürgern 
eine aktivere Rolle einnehmen, um sie vor Grundrechtsverletzungen durch Dritte zu 
schützen.1253 Damit soll nicht negiert werden, dass staatliches Handeln aus einer 
freiheitlichen Sicht grundsätzlich verdächtig ist – und dass eine solche Schutzpflichttheorie 
den Raum staatlichen Handelns deutlich ausweitet. Es kann aber nicht ignoriert werden, 
dass private Akteure die Grundrechte von Bürgern zunehmend verletzen, diese sich aber nur 
unzureichend gegen derartige Eingriffe wären können.1254  
                                                                                                                                                        
Datenschutz ist mithin nicht nur gegenüber den verschiedenen Überwachungsmethoden staatlicher 
Sicherheitsbehörden gefordert, sondern auch gegenüber den nicht wenigen »big brothers« der 
datenverarbeitenden Privatwirtschaft.“ 
1249
 Zur Einführung: Hofmeister (2007) S.40: „Als Begründer der Lehre (von der unmittelbaren Wirkung der 
Grundrechte, TP.) gilt vor allem Hans Carl Nipperdey. Seiner Auffassung nach ist von einer absoluten 
Wirkung der Grundrechte auszugehen. Absolute Wirkung bedeutet insofern, dass die Grundrechte in ihrer 
Eigenschaft als objektives, verbindliches Verfassungsrecht unmittelbar normative Wirkung entfalten. Der 
Einzelne kann sich somit auch im Privatrechtsverkehr unmittelbar auf die Grundrechte berufen und sie 
gegen andere Bürger geltend machen.“ 
1250
 Vgl. Isensee (1983) S.29. 
1251
 Hofmeister (2007) S.47: „Sie (die Schutzpflichten) gebieten also nicht die Zurückhaltung des staatlicher 
Macht, sondern fordern vielmehr deren Einsatz zum Schutz des Bürgers vor Eingriffen von Seiten Dritter. 
Unter Dritten in diesem Sinne versteht man Personen sowie Institutionen, die selbst nicht Adressaten der 
Grundrechte sind, z.B. Privatrechtssubjekte. Schutzpflicht und Abwehrrecht sind mithin konträre Funktionen 
der Grundrechte.“ 
1252
 Münch (1998) S.24: „Die Funktion von Grundrechten als Schutzpflichten unterscheidet sich von der 
Funktion der Grundrechte als Abwehrrechte. Während die Grundrechte als Abwehrrechte ungerechtfertigte 
Eingriffe staatlicher Gewalt abwehren sollen, verpflichtet die grundrechtliche Schutzpflicht zu einem 
Eingreifen des Staates gegen nicht von ihm (dem Staat), sondern von anderer Seite ausgehenden 
Grundrechtsverletzungen.“ 
1253
 Kutsch (2010) S.113: „In Anbetracht der Situation wird richtig darauf verwiesen, dass das aus Art. 2I i.V. 
mit Art.1I GG abgeleitete Recht auf informationelle Selbstbestimmung nicht nur eine Abwehrfunktion 
gegenüber allzu wissbegieriger Staatsgewalt erfüllen soll, sondern dem Staat auch eine Schutzpflicht 
gegenüber grenzenloser Neugier mächtiger Privater auferlegt.“  
1254
 Möllers/ van Ooyen (2006c) S.367: „Auf der einen Seite lässt sich in der Rechtsprechung des BVerfG 
immer wieder »echte« Liberalität nachweisen, die sowohl den Konflikt mit den höchstrichterlichen 
Fachgerichten nicht scheut als auch den Versuchungen des »Zeitgeistes« - in der Regel – widersteht, die 
Menschen- und Bürgerrechte angesichts angespannter Sicherheitslagen einfach drastisch einzuschränken. 
Andererseits verhält sich dieses Verständnis auf den Staat bezogener Abwehrrechte blind gegenüber allen 
»nichtsstaatlichen« Formen politischer Macht, sodass der Grundrechtsschutz hier leer läuft.“ 
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Um bei den hier beispielhaft vorgetragenen Datenschutzverletzungen durch private Akteure 
zu bleiben: Ein erster Schritt für das sinnvolle Eingreifen von staatlichen Behörden könnte 
die Konstruktion eines eigenen Datenschutzgrundrechts1255 sein, aus dem sich dann 
(datenschutzrechtliche) Schranken für das Handeln privater Akteure ableiten lassen. 
Staatliche Akteure sind dagegen in den letzten Jahren sowohl durch das Grundrecht auf 
Informationelle Selbstbestimmung, als auch durch das Grundrecht auf Gewährleistung der 
Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme in ihrem Handeln ausreichend 
eingeschränkt worden. Hier scheint derzeit kein akuter Bedarf an weiterer 
verfassungsrechtlicher und -politischer Tätigkeit zu liegen.  
 
Einer stärkeren Regulierung und Durchsetzung des Grundrechtsschutzes im Bereich der 
Privaten stehen jedoch zwei Probleme gegenüber: Einerseits die in Deutschland häufig 
vertretene Position, dass der Staat generell der zu kritisierende Akteur ist,1256 während 
private Akteure nur vorsichtig zu regulieren sind.1257 Und andererseits müsste auch der 
Bürger selbst eine andere Kultur im Umgang mit Daten entwickeln – was angesichts der 
Beliebtheit sozialer Netzwerke und der häufigen Verwendung von datenschutzrechtlich 
problematischen Kundenbindungssystemen eher fragwürdig erscheint. 
                                                 
1255
 Künast (2008) S.201f; ähnlich Kutscha (2010) S.114: „Es ist vielmehr an der Zeit, dieses Recht 
ausdrücklich im Grundrechtsteil der Verfassung zu verankern.“ 
1256
 Beispielhaft: Hirsch (2008a) S.14, Lepsius (2008) S.38f, Frankenberg (2010) S.84f. 
1257
 Gusy (2009a) S.326: „Ein Freiheitsverlust kann nicht allein durch Private und deren Angriffe auf 
geschützte Rechtsgüter entstehen.“ 
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6.  Gesetze der Innere Sicherheit. Analyse und Bewertung. 
 
Nachdem die vorgestellten Gesetze bzw. Gesetzespakete in den vorangegangenen Kapiteln 
einer inhaltlich-praktischen Bewertung unterzogen wurden, soll im Folgenden auch eine 
politologisch-analytische Einschätzung zum Kontext der Entstehung dieser Gesetze gegeben 
werden. Die Untersuchung der Veränderungen im Bereich der Akteure wird davon getrennt 
im anschließenden siebten Kapitel vorgenommen. Zunächst wird jedoch noch einmal kurz 
auf die bisherigen Überlegungen eingegangen. 
 
6.1  Anmerkungen zur praktischen Umsetzung 
 
Als Ergebnis der Untersuchung der hier vorgestellten Gesetze, welche die rot-grüne 
Bundesregierung (1998 - 2005) sowie die Große Koalition (2005 - 2009) verabschiedet 
haben, um auf die Herausforderungen durch den Terrorismus zu reagieren, kann 
festgehalten werden, dass diese in vielerlei Hinsicht mit Problemen verbunden waren. Das 
reicht von Fragen der generellen Durchführbarkeit (z.B. Luftsicherheitsgesetz) und Fragen 
der Angemessenheit der jeweiligen Regelungen (z.B. Vorratsdatenspeicherung) über 
grundsätzliche Fragen der Verfassungsverträglichkeit (was das BVerfG regelmäßig zu 
kommentieren hatte) bis hin zu Fragen der Wirksamkeit im Hinblick auf die Verhinderung von 
terroristischen Anschlägen (z.B. Ausbau der Videoüberwachung). Auch wenn für die 
Mehrzahl der vorgestellten Maßnahmen unterstellt werden kann, dass sie hinsichtlich einer 
Abschreckung von terroristischen Taten auf „Gelegenheitstäter“ wirksam sein können, so 
muss eine Abschreckung für „professionell“ vorgehende Terroristen oder gar eine 
Verhinderung von Anschlägen durch die verabschiedeten Gesetze bezweifelt werden.  
Auf der „symbolischen“ Ebene mögen dagegen manche der Gesetze Wirkung entfaltet 
haben. So könnte mit dem LuftSiG eine Signalwirkung gegenüber potenziellen Entführern 
intendiert worden sein: Die Bundesrepublik wäre im Zweifel bereit, entführte Flugzeuge 
abzuschießen. Darüber hinaus würde damit den Bürgern gezeigt, dass die Bundesregierung 
zum Einsatz extremer Mittel bereit ist, um größeren Schaden von der Bevölkerung insgesamt 
abzuwenden. Gestützt wird diese Vermutung sowohl durch Aussagen wie die des 
ehemaligen Verteidigungsminister Jung,1258 der trotz anders lautender Gesetzeslage ein 
entführtes Flugzeug abgeschossen hätte, als auch durch die Bestrebungen der Länder 
Hessen und Bayern, die damalige Entscheidung des BVerfG zur Verfassungswidrigkeit des 
LuftSiG durch die „Hintertür“ auszuhebeln und eine „Abschusserlaubnis“ auf Länderebene zu 
erreichen.1259 Ob die eigenständige Regelung durch die Bundesländer abseits der 
normativen Probleme eines Flugzeugabschuss jedoch sachlich sinnvoll ist, steht dabei auf 
einem anderen Blatt. 
Zugleich muss man sich vergegenwärtigen, dass die Arbeit der jeweiligen 
Bundesregierungen nach „erfolgreichen“ terroristischen Aktionen wie den Anschlägen des 
                                                 
1258
 „Deshalb müsste ich im Notfall vom Recht des übergesetzlichen Notstands Gebrauch machen: Wenn 
es kein anderes Mittel gibt, würde ich den Abschussbefehl geben, um unsere Bürger zu schützen. Das ist 
nach meinem Verständnis eine wichtige Staatsaufgabe.“ Interview mit Franz Josef Jung im Magazin Focus, 
Ausgabe 38/2007. 
1259
 Die Länder Bayern und Hessen haben Anfang 2010 durch eine Organklage vor dem BVerfG versucht, 
die strittige Regelung eines möglichen Flugzeugabschusses landesrechtlich regeln zu können. Hierzu 
versuchten beide Länder, das LuftSiG generell für verfassungswidrig erklären zu lassen (da die Ländern 
hätten zustimmen müssen), um damit der Entscheidung des BVerfG von 2006 den Boden zu entziehen. 
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11. September 2001 oder den folgenden Anschlägen von Madrid und London nicht ohne 
erkennbare Reaktion bleiben konnte. Derartige Ereignisse können nicht ohne politische und 
gesetzgeberische Folgen bleiben.1260 Die Bürger verlangen hier – berechtigterweise – 
Antworten, welche die jeweiligen Bundesregierungen versucht haben, zu geben. 
Überraschend war jedoch für die Mehrzahl der Beobachter, dass die rot-grüne Koalition auf 
Bundesebene zahlreiche Gesetze auf den Weg gebracht hat, welche intuitiv eher von einer 
konservativen Regierung erwartet worden wären. Dies eröffnet für die 
politikwissenschaftliche Analyse ein breites Betätigungsfeld.1261 
 
6.2  Anmerkungen zum politischen Umfeld 
 
Ohne Frage ist es schwer, Gesetze allein ihrem Inhalt nach in das etablierte Parteienschema 
der Bundesrepublik einzuordnen. Trotzdem soll dies hier in einem ersten Schritt auf Basis 
der Parteiendifferenztheorie1262 geschehen. Dieser Ansatz soll hier für eine Analyse 
verwendet werden, da man für die Mehrzahl der Politikfelder plausibel davon ausgehen 
kann, dass die Regierungsbeteiligung von verschiedenen Parteien zu deutlichen 
Unterschieden in den jeweiligen Inhalten der Politik führt. Die Parteiendifferenztheorie geht 
dies aufgreifend davon aus, dass die Zusammensetzung der jeweiligen Regierungen einen 
(sichtbaren) Einfluss auf konkrete Politikinhalte hat und dass sich so Politikunterschiede 
erklären lassen.1263 Vereinfacht gesagt würde man beispielsweise von einer 
sozialdemokratisch geführten Bundesregierung einen Ausbau wohlfahrtsstaatlicher Elemente 
erwarten, während beispielsweise die Beteiligung der Grünen an einer Bundesregierung zu 
einem Ausbau umweltpolitischer Maßnahmen führen müsste. In der politischen Realität ist 
diese „einfache“ Dichotomie nur selten so offensichtlich, nichtsdestotrotz hat die 
Parteiendifferenztheorie ihre Plausibilität für zahlreiche Politikfelder nachgewiesen, so dass 
sie sich auch für eine erste Prüfung im Politikfeld Innere Sicherheit anbietet.1264 
Gleichwohl muss einschränkend darauf hingewiesen werden, dass die 
Parteiendifferenztheorie ihren Ursprung in Analysen der Wirtschafts- und Sozialpolitik hat.1265 
Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass die zugrunde liegenden Annahmen auch 
auf andere Politikfelder übertragbar sind. Die folgenden Überlegungen basieren im 
Anschluss an die Parteiendifferenztheorie auf der für die Zeit der rot-grünen Koalition 
plausiblen Annahme, dass die bundesdeutsche Politik sich in zwei Wertekreise 
unterscheiden lässt. Zum einen eine eher sozial-liberal orientierte Politik, welche man bei 
einer rot-grünen Regierung vermuten würde, zum anderen eine konservativ-liberale Politik, 
welche eher einer schwarz-gelben Koalition zuzuschreiben wäre.1266 Für die Analyse der Zeit 
von 2005 bis 2009 ist die Parteiendifferenztheorie deutlich schwerer anzuwenden, da die 
                                                 
1260
 Neidhardt (2006) S.137: „Die Nulloption steht unter den Bedingungen moderner Massenkommunikation 
nicht zur Verfügung.“  
1261
 Interessant hier die Ausführungen von Busch (2003) und Busch (2007). 
1262
 Zum Überblick: Schmidt (2010) S.358ff. 
1263
 Schmidt (2010) S.358: „Wenn es fest verankerte Parteienstaatsstrukturen gibt, so ist zu erwarten, dass 
sie tiefe Spuren in der Regierungspraxis und im Profil der Staatstätigkeit hinterlassen.“ 
1264
 Schmidt (2010) S.362: „Der Forschungsstand spricht mittlerweile viel mehr für die 
Parteiendifferenztheorie als gegen sie […].“ 
1265
 Schmidt (2010) S.362ff verweist auf zahlreiche Studien, welche die Wirtschafts- und Sozialpolitik 
westlicher Demokratien vergleichen und dabei die Plausibilität der Parteiendifferenztheorie zeigen. 
1266
 Diese hier vorgetragenen – sehr groben Kategorien – werden im Wesentlichen (etwas präziser) auch 
von Müller et al. (2009) genutzt, welche die Wahlprogramme von CDU und SPD untersuchen. 
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beiden großen Parteien (SPD und CDU) in einer Regierungskoalition waren und sich 
dadurch in der Regierungspolitik keine wesentlichen Unterschiede zeigen können. 
Im Bereich der Inneren Sicherheit könnte man auf Basis dieser Zuschreibungen von Werten 
(und daraus resultierenden Politikinhalten) folgendes vermuten: Bei Vorliegen einer 
politischen Problemlage wie der Herausforderung durch den Terrorismus müsste eine rot-
grüne Bundesregierung Maßnahmen ergreifen, welche zwar grundsätzlich den 
Handlungsspielraum des Staates im Bereich der Gefahrenabwehr erweitern, dabei aber eher 
grund- und bürgerrechtsfreundlich sind und neben präventiven und repressiven Maßnahmen 
beispielsweise auch den Täter und dessen Motivation in den Blick nehmen. Im Gegensatz 
dazu würde man von einer konservativ-liberalen Bundesregierung vor allem Maßnahmen 
erwarten, welche sowohl die Möglichkeiten zur Gefahrenabwehr ausweiten, als auch die 
präventiven Mittel des Staates verstärken und dabei die Grundrechte als eher zweitrangig 
betrachten. Zugleich würde in Reaktion auf solche Ereignisse wie die des 11. September 
eine Verschärfung der Ausländerpolitik zu erwarten sein, welche sich neben weit reichenden 
Restriktionen für bereits in Deutschland lebende Ausländer auch im Erschweren des 
Zuzuges zeigen würde.1267 
Vergleicht man dieses – zugegebenermaßen vereinfachte – Schema mit der tatsächlichen 
Politik der rot-grünen Bundesregierung, kommt man zu dem Schluss, dass die Politikinhalte 
im Bereich der Inneren Sicherheit in den Jahren 1998 bis 2005 (spätestens ab 2001) eher 
einer konservativen Politik entsprechen. Einzig die hier nicht näher zu diskutierenden 
Maßnahmen im Bereich der Entwicklungshilfe und -zusammenarbeit, die vor allem durch die 
damalige Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung Wieczorek-
Zeul forciert wurden, könnte man als „typisch“ sozial-demokratische/ sozialliberale Reaktion 
auf die Anschläge des 11. September 2001 einordnen – gleichwohl deren Sinnhaftigkeit im 
Bereich der Terrorismusprävention durchaus diskutabel ist.1268 Dagegen sind die meisten der 
Gesetzesmaßnahmen, welche durch das Bundesinnenministerium vorangetrieben wurden, 
als eher konservative Politik einzuordnen1269 und damit unabhängig von der konkreten 
parteipolitischen Besetzung der Regierung oder der zuständigen Ministerien. Diese den 
Vorhersagen nicht entsprechenden Politikinhalte wecken weiteren Erklärungsbedarf.1270 
 
Am plausibelsten für eine Erklärung erscheint vor dem Hintergrund der oben gemachten 
Ausführungen zum Begriff der (inneren) Sicherheit, dass Sicherheit ein per se konservativer 
Begriff ist. (Innere) Sicherheit lässt sich nur schwer mit progressiven oder liberalen Inhalten 
füllen, sodass in Fragen der Inneren Sicherheit eine gesetzgeberisch aktive Politik immer als 
eher konservative Politik zu interpretieren ist.1271 Selbst wenn Innen- und Justizminister mit 
besten Absichten eine Politik der Inneren Sicherheit gestalten wollen: Spätestens bei 
Vorliegen einer Bedrohungssituation oder einem „erfolgreichen“ Anschlag würden die Bürger 
                                                 
1267
 Instruktiv hier auch die Ausführungen von Busch (2003) S.306ff, der auf Basis der 
Koalitionsvereinbarung von 1998 vor allem die Stärkung der Bürgerrechte und die gesellschaftspolitische 
Aspekte im Bereich der Inneren Sicherheit als ursprüngliche Ziele der (ersten) Rot-Grünen Koalition 
identifiziert. 
1268
 Zum Verhältnis Entwicklungshilfe und Terrorismus: Taken (2009). 
1269
 Müller et al. (2009) S.32.  
1270
 Busch (2003) S.323: „Sicher kann man jedoch sagen, dass die Ereignisse des 11.September 2001 im 
Bereich der Innen- und Rechtspolitik dazu geführt haben, dem rot-grünen Leitmotiv der extensiven Politik 
eine restriktive Note hinzuzufügen.“ Auch wenn dies in der Beobachtung richtig ist, erklärt es immer noch 
recht wenig.“ 
1271
 Es sei denn, die Politik bestünde nur aus einer Art Anti-Politik die sämtliche Maßnahmen im Bereich der 
Inneren Sicherheit unterlässt und am Status quo festhält. 
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das Schutzversprechen des Staates einfordern – und damit würde die Politik der Inneren 
Sicherheit „ganz automatisch“ zu einer konservativen Politik. Zugleich zeigt sich hier die 
„große Koalition der Inneren Sicherheit“: Im Zweifel arbeiten CDU und SPD unabhängig von 
der konkreten Regierungskonstellation im Bereich der Inneren Sicherheit zusammen.1272 
Instruktiv lässt sich diese konservative Politikgestaltung am Beispiel der 
Vorratsdatenspeicherung zeigen, bei der zwei technisch unterschiedliche Verfahren mit 
inhaltlich ähnlichen Ergebnissen für die Ermittlungsbehörden Gegenstand der öffentlichen 
und politischen Diskussion waren. Im Rahmen der parlamentarischen Auseinandersetzung 
wurden diese Vorschläge in Deutschland auch aufgegriffen: Einerseits das sogenannte 
Quick-Frezze-Verfahren,1273 bei dem im Verdachtsfalle die Daten des entsprechenden 
Internet- oder Telefon-Anschlusses (und nur dieses Anschlusses) einmalig gespeichert 
werden. Demgegenüber stand die kontinuierliche Erfassung sämtlicher Verbindungsdaten 
aller Bundesbürger. Offensichtlich ist, dass die erste Lösung (wenn die 
Parteienpräferenztheorie und deren Implikationen zutreffen würden) von einer sozialliberalen 
Koalition hätte bevorzugt werden müssen, da der zweite Ansatz die weniger 
grundrechtsfreundliche Regelung ist. In Deutschland wurde sich jedoch für die zweite 
Lösung entschieden. Zwar ist mit Verweis auf den Tag der Verabschiedung des Gesetzes 
(09.11.2007) zunächst anzunehmen, dass mit Wolfgang Schäuble ein konservativer 
Bundesinnenminister auch ein Gesetz mit konservativem Inhalt zu verantworten hatte. Da 
die bundesdeutsche Norm jedoch „nur“ die europäische Richtlinie 2006/24/EG über die 
Vorratsspeicherung von Daten umsetzt, befriedigt diese Erklärung nur bedingt. Tatsächlich 
hatte sich u.a. Otto Schily als Innenminister im Rat der Innen- und Justizminister maßgeblich 
für die zugrunde liegende europäische Richtlinie eingesetzt1274 – und damit letztlich auch in 
Deutschland eine konservative Politik vorangetrieben.1275 
Zusammenfassend kann man also sagen, dass für den Bereich der Inneren Sicherheit die 
Parteiendifferenztheorie nur eine eingeschränkte Plausibilität besitzt. Zwar kann man mit 
Verweis auf öffentliche Diskussionen im Umfeld der Anschläge des 11. September sowie bei 
bekannt werden von terroristischen Aktivitäten in Deutschland festhalten, dass die rot-grüne 
Bundesregierung sich selten für eine Strategie der „maximalen Sicherheit“ entschieden hat. 
Hier wäre eine konservative Bundesregierung sicher noch etwas weiter gegangen.1276 In der 
Konsequenz sind die Unterschiede zwischen tatsächlicher Politik der rot-grünen 
Bundesregierung und einer möglichen schwarz-gelben Alternative aber gering. Dass dies 
zudem nicht allein singulär auf die Person des letzten sozialdemokratischen Innenministers 
zurückzuführen ist, zeigt auch der Blick in die 1970er Jahren, in denen die damalige 
                                                 
1272
 Glaeßner (2010) S.178: „Die in vielen Einzelfragen bereits vor 2005 erkennbare »Große Koalition in 
Sicherheitsfragen« funktioniert weiter […]“ 
1273
 Vgl. auch das Urteil des BVerfG zur Vorratsdatenspeicherung (BVerfGE 125, 260; hier RN100): „Als im 
Vergleich zur Vorratsdatenspeicherung milderes Mittel komme das Quick-Freezing-Verfahren in Betracht, 
das die Sicherung aller noch gespeicherten Verkehrsdaten einer Person betreffe. In besonderen 
Ausnahmefällen sei auch die Anordnung der Speicherung sämtlicher zu einem bestimmten Zeitpunkt 
verfügbaren Verkehrsdaten denkbar (Global Freezing).“ 
1274
 Detaillierte Nachweise hierzu in den Abschnitten 5.3.5 und 5.3.6 zur Vorratsdatenspeicherung. 
1275
 Müller et al. (2009) S.32. „Der Übergang von Bundesinnenminister Otto Schily, der zuletzt im Vergleich 
zu seiner Anwaltstätigkeit in den 1970er Jahren in vielen politischen Standpunkten kaum wieder zu 
erkennen war, zum gegenwärtigen Innenminister Wolfgang Schäuble lief für den Beobachter fast 
unmerklich.“ 
1276
 Deutlichster inhaltlicher Unterschied in Folge der Anschläge des 11. September 2001 war die Frage der 
deutschen Beteiligung am Einmarsch im Irak. Hier hatten sich CDU und FDP für eine Beteiligung 
ausgesprochen, die Rot-Grüne Bundesregierung hatte sich dagegen ausgesprochen. 
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sozialliberale Koalition in einem Umfeld weit reichender gesellschaftlicher Liberalisierungen 
ebenfalls eine eher konservative Sicherheitspolitik verantwortet hat.1277  
6.3.  Anmerkung zum Politikfeld Innere Sicherheit 
 
Wie aber ist zu erklären, dass sich vor allem in den Jahren der rot-grünen Koalition eine 
Diskrepanz zwischen zu erwartender und tatsächlicher Politik im Bereich der Inneren 
Sicherheit ergibt? Welche Faktoren können für eine Erklärung angeführt werden?  
Eine erste Erklärung könnte auf die Person1278 des Innenministers rekurrieren. Folgt man 
dem Multiple-Streams-Ansatz1279 und betrachtet Otto Schily als eine Art „politischen 
Unternehmer“,1280 dann scheint hier eine erste Erklärung möglich. Denn Otto Schily als 
Innenminister der rot-grünen Koalition musste sich zunächst politisch profilieren und zeigen, 
dass er als ehemaliger Anwalt von Mitgliedern der RAF (und damit als Quasi-Gegner der 
Bundesrepublik) nun in seiner Rolle als Innenminister für die Sicherheit der Bundesbürger 
sorgen konnte.1281 Darüber hinaus musste er nachweisen, dass die SPD im Bereich der 
Inneren Sicherheit kompetente Politik verantworten konnte.1282 Dabei liegt es zwar auf der 
Hand, dass ein Minister weder allein Politikinhalte gegen den Willen seiner Partei gestaltet, 
noch die Politik ohne das von ihm geführte Ministerium durchgeführt werden kann. Im 
Anschluss an den 11. September 2001 öffnete sich jedoch für Schily ein 
Handlungsfenster1283, welches von ihm dazu genutzt werden konnte, seine ohnehin schon 
starke Position im Kabinett zu festigen und auszubauen. Bis dahin war das Feld der Inneren 
Sicherheit für die rot-grüne Koalition eher von sekundärer Bedeutung und wurde durch 
andere Themen überlagert – nun konnte hier aktiv Politik gestaltet werden (und damit 
womöglich von Problemen in anderen Politikfeldern abgelenkt werden).1284 
Zugleich erhielt Schily – zunächst durchaus widerwillig – aufgrund der gestiegenen 
Bedeutung des Themas Innere Sicherheit Unterstützung durch seine Partei- und 
Kabinettskollegen. Aufkommende Kritik innerhalb der eigenen Partei konnte Schily 
(zumindest anfangs) mit Verweis auf die breite Zustimmung der Bevölkerung für seine 
vorgeschlagenen Maßnahmen beiseite wischen.1285 Zugleich ermöglichte es die Zustimmung 
                                                 
1277
 Zum Überblick: Kraushaar (2006a), Weinhauer (2006). 
1278
 Busch (2007) S.429 mutmaßt, dass neben zahlreichen anderen Gründen auch persönliche 
Animositäten Schilys mit den Grünen seine zunehmend restriktive Politik in Teilen erklären könnten. 
1279
 Zum Ansatz selbst vgl. Rüb (2009) sowie die Erläuterungen im einleitenden Kapitel dieser Arbeit. 
1280
 Rüb (2009) S.363. 
1281
 Busch (2003) S.311 zeigt am Beispiel der Reform des Staatsbürgerschaftsrechtes, dass Schily 
zunächst durchaus für liberale Positionen im Bereich der Innen- und Rechtspolitik offen war. 
1282
 Frankenberg (2010) S.128: „Politische Amtsträger in exekutiver Funktion müssen den ihre Reputation 
als kompetente Amtsinhaber und damit ihre Wiederwahl gefährdenden Vorwurf fürchten, sie nähmen von 
außen oder innen auf die Gesellschaft zukommenden Bedrohungen nicht angemessen wahr oder seien 
ihnen nicht gewachsen.“  
1283
 Rüb (2009) S.361f: „Zeitfenster öffnen sich oder werden aktiv geöffnet. Sie öffnen sich durch Ereignisse 
im Politics-Strom […]. So ergeben sich neue Chancen, die vorher nicht bestanden. Sie öffnen sich aber 
auch durch Ereignisse im Problemstrom, wie etwas »focusing events«, dramatische Ereignis, Berichte von 
Kommission, u.ä. Solche Ereignisse strukturieren die politische und öffentliche Aufmerksamkeit neu und 
manche Sachverhalte schaffen den Sprung auf die politische Agenda, während andere verschwinden oder 
für später aufgehoben werden.“ 
1284
 Busch (2007) S.408. 
1285
 Waldmann (2009) S.24f weist darauf hin, dass in repräsentativen Demokratien Ausnahmesituationen 
eine der wenigen Gelegenheiten sind, „… in denen eine direkte Kommunikation zwischen einem politischen 
Führer und der breiten, verunsicherten Bevölkerung zustande kommt.“ 
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der Bevölkerung1286 und die dadurch fehlende öffentliche Kritik der Regierungskoalition und 
insbesondere der SPD, sich selbst durch die eingeleiteten (bei genauerem Hinsehen eher 
aktionistischen1287) Maßnahmen als kompetent im Bereich der Inneren Sicherheit 
darzustellen. Dies wiederum steigerte die Wahrscheinlichkeit einer Wiederwahl der bis dahin 
etwas glücklosen agierenden Koalitionsparteien.1288  
Neben diesen persönlichen Aspekten muss man sich bewusst machen, dass die Mehrzahl 
der Maßnahmen und Gesetzespakete, welche in Reaktion auf den 11. September diskutiert 
und beschlossen wurden, ohnehin schon in den „Schubladen“ des Innenministeriums 
vorbereitet waren.1289 In der Sprache des Multiple-Streams-Ansatzes bilden diese Ideen und 
Überlegungen den Policy- oder Optionsstrom.1290 Dass solche Vorlagen für zahlreiche 
denkbare Ausnahmefälle existieren, ist dabei an sich weder überraschend noch besonders 
zu kritisieren, da ein Ministerium letztlich auch die Aufgabe hat, das Undenkbare zu denken 
und Vorarbeiten auch für Ausnahmesituationen zu leisten.1291 Diese Vorarbeiten sollen 
letztlich die politische Leitung in die Lage versetzen, auf alle Eventualitäten vorbereitet zu 
sein und im Beispiel des Bundesinnenministeriums bei Gefahrenlagen nicht hilf- und kopflos 
zu reagieren.  
 
Der „focusing event“1292 des 11. September 2001 sorgte dafür, dass das bis dahin eher am 
Rande des Regierungshandelns liegende Politikfeld „Innere Sicherheit“ für Rot-Grün 
interessant,1293 wenn nicht sogar in politischer Hinsicht überlebensnotwendig wurde – und so 
auch mangels anderer Alternativen auf die Vorlagen aus den „Ministeriumsschubladen“ 
zurückgegriffen wurde. Dass hierbei Gesetzesvorhaben in die Diskussion eingebracht 
wurden, die unter anderen Umständen nicht diskutabel gewesen wären, steht dabei auf 
einem anderen Blatt.1294 Verwiesen sei nur auf die Ausführungen zur Anti-Terror-Datei: Der 
Einsatz dieser Maßname wird wohl trotz seines Entstehungskontextes – wie im Abschnitt 
5.2.1 gezeigt – nicht allein auf den Kampf gegen den Terrorismus beschränkt sein. Für die 
Analyse der Politik der Inneren Sicherheit muss man sich jedoch vergegenwärtigen, dass der 
11. September (und auch die folgenden Anschläge in London und Madrid) als Teil der 
Herausforderung durch den Terrorismus zunächst nur eines unter vielen Problemen im 
                                                 
1286
 Verwiesen sei auf die schon in den Ausführungen zur Online-Durchsuchung erwähnte Umfrage, bei der 
über 60% der Befragten sich für den Einsatz des Bundes-Trojaners aussprachen. Ähnliche Zahlen 
existieren auch für die Videoüberwachung. Vgl. Bornewasser (2005) S.247. 
1287
 Frankenberg 2010: S.239: „[…] es lässt sich schwerlich bestreiten, dass diese Akteure sich vor allem 
bei besonders bedrohlichen und gefährlichen Einbrüchen in die Normalität routinemäßig über eine 
nüchterne Einschätzung der Bedrohungslage und eine sorgfältige Abwägung der gebotenen 
Abwehrmaßnahmen hinaustreibende und einen zumindest auch wahltaktisch und parteipolitisch 
motivierten, symbolischen Aktionismus erkennen lassen.“  
1288
 Rüb (2009) S.363: „Politik ist – und das gilt auch für policy-analytische Fragestellungen – wesentlich 
Kampf um Macht und professionalisierte Politik nutzt alle Möglichkeiten, um erfolgreich zu sein […].“ 
1289
 Lepsius (2004). 
1290
 Rüb (2009) S.355. 
1291
 Zum Verhältnis von Politik und Verwaltung: Bogumil/ Jann (2009) S.186ff. 
1292
 Rüb 2009 S.361. 
1293
 Busch (2007) S.408: „ … die Terroranschläge vom 11.September 2001 in den Vereinigten Staaten 
sowie denjenigen in Madrid (11. März 2004; 191 Tote, 1800 Verletzte) und London (7. Juli 2005; 52 Tote, 
770 Verletzte) führten dazu, dass sich die Themen Sicherheit und Terrorismusbekämpfung in das Zentrum 
der innen- und rechtspolitischen Diskussion schoben.“ 
1294
 Glaeßner (2010) S.173: „Die Bundesinnenminister, Otto Schily (SPD), und, in deutlich intensiverer 
Weise sein Nachfolger, Wolfgang Schäuble (CDU), nutzen jede sich bietende Gelegenheit, um unter dem 
Rubrum Terrorismusbekämpfung Gesetzesvorhaben auf den Weg zu bringen, die unter anderen 
Umständen nicht oder nur schwer zu realisieren gewesen wären […].“ 
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Bereich der Inneren Sicherheit war. Die Anschläge waren jedoch – wiederum in der Sprache 
des Multiple-Streams-Ansatzes – Handlungsfenster, um bestehende Überlegungen in den 
Ministerien in konkrete Politik umzusetzen; sie sind somit ein Teil des Problemstroms.1295 
Die Rolle des Innenministeriums ist in diesem Kontext ein weiterer Faktor, welcher die 
Politiken und Gesetzesmaßnahmen im Bereich der Inneren Sicherheit erklären kann. Das 
Handeln von Bundesregierungen sowie die Vorarbeiten aus den beteiligten Ministerien 
(primär des BMI) entsprechen in den Kategorien des Multiple-Streams-Ansatzes dem Policy-
Stream. Im politischen Umfeld und in den Ministerien existieren für auftauchende Probleme 
im Regelfall vielfältige Lösungsansätze. Welche der vorhandenen Optionen jedoch 
umgesetzt werden, hängt neben den schon genannten, sich öffnenden Handlungsfenstern 
auch von den beteiligten Personen und zuweilen schlicht Zufälligkeiten ab.1296 Der 11. 
September versetzte die Hausleitung mangels Alternativen in die missliche Lage, vor allem 
auf die von (eher konservativen) Ministerialbeamten entwickelten Lösungen zu setzen – 
selbst wenn die politische Ebene vielleicht liberale Lösungen bevorzugt hätte, standen diese 
zunächst schlicht nicht zur Verfügung.  
In jedem Fall existierten für die Ereignisse des 11. September keine oder keine politisch 
opportunen Vorarbeiten im BMI. Zugleich erzeugte die mediale Aufmerksamkeit für die 
Anschläge sowie eine verunsicherte Bevölkerung (als externe Anlässe) einen enormen 
Handlungsdruck:1297 Bundesregierung und Innenminister mussten Handlungsfähigkeit 
demonstrieren. Allerdings konnte Otto Schily und in der Folge die rot-grüne Koalition nur auf 
„konservative“ Vorarbeiten des BMI zurückgreifen. Nachdem ein konservativer Pfad jedoch 
einmal beschritten worden war, wäre ein Verlassen dieses Pfades nur noch schwer 
kommunizierbar gewesen.1298 Der eingeschlagene Weg wurde also in den Tagen des 11. 
September 2001 (zufällig bzw. mangels Alternativen) betreten – als Option angelegt wurde 
er (im BMI) in den Jahren davor. Dass die Politik der Inneren Sicherheit in den folgenden 
Jahren eine eher konservative war, ist also weniger das Ergebnis einer großen rationalen 
Politikentscheidung, sondern vielmehr das Ergebnis von Zufälligkeiten, äußeren Ereignissen 
sowie vielen kleinen (in sich rationalen) Schritten im Prozess der Politikformulierung und -
gestaltung sowie der Vorbereitung von Gesetzesvorhaben.  
Als ein weiteres Erklärungsmuster für die Entwicklung des Politikfeldes der Inneren 
Sicherheit unter Rot-Grün bietet sich der eher in der wohlfahrtsstaatlich orientierten 
Politikwissenschaft beheimatete Machtressourcenansatz an.1299 Der Ansatz selbst geht 
davon aus, dass es im Ringen um die Inhalte von Politik unterschiedlich stark verteilte 
Einflussmöglichkeiten für gesellschaftliche Gruppen gibt – und sich dies wiederum in der 
Politikgestaltung und den Politikinhalten niederschlägt. Sind die an der Politikgestaltung 
beteiligten Akteure inhaltlich eher an einer ähnlichen Zielrichtung politische Programme 
                                                 
1295
 Rüb (2009) S.361: „Sie (~ Handlungsfenster, TP.) öffnen sich aber auch durch Ereignisse im 
Problemstrom, wie etwa focusing events, dramatische Ereignisse, Berichte von Kommissionen, u.ä.“ 
1296
 Rüb (2009) 352. 
1297
 Rüb (2009) S.359f: „[…] obwohl Regierungen über Sachverhalte entscheiden müssen, die sie nicht 
verstehen, obwohl sie Instrumente einsetzen, über deren Wirkung sie nur wenig wissen, obwohl Politiker 
versprechen, bestimmte Probleme zu lösen, über die sie keine ausreichenden Informationen verfügen, 
müssen Entscheidungen laufend getroffen werden.“ 
1298
 Rüb (2009) S.361. 
1299
 Grundsätzlich hierzu: Ostheim/ Schmidt (2007) S.40: „Machtressourcenbasierte Analysen gehen davon 
aus, dass die Inhalte der Politik durch die wirtschaftliche und politische Machtverteilung zwischen 
gesellschaftlichen Gruppen oder Klassen mit gegensätzlichen Interessen geprägt werden. Deshalb lenken 
sie die Aufmerksamkeit vor allem auf die Organisations- und Konfliktfähigkeit gesellschaftlicher Gruppen 
oder Klassen sowie auf die Kräfteverhältnisse zwischen ihnen.“ 
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interessiert und fehlen Gegenspieler mit ausreichend Verhinderungspotenzial, so steigt die 
Umsetzungswahrscheinlichkeit von bestimmten Inhalten deutlich an.1300 
Im Bereich der Inneren Sicherheit sind die einzig relevanten gesellschaftlichen Gruppen mit 
Einfluss auf die Politikgestaltung die Polizeigewerkschaften; Bürgerrechtsgruppen oder 
andere „zivile“ Akteure besitzen hingegen nur einen sehr begrenzten Einfluss.1301 Wie schon 
in der Darstellung der institutionellen Akteure diskutiert, hatten die Gewerkschaften in den 
1990er Jahren vor allem damit zu kämpfen, sich gegen Strukturreformen und Personalabbau 
im Bereich der Inneren Sicherheit zu wehren und die Folgen dieser Personalreformen für die 
eigenen Mitglieder erträglicher zu gestallten.1302 Bedingt durch die (eher konservativen) 
Vorschläge zur Terrorismusbekämpfung sahen die auch in den Gesetzgebungsprozessesen 
beteiligten und in den Ministerien vertretenen (politisch eher sozialdemokratisch 
orientierten1303) Gewerkschaften die Möglichkeit, den weiteren Personalabbau zu stoppen 
oder zumindest zu verlangsamen.1304 Die dahinter liegende Strategie baute auf der durchaus 
nachvollziehbaren Annahme auf, dass eine Ausweitung von Kompetenzen1305 nicht ohne 
zusätzliches Personal von statten gehen könne – was wiederum die geplanten 
Stellenstreichungen kompensiert oder verlangsamt hätte.  
 
Auch die Rolle der Opposition kann – zunächst paradoxer Weise – als ein Faktor der wenig 
grundrechtsfreundlichen Regierungspolitik von Rot-Grün verstanden werden. Folgt man 
hierfür beispielsweise den Überlegungen Scharpfs,1306 dann thematisiert und kritisiert die 
Opposition bewusst nur ausgewählte Aspekte der Regierungspolitik, um in diesen Bereichen 
ihre besondere Kompetenz darzustellen und dadurch perspektivisch Wählerstimmen zu 
gewinnen. Zugleich ist in einem weitestgehend auf Kooperation angelegten politischen 
System wie der Bundesrepublik gegen den entschiedenen Widerstand der Opposition keine 
dauerhaft erfolgreiche Politikgestaltung möglich.1307 Die Oppositionsparteien1308 in den 
Jahren 1998 bis 2005 mussten sich demnach immer auch zur Politik der Inneren Sicherheit 
äußeren; hierbei konnten sie aber die inhaltlich eher konservative Politik der rot-grünen 
Koalition nicht vollständig diskreditieren, da sie im Falle eigener Regierungsverantwortung 
                                                 
1300
 Rüb (2009) S.356: „Nach Kingdon´s Ansicht ist es viel wahrscheinlicher, dass Policies erfolgreich sind, 
wenn sie auf eine ausgeglichene Verteilung organisierte Interessen treffen bzw. wenn starke Interessen 
eine Entscheidung befürworten.“ 
1301
 Lange (2008a) S.210: „Prinzipiell würden auch Bürgerrechtsgruppen zum korrespondierenden 
politischen Umfeld zählen. Faktisch sind sie aber an den korporatistischen Verhandlungsgremien des 
Politikfeldes nicht beteiligt.“ 
1302
 Dies wird auch bei der Analyse der Architektur im Abschnitt 7.3 aufgegriffen. 
1303
 Lange (2008a) S.212ff. 
1304
 Lange (2008a) S.216 weist auf die engen Interessenverknüpfungen von Ministerialverwaltung und 
Polizeigewerkschaften hin: „Das korporatistische Arrangement entwickelt sich dahin, dass eine 
Gewerkschaft wie die GdP einerseits bestimmte Reformvorstellungen der Ministerialverwaltung akzeptiert 
und innerhalb der eigenen Klientel vermittelt; andererseits berücksichtigt die Ministerialbürokratie bestimmte 
gewerkschaftliche Forderungen […].“ 
1305
 Morlok/ Krüper (2009) S.335. 
1306
 Vgl. Scharpf (2006) S.306ff. 
1307
 Busch (2003) S.325: „Peter Katzenstein hat dafür die griffige Formel vom semisouveränen Staat der 
Bundesrepublik erfunden, und die Ergebnisse dieses Kapitels […] zeigen, wie eingeschränkt […] die 
Möglichkeit einer Bundesregierung ist, Politik gegen entschiedenen Widerstand durchzusetzen […]. Dies ist 
interessanterweise nicht nur bei Verteilungskonflikten der distributiven Politik der Fall […].“  
1308
 Was vor allem für die CDU von Bedeutung war, da diese (zumindest in der Selbstwahrnehmung) die 
einzige glaubwürdige Partei der Sicherheit ist. 
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diese ähnlich ausgestaltet hätten.1309 Dies wird indirekt am Beispiel des 
Luftsicherheitsgesetzes deutlich, für das – vor allem konservativ regierte – Bundesländer 
eine Mitsprache über den Bundesrat mehrfach öffentlich forderten.1310 Die fehlende 
Beteiligung des Bundesrates im Gesetzgebungsprozess ermöglichte ihnen zugleich, trotz 
inhaltlicher Zustimmung am Gesetz, die formal-gesetzgeberische Arbeit der 
Bundesregierung zu kritisieren. Konsequenterweise hätte die fehlende Einbindung des 
Bundesrates aber eine Klage der Bundesländer gegen das Zustandekommen des Gesetzes 
(aus formalen Gründen) vor dem BVerfG nach sich ziehen müssen – was jedoch aufgrund 
der inhaltlichen Zustimmung vorerst unterblieb.1311 
Für die hier relevanten Probleme muss zudem berücksichtigt werden, dass (Innere) 
Sicherheit nicht nur ein wichtiger Bereich des Politischen ist, sondern das glaubwürdige 
Gewähren von Sicherheit im Zentrum einer Politik stehen muss, wenn diese um 
Wählerstimmen kämpft.1312 Aus diesem Grunde konnten sich im Bereich der Inneren 
Sicherheit weder die rot-grüne Bundesregierung, noch die vor allem von CDU und FDP1313 
dominierte Opposition für eine stärker liberal ausgerichtet Politik entscheiden, ohne mit 
Verlusten von Wählerstimmen zu rechnen. Zugleich wäre alles andere als eine auf eher 
umfangreiche Maßnahmen (oder sogar eine grundrechtssensible) setzende Politik auf 
scharfe Kritik vor allem der CDU gestoßen, die sich dann als glaubwürdigen Garanten der 
öffentlichen Sicherheit in Wahlkämpfen hätte darstellen können.1314 Das wird auch dadurch 
bestätigt, dass einzelne Maßnahmen der rot-grünen Koalition der oppositionellen CDU trotz 
ihres stark restriktiven Charakters nicht weit genug gingen.1315 Im Ergebnis führte dies in der 
schwierigen (und aufgeheizten) Stimmung nach dem 11. September 2001 zu einem 
Wettbewerb um ein mehr an Sicherheit, bei dem die Beachtung der Grundrechte 
zurücktreten musste.1316  
Zwar handelt sich eine solche Orientierung der Politik an Wählerstimmen dann leicht den Ruf 
des Populismus ein; in Anbetracht des in der Bevölkerung weit verbreiteten 
Sicherheitsbedürfnisses wäre eine andere Politik aber auch schwerlich demokratisch zu 
                                                 
1309
 Busch (2007) S.427: „… im Bereich der Innen- und Rechtspolitik […] der Interaktionsmodus zwischen 
Regierung und Opposition sich von einem primär auf Konfrontation ausgelegten zu einem mehr an 
Kooperation orientierten verändert hat.“ 
1310
 Busch (2007) S.416: „Obwohl die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes vom Bundesrat behauptet 
wurde, klagte kein Bundesland vor dem Verfassungsgericht […]“ 
1311
 Was aber später von Bayern und Hessen nachgeholt wurde. Siehe die Ausführungen zum LuftSiG. 
1312
 Kaufmann (1973). 
1313
 Ausnahmen in der öffentlichen Rhetorik (zugunsten einer bürgerrechtsfreundlicheren Politik) wurden vor 
allem bei der FDP dann durch das Abstimmverhalten konterkariert. Vgl. dagegen Busch (2007) S.413: „Die 
Regelungen umfassen sowohl repressive Aspekte, und sie waren (nach der großen Einigkeit im Nachfeld 
der Terroranschläge) auch parteipolitisch umstritten gewesen, was Beobachter als Indiz demokratischer 
Stabilität gewertet worden ist…“ 
1314
 Vgl. für die Bundestagswahl 2009: „Vergleicht man die Kriminalstatistik der Länder, wird deutlich: Dort, 
wo die Union in Deutschland regiert, leben die Menschen sicherer. So gab es im Jahr 2008 in den 
unionsregierten Ländern Bayern (5.203) und Baden-Württemberg (5.505), Thüringen (6.230), Hessen 
(6.708) und Sachsen (7.009) bundesweit die wenigsten Straftaten auf 100.000 Einwohner. Die SPD-
geführten Stadtstaaten Berlin (14.131) und Bremen (14.282) bilden hingegen das Schlusslicht dieser 
Statistik.“ Themenpapier der CDU Bundespartei zur Inneren Sicherheit (Stand 27.08.2009). Online unter: 
http://www.cdu.de/doc/pdf/090827-politik-az-innere-sicherheit.pdf. 
1315
 Busch (2007) S.428: „In vielen dieser Themenbereiche verfolgte die Union (verglichen mit der Position 
der Koalition) eher noch restriktivere Ziele […].“ 
1316
 Anter (2007) S.115. 
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legitimieren.1317 Das in einem solchen Umfeld (bzw. in einem solchen 
Überbietungswettbewerb) liberale Politikinhalte im Bereich der Inneren Sicherheit überhaupt 
keine Chance haben, Gehör zu finden und sowohl Regierung als auch Opposition es sich 
(vermeintlich)1318 nicht erlauben können, für einen differenzierten Umgang1319 mit 
Sicherheitsproblemen zu werben, erscheint dadurch letztlich nicht mehr überraschend.1320 So 
sorgte der sich selbst verstärkende Wettlauf um immer „mehr Sicherheit“ für immer weiter 
gehende Sicherheitsgesetze – wodurch die eigentlich sozialliberal geprägte rot-grüne 
Koalition1321 eine konservative Politik der Inneren Sicherheit exekutierte.  
Mit dem Bundesverfassungsgericht war der einzige ernstzunehmende Vetospieler,1322 der 
sowohl inhaltlich andere Positionen als die Bundesregierung(en) vertrat, als auch über das 
nötige Gewicht im Institutionengefüge besitzt, nicht direkt am Gesetzgebungsverfahren 
beteiligt: Zwar unterstellt man den Karlsruher Richtern bisweilen wie oben ausgeführt, dass 
schon allein die Gefahr eines negativen Votums einen Einfluss auf die Politikgestaltung 
haben könnte. Zumindest für den Bereich der Inneren Sicherheit kann dieser Schatten aus 
Karlsruhe jedoch nicht beobachtet werden. Wenn überhaupt dann wurden mögliche 
Einwände des BVerfG nur bei der Formulierung des BKA-Gesetzes von Seiten politisch 
Verantwortlicher beachtet – mit oben dargestelltem Ergebnis eines „dilatorischen 
Formelkompromisses“ par Excellenze.1323 So blieb dem BVerfG (auch aufgrund seiner 
institutionell festgelegten Rolle) nur, die Balance von Sicherheit und Freiheit im Rahmen 
„negativer“ Politikgestaltung zu beeinflussen.1324 Das diese Rolle der „negativen“ 
Politikgestaltung dann zu entsprechend heftiger Kritik von Seiten der Bundesinnenminister 
(und anderer Politiker) führte, überrascht nur noch wenig: Wenn es nur einen Gegenspieler 
gibt, kann sich auf diesem die gesamte Kritik konzentrieren. 
Im Ergebnis führen diese Faktoren dazu, dass im Politikfeld Innere Sicherheit vor allem in 
den Jahren der rot-grünen Bundesregierung die Zahl der Vetospieler (welcher für eine 
grundrechtsfreundliche Politik hätten eintreten können) gering war. Inhaltliche 
Gegenstimmen oder Kritik existierten damit im ohnehin von Zusammenarbeit zwischen 
                                                 
1317
 Stegner (2008) S.163: „Wir müssen die Sicherheitsbedürfnisse der Menschen ernst nehmen. Denn wer 
in der Debatte über die innere Sicherheit schweigt, wird die Mehrheit der Bevölkerung verlieren.“ Kritisch 
hierzu: Baum (2008) S.181: „Immer wieder gilt es, in schwierigen Situationen, oft auch gegen die Mehrheit 
der Bevölkerung […] die Grundrechte zu verteidigen.“ 
1318
 Riescher (2010) S.21: „Sie (Sicherheitspolitiker, TP) neigen nach allem, was wir wissen, eher dazu zu 
vermuten, der politische Preis für eine Unterreaktion sei höher als derjenige einer Überreaktion.“ 
1319
 Lange (2008b) S.67: „Besonders auffallend ist, dass jeder vereitelte Anschlag, eigentlich ein Erfolg, der 
für die Qualität der bestehende Sicherheitsorgane spricht, zum Anlass genommen wird, weitergehende 
Verschärfungen und Kompetenzerweiterungen zu reklamieren. Eine Zuspitzungsspirale ist die Folge.“ 
1320
 Hirsch (2008c) S.176: „Es ist leichter, mir der markigen Forderung nach law an order wie ein Regisseur 
»action« zu rufen, als dem Wähler zu erklären, dass ein absoluter Schutz ebenso wenig möglich ist, wie die 
Zehn Gebote es jemals verhindern konnten, ständig gebrochen zu werden.“ 
1321
 Busch (2007) S.429 weist vor allem auf die Diskrepanz zwischen bürgerrechtsfreundlicher 
Programmatik und tatsächlicher Politik bei den Grünen hin. Ergänzend weist Glaeßner (2010) S.178 darauf 
hin, das die Grünen nach Ende ihrer Regierungsbeteiligung in Bürgerrechtsfragen wieder zu alten 
Positionen gefunden haben. 
1322
 Kneip (2011) sieht das Bundesverfassungsgericht weniger in der Rolle des Vetospielers als des 
Mitspielers. 
1323
 Vgl für das BKA-Gesetz Abschnitt 5.3.6.3 dieser Arbeit; vgl. für den dilatorischen Formelkompromiss: 
Schmitt (1993) S.31f: „Der Kompromiss betrifft also nicht die sachliche Erledigung einer Frage im Wege 
beiderseitigem sachlichen Nachgebens, sondern die Einigung geht dahin, sich mit einer dilatorischen 
Formel zu begnügen, die allen Ansprüchen Rechnung trägt.“ 
1324
 Siehe auch die Ausführungen zur Rolle des BVerfG als Akteur der Inneren Sicherheit (Abschnitt 3.8). 
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Regierung und Opposition geprägten politischen System Deutschlands1325 nur 
eingeschränkt.1326 Zugleich hätten diejenigen Akteure, die eher liberale Positionen vertreten 
können, damit entweder gegen eigene Interessen verstoßen (Gewerkschaften), waren erst 
im Anschluss (und nur nach expliziter Anforderung) an das Gesetzgebungsverfahren zur 
Intervention fähig (BVerfG) oder aber ohne echte Einflussmöglichkeiten (beispielsweise 
Bürgerrechtsvertreter). Als einzige Akteure, die zumindest theoretisch für eine Pluralität der 
Interessen im Gesetzgebungsprozess hätten sorgen können, blieben somit die im Bundestag 
vertretenen Parteien übrig.  
Da aber das glaubwürdige Sorgen für Sicherheit ein Wahlkämpfe entscheidender Faktor ist, 
konnte es sich keine Partei erlauben, entschlossen in der politischen Auseinandersetzung für 
eine differenzierte Politik im Bereich Grundrechte und Innere Sicherheit einzutreten.1327 
Zugleich waren die wenigen institutionalisierten (potenziellen) Vetospieler 
(Polizeigewerkschaften, Vertreter der Ministerien) vor allem mit Blick auf mögliche 
Stellenstreichungen viel eher bereit, eine Ausweitung von Kompetenzen zu tragen, auch 
wenn dies eigentlich gegen ihre (politischen) Überzeugungen sprach. Schlussendlich ist das 
Politikfeld Innere Sicherheit generell geprägt durch eine hohe Anzahl von staatlichen oder 
staatsnahen Akteuren,1328 was dazu führt, dass beispielsweise im Gesetzgebungsverfahren 
die bürgerrechtsfreundlichen Positionen auch „nur“ von staatlichen Akteuren1329 wie 
Ministerial- oder Polizeibeamten vertreten werden.1330 Originäre Bürgerrechtsgruppen 
werden dagegen eher selten an solchen Verfahren beteiligt, so dass deren Einflussnahme 
nur über den Weg der medialen Begleitung möglich ist.1331 Wenn jedoch die an der 
Gestaltung von Politikinhalten beteiligten Akteure (aus ihrer institutionalisierten Rolle heraus) 
nur eingeschränkt Kritik an einer zu starken Ausweitung von staatlichen Kompetenzen üben, 
dann gerät die Balance von Sicherheit und Freiheit im Gesetzgebungsprozess zuweilen in 
eine Schieflage – im Fall der Politik der Inneren Sicherheit in den Jahren nach dem 11. 
September vor allem zugunsten der Sicherheit.  
 
6.4 Politische Kultur 
 
                                                 
1325
 Müller et al. (2009) S.39: „Hier fällt auf, dass sich SPD und CDU seit 2001 auf eine beinahe identische 
Grundkonzeption des Verhältnisses von Freiheit und Sicherheit zu bewegt haben, nach der Sicherheit die 
Voraussetzung von Freiheit ist.“ 
1326
 Zur „großen Koalition“ der Inneren Sicherheit: Busch (2007) S.421f. 
1327
 Waldmann (2009) S.24: „Sich selbstbewusst und stark gebende, mit einem autoritären Charisma 
ausgestattete politische Führer treffen in ihrem Diskurs und ihren Reaktionen offenbar besser die 
allgemeine Gemütslage und Stimmung von durch terroristische Großanschläge oder Kampagnen 
aufgewühlten Gesellschaften als gemäßigte, rational argumentierende Politiker.“ 
1328
 Lange (2008b) S.71f. weist auf den Zusammenhang von Staatsverständnissen und konservativer Politik 
der Inneren Sicherheit hin. Ähnlich Lange (2008a). 
1329
 Das Argument basiert auf der Annahme, dass Vertreter staatlicher Akteure schwerlich gegen ihre 
eigenen Interessen handeln und für eine starke Beschneidung staatlicher Handlungsspielräume sorgen 
werden, wenn dies in politischen Auseinandersetzungen nicht von starken Opponenten gefordert wird. Zum 
Verhältnis Sicherheit und Staat vgl. auch Anter (2007) S.120. 
1330
 Lange (2008a) S.214f zeigt, dass in den für die Polizeien zuständigen Abteilungen der Innenministerien 
eine größerer Zahl „gelernter Polizisten“ arbeitet – und es ist nicht davon auszugehen, dass diese die 
Positionen der in solchen Verfahren beteiligten Polizeibeamten und Polizeigewerkschaften vollständig 
widersprechen. 
1331
 Lange (2008a) S.218: „Sie (Bürgerrechtsgruppen; TP) sind dementsprechend darauf angewiesen, den 
eigenen Zugang in Form der Öffentlichkeit zu finden und zu behaupten.“ 
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Ein weiterer erklärender Faktor für die Politik der Inneren Sicherheit unter der rot-grünen 
Bundesregierung könnte in der „politischen Kultur“ Deutschlands liegen; genauer gesagt in 
der Kultur der „Sicherheitspolitik“. Diese ist in Deutschland traditionell1332 stärker auf 
Prävention und der vollständigen Ausschließung von Anschlägen oder sicherheitsrelevanten 
Ereignissen ausgerichtet, als beispielsweise auf den Umgang mit möglichen Folgen eines 
Anschlages. Allerdings hat sich diese auf Prävention gerichtete Sicherheitspolitik erst in den 
letzten Jahren verstärkt in konkreter Politik niedergeschlagen,1333 wie das Beispiel der 
Vorratsdatenspeicherung und der dadurch möglichen, fast vollständigen Erfassung der 
Kommunikationsdaten aller Bundesbürger eindrucksvoll zeigt. Ähnlich könnte auch der 
immer wieder geforderte Ausbau der Videoüberwachung gedeutet werden: Obwohl über 
deren Wirksamkeit bestenfalls begrenzte Informationen vorliegen, wird der Ausbau gefordert. 
Zugleich hat sich aber auch die Situation für die Ermittlungsbehörden gewandelt: War in 
„früheren Zeiten“ vor allem die umfassende Aufklärung das Ziel der Ermittlungsarbeit, so gilt 
heute vor allem die Verhinderung von Anschlägen als das Erfolgskriterium in der Bewertung 
der Arbeit – was wiederum die angesprochene Präventionskultur weiter vorantreibt.  
Dabei könnte gerade die Vorsorge vor und der Umgang mit den Folgen eines Anschlags ein 
Betätigungsfeld sein, welches trotz aller damit verbundenen Probleme sowohl den von 
möglichen Anschlägen betroffenen Bürgern helfen würde, als auch dem Problem des 
Terrorismus selbst angemessen wäre. Dass dies nicht geschieht, kann nur mit der 
Eigenrationalität des politischen Systems erklärt werden, welches in Wahlperioden1334 
denkt.1335 „Zugute“ halten muss man jedoch den Innenministern der letzten Jahre, das sie 
sich niemals mit einer solch differenzierten Betrachtung der deutschen Sicherheitslage 
zitieren lassen könnten. Dies erklärt sich aus den politischen Handlungsoptionen des 
Ministeramtes: In dem Moment, in dem ein Innenminister die eingeschränkten 
Erfolgsaussichten des eigenen (präventiven) Handelns benennen würde, um sich dadurch 
Freiräume für die Arbeit zum Umgang mit den Folgen eines erfolgreichen Anschlages zu 
schaffen, könnte er wohl gleichzeitig den eigenen Rücktritt vorbereiten: Erfolglosigkeit oder 
fehlende Erfolgsaussichten werden in der Regel nicht mit Wahlerfolgen belohnt. Zugleich 
würde in Haushaltsverhandlungen die Position des Ministeriums geschwächt sein, da ein 
öffentliches Eingestehen eingeschränkter Erfolgsaussichten sich argumentativ nur schwer 
mit einem erhöhten Ressourcenbedarf verbinden lässt. 
Das jedoch immer wieder suggeriert wird, durch diese oder jene Gesetzesänderung sei 
(endlich) der Sieg1336 gegen den Terrorismus möglich (dies aber nur durch weitere 
Beschneidung von Grundrechten), könnte sich spätestens bei einem „erfolgreichen“ 
Anschlag als Bumerang für die jeweils politisch Verantwortlichen erweisen – und wiederum 
                                                 
1332
 Anders Pietschmann (2010) S.136: „Das Politikfeld der Inneren Sicherheit erlebt einen kontinuierlichen 
Wandel. Abhängig vom zeitlichen und politischen Kontext, von politischen Akteuren und ihrer politischen 
Linie sowie der jeweiligen politischen Kultur (Hervorhebung: TP) gewinnt entweder das konservative oder 
das liberale Sicherheitsziel an Bedeutung.“ 
1333
 Kritisch hierzu: Huster/ Rudolph (2008) S.15f. 
1334
 Hanning (2008) S.205: „50 Prozent der Befragten halten die staatlichen Anstrengungen zur 
Verhinderung von Anschlägen für ausreichend, nur 31 Prozent für unzureichend. […] Das Thema dürfte 
wahlkampfrelevant werden.“ 
1335
 Biehl/ Jacobs (2009) S.241: „Die handelnden Politiker werden durch den Souverän – die Bevölkerung – 
legitimiert und erhalten ihre Macht durch periodisch stattfindende Wahlen. Demgemäß ist es für den Erwerb 
und Erhalt von politischer Macht notwendig, dass die Mehrheit der Gesellschaft ihrem Handeln bzw. 
Handlungsangebot zumindest nicht ablehnend gegenübersteht.“ 
1336
 Schneckener (2008) S.25: „Im engeren Sinne des Wortes lässt sich Terrorismus nicht besiegen.“ 
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als Vorwand für noch weitergehende Grundrechtsbeschneidungen dienen.1337 Viel 
angemessener wäre es klar zu stellen, dass die Institutionen der Inneren Sicherheit den 
Aktionsradius und die Möglichkeiten von Terroristen zwar im Regelfall erfolgreich 
einschränken (und Anschläge verhindern) konnten, sichere Aussagen aber nur für die 
Vergangenheit getroffenen werden können und ein „erfolgreicher“ Anschlag für die Zukunft 
niemals vollständig auszuschließen ist.  
 
6.5 Symbolische Politik 
 
Der Begriff der Symbolischen Politik1338 ist ein für die Politikwissenschaft nicht 
unproblematischer Begriff,1339 gleichwohl kann er im Bereich der Inneren Sicherheit ebenfalls 
als ein ergänzender Faktor herangezogen werden1340 – der sicher nicht allein die Politik der 
letzten Jahre erklären kann, aber einer unter vielen Punkten für eine Erklärung von 
Politikinhalten sein kann.1341 Wichtig ist jedoch, dass der Verweis auf „Symbolische Politiken“ 
nur eine Ergänzung für die Erklärung von Entwicklungen liefern kann.1342 Andererseits kann 
eine Analyse der Politik der Inneren Sicherheit im Kontext eines solch hochgradig 
aufgeladenen Begriffes wie Terrorismus1343 schwerlich eine Diskussion der symbolischen 
Aspekte vermeiden. 
Zunächst soll aber geklärt werden, was unter symbolischer Politik (in einer 
politikfeldanalytischen Perspektive1344) zu verstehen ist: Im hier genutzten Kontext ist damit 
vor allem eine Politik gemeint, welche mit Hilfe von symbolisch aufgeladenen Politiken bzw. 
einer stark aufgeladenen Rhetorik ihre Handlungsfähigkeit und -bereitschaft zu 
demonstrieren versucht.1345 So kann beim hier ausführlich untersuchten Beispiel des 
Luftsicherheitsgesetzes davon ausgegangen werden, dass sowohl dem Innenministerium als 
Initiator, wie auch den sonstigen am Gesetzgebungsverfahren beteiligten Personen im 
Grunde klar gewesen sein muss, dass eine solche gesetzlich geregelte „Abschusserlaubnis“ 
sowohl auf (verfassungs-) rechtlich unsicheren Füßen steht, als auch die Wahrscheinlichkeit 
eines im Entführungsfall erfolgreichen Abschusses eher gering ist. Zugleich ist die generelle 
Wahrscheinlichkeit eines Anschlages ähnlich dem der Anschläge am 11. September 2001 
als eher gering einzuschätzen. Dass der strittige §14 (3) und damit die Erlaubnis zum 
Abschuss von Flugzeugen trotzdem in das Gesetz eingefügt wurden, sollte jedoch 
potenziellen Entführern (aber auch den Bürgern) zeigen (~symbolisieren), das Deutschland 
                                                 
1337
 Lange/ Frevel (2009) S.143: „So wird schon bald nach einer erfolgten Gesetzesverschärfung in der 
Regel kurze Zeit später der Rauf laut, dieselbe Gesetzesmaterie weitergehend zu verschärfen, weil nur sie 
in der Lage sei, das Problem endlich zu lösen.“  
1338
 Grundsätzlich dazu: Edelmann (1976); Edelmann (1980). 
1339
 Vor allem, da symbolische Politik leicht in den Verdacht der Tautologie gerät, wenn man Politik so 
versteht, dass sie letztlich immer auch mit Symbolen arbeitet. 
1340
 Lepsius (2004) S.66: „Die Sicherheitspakete sind daher keine Reaktion auf den 11.September 2001, 
sondern Ausdruck eines symbolischen Aktionismus.“ 
1341
 Rüb (2009) S.363: „Radikale Änderungen sind also dann wahrscheinlich, wenn politische Unternehmer 
erfolgreich operiert haben und ihre Position durch geschicktes Framing, Affect priming, Salami tactics und 
den Gebrauch von Symbolen durchsetzen konnten.“ 
1342
 Lange (2008b) S.77. 
1343
 Vgl. hierzu auch die Ausführungen zum Begriff des Terrorismus. 
1344
 Blum/ Schubert (2009) S.112ff. 
1345
 Blum/ Schubert (2009) S.115: „Am Ende der Politikformulierungsphase stehen konkrete Maßnahmen 
des politisch-administrativen Systems, also gewählte Steuerungsinstrumente oder Programme. Die 
inhaltliche Substanz dieser Policy-Outputs kann faktisch gegeben und hoch oder auch nur rein 
symbolischer Natur sein.“ 
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bereit ist, im Falle einer Entführung sämtliche Mittel zu nutzen, um diese mit so wenigen 
Opfern wie möglich zu beenden.1346 
Ähnlich können auch die in den letzten Jahren beschlossenen Formen der 
Kommunikationsüberwachung gedeutet werden. Ein Teil der Überlegungen war 
unbestreitbar davon geleitet, potenziellen Terroristen (oder sonstigen Straftätern) zu zeigen, 
dass die Bundesrepublik bereit ist, sehr weitreichende Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Terrorismus zu ergreifen und potenzielle Terroristen sich nirgends in Sicherheit wiegen 
können. Es kann hier nur darüber spekuliert werden, inwieweit diese Symbolik im Einzelnen 
potenzielle Terroristen erreicht hat (und damit möglicherweise Anschläge verhindert hat).1347 
Der damalige Bundesinnenminister Thomas de Maiziere äußerte sich Anfang Februar 2011 
(wenn auch nur in Bezug auf eine verstärkte Polizeipräsenz in der Öffentlichkeit) so: 
 
„Ich kann nicht mit Sicherheit sagen, ob unsere Maßnahmen einen Anschlag 
verhindert haben. Eine gute Wirkung hatten sie allemal. (Hervorhebung: TP)“1348 
 
Dass die in gewisser Weise abschreckenden Regelungen jedoch auf der symbolischen 
Ebene wenig erfolgreich sind, könnte sich aus den in der Praxis der Terrorismusbekämpfung 
zum Teil nur begrenzt sinnvollen Regelungen ergeben: Wie hier anhand der aufgeführten 
Beispiele der Kommunikationsüberwachung deutlich wurde, können diese leicht 
umgegangen werden oder aber treffen (wie die Videoüberwachung) potenzielle Terroristen 
überhaupt nicht. Dies würde jedoch die intendierten Abschreckungseffekte minimieren – und 
damit eine solche auf starke Rhetorik setzende Politik in Frage stellen.  
Zu klären wäre in diesem Fall jedoch, wieso Innenminister und Innenministerium auf die 
Bedrohungen durch den Terrorismus mit in der Praxis der Terrorismusbekämpfung bisweilen 
wenig zielführenden Gesetzesvorschlägen agiert haben. Zwar ist die politische 
Auseinandersetzung mit einem auch kommunikative Elemente nutzenden Phänomen wie 
dem Terrorismus durchaus verständlich – allerdings ist die Bedrohung durch den 
Terrorismus trotz dieser kommunikativen Elemente letztlich eine sehr reale. Und in dieser 
Situation helfen vor allem konkrete Maßnahmen und der konsequente Einsatz von Polizei 
und Diensten. 
Eine mögliche (Teil-)Erklärung hierfür könnte die Vermutung liefern, dass im Bereich des 
BMI fraglos eine breite und fachlich hervorragende juristische Perspektive vorhanden ist. 
Bedingt durch das Juristenmonopol der Verwaltung1349 generell (insbesondere in den 
Innenministerien) sowie die im Politikfeld Innere Sicherheit nur geringe 
sozialwissenschaftliche Forschungstätigkeit könnten hier die praktischen Konsequenzen 
einiger Gesetzesvorschläge unzureichend berücksichtig worden sein. Kurz gesagt: Die 
primäre Fokussierung im BMI auf Normengestaltung blendet womöglich die soziale Wirkung 
                                                 
1346
 Haltern (2006) S.60: „Politische Rhetorik evoziert körperliche Partizipation in einer zeitübergreifenden 
Gemeinschaft, die der corpus mysticum des Staates ist. Sie erinnert den Bürger daran, dass das Politische 
unter Umständen eine ernste, gar lebensbedrohliche Dimension annehmen kann, nämlich dann, wenn man 
einen politischen Feind identifiziert.“ 
1347Das ist das Dilemma symbolischer Politik: sie entfaltet in gewisser Weise immer eine konkrete Wirkung; 
ob es sich dabei aber um intendierte Wirkungen handelt, lässt sich schwer abschätzen. Vgl. Blum/ Schubert 
(2009) S.115: „ Allerdings kann auch nicht gesagt werden, dass sogenannte „Symbolpolitik“ keine großen 
Wirkungen entfalten kann.“ 
1348
 Bundesinnenminister de Maizière äußert sich zur aktuellen Gefährdungslage. Pressemitteilung des 
Bundesinnenministeriums vom 01.02.2011. Vgl. http://www.bmi.bund.de/cln_174/SharedDocs/ 
kurzmeldungen/DE/2011/ohneMarginalspalte/02/minister_statement_sicherheit.html (Zugriff: 07.02.2011). 
1349
 Bogumil/ Jann (2008) S.33ff. 
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und Funktion juridischer Normen aus.1350 Da aber zugleich eine intensive Begleitung durch 
die Politikwissenschaft fehlt, fehlt auch eine fundierte Kritik an jener bisweilen geringen 
„Praxistauglichkeit“. 
                                                 
1350
 Lhotta (2003) S.148: „Jenseits der faktischen Zweckrationalität bergen Institutionen wie insbesondere 
das Recht, ein normatives Element, das auf eine tiefere Verwurzelung des »Sollens« und der Akzeptanz 
dieses Sollens verweist.“ 
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Nachdem im vorangegangen Kapitel primär die rechtlichen Rahmenbedingungen und deren 
Veränderungen im Bereich der Inneren Sicherheit analysiert wurden, sollen folgend unter 
Rückgriff auf die deskriptiven Darstellungen im Kapitel 3 dieser Arbeit (Institutionelle Akteure 
im Politikfeld Innere Sicherheit) die Veränderungen der Architektur und die zu 
beobachtenden Entwicklungen im Bereich der Akteure der Inneren Sicherheit analysiert 
werden. Die im vorangegangen Kapitel genutzten theoretischen Ansätze werden dabei 
ebenso verwendet, wie einzelne Ergebnisse der vorgestellten Analyse der Gesetzgebung im 
Bereich der Inneren Sicherheit. Vor allem soll der Frage nachgegangen werden, wie die 
Entwicklungen und Veränderungen der institutionellen Akteure im Politikfeld Innere 
Sicherheit zu erklären sind. Die Rolle des BVerfG soll hierbei nicht weiter diskutiert werden, 
da es (wie oben gezeigt) einerseits nicht zum engeren Kreis der Akteure zu zählen ist und 
zugleich die Entscheidungsfindung in den beiden Senaten aus sozialwissenschaftlicher 
Perspektive nur schwer zu erklären ist. Mehr als eine hermeneutische Interpretation könnte 
hier nicht erfolgen – was jedoch eher Aufgabe der Rechts- als der Politikwissenschaft ist.1351 
 
Die nachfolgende Analyse soll mit der Frage beginnen, warum trotz der enormen 
Aufmerksamkeit, welche (Innere) Sicherheit als Wert in der Öffentlichkeit genießt, die Zahl 
der Beamten bei den Landespolizeien (als dem wichtigstem Akteur im Bereich der Inneren 
Sicherheit) in den letzten Jahren gesunken ist.1352 Zugleich soll der Frage nachgegangen 
werden, in welchem politischen Kontext sich die Architektur im Politikfeld Innere Sicherheit in 
den letzten zehn Jahren verändert hat.1353 Es gilt also Gründe zu finden, welche plausibel 
erklären können, warum die Entwicklungen so verlaufen sind, wie sie insbesondere im dritten 
Kapitel dieser Arbeit beschrieben wurden. Der Versuch einer solchen Erklärung soll auch 
hier aus einer politikfeldanalytisch inspirierten Perspektive unternommen werden; hierbei 
werden auch die Ergebnisse aus den vorangegangenen Kapiteln genutzt.1354 Zugleich muss 
an dieser Stelle noch einmal auf die Besonderheiten des Politikfelds hingewiesen werden, 
welche zum einen durch eine hohe Verflechtung der fast ausschließlich staatlichen 





                                                 
1351
 Anders beispielsweise: van Ooyen (2003b) und van Ooyen (2008). 
1352
 Zwischen 2002 und 2008 ist die Zahl der Polizeibeamten in den Ländern um knapp 4800 Stellen 
gesunken. Diese wie auch alle folgenden Zahlen zur Entwicklung der Beamtenstellen beruhen auf Angaben 
des Statistischen Bundesamtes oder des Statistischen Landesamtes Sachsen. Die aufgeführten Statistiken 
wurden anhand dieser Zahlen angefertigt. 
1353
 Wobei der Fokus auf Bundesebene liegt und deshalb nur auf die wichtigsten Entwicklungen auf 
Länderebene eingegangen wird. Entwicklungen auf kommunaler Ebene (beispielsweise 
Sicherheitspartnerschaften zwischen Polizei und Ordnungsamt) werden nicht diskutiert. 
1354
 Insbesondere aus der Analyse im vorangegangen Kapitel „Gesetze und Institutionen“. 
1355
 Lange (2008a) S.203: „Die Entscheidungsprozesse innerhalb des Politikfeldes Innere Sicherheit weisen 
einige Besonderheiten auf, die sich von denen anderer Politikfelder unterscheiden.“  
1356
 Müller et al. (2009) S.31: „Traditionell haben wir es mit einer hohen Bedeutung der Länder im Bereich 
des Polizeirechts sowie des Verfassungsschutzes zu tun.“ 
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7.2 Steigendes Sicherheitsbedürfnis und sinkende Polizeiausgaben 
 
Zunächst kann mit einem nüchternen Blick auf die weiter ob schon tabellarisch dargestellte 
Entwicklung der Beamtenzahlen1357 bei den Landespolizeien festgestellt werden:1358 
Spätestens seit Mitte der 1990er Jahre sinkt die Gesamtzahl der Polizeibeamten in den 
Ländern recht kontinuierlich; diese Entwicklung wird nur kurz in den Jahren 2002 bis 2004 
durchbrochen, in denen es bis zu 1000 Polizeibeamte mehr als im Jahr 20011359 gab. Ab 
dem Jahr 2005 sinkt diese Zahl jedoch wieder (um knapp 1500 Stellen) und damit unter die 
Zahlen des Jahres 2001. Somit handelt es sich bei diesen beiden Jahren letztlich nur um 




Abb.10: Zahl der Polizisten in den Bundesländern 
 
Auch beim Blick in die Zahlen von einzelnen Bundesländern wird dieser Trend bestätigt. So 
kommt es beispielsweise im Freistaat Sachsen nach einem leichten (vor allem 
vereinigungsbedingten) Anstieg in den 1990er Jahren zu einem Absinken der Zahl der 
Polizisten ab dem Jahr 2002 (also nach dem 11. September 2001), obwohl zu diesem 
Zeitpunkt aufgrund eines deutlich gestiegenen Sicherheitsbedürfnisses und vermehrter 
Aufgaben für die Polizeien1360 eigentlich ein erhöhter Bedarf an Personal zu vermuten wäre:  
                                                 
1357
 Die im Abschnitt 7.2 abgebildeten Statistiken und Grafiken wurden vom Verfasser der Arbeit auf Basis 
einer Anfrage beim Bundesamt für Statistik erstellt. Vgl. hierzu auch Kapitel 3.2.2. 
1358
 Da die Zahlen für die Angestellten sich nicht immer zweifelsfrei verifizieren ließen, wird hier auf eine 
eigene Auswertung verzichtet – in der Tendenz ergeben sie jedoch ein ähnliches Bild. 
1359
 Das Jahr 2001 wird hier als „Referenzjahr“ genommen, da in diesem Jahr bedingt durch die Anschläge 
des 11.September das Thema (Innere) Sicherheit wieder verstärkt in den Blickpunkt des öffentlichen 
Interesses gerückt ist. 
1360











1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008
Zahl der Polizeibeamten in den Ländern









1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009
Zahl der Polizisten in Sachsen
 
Abb.11: Zahl der Polizisten in Sachsen 
 
Fraglich ist nun, wieso in den Bundesländern trotz nachgewiesenem Bedarf und breitem 
Wählerinteresse am Thema Sicherheit die Personalstellen der Polizei verringert wurden. 
Zwei mögliche Erklärungen lassen sich hierfür mindestens identifizieren:  
 
Der erste erklärende Faktor hierfür ist das Konzept des schlanken Staates.1361 Niedrige 
Steuern und eine effiziente Verwaltung wurden gerade in den 1990er Jahren zu Leitbildern 
staatlichen Handelns erklärt und die entsprechenden Politiken führten in den Ländern zu 
sinkenden Personalansätzen in den Haushalten. Bedingt durch die Tatsache, dass Polizisten 
(als Beamte) deutlich schwerer zu entlassen sind, wurde im Bereich der Inneren Sicherheit 
vor allem mit Einstellungs- und Wiederbesetzungssperren gearbeitet, sodass sich die Folgen 
der entsprechenden Entscheidungen erst mit zeitlicher Verzögerung in den 
Personalstatistiken niederschlagen konnten. Mit dem Leitbild des schlanken Staates war 
jedoch auch das politische Ziel einer Verringerung der Steuerlast verbunden, was vor allem 
in Zeiten sinkender Steuereinnahmen zu größeren Lücken in den Landeshaushalten führte. 
Für den hier betrachteten Zeitraum waren vor allem die Jahre 2001 bis 2004 aufgrund der 
Wirtschaftskrise besonders drastisch und sorgte für nochmals geringere Steuereinnahmen 
bei den Ländern. Diese verminderten Steuereinnahmen dienten in der Folge jedoch als 
Begründung für die Notwendigkeit weiterer Reformen im Bereich der öffentlichen Haushalte. 
Im Bereich der Inneren Sicherheit hatten diese Reformen häufig weitere Stellenstreichungen 
und Einstellungssperren sowie eine Zunahme des Einsatzes von technischen Hilfsmitteln 
(wie beispielsweise der Videoüberwachung) zur Folge.1362  
 
Die sinkenden Personalzahlen können zugleich einen Hinweis darauf geben, wieso gerade 
in den letzten Jahren die Bedeutung der privaten Sicherheitsdienste sowohl qualitativ als 
auch quantitativ zugenommen hat. Einerseits wurde von Seiten der Bürger ein erhöhter 
Bedarf an Sicherheit angemeldet, anderseits musste die Politik aus Kostengründen den 
                                                 
1361
 Zur Relevanz des Konzeptes für das Politikfeld Innere Sicherheit vgl. Lange/ Frevel (2009) S.139f. 
1362
 Stegner (2008) S.162: „Wer dagegen ständig nach Steuersenkungen ruft, muss die Frage beantworten, 
wie er eine angemessene und vernünftige Sicherheitspolitik finanzieren will.“ 
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privaten Dienstleistern vermehrt hoheitliche Aufgaben1363 überlassen. Zugleich sorgte der 11. 
September (und die entsprechende mediale Aufbereitung) in der Bevölkerung für ein 
verstärktes Interesse am Thema (Innere) Sicherheit. In Verbindung mit der Abnahme der 
Zahl der Polizisten in den Ländern (also „vor Ort“) könnte dies wiederum zwei andere 
Entwicklungen verstärkt haben. Einerseits wurde fehlendes Personal vor Ort häufig durch 
Polizeikameras, vor allem aber durch private Videoüberwachung „ersetzt“ – mit zum Teil 
wenig erfreulichen Folgen für den Bürger. Zum anderen konnten private Sicherheitsdienste 
mit Verweis auf steigende Unsicherheit in der Bevölkerung ihr Tätigkeitsfeld ausweiten und 
ersetzten damit zum Teil auch die Präsenz von Polizeistreifen in der Öffentlichkeit.1364 
 
Sinkende Steuereinnahmen und die damit verbundene Notwendigkeit, die Ausgaben weiter 
zu begrenzen (begeleitet von Formeln wie „Zukunftsfähigkeit der Haushalte“1365), können 
allein jedoch nur für einen Teil der Stellenstreichungen im Bereich der Polizei verantwortlich 
gemacht werden. Genauso wichtig erscheint ein zweiter Faktor, um die sinkenden Zahlen 
erklären zu können. Die in den 1990er Jahren begonnene und insbesondere von Rot-Grün 
forcierte Transformation des Bundesgrenzschutzes (BGS) zu einer Polizei des Bundes1366 
(~Bundespolizei) hatte für diese neben neuen Strukturen auch neue Aufgaben zur Folge. 
Zugleich sind die Mehrzahl der Bundesinnenminister seit Beginn der 1990er Jahre davon 
überzeugt gewesen, dass im Bereich der Inneren Sicherheit eine Zentralisierung sinnvoll 
wäre und haben hierbei in Absprache mit ihren Länderkollegen den Bundesbehörden 
zunehmend echte Polizeikompetenzen übereignet. Im Ergebnis führten diese neuen 
Aufgaben im Bereich der Inneren Sicherheit zu einem leichten Stellenzuwachs bei der 
Bundespolizei, dessen Bedeutung sich allein anhand der Zahlen gar nicht deutlich genug 
wiedergeben lässt.  
 
Gerade dadurch, dass für den BGS bzw. die Bundespolizei die ehemalige Hauptaufgabe 
„Sicherung der Außengrenzen“ durch die deutsche Wiedervereinigung und die europäische 
Integration deutlich an Bedeutung verloren hatte, ist die dargestellte Entwicklung der 
Beamtenzahlen im Bund spätestens ab 1999 überraschend. Dies umso mehr, als auch auf 
Bundesebene spätestens Anfang der 1990er Jahre in weiten Teilen der Verwaltung 
Konzepte zum schlanken Staat einzogen.1367 Daraus resultierend lässt sich das Abfallen der 
Zahl bis 1999 nachvollziehen. Dagegen kann die Entwicklung spätestens ab dem Jahr 2000 
intuitiv nicht mehr erklärt werden: 
 
                                                 
1363
 Bekanntestes Beispiel ist die Bewachung von Kasernen durch Sicherheitsdienste. Für weitere Aufgaben 
vgl.: Glaeßner (2003) S.170ff. 
1364
 Lutz (2011): „Im Juli 2003 hatte der Senat gemeinsame Streifen von Polizei und Verkehrsbetrieben 
abgeschafft. Damals war der SPD-Politiker Thilo Sarrazin noch Finanzsenator. Zuvor zeigten rund 70 
Polizisten Präsenz. Die 600 BVG-Sicherheitskräfte sind allein offensichtlich nicht in der Lage, die 2,5 
Millionen Fahrgäste pro Tag zu schützen, zumal sie eine Vielzahl von Aufgaben haben und auch Anlagen 
bewachen müssen.“ 
1365
 So eine Formel der sächsischen CDU, die damit den Doppelhaushalt 2011/2012 rhetorisch begleitete. 
Vgl. Wir in Sachsen. Ausgabe 2/2010. S5ff. Auch zu finden unter: http://www.cdu-fraktion-
sachsen.de/dokumente/wir022010.pdf. Es handelt sich um eine Publikation der CDU-Fraktion im 
sächsischen Landtag. 
1366
 Neben der formalen Umstrukturierung markiert hier der 01. Juli 2005 mit der Umbenennung vom 
Bundesgrenzschutz zur Bundespolizei wohl das entscheidende Datum. 
1367
 Bogumil/ Jann (2008) S.49. 
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Abb.12: Zahl der Polizeibeamten im Bund 
 
Tatsächlich war der Bundesgrenzschutz bis Ende der 1980er Jahre eine (eher zivile) 
Gendarmerieeinheit, deren Aufgaben vor allem im Schutz der Außengrenzen und der 
Flughäfen lagen. Ausnahmen waren hier nur einige spezielle Einheiten des BGS, wie 
beispielsweise die zur Terrorismusbekämpfung geschaffene GSG (~Grenzschutzgruppe) 9, 
die zum Teil auch Aufgaben im Bereich der Inneren Sicherheit übernahmen. Ein erster 
Kompetenzzuwachs für den Bundesgrenzschutz vollzog sich Anfang der 1990er Jahre: In 
dieser Zeit fielen zwar die Aufgaben an den innerdeutschen Grenzen weg, aber neben den 
neuen Außengrenzen im Osten Deutschlands kamen die Aufgaben und das Personal der 
Bahnpolizei zum damaligen BGS.1368 Im Rahmen der Transformation zur Bundespolizei 
verwandelte sich der BGS dann in eine „echte“ Polizei des Bundes, die damit zugleich 
zahlreiche Aufgaben im Bereich der Inneren Sicherheit übernahm.1369 Neben den originären 
Polizeiaufgaben wurden zudem durch unten noch zu diskutierende 
Zentralisierungsbestrebungen auch völlige neue Aufgaben durch Mitarbeiter der 
Bundespolizei übernommen (Gemeinsames Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ), Anti-Terror-
Datei, Gemeinsame Internetzentrum (GIZ), etc.).1370  
Dies ermöglichte jedoch, die aufgrund der wegfallenden alten Aufgaben notwendigen 
Stellenstreichungen zu verhindern und sogar neue Stellen als sinnvoll darzustellen. Parallel 
dazu wurden in Folge des 11. September 2001 für den damaligen Bundesgrenzschutz neue 
Aufgaben definiert. Beide Faktoren führten im Ergebnis dazu, dass ein erhöhter 
Personalbedarf dargestellt werden konnte und erklärt letztlich auch die leichten Steigerungen 
der Personalstellen.1371 Die neuen Aufgaben der Bundespolizei standen jedoch in gewisser 
Weise in Konkurrenz zu den etablierten Aufgaben der Landespolizeien. Die dortigen 
Dienstherren (Innenminister und Finanzminister der Länder) konnten die Übernahme von 
                                                 
1368
 Lange/ Frevel (2009) S.120. 
1369
 Glaeßner (2010) S.180f geht noch weiter auf die institutionellen und organisatorischen Veränderungen 
nach 2001 ein und bilanziert: „Dies markiert in gewisser Weise den Schlussstein eines Umbauprozesses 
von der Grenzpolizei zu einer Polizei des Bundes mit weit reichenden Aufgaben und einer schlagkräftigen 
und zentralisierten Organisationsstruktur.“ 
1370
 Vgl. BMI (2011). 
1371
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Aufgaben durch den Bund jedoch für weitere Stellenstreichungen nutzen, ohne dass 
zunächst in Summe weniger Personal im Bereich der Inneren Sicherheit zur Verfügung 
stand. 
 
Letztlich hat also die Transformation des Bundesgrenzschutzes zur Bundespolizei mit der 
damit verbundenen Übernahme von Polizeiaufgaben durch den Bund dazu geführt,1372 dass 
die Länder ihrerseits Personal einsparen konnten. Paradoxerweise hatte diese Entwicklung 
gleichzeitig zur Folge, dass im Bereich der Inneren Sicherheit trotz der Stellenkürzungen in 
den Bundesländern das (Gesamt-)Personal, welches mit der Durchführung von 
Polizeiaufgaben betraut ist, kurzzeitig sogar zugenommen hatte. Die Übernahme von 
Polizeiaufgaben durch die Bundespolizei führte jedoch auch dazu, dass die Präsenz in der 
Fläche sowie die „Bürgernähe“ der Polizei eher abgenommen haben, da die Bundespolizei 
im Alltag primär an Schwerpunkten ihres eigenen Einsatzprofils1373 tätig ist.  
Perspektivisch hat diese Entwicklung wohl noch weitere Konsequenzen: Zum einen ist davon 
auszugehen, dass die zunehmende Präsenz des Bundes im Bereich der Polizeiarbeit bei 
zugleich weiterhin angespannten Landeshaushalten auch zukünftig als Begründung für 
Stellenstreichungen bei den Landespolizeien herhalten könnten1374 – was wiederum noch 
weiter reichende Folgen für die Architektur der Inneren Sicherheit haben könnte.1375 Dies 
wiederum könnte auch im Bereich der „gefühlten“ Sicherheit Konsequenzen nach sich 
ziehen: Zum einen würden die ohnehin schon sehr weit reichenden Entwicklungen im 
Bereich des privaten Sicherheitsgewerbe von einem in der Bevölkerung verbreitetem 
Unsicherheitsgefühl profitieren. Zum anderen könnte die Politik im Bereich der Inneren 
Sicherheit versucht sein, von dieser faktischen Schwächung durch eine verstärkte Rhetorik 
des durchgreifenden Staates abzulenken und im Bereich der Terrorismusbekämpfung 




Ein weiterer zu erklärender Punkt liegt in den Zentralisierungsbestrebungen1377 bezüglich der 
institutionellen Akteure im Bereich der Inneren Sicherheit1378 sowie der damit in gewisser 
Weise verbundenen, schon unter Rot-Grün begonnenen und unter der Großen Koalition 
fortgeführten, faktischen Abschaffung des Trennungsgebotes.1379 Besonders deutlich werden 
die Anstrengungen zur Zentralisierung im Bereich der Inneren Sicherheit sowohl auf 
                                                 
1372
 Glaeßner (2010) S.176. 
1373
 An Bahnhöfen, Flughäfen oder an große Binnen- und Übersehenhäfen sowie im grenznahen Bereich. 
1374
 Lange (1998) S.216: „Vor allem die kleineren und in der Regel ressourcenschwachen Länder neigen 
dazu, letztendlich um Kosten zu sparen, dem Bund viel eher neue Kompetenzen zuzubilligen […] als die die 
größeren Bundesländern zu akzeptieren bereit sind.“  
1375
 Stegner (2008) S.161: „Nur wer an Ausrüstung, Ausbildung und Stellen bei der Polizei spart, ruft 
anschließend nach dem (ungeeigneten) Ersatz durch die Bundeswehr oder den Amateurpolizisten.“  
1376
 Lepsius (2004) S.66: „Die Sicherheitspakete sind daher keine Reaktion auf den 11.September 2001, 
sondern Ausdruck eines symbolischen Aktionismus.“ 
1377
 Würtenberger/ Tanneberger (2010) S.116f, Glaeßner (2010) S.181.  
1378
 Müller et al. (2009) S.31 sehen hier auch noch Europäisierungstendenzen als Teil der Entwicklungen. 
1379
 Auf den Punkt gebracht: Glaeßner (2010) S.175: „Eines der grundlegenden Prinzipien der 
Bundesrepublik seit ihrer Gründung ist das sogenannte Trennungsgebot. Zwar ist es umstritten […], ob 
dieses Gesetz Verfassungsrang hat, die Existenz eines solchen Gebotes mit Gesetzesrang ist jedoch 
unbestritten. […] Am Ende der Großen Koalition muss man jedoch feststellen, dass [die] »neue 
Sicherheitsarchitektur« dieses grundlegende Prinzip der Sicherheitspolitik außer Kraft gesetzt hat.“ 
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horizontaler wie auf vertikaler Ebene am Beispiel BKA und Bundespolizei,1380 wobei sich hier 
vor allem auf die Entwicklungen der Bundespolizei1381 konzentriert werden soll: 
Auf vertikaler Ebene hat die schon dargestellte Transformation des Bundesgrenzschutzes 
zur Bundespolizei mit der damit verbundenen (und nicht unumstrittenen) Übernahme von 
Polizeiaufgaben dazu geführt, dass im Vergleich zu früheren Jahren der Bund deutlich mehr 
Einflussmöglichkeiten auf die Mehrheit der Polizeibehörden hat.1382 Begonnen hatte diese 
Entwicklung bereits in den 1970er Jahren, als die Innenministerkonferenz sich darauf 
verständigte, die Polizeigesetze der Ländern und des Bundes zu vereinheitlichen.1383 Weitere 
Zentralisierungsbemühungen beispielsweise zur Zusammenfassung der LKA´s oder der 
Landesämter für Verfassungsschutz werden bis heute jedoch regelmäßig mit Verweis auf 
das Trennungsgebot zurückgewiesen. Allerdings deuten gerade die mit der Begründung 
einer kompetenten Terrorismusbekämpfung eingerichteten Zentren (GTAZ, GIZ) darauf hin, 
dass das Trennungsgebot nur noch geringe Beachtung bei politischen Überlegungen findet. 
Zugleich handelt es sich beim Trennungsgebot eher um ein verfassungsrechtlich 
abzuwägendes Gebot als um ein strikt einzuhaltendes Verbot der Zusammenarbeit,1384 
welches je nach politischer „Wetterlage“ eingesetzt wird (oder auch nicht). Letztlich stellt sich 
also aus ermittlungspraktischer Sicht die Frage der Sinnhaftigkeit einer allein normativ 
begründeten Zersplitterung der Sicherheitskompetenzen.1385 Im Ergebnis ist davon 
auszugehen, dass die weitere Zentralisierung nur eine Frage der Zeit und des politischen 
Willens ist – verfassungsrechtliche Fragen werden dabei eher sekundär sein.  
 
Aber auch auf horizontaler Ebene lässt sich mit dem Projekt der Integration des 
Bundeskriminalamtes in die Bundespolizei1386 ein Trend zur Zentralisierung beobachten.1387 
Eingeleitet wurde diese Entwicklung schon in den 1970er Jahren und endete vorerst auf 
Gesetzesebene mit der Verabschiedung des neuen BKA-Gesetzes im November 2008, 
wodurch dem BKA erweiterte polizeiliche Befugnisse übertragen wurden.1388 Ob jedoch die 
                                                 
1380
 Glaeßner (2010) S.181: „Lässt man die institutionellen Veränderungen der Sicherheitsapparate, 
insbesondere des Bundeskriminalamtes und der Bundespolizei in der 16. Legislaturperiode, Revue 
passieren, so ist festzuhalten, dass die Bereits Mitte der 1990er Jahre erkennbare und nach dem 
11.September forcierte Zentralisierungstendenz sich unvermindert fortgesetzt hat.“ 
1381
 Als Ursache für die Transformation des Bundesgrenzschutzes zu einer Polizei des Bundes kann wohl 
auch die interne Rationalität des Akteurs als Ursache vermutet werden: In den 1990er Jahren fielen die 
Aufgaben an den Grenzen weg, sodass man zur Erhaltung der eigenen Position nach neuen Aufgaben 
suchte. Diese Suche fiel dann wiederum man den externen Zentralisierungsbemühungen des Bundes 
zusammen, sodass sich die Übernahme von Polizeiaufgaben als „natürliches“ neues Aufgabenfeld anbot. 
1382
 Müller et al. (2009) S.31 sprechen sogar von einer „…faktischen Polizeihoheit des Bundes.“ 
1383
 Möllers (2009) S.145: „Die Länder regeln Polizeiorganisation und erlassen allgemeine Polizeigesetze. 
[…] Während die Polizeiorganisation bei Bund und Ländern größere Verschiedenheiten aufweist, stimmt 
das Recht des polizeilichen Handelns weitgehend überein. Ausgangspunkt ist der 1975 von der 
Innenministerkonferenz verabschiedete (erste) »Musterentwurf eines einheitlichen Polizeigesetzes des 
Bundes und der Länder«.“ 
1384
 Zur Diskussion um das Trennungsgebot und dessen Verfassungsrang: Glaeßner (2010) S.175f. 
1385
 Baldus (2007). 
1386
 In jüngster Zeit bekannt geworden ist hier der Bericht der sogenannten Werthebach-Kommission. Vgl.: 
http://www.bmi.bund.de/cln_183/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/Sicherheit/Bundespolizei/werthebach
_1.html?nn=109628. In den Empfehlungen (S.146f) werden Zentralisierung und Zusammenlegungen von 
Bundespolizeikompetenzen angeraten.  
1387
 Kritisch hierzu: Hilbrans (2009). 
1388
 Zum Überblick: Roggan (2009). Zusammenfassend hier S.262: „Das BKA ist mit der hier besprochenen 
Novelle zu einer Polizeibehörde eigener Art geworden. […] Die Novelle fügt sich damit ein in einen 
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schon seit den frühen 1990er Jahren vorangetriebene Entwicklung tatsächlich zur Integration 
des BKA in die Bundespolizei führt,1389 ist durch die jüngsten Äußerungen des neuen 
Bundesinnenminister wieder fraglich. 
 
Was aber kann als Ursache für diese Zentralisierungsbemühungen der institutionellen 
Akteure im Bereich der Inneren Sicherheit ausgemacht werden? Mindestens zwei Gründe 
sind hier zu nennen. Zum einen gab es in der Bundesrepublik vor allem dann einen 
„Zentralisierungsschub“ (sowie einen Ausbau des Personals1390) im Bereich der Inneren 
Sicherheit, wenn die SPD an der Bundesregierung beteiligt war. So wurden in den 1970er 
Jahren die Kompetenzen und Ressourcen des BKA sowie der Verfassungsschutzbehörden 
deutlich erweitert1391 und (wie schon erwähnt) die gesetzlichen Grundlagen der Polizeiarbeit 
des Bundes und der Länder vereinheitlicht. Auch wenn zweifellos in beiden Fällen die 
Bedrohung durch den Terrorismus der eigentliche Auslöser („focusing event“) war, scheint 
besonders die inhaltliche Ausrichtung der SPD (als eher föderalismuskritisch und (polizei-) 
gewerkschaftsnah) ein erklärender Faktor zu sein. Aus dieser Perspektive ist die unter Rot-
Grün durchgeführte Transformation der Bundespolizei, aber auch die angestoßene 
Integration des BKA in die Bundespolizei deutlich besser erklärbar, als ohne 
Berücksichtigung der Rolle der SPD. Ebenso deutet sich hier an, warum die konservativen 
(~föderalismusskeptischeren) Innenminister diese Zentralisierungsbestrebungen eher 
zögerlich fortgesetzt (oder wie der aktuelle Innenminister Friedrich komplett ausgesetzt) 
haben. Auf theoretisch-analytischer Ebene von Interesse sind diese Unterschiede insoweit, 
als sie darauf hinweisen, dass die Parteiendifferenztheorie an dieser Stelle womöglich eine 
größere Erklärungskraft besitzt, als im vorangegangen Kapitel. 
Ein zweiter erklärender Faktor für die Zentralisierungsbemühungen und die forcierte 
Aufgabenzusammenlegung im Bereich der Inneren Sicherheit liegt in den haushalterischen 
Zwängen der Bundesländer. Zwar wehren sich deren Vertreter öffentlich zumeist recht 
deutlich gegen jede Beschneidung ihrer Polizeikompetenzen – zumal, wenn die 
Landesregierung unter konservativer Führung steht. Zugleich aber stellen die verschiedenen 
Landeseinrichtungen im Bereich der Inneren Sicherheit einen bedeutenden Kostenfaktor für 
die zum Teil stark überforderten Landeshaushalte dar.1392 Deshalb kann unterstellt werden, 
dass die öffentlich lautstark vorgetragene Kritik an den Zentralisierungsbestrebungen des 
Bundes häufig eher der Logik folgt, derartige Bestrebungen zu nutzen, um sich selbst in 
potenziellen Verhandlungen mit dem Bund eine bessere Ausgangsposition zu 
verschaffen.1393 
 
Eine Perspektive, die zuvor für die Erklärung des Zustandekommens von Gesetzen im 
Bereich der Inneren Sicherheit hilfreich war, kann hingegen an dieser Stelle nur eine 
begrenzte Wirkung entwickeln. Die Rede ist vom Machtressourcenansatz: Wie schon weiter 
oben dargestellt, geht dieser Ansatz davon aus, dass Politikinhalte sich auch dadurch 
                                                                                                                                                        
grundlegenden Umbau der deutschen Sicherheitsarchitektur, der von Zentralisierungstendenzen ebenso 
gezeichnet ist wie von der Vorverlagerung von Eingriffskompetenzen.“ Vgl. auch Glaeßner (2010) S.179f. 
1389
 Funk (2010): „Es ist eine Tendenz zu mehr Zentralisierung der Sicherheitsarchitektur, betrieben von 
allen Bundesregierungen seit 1990.“ 
1390
 Vgl. auch Müller et al. (2009) S.32. 
1391
 Weinhauer (2006). 
1392
 Müller et al. (2009) S.31: „Zunehmende Europäisierungstendenzen und die Finanznot der Länder 
begünstigen die Entwicklung hin zu einer Polizeihoheit des Bundes.“  
1393
 Vgl. Lange/ Frevel (2009) S.138f. 
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erklären lassen, in welchem Maße die am Zustandekommen beteiligten Akteure über 
glaubwürdige Vetopositionen und starke Durchsetzungsfähigkeiten verfügten. Für die 
Erklärung der in den letzten Jahren im Bereich der Inneren Sicherheit verabschiedeten 
Gesetze konnte man davon ausgehen, dass neben institutionalisierten Akteuren aus der 
Politik und der Ministerialverwaltung1394 auch die Polizeigewerkschaftsvertreter diese 
mitgetragen haben. Im Gegensatz dazu muss man aufgrund den damit verbundenen 
Personalkürzungen davon ausgehen, dass die Zentralisierungsbemühungen des Bundes 
und der Länder durch die Polizeigewerkschaften nicht in gleichem Maße unterstützt wurden. 
Fraglich ist nun, ob und in welchem Maße Vertreter der Gewerkschaften an der Planung und 
Umsetzung solcher Reformen beteiligt waren. Aufgrund der voranschreitenden 
Zentralisierungen müsste man zunächst davon ausgehen, dass Gewerkschaftsvertreter nur 
geringen Einfluss auf die Ausgestaltung von entsprechenden Politiken hatten. Nimmt man 
den Machtressourcenansatz jedoch ernst, dann könnte noch eine weitere Erklärung 
hinzukommen: Womöglich haben sich die Gewerkschaftsvertreter darauf beschränkt, 
„hinhaltenden“ Widerstand zu leisten und bei den Maßnahmen zuzustimmen, bei denen 
entweder neue Stellen im Bereich der Inneren Sicherheit geschaffen wurde oder die 
bestehenden Stellen zumindest erhalten werden konnten. Dies erklärt jedoch nur die geringe 
Geschwindigkeit der Reformen in diesem Bereich – die Tendenz zur Zentralisierung sowie 
die Entwicklung der Architektur selbst kann so nur schwer erklärt werden. 
 
Ein letzter erklärender Faktor für die Zentralisierungsbestrebungen liegt im weitesten Sinne 
in der politischen Rhetorik: Die Zentralisierung von Akteuren der Inneren Sicherheit, wie sie 
sich institutionell schon in der Anti-Terror-Datei oder auf anderer Ebene sehr viel deutlicher 
am Gemeinsamen-Terrorismus-Abwehr-Zentrum in Gatow/ Berlin (GTAZ) zeigt, ermöglicht 
es den zuständigen Politiker in der Öffentlichkeit Handlungsbereitschaft darzustellen und 
Sorge um die Sicherheit der Bürger für sich zu reklamieren.1395 Die Eröffnung oder 
Einweihung solcher Zentren stellt einen Anlass dar, welcher die Handlungsbereitschaft der 
Politik herauszustreichen hilft, obwohl de facto mit der Eröffnung nur wenige konkrete 
Ergebnisse oder Veränderungen verbunden sind. Solche „Zentren der Inneren Sicherheit“ 
können damit auch als Teil einer symbolischen Politik im Bereich der Inneren Sicherheit 
verstanden werden. Um nicht missverstanden zu werden: Sowohl die Anti-Terror-Datei als 
auch das GTAZ sind durchaus Instrumente im Bereich der Inneren Sicherheit,1396 die auch 
konkrete Ergebnisse liefern können. Aber sie können zugleich die in einer Mediendemokratie 
wichtigen Bilder vom handlungsfähigen Staat liefern. 
 
7.4 Symbolische Politik 
 
An dieser Stelle soll noch einmal auf die schon bei der Analyse der Politikinhalte 
angesprochene politische Rhetorik im Bereich der Inneren Sicherheit zurückgekommen 
werden. Eine Analyse, welche auch die symbolischen Aspekte einer Politik der Inneren 
Sicherheit berücksichtigt, könnte eine hilfreiche Ergänzung bei der Erklärung der eher 
                                                 
1394
 Lange (2008a) S.214f zeigt, dass in den für die Polizeien zuständigen Abteilungen der Innenministerien 
eine größerer Zahl „gelernter Polizisten“ arbeitet – und es ist nicht davon auszugehen, dass diese 
Reformen vorantreiben, welche negative Konsequenzen für ihre ehemaligen Kollegen haben könnten.  
1395
 Glaeßner (2010) S.174. 
1396
 vgl. hierzu auch Glaeßner (2010) S.176f. 
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konservativen Politik der Rot-Grünen-Bundesregierung sein und zudem auch 
Veränderungen im Bereich der institutionellen Akteure im Politikfeld erklären.  
Vereinfacht gesagt, muss wohl davon ausgegangen werden, dass vor allem die rot-grüne 
Bundesregierung sich auch aufgrund des fehlenden Personals „vor Ort“1397 dazu gezwungen 
sah, das subjektive Sicherheitsgefühl der Bürger (auch) durch eine verschärfte Rhetorik 
sowie härtere Gesetze anzusprechen.1398 Grundlage dieser Überlegungen ist (auch vor dem 
Hintergrund der Anschläge des 11. September und deren medialer Begleitung) die schon 
mehrfach angesprochene Beobachtung, dass das Sicherheitsempfinden bei der Mehrzahl 
der Bundesbürger weder mit der objektiven Sicherheitslage1399 noch mit sonstigen objektiv 
nachvollziehbaren Tatsachen korreliert.1400  
Eher sind solche zuweilen objektiv wenig hilfreichen Punkte wie eine verstärkte 
Polizeipräsenz, ein Ausbau der Videoüberwachung oder auch eine überzeugende Rhetorik 
der (Inneren) Sicherheit förderlich, um bei der Bevölkerung für ein besseres 
Sicherheitsgefühl zu sorgen1401 und damit auch in Wahlkämpfen punkten zu können. Da nun 
aber die Länder im Bereich des Polizeipersonals nur noch bedingt durch vermehrte 
Polizeipräsenz das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung beeinflussen konnten, könnte den 
beiden rot-grünen, aber auch der schwarz-roten Bundesregierung unterstellt werden, dass 
sie neben einer Ausweitung der Einsatzmöglichkeiten von privaten Sicherheitsanbietern1402 
auch auf die Rhetorik des starken Staates setzten und so die fehlenden Polizeibeamten im 
Hinblick auf das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung durch harte Gesetze „ersetzten“.  
 
Davon ausgehend, könnte auch die zunehmende Zentralisierung von Kompetenzen als Teil 
dieser auf starke Bilder setzende Symbolik gewertet werden: Weder durch das GTAZ, das 
GIZ oder die Anti-Terror-Datei, noch durch die geplante Zusammenlegung von BKA und 
Bundespolizei werden in signifikantem Umfang neue Stellen im Kampf gegen den 
Terrorismus geschaffen – die politisch Verantwortlichen können jedoch mit solchen 
Maßnahmen glaubwürdig darauf verweisen, im Bereich der Inneren Sicherheit die Sorgen 
und Ängste der Bevölkerung ernst zu nehmen und „etwas“ zu machen.1403 Zugleich sind 
Reformen in der Regel sprachlich positiv konotiert und können der „negativen Rhetorik“ des 
Terrorismus (Unsicherheit, Angst, etc.) etwas entgegen setzen. Zwar ist eine solche auf 
symbolische Aspekte setzende Erklärung allein nicht ausreichend, um die (schon oben 
dargestellten) konservativen Maßnahmen vor allem der rot-grünen Koalition zu erklären. Sie 
können jedoch als ein „weicher“ Faktor betrachtet werden, um die Entwicklungen im Bereich 




                                                 
1397
 Zwar sind wie dargestellt die Polizeien primär Länderaufgabe, zugleich haben Entwicklungen in den 
Ländern (gerade im Bereich der Inneren Sicherheit) auch Auswirkungen auf die Bundespolitik. 
1398
 Waldmann (2009) S.24f. 
1399
 Schewe (2009) S.109: „Veränderungen der objektiven Sicherheitslage, d.h. ein Ansteigen oder 
Absinken der Kriminalität, haben keine unmittelbaren Auswirkungen auf das Sicherheitsgefühl der 
Bevölkerung.“ 
1400
 Auf den Punkt gebracht: Schewe (2009) S.100: „Das Sicherheitsgefühl spiegelt nicht die objektive 
Gefährdungslage wieder.“ 
1401
 Schewe (2009) S.274ff. 
1402
 Lange/ Frevel (2009) S.138ff. 
1403
 In einer ähnlichen Richtung sind auch Forderung nach einer verstärkten Videoüberwachung oder 
andere Gesetzverschärfungen zu deuten. 





Auch wenn davon auszugehen ist, dass die Zentralisierung im Bereich der Inneren 
Sicherheit weiterhin voranschreiten wird, gibt es doch zumindest Probleme, diese 
Entwicklungen vollständig zu erklären. Zwar lassen sich – wie oben dargestellt – einige 
Aspekte finden, die erklärenden Charakter besitzen können. Eine umfassende externe 
Einschätzung der Entwicklungen der institutionellen Akteure im Bereich der Inneren 
Sicherheit stellt sich jedoch deutlich schwieriger dar, als eine Erklärung für den Bereich der 
Politikinhalte (~Gesetze und Maßnahmen). Unbestreitbar ist jedoch, dass in den letzten 
Jahren ein grundlegender Umbau der Architektur der Inneren Sicherheit stattgefunden hat1404 
– und dass die teils informelle, teils offizielle Koalition von CDU und SPD maßgeblich dafür 
verantwortlich ist.1405 
 
                                                 
1404
 Glaeßner (2010) S.176: „Die aktuelle Debatte kreist nicht um die Gestaltung bzw. Verhinderung eines 
hierarchischen Verhältnisses zwischen Bundes- und Landespolizeibehörden, sondern um die horizontale 
Vernetzung, Kooperation unterschiedlicher Sicherheitsbehörden unter funktionalen, organisatorischen und 
befugnisrechtlichen Gesichtspunkten und deren mögliche faktische Fusion.“ 
1405
 Glaeßner (2010) S.178: „Die in vielen Einzelfragen bereits vor 2005 erkennbare »Große Koalition in 
Sicherheitsfragen« funktioniert weiter – mit der Ausnahme der Grünen, die von Koalitionszwängen befreit, 
wieder ihre alte kritische Position bezüglich der Politik der inneren Sicherheit einnehmen.“ 
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8.  Ein Fazit 
 
Terrorismus und Innere Sicherheit lautet der Titel der vorliegenden Arbeit. Damit wird recht 
deutlich auf den Konnex verwiesen, in dem sich die Gesetzgebung im Politikfeld Innere 
Sicherheit in den letzten zehn Jahren in Deutschland bewegt hat: Die Herausforderung des 
(internationalen) Terrorismus war auf der argumentativ-rhetorischen Ebene ein ständiger 
Begleiter von zu verabschiedenden Sicherheitsgesetzen. Auch wenn die einzelnen 
Ergebnisse dieser Arbeit hier nicht wiederholt werden sollen, lässt sich grundsätzlich 
feststellen, dass sowohl die rot-grüne Bundesregierung bis 2005, als auch die folgende 
Große Koalition ihre Politik im Bereich der Inneren Sicherheit vor allem auf zwei Punkte 
fokussiert haben: 
 
Zum einen lag der Schwerpunkt im Bereich Innere Sicherheit auf präventiven Gesetzen und 
Maßnahmen, die das Handeln potenzieller Terroristen leichter erkennbar machen und so 
auch geplante Anschläge verhindern sollten. Hierzu kann man die Mehrzahl der in dieser 
Arbeit diskutierten Gesetze zählen. Dabei ging es den Regierungen mit solchen Maßnahmen 
vor allem auch um eine verstärkte Vorfeldaufklärung: Da die Folgen eines terroristischen 
Anschlages verheerend wären, wollten die jeweiligen Innenminister und andere politisch 
Verantwortliche den Ermittlungsbehörden alle Möglichkeiten an die Hand geben, um die 
Planungen solcher Taten möglichst schon im Anfangsstadium zu erkennen und 
gegebenenfalls zu verhindern. Der Indikator für erfolgreiche Ermittlungsarbeit verschob sich 
damit: Nicht mehr die Aufklärung einer vollzogenen Tat, sondern die Verhinderung von 
geplanten Taten war jetzt Ausweis guter polizeilicher Arbeit. 
Auf institutioneller Ebene sind sämtliche Formen der im fünften Kapitel aufgeführten 
Maßnahmen (Videoüberwachung, Kommunikationsüberwachung) als Teil dieser verstärkten 
Bedeutung von Prävention zu werten. Dass diese Gesetze in der polizeilichen Praxis nur 
teilweise wirksam sind (oder mangels Personal überhaupt nicht angewendet werden 
können), ist hier ebenso wie der Kontext der Entstehung dieser Gesetze aufgezeigt worden. 
Die Diskussion dieser Maßnahmen hat aber auch gezeigt, wie sehr die Ebenen der 
öffentlichen Wahrnehmung verschoben sind. Mit Schlagwörtern wie Stasi 2.0 und 
Überwachungsstaat wurden Maßnahmen wie die Vorratsdatenspeicherung, die Novellierung 
des BKA-Gesetzes und die Anti-Terror-Datei kommentiert – zugleich fand eine mindestens 
ebenso angemessene kritische Auseinandersetzung mit den keinesfalls geringeren 
Möglichkeiten der privaten Akteure in auffallend kleinerem Umfang und mit deutlicher 
zeitlicher Verzögerung statt. 
 
Zum anderen kann neben den präventiven Maßnahmen auf die in dieser Arbeit vorgestellten 
restriktive Konzepte verwiesen werden. Mit diesen wollten die jeweiligen Bundesregierungen 
im Falle eines „erfolgreichen“ Anschlags terroristischen Tätern begegnen können. Beim 
Luftsicherheitsgesetz sollte dies durch den Abschuss entführter Flugzeuge geschehen. Die 
Probleme einer möglichen Umsetzung dieser „Abschusserlaubnis“ im Ernstfall wurden hier 
ebenso untersucht, wie die umfangreiche Diskussion um den strittigen §14 (3) LuftSiG sowie 
das Urteil des BVerfG zu dieser „Abschusserlaubnis“.  
Das Feindstrafrecht sowie der in gewisser Weise zu subsumierende §89a StGB sollen 
dagegen den Umgang mit Terroristen regeln, denen man tatsächlich habhaft werden kann. 
Das durch diese neue Norm – quasi als Begleiterscheidung einer erweiterten 
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Vorfeldaufklärung – auch die Strafbarkeit ins „Vorfeld einer Rechtsgutverletzung“1406 
verlagert wird, konnte in der Untersuchung nachgewiesen werden. Die sich daraus 
entwickelnden grundsätzlichen Fragen sowohl in normativer und politischer, wie auch in 
rechtsdogmatischer Hinsicht konnten hier nur anhand ausgewählter Beispiele angedeutet 
werden – gleichwohl weisen die Ergebnisse der Analyse deutlich auch auf einen restriktiven 
Wandel im Bereich der Inneren Sicherheit hin. Zugleich kann an dieser Stelle nur dafür 
plädiert werden, die analytischen Aspekte des Feindstrafrechtskonzeptes produktiv zu 
nutzen, um genau diese Veränderungen zu erkennen und zu diskutieren. 
Was sich schon bei den Überlegungen zu den Begriffen Sicherheit und Überwachungsstaat 
angedeutet hatte, wurde gerade bei der Diskussion des LuftSiG und des §89a StGB noch 
einmal deutlich: Sicherheit ist ein enorm aufgeladener Begriff und die Diskussion um diesen 
wird nicht selten unsachlich oder unseriös geführt. Auch wenn die These einer Renaissance 
Schmittschen Denkens hier zurückgewiesen werden konnte, so ist doch eine gewisse 
Aktualität der von Carl Schmitt geprägten Begrifflichkeiten nicht von der Hand zu weisen. 
Das allerdings die Verwendung ähnlicher Begriffe nicht zwangsläufig die Verwendung 
Schmittscher Denkfiguren implizieren muss, hat sich ebenfalls recht deutlich gezeigt. 
 
Für den Bereich der Akteure der Inneren Sicherheit lassen sich die folgenden strukturelle 
Entwicklungen erkennen: Vor allem in den Bereichen, in denen der Bund die alleinige oder 
zumindest eine Mitverantwortung trägt, ist es zu einer verstärkten Zentralisierung und 
Zusammenlegung von Aufgaben gekommen. Zugleich hat der Bund durch die 
Transformation des Bundesgrenzschutzes zur Bundespolizei auch im Inneren 
Polizeiaufgaben übernommen – begleitet von zum Teil deutlichen Einsparungen bei den 
Landespolizeien. Ideen für diese Veränderungen der Sicherheitsarchitektur existieren zwar 
mindestens schon seit den frühen 1990er Jahren,1407 aber erst der Handlungsdruck in Folge 
des 11. September 2001 hat die verfassungsrechtlichen Gegenargumente (Stichwort: 
Trennungsgebot) auf politischer Ebene entkräften können. Dass aber auch inhaltliche 
Argumente für eine derartige Zentralisierung sprechen, wurde in der Arbeit dargestellt. 
 
Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass viele der in dieser Arbeit untersuchten 
Gesetzesmaßnahmen einerseits als direkte oder indirekte Reaktion auf die als neu 
wahrgenommene Bedrohung durch den internationalen Terrorismus zu betrachten sind.1408 
Gleichwohl soll nicht unerwähnt bleiben, dass nicht nur die Veränderungen bei den Akteuren 
und Strukturen schon vorbereitet in den „Schubladen der Innenministerien lagen“,1409 
sondern auch Teile der in Reaktion auf die verheerenden Anschläge von New York und 
Washington verabschiedeten, präventiv wirkenden Gesetze. Zuvor noch mit dem Fokus auf 
die grenzüberschreitende und organisierte Kriminalität konzipiert, änderte sich mit dem 11. 
September 2001 sowohl das Ziel als auch die öffentliche Begründung für die Notwendigkeit 
dieser Maßnahmen.1410 Diese „Vorbereitungen“ sind jedoch prinzipiell nichts 
                                                 
1406
 Jakobs (1985). 
1407
 Funk (2010). Kraushaar (2006a) sieht dies bedingt durch die RAF schon in den späten 1970er Jahren. 
1408
 Busch (2003) S.323: „Sicher kann man jedoch sagen, dass die Ereignisse des 11.September 2001 im 
Bereich der Innen- und Rechtspolitik dazu geführt haben, dem rot-grünen Leitmotiv der extensiven Politik 
eine restriktive Note hinzuzufügen.“ 
1409
 Lepsius (2004). 
1410
 Interessant hierzu auch der innenpolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion Wiefelspütz (2007b): 
„Ich wäre für die Vorratsdatenspeicherung auch dann, wenn es überhaupt keinen Terrorismus gäbe.“ 
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Außergewöhnliches. Kommentatoren die hier Kritik äußern, würden ebenso das Fehlen 
derartiger Konzepte im Falle eines „erfolgreichen“ Anschlages kritisieren.  
Dass jedoch ausgerechnet die rot-grüne Bundesregierung die Ausweitung der 
Gesetzgebung im Bereich der Inneren Sicherheit und der Möglichkeiten von Polizei und 
Sicherheitsbehörden vorangetrieben hat, erscheint trotz der Ausnahmesituation des 11. 
September 2001 intuitiv nur begrenzt plausibel. Gleichwohl wurden in der vorliegenden 
Arbeit zahlreiche Punkte gefunden, die die Entwicklungen der letzten zehn Jahre erklären 
können und die Umsetzung entsprechender Maßnahmen auch durch eine „linksliberale“ 
Koalition letztlich nicht überraschend ist. 
Die oben genannten Gründe sollen nicht wiederholt werden. Zusammengefasst zeigen sie 
jedoch, wie wenig auch im Bereich der Inneren Sicherheit das auf Kooperation angelegte 
politische System Deutschlands den einzelnen Parteien Spielraum für eine dezidiert eigene 
Politikgestaltung lässt. Wenn überhaupt, dann können die kleineren Partner in einer 
Regierungskoalition (Grüne, FDP) sich in Einzelfragen als liberales Korrektiv profilieren – 
obwohl sie letztlich die Entscheidungen mittragen. Überraschend sind jedoch die in der 
Arbeit dargestellten Ergebnisse zur Rolle der SPD als Partei der Inneren Sicherheit: Diese 
deuten an, dass die SPD im Falle der Regierungsverantwortung mehr als andere Parteien 
sowohl die Zentralisierung wie auch die Kompetenzerweiterung von Ermittlungsbehörden 
vorantreibt. Allerdings sollten die hier gefundenen Belege in einer späteren Untersuchung 
unbedingt empirisch überprüft werden – womöglich sind die dargestellten theoretischen 
Zusammenhänge nur scheinbarer Natur. 
 
Ein letzter Aspekt soll an dieser Stelle nicht unerwähnt bleiben: Dass das Streben der jeweils 
aktuellen Innenminister nach mehr Sicherheit (welches vermeintlich nur noch durch die 
Urteile des BVerfG in Zaum gehalten wird) die Gefahr birgt, die Verfassungsgrundlagen bzw. 
Grundrechte der Bundesrepublik auszuhöhlen, kann mit Verweis auf die in dieser Arbeit 
dargestellten Argumente schwerlich bestritten werden. Zugleich sollte aber bedacht werden, 
wie groß die öffentliche Verwunderung wäre, wenn im durchaus etablierten Spiel von 
„Grundrechtsschützern“ und „Sicherheitsverantwortlichen“1411 plötzlich ein Innenminister vor 
allem die Grundrechte betonen und potenzielle Gefahren als unwichtig und gar irrelevant 
abtun würde. Man kann wohl davon ausgehen, dass das glaubwürdige (öffentliche) Sorgen 
um die Sicherheit der Bürger (trotz aller damit verbundenen Probleme) zumindest ein Stück 
weit auch zum Rollenmodell eines jeden Innenministers gehört.1412 
 
Trotz dieser zahlreichen interessanten Ergebnisse mussten in der vorliegenden Arbeit einige 
Probleme des Politikfeldes Innere Sicherheit ungeklärt bleiben: Weder konnte die Arbeit 
einen genauen Blick auf (bzw.: in) die Innenministerien, noch auf detaillierte Strukturen und 
die interne Arbeit der Polizeien werfen. Auch wurden letztlich nur die wichtigsten Gesetze 
und Novellierungen der letzten zehn Jahre im Bereich der Inneren Sicherheit untersucht – 
allerdings würde eine Untersuchung sämtlicher relevanter Gesetze, die direkt oder indirekt; 
tatsächlich oder auch nur in der öffentlichen Diskussion auf die Ereignisse des 11. 
September zurückzuführen sind, den Rahmen einer Einzelanalyse überschreiten. Hier würde 
                                                 
1411
 Hirsch (2008c) S.176: „Es ist leichter, mit markigen Forderungen nach law and order wie ein Regisseur 
»action!« zu rufen, als dem Wähler zu erklären, dass ein absoluter Schutz ebenso wenig möglich ist, wie 
die Zehn Gebote es jemals verhindern konnten, ständig gebrochen zu werden.“ 
1412
 Und gleichzeitig bestätigt dies den von Kaufmann (1973) herausgearbeiteten Befund (der in dieser 
Arbeit schon häufig zitiert wurde), dass das Streben nach Sicherheit ein Kernthema von Politik darstellt. 
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sich vielmehr ein Verbundprojekt zur systematischen Analyse anbieten. Schlussendlich 
konnten die Ergebnisse der wenigen vom Verfasser geführten Hintergrundgespräche nur 
unzureichend in dieser Arbeit aufbereitet werden (auch wenn sie in die Analyse durchaus 
eingeflossen sind). Diese einschränkenden Punkte sind jedoch alle für sich erklärbar und 
schmälern dabei nicht die Ergebnisse der Arbeit. Vielmehr sind die offenen Fragen dazu 
prädestiniert, in weiteren Analysen ausführlich untersucht und beantwortet zu werden. 
Hier öffnet sich auch ein Feld für Forschungsarbeiten, welche möglicherweise „politik- und 
verwaltungsinterne“ Forschung nutzen und für eine weitergehende Erklärung auswerten 
können. So könnten auf Basis teilnehmender Beobachtung in Ministerien oder in thematisch 
einschlägigen Verhandlungsrunden sowie durch umfassenden Befragungen von beteiligten 
Personen Erklärungen gefunden werden, welche eine deutlich größere Reichweite als die 
hier gefundenen Ansätze besitzen oder so das entwickelte Bild zumindest ergänzen.  
 
Was hingegen bis zum Ende dem Verfasser dieser Arbeit ein gewisses Rätsel geblieben ist, 
ist die Tatsache, dass es an politikwissenschaftlichen Arbeiten zum Thema Innere Sicherheit 
und Terrorismus mangelt. Sowohl umfangreiche Akteursanalysen, als auch Untersuchungen 
des Institutionengeflechtes fehlen hier. Das Politikfeld Innere Sicherheit existiert für einen 
Großteil der Politikwissenschaft scheinbar nicht, ist nur von untergeordneter Bedeutung oder 
aus anderen Gründen nicht Gegenstand entsprechender Forschung. Dies überrascht ein 
wenig, da die glaubwürdige Garantie von Sicherheit immer noch einer der Wege zum 
Erklären von Wahlerfolgen ist1413 – diese Beobachtung aber bis dato nur in Ansätzen erklärt 
worden ist. Vor allem aktuelle Studien hierzu sind Mangelware. Zugleich ist Sicherheit aber 
einer der Begriffe, der für die Entwicklung der Politikwissenschaft selbst von Bedeutung war 
(und ist).1414  
 
Die vorliegende Arbeit möchte deshalb auch dazu ermuntern, dass Politologen sich vermehrt 
mit dem Politikfeld Innere Sicherheit auseinandersetzen. Die hier vorgebrachten Erklärungen 
für das Entstehen von Gesetzen und die Veränderungen der Architektur vor dem Hintergrund 
terroristischer Anschläge sind als ein Anfang zu verstehen. Sie sollten (und müssen) 
durchaus ergänzt, verbessert, überarbeitet und kritisiert werden. Nichtsdestotrotz ist zu 
hoffen, dass die dargestellten Informationen und Fakten, die vorgenommenen Analysen und 
die gefundenen Erklärungen in der vorliegenden Arbeit spannend und informativ aufbereitet 
wurden und dem Leser ein aktuelles Bild vom Politikfeld Innere Sicherheit liefern. 
                                                 
1413
 Kaufmann (1973) sowie aktualisiert und präzisiert: Kaufmann (2003). 
1414
 Glaeßner (2001) S.338 ergänzt diesen Befund um die Beobachtung, dass die sozialwissenschaftliche 
Sicherheitsforschung in Deutschland erst Anfang der 1970er Jahre einsetzte und erst in den 1990er Jahren 
ihren Aufschwung erlebte. Anter (2007) S.116 assistiert diesem Befund, indem er meint, das Sicherheit 
„…heute populärer als je zuvor…“ ist. 
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